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Vorwort zum zweiten Band. 



In diesem Band habe ich den Nekrolog gesehriehen: ein 
sieben mulsiebzigjähriger Zollanschluß hat inzwischen sein Ende- 
gefunden. 

Wieder steht Luxemburg am Scheideweg! An diesem Wende- 
punkt seiner wirtschaftlichen und politischen Geschicke über- 
gebe ich diesen Band der Öffentlichkeit. Er kommt nicht zu 
spät. Denn aus der Vergangenheit zu lernen, ist das Gebot der 
Stunde — nicht nur für Luxemburg. 

Im August 1919. 

Dr. Albert Calmes. 
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XIV. Die erste Anschlußperiode Luxemburgs 
an den Zollverein (1842-1846). 

Von der großen Mehrheit der luxemburgischen Bevölkerung 
war ' vor dem Abschluß des Vertrags vom 8. Februar 1842 dem 
Zollanschluß an den Zollverein die schlimmste Prognose gestellt 
worden: die Ausführung des Vertrags sollte nichts weniger 
bewirken als den wirtschaftlichen Ruin des Großherzogtums und 
zwar gleichermaßen den Zusammenbruch des Ackerbaues und 
der meisten Zweige der Industrie. Diesen schlimmen Erwartun- 
gen hatte vor allem die einzige damals in Luxemburg bestehende 
organisierte Vertretung der wirtschaftlichen Interessen, die 
Handelskammer, die auch Angehörige der Landwirtschaft und 
der Industrie umschloß, seinerzeit in einer mit Zweidrittelmehr- 
heit angenommenen Adresse an den König-Großherzog Wilhelm 
II. aus Anlaß der Nichtratifikation des ersten mit Preußen ver- 
einbarten Zollanseblußvertrags vom 8. August 1841 Ausdruck 
verliehen. ') 

Noch nach dem am 1. April 1842 vollzogenen Anschluß 
Luxemburgs an den Zollverein kamen die neu errichteten ver- 
fassungsmäßigen Stände des Großherzogtums bei der feierlichen 
Eröffnung ihrer ersten Session durch den Herrscher im Juni 
1842 in einer an diesen gerichteten Begrüßungsadresse auf diese 
Befürchtungen zurück: 

« Tou lefois nous ne pouvons dissimilier ä Votre Majeste (me 
parmi les charges imposees au pays, par suite de son accession 
au Zollverein, il en est surtout qui menacent l'existence de deux 
grandes branches de Tindustrie agricole; nous voulons parier, 
Sin», de l'impöt sur les vins et Teau-de-vie de fruits indigenes. 
Le Grand-Duelie avait, pendant 15 ans. fait une triste experienee 
de reffet de ccs impots. Iis sont abolis depuis 12 ans. Nous 
osons donc supplier Votre Majeste d'aviser aux moyens 
d'obtenir ä cet egard des Etats avec lesquels Elle a traite des 
arrangements d'ailleurs compatibles avec les principe» admis par 
rUnion douaniere .... 

Si certaines branches de Tindustrie nianufacturiere sont 
satisfaites de notre accession aux douanes allemandes, l'agri- 

') Siehe Bd. I, Seite 145. 
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culture et d autres grands interets industriels ne sont pas Sans 
inquietudes. 

Par une epreuve de 4 annees, le pays se formera sur l'op- 
portunite du renouvellement du traite une opinion fondee sur 
l'experience > 

Hat nun die erste, auf 4 Jahre bemessene Anschlußperiode 
diese schlimmen Erwartungen hinsichtlich der Landwirtschaft 
und der von der deutschen Konkurrenz besonders bedrohten 
Industrien verwirklicht? 

Schon nach wenigen Jahren stellten sich all diese wirtschaft- 
lichen Befürchtungen als unbegründeter Pessimismus heraus und 
der luxemburgische Staatskanzler von Blochausen, der allerdings 
weniger aus wirtschaftlichen, denn aus politischen Gründen ein 
entschiedener Gegner des Anschlusses an den Zollverein gewesen 
war, konnte dem preußischen Gesandten im Haag gegenüber 
äußern, «der Zollanschluß habe alle Erwartungen Luxemburgs 
übertroffen » . 

Selbst die Handelskammer in Luxemburg, der es nicht leicht 
fallen konnte, nach so kurzer Zeit den Irrtum ihrer Mehrheit 
einzugestehen, konnte nicht umhin, ein günstiges Urteil über die 
Wirkungen des Zollanschlusses abzugeben. In einer Adresse an 
den König-Großherzog vom Juli 1845 führte die Handelskam- 
mer aus: 

«Si 1' Union commerciale n'a pas rempli toutes les espe- 
rances de ses partisans, eile n'a pas non plus jusqu'ä ce jour 
amene la realisation de toutes les craintes de ses adversaires. 

L'agriculture, de la prosperite de laqueüe depend le com- 
merce interieur, craint encore les effets de cette union; eile croit 
que les annees qui viennent de s'ecouler ont ete des annees excep- 
tionelles.» 

Darin lag die vorsichtige Anerkennung, daß der Zollanschluß 
bis dahin wenigstens keinen erheblichen wirtschaftlichen Scha- 
den angerichtet hatte. 

Ein Zeitgenosse, J. Ulveling, hat in seinem 1857 erschiene- 
nen «Recueil methodique de renseignements et de notes sur la 
Periode de 1839 ä 1848 de l'histoire du G.-D. de Luxembourg» 
(Seite 18) folgendes Urteil über den Zollanschluß ausgesprochen: 

«Cette importante mesure etait d'abord si peu comprise 
qu'elle avait souleve de grandes preventions, et une Opposition 
teile qu'une Chambre de representants l'eüt probablement rejetee, 
d'autant plus qu'on se flattait encore d'illusions sur des traites 
a faire avec d'autres voisins » 

Dann führt Ulveling einige der vernichtenden Urteile an, 
die 1841 in Luxemburg über den beabsichtigten Zollanschluß 
gefällt wurden, und fährt fort: 

«Mais l'evenement a bientöt donne raison ä la minorite et 
prouve combien la pretendue majorite s'etait trompee, et combien 



Digitized by Google 



ia Regence du pays avait eu raison d'avoir conseille la reunion 
devant laquelle l'opposition s'est bientöt effacee. L'accession, 
malgre ses inconvenients, etait im acte de sagesse et d'intelli- 
gence*. 

Diese günstigen Urteile über die Entwicklung des luxembur- 
gischen Wirtschaftslebens im allgemeinen innerhalb des Zoll- 
vereins werden durch die Untersuchung der Entwicklung der 
einzelnen Erwerbszeige nach dem Jahre 1842 bestätigt. 

Das Material hierzu liefern uns die jährlichen «Exposes de 
la Situation du G.-D. de Luxembourg sous le rapport administra- 
tif, industriel et commercial», welche in Gemäßheit des Art. 46 
der Ständeverfassung das Regierungskollegium alljährlich der 
Ständoversammlung vorzulegen hatte. Diese Berichte, sechs an 
der Zahl, von denen der erste der Session der Stände von 1842 
vorgelegt wurde und der letzte, auf das Jahr 1846 bezügliche, 
1847 erschien, geben ein zusammenfassendes Bild von der poli- 
tischen und wirtschaftlichen Lage des Großherzogtums an diesem 
Wendepunkt seiner Geschichte; doch ist, abgesehen von dem 
ersten Expose von 1842, die wirtschaftliche Lage in diesen Publi- 
kationen nur mit wenigen Worten gestreift worden. Der Schwer- 
punkt lag ausgesprochenermaßen im Verwaltungsbericht. 

Die Landwirtschaft war im Genüsse des für sie so eminent 
wichtigen belgischen Zollvergünstigungsgesetzes geblieben und 
hatte insbesondere ihren Getreideexport nach Belgisch-Luxem- 
rg fortführen dürfen, der in den fetten Jahren nach 1842 
besonders ertragreich gewesen war. 

Der Weinbau hatte sich allerdings mit der Wiedereinfüh- 
rung einer Weinsteuer abfinden müssen, aber diese Steuer war 
etwas anders als die holländische Weinsteuer, die bis 1830 den 
luxemburgischen Weinbau erdrosselt hatte. Das kam schon in 
den Erträgnissen der neuen Steuer zum Ausdruck. Denn wäh- 
rend die holländische Weinsteuer in Luxemburg vor dem Jahre 
1830 einen Jahresertrag von ca. 28000 fl (Fr. 59000) abgeworfen 
hatte, betrug der durchschnittliche Jahresertrag der nach preu- 
ßischem Muster in Luxemburg eingeführten neuen Weinsteuer 
in den ersten 13 Jahren nach 1842 bloß 15000 Fr. (Ulveling, a. 
a. 0. S. 19). Der Fiskus hatte außerdem die luxemburgischen 
Weinbauern schonend behandelt, indem ihnen in den schlechten 
Weinjahren 1843 und 1844 die Weinsteuer ganz erlassen wurde 
— ein Vorgang, der sich auch in späteren Jahren, besonders von 
1847 bis 1854, öfters wiederholte. 

Trotz der steuerlichen Belastung hatten die luxembur- 
gischen Weine Absatz im Zollverein gefunden. 

Die Gerbstoff Produzenten erfreuten sich eines reichlichen 
Absatzes zu lohnenden Preisen nach Deutschland, der durch die 
neuen Straßenverbindungen nach Malmedy und St. Vith beson- 
dere Förderung erführ. Die von preußischer Seite den rhei- 



Digitized by Google 



— 8 — 



nisehen Gerbern bewilligte Einfuhrprämie hatte sofort nach dem 
Zollanschluß eine Preissteigerung von 20% bewirkt, die in der 
Folge noch zunahm. 

Dagegen waren die kleinen landwirtschaftlichen Brennereien 
in erster Linie wegen ihrer allseitig anerkannten technischen 
Rückständigkeit zurückgegangen. 

Der luxemburgischen Lederindustrie war der Konkurrenz- 
kampf mit der deutschen so gut bekommen, daß der preußische 
Staat, wie noch zu berichten sein wird, sich veranlaßt gesehen 
hatte, den Lederindustriellen von Malniedy und St. Vith vorüber- 
gehend finanzielle Hilfe zu leisten. Der Anschluß an den Zoll- 
verein war für diese Industrie der Beginn einer Aera der Pros- 
perität, an der auch die an der Lohheckenkultur interessierte 
Landwirtschaft Anteil hatte. Von Jahr zu Jahr stieg die Pro- 
duktion, und nur die Revolution von 1848 machte dieser Hoch- 
konjunktur vorläufig ein Ende, bis sie 1853 wieder einsetzte. 

Weniger gut war es der Handsch uli-I ndustrie ergangen. 
Zwar hatte ihr der Zollanschluß die Beseitigung des bisher erho- 
benen Wertzolles von 11% bei der Ausfuhr ihrer Erzeugnisse 
nach den Zollvereinsländern gebracht, anderseits hatte aber nun- 
mehr Belgien durch Gesetz vom (i. Juli 1844 Luxemburg gegen- 
über Schutzzölle auf diese Waren eingeführt. Damit hatte der 
bisherige bedeutende Export von Handschuhen nach Belgien 
völlig aufgehört, und da dieser Ausfall nicht durch eine ent- 
sprechende Steigerung der Ausfuhr nach Deutschland wett- 
gemacht werden konnte, so mußten die luxemburgischen Fa- 
briken ihre Produktion um ein Drittel einschränken. Dazu kam 
die ungünstige allgemeine wirtschaftliche Lage, die sich bei einer 
solch ausgesprochenen Luxusindustrie empfindlich bemerkbar 
machen mußte. 

Der Weberei-Industrie hatte der Anschluß an den Zollverein 
einen Rückschlag gebracht. Im Kampfe mit der deutschen Kon- 
kurrenz war sie unterlegen. Jahr für Jahr nahm die Zahl der 
Webstühle ab. Die Produzenten zahlten nur noch Hungerlöhne. - 
Diese Industrie war dem Untergang geweiht. 

Anderseits hatte der Anschluß an den Zollverein die Errich- 
tung einer Tricotfabrik in Luxemburg herbeigeführt — die erste 
Fabrik dieser Art im Bereich des Zollvereins, der bisher seinen 
Bedarf in Strumpf- und Strickwaren aus Frankreich gedeckt 
hatte. 

Der Vayencerie-Industrie war der Zollanschluß schlecht 
bekommen. Die erwartete Absatzgelegenheit nach Deutschland 
blieb aus. Nach und nach gingen alle Betriebe ein, und nur ein 
einziger — die Firma Villeroy und Boch in Siebenbrunnen — 
vegetierte weiter, bis auch dieser 1870 vor der Stillegung stand, 
vor der er im letzten Augenblick durch den Kriegsausbruch, der 
eine neue Wirtschaftsperiode einleitete, gerettet wurde. 
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Am schlechtesten schien es zunächst der luxemburgischen 
Eisenindustrie im Zollverein ergehen zu sollen. Luxemburg war 
mit 11 Hochöfen in den Zollverein eingetreten und verfügte über 
eine sehr beachtenswerte Produktion, der es bisher aber an Ab« 
satz gefehlt hatte. Deutschland wurde von dem zollfrei impor- 
tierten englischen Eisen überschwemmt, und gegen dieses war 
das luxemburgische Roheisen, wegen der niedrigen englischen 
Kokspreise gegenüber dem teuren luxemburgischen Holz nicht 
konkurrenzfähig. 

Schon gleich nach dem Beitritt zum Zollverein hatte Luxem- 
burg die Einführung eines Schutzzolles auf Roheisen beantragt. 
Diese Anregung im Verein mit den gleichgerichteten Bestrebun- 
gen der preußischen Eisenwerke und der Kohlenbesitzer an der 
Saar, die bei der Steigerungsfähigkeit der luxemburgischen 
Eisenproduktion nach dem erwarteten Übergang von der Holz- 
zur Koksfeuerung einen enormen Absatz erwarteten, führten 
bald zum Ziele. Als 1844 der Zollverein einen Schutzzoll auf das 
importierte Roheisen legte, besserte sich die Lage, und von diesem 
Augenblicke an entwickelten sich die luxemburgischen Eisen- 
werke, die in den folgenden Jahren durch manche Neugründun- 
gen vermehrt wurden, sehr günstig, obgleich die Konkurrenz der 
hoch entwickelten, auf den Export eingerichteten belgischen 
Eisenindustrie mit ebenfalls niedrigen Kokspreisen um so fühl- 
barer wurde, als der 1844 zwischen Belgien und dem Zollverein 
abgeschlossene Handelsvertrag den Zoll für belgisches Roheisen 
auf die Hälfte des sonst geltenden, d. h. auf 3Vs Taler für die 
Tonne herabsetzte, so daß der Rückgang der englischen Eisen- 
einfuhr durch eine Zunahme der belgischen wenigstens zum 
Teil paralysiert wurde. Der Hauptkonkurrent für die luxem- 
burgische Eisenindustrie war fortan nicht mehr England, son- 
dern Belgien. 

1 besaß Luxemburg 12 Hochöfen, von denen 10 in Be- 
trieb waren, mit einer Jahresproduktion von 9000 Tonnen Roh- 
eisen im Wert von 1,6 Millionen Francs. Diese Erzeugung wurde, 
soweit nicht im In lande verbraucht, ausschließlich nach Deutsch- 
land gebracht. 

Um den deutschen Markt zu behaupten, wünschten die 
luxemburgischen Eisenindustriellen die Herstellung eines ordent- 
lichen Verkehrsweges von der Stadt Luxemburg nach Greven- 
macher an der Mosel und eine Ermäßigung der Wegegelder 
(impöts des barrieres), die gleichermaßen Rohstoffe (Erze, 
Kohlen und Koks) und Erzeugnisse belasteten. Sie konnten ins- 
besondere auf die fiskalische Unterstützung der preußischen 
Eisenwerke hinweisen, denen Preußen aus den Staatsbergwerken 
den Brennstoff mit 25 bis 30 Prozent Preisermäßigung zur Ver- 
fügung stellte. Die luxemburgische Eisenindustrie stellte in den 
folgenden Jahren bei den preußischen Bergwerken mehrmals 
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den Antrag auf entsprechende Preisermäßigung, aber ohne 
Erfolg. 

Im Ganzen hatte die luxemburgische Eisenindustrie nach 
dem Zollanschluß eine sehr erfreuliche Entwicklung genommen, 
die bis zur Revolution von 1848 andauerte. 

Auch die schwer belasteten luxemburgischen Staatsfinanzen 
hatten Grund, mit dem Zollanschluß zufrieden zu sein. Das 
Großherzogtum machte hierin dieselben angenehmen Erfah- 
rungen, wie schon vor ihm mancher deutsche Kleinstaat, der 
gleich Luxemburg mit dem größten Unbehagen die Schwelle des 
Zollvereins überschritten hatte. Der £nteil Luxemburgs an den 
gemeinschaftlichen Zolleinnahmen stieg allmählich. Er betrug: 

im Jahr 1842 rund 110 000 Taler 
184;-) * 147 (KM) * 

1844 . 152 000 » 

1845 » KU) 000 * 
184« » 153 000 

» * 1847 » 108 000 r 

Dem gegenüber hatten die Zolleinnahmen in den vorher- 
gehenden Jahren betragen 1 ): 

für das Jahr 1839 fl 104 810 d. h. 59 891 Taler 
1840 » 220 863 » 126 208 » 
» » 1841 » 199 125 > 113 786 » 
wobei zu berücksichtigen war, daß diese Zölle an allen drei 
«Grenzen erhoben worden waren. 

Im Ganzen war also das Bild ein günstiges, und als das Ende 
der ersten Periode des Zollanschlusses sich näherte, durfte das 
Torsichtige Urteil ausgesprochen werden, daß Luxemburg seinen 
Anschluß an den Zollverein im Ganzen zum mindesten ohne 
wirtschaftlichen Schaden vollzogen hatte. 

In Deutschland war nur den rheinischen und in minderem 
Maße auch den großherzoglich-hessischen Lederfabrikanten der 
Beitritt Luxemburgs zum Zollverein auf dem Frankfurter Leder- 
markt unangenehm fühlbar geworden. Den Schutz, den Frie- 
drich Wilhelm IV. den rheinischen Gerbern schon vor dem An- 
schluß Luxemburgs versprochen hatte, gewährte er ihnen, zwar 
nicht in der begehrten und von Luxemburg abgelehnten Form 
einer Übergangsabgabe auf das nach Preußen eingeführte luxem- 
burgische Leder, wohl aber in anderer, nicht minder wirksamer 
IVeise durch eine Kabinettsordre vom 10. Juni 1842 folgenden 
Inhalts. 

Den Gerbereien von Malmedy und St. Vith wurde bis die von 
dort nach Weiswampach, d. h. nach dem luxemburgischen Gerb- 
stoffgebiet führenden Straßen in besseren Stand gesetzt wurden, 
eine Prämie für die Einfuhr von Gerbstoff aus Luxemburg aus 
'Staatsmitteln bewilligt, deren Gesamtbetrag für 1842 rund 14 000 

') Eypose de la Situation du G.-D. de L , 1842, -Seite 73. 
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Taler ausmachte. Die Prämie betrug 6 Sgr. den Zentner für die 
Einfuhr nach St. Vith und 10 Sgr. für die nach Malmedy. Den 
Gerbereien von Trier und Umgebung wurde, als ihnen diese Lie- 
besgabe an die genannten Gerber bekannt wurde, und sie um eine 
ähnliche Vergünstigung nachsuchten, die Bitte abgeschlagen mit 
der Begründung, daß sie ihren Gerbstoff größtenteils aus der 
Saargegend bezögen. Die Prämie wurde 1844 nach Fertigstellung 
der Straßenbauten für den preußisch-luxemburgischen Verkehr 
abgeschafft. 

Erwähnt sei noch, daß die günstigen Erfahrungen Luxem- 
burgs mit dem Anschluß an den Zollverein eine Zeit lang eine 
Nachahmung dieses Beispiels durch Holländisch-Limburg, das 
ja auch als politisches Anhängsel Luxemburgs zum Deutschen 
Bunde gehörte, erwarten ließ. 

Zollpolitisch gehörte Limburg zu Holland. Nun verursachte 
aber die Zollverwaltung dieser Provinz mit ihren langgestreckten 
ungünstigen Grenzen unverhältnismäßig hohe Kosten, während 
gleichzeitig die handelspolitische Zugehörigkeit zu Holland von 
den zwischen Belgien und Deutschland eingeklemmten und be- 
sonders auf Handelsbeziehungen mit Belgien angewiesenen Lim- 
burgern als ein Nachteil empfunden wurde. Durch den Anschluß 
Luxemburgs an den Zollverein wurden daher in Limburg die 
vorhandenen Bestrebungen auf Errichtung eines selbständigen 
Herzogtums Limburg in Personalunion mit Holland und in Zoll- 
union mit Deutschland gestärkt. Auch in manchen holländischen 
Kreisen bestand damals Neigung für einen Verkauf dieser abge- 
legenen Provinz an Belgien oder an Preußen. Schließlich gaben 
aber zwei Erwägungen holländischcrseits den Ausschlag gegen 
einen Beitritt Limburgs zum deutschen Zollverein: 

1. Die Hoffnung der Oranier und vieler Holländer auf Rück- 
gewinnung Belgiens. Für eine solche Eventualität erschien der 
Besitz der beiden katholischen Länder Luxemburg und Limburg 
als Bindeglieder besonders wertvoll. 

2. Maastricht und Venlo hätten, da sie nicht zum Gebiet des 
deutschen Bundes gehörten, nicht in den Zollverein aufgenom- 
men werden können und wären deshalb in eine unhaltbare wirt- 
schaftliche Lage gekommen. 

Die günstigen wirtschaftlichen und finanziellen Ergebnisse 
des Anschlusses an den Zollverein für Luxemburg oder genauer 
gesagt, das Ausbleiben der vom Anschluß befürchteten Schäden 
darf nicht zu der Annahme verleiten, das Großherzogtum habe 
sich nach vollzogenem Anschluß in ein blühendes Gemeinwesen 
verwandelt. — Luxemburg blieb nach wie vor das arme Land, 
dessen Verhältnisse ich in Kapitel ITT geschildert habe. 

So sehr krankte das Wirtschaftsleben im Großherzogtum, 
daß die durch die Reorganisation des Staates und der Staats- 
finanzen von 1839 an erzielte Ermäßigung und bessere Vertei- 
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lang der Steuern und der günstige Einfluß des Zollanschlusses 
auf den allgemeinen Wohlstand und auf die Staatseinnahmen die 
wirtschaftliche Lage der Bevölkerung in den nächsten Jahren 
noch nicht merklich zu liehen vermochten. Bis tief in die fünf- 
ziger Jahre des 19. Jahrhunderts hinein hatte sich Luxemburg 
wirtschaftlich noch nicht vollkommen erholt. Das beweist die Not 
in d*»n Hunger jähren 1840, 1846 und 1847. 

Schon im Oktober 1845 wurde die Ausfuhr der Kartoffeln 
gänzlich untersagt und im Januar 1847 wurde diejenige des Ge- 
treides durch hohe Ausfuhrzölle inhibiert. Seit 1842 war die 
Organisation der von Jahr zu Jahr anwachsenden Armenpflege 
eine ständige Sorge der Regierung. Viele Gemeinden waren finan- 
ziell außerstande, die Not ihrer Armen zu lindern, ihnen mußte 
der Staat beispringen. Parallel damit mußten seit 1842 außer- 
ordentliche Volizeimaßnahmen gegen das anwachsende, mit Ver- 
brechern durchsetzte Vagabundentum getroffen werden. 

Wie die Revolution von 1830, so war auch diejenige von 
1848 in Luxemburg lediglich aus wirtschaftlichen Gründen her- 
vorgegangen, aus denen deutlich die geringe wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit der Bevölkerung zu jener Zeit zu erkennen ist. 
Es waren dies in der Hauptsache: 

1. Der Unwille des Volkes über die im Jahre 1842 auf 
150 000 fl (318 000 Fr.) erhöhte Zivilliste des König-Großher- 
zogs, die in dieser Höhe fast den gesamten Ertrag der Grund- 
steuer verschlang. In der nach der Revolution festgelegten neuen 
Verfassung vom Juli 1848 wurde die Zivilliste daher auf 100 000 
Fr. ermäßigt. 1 ) 

2. Bei der ländlichen Bevölkerung ein Gesetz vom 10. Juli, 
1845. wonach alle strohgedeckten Häuser und Hütten eine Schie- 
fer- oder Ziegelbedachung erhalten mußten, was den Bauern eine 
für ihre Verhältnisse unerschwingliche Ausgabe auferlegte. 2 ) 
Dieses Gesetz mußte am 15. Juli 1848 zurückgezogen werden, und 
erst durch Gesetz vom 20. März 1876 wurde endgültig die Stroh- 
bedachung wegen der Feuergefahr allmählich untersagt. 



') 1852 wurde sie auf 160 000 Fr. erhöht und beträgt seit der Ver- 
fassung von 1868 200 000 Fr. 

: ) Der Pfarrer Joseph Kalbersch von Erpelding (bei Ettelbrück) be- 
richtet aus seiner Pfarrei «zwei Drittel der Einwohner und darüber müß- 
ten ihre sämtlichen Liegenschaften verkaufen, um ihre Strohdächer mit 
Schiefer zu vertauschen, und das andere Drittel geriete in Dürftigkeit und 
noch größtenteils in Armut» (Ons Hemecht XIII, S. 168). 
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3. Der Unwille gegen den Staatskanzler von Blochausen, der, 
vom Volke als den Urheber dieser Mißhelligkeiten angesehen, 
1847 sein Gehalt bei der gespannten Finanzlage und der allge- 
meinen Not von 8000 auf 10 000 fl hatte erhöhen lassen. 

Nur wegen wirtschaftlicher Beschwerden erlangten die we- 
nigen städtischen Aufrührer Schutz und stillschweigende Dul- 
dung bei den Landbewohnern, denen Preßfreiheit, Verfassung, 
Republik und ähnliche politische Forderungen völlig gleichgültig 
waren. 

Vor allem wird aber die fortdauernde wirtschaftliche Not 
bewiesen, durch das untrüglichste Zeichen der Armut und der 
Hoffnungslosigkeit — den organisierten Menschenexport, di« 
Auswanderung. In die vierziger Jahre fällt der Hauptstrom die- 
ser Bewegung in Luxemburg, die nicht bloß einzelne wagemutige 
und strebsame Männer in die Ferne trieb — denn das hätte als 
ein günstiges Symptom für die Charaktereigenschaften, die 
Strebsamkeit und die Tüchtigkeit des Volkes gelten können — , 
•sondern ganze Familien, Sippen und halbe Dörfer mit Kind und 
Kegel über das Weltmeer brachte. 

Diesen armen Landeskindern, die gebrochenen Herzens die 
-heimatliche Scholle in dem Bewußtsein verließen, daß sie diese 
nie mehr sehen würden, hat der luxemburgische Dialektdichter 
Michel Lentz in seinem Lied «An Amerika» ein Denkmal gesetzt. 1 ) 

Die Auswanderung bedeutete nicht nur einen Menschen-, 
sondern auch einen erheblichen Kapitalverlust. Denn die Aus- 
wanderer setzten sich nicht bloß aus einzelnen, alleinstehenden 
Personen, sondern auch aus ganzen Haushalten und Familien- 
gruppen zusammen. Letztere, meistens Kleinbauern, versilberten 
ihren Besitz und brachten diese\s Betriebskapital nach dem Aus- 
land. Diese Bewegung nahm zeitweilig einen solchen Umfang an. 
daß dem Angebot an Gütern der Auswanderungslustigen keine 
Nachfrage mehr gegenüber stand, und mancher wurde von der 
Auswanderung lediglich durch die Unmöglichkeit, sein Kapital 
flüssig zu machen, abgehalten. 

i 

Lehrreich ist in dieser Beziehung die folgende Statistik der 
Bevölkerungsbewegung seit dem Bestehen des jetzigen Großher- 
zogtums. 

l ) Lentz, geboren 1821 in Luxemburg, gestorben 1893, zugleich der 
Dichter des Nationalliedes «Ons Hemecht» (Unsere Heimat). 
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Ergebnisse der Bevölkerungszählung. 



Im 
Jahre. 



1839 
1843 
1846 
1849 
1852 
1855 
1858 
1S61 
1864 
1867 
1871 
1875 
1SS0 
1885 
1390 
1S95 
1900 
1905 
1910 
1916 



erreichte die 
Bevölkerung 
die Zihl von 



169 920 
179 904 
186 140 
189 783 
192 632 
ISO 480 
192 196 
197 731 
202 937 
199 59S 
197 528 
205 158 
209 570 
213 283 
211083 
217 533 
235 954 
246 455 
259 891 
263 824 



Im Vergleich 
mit der vorhergehenden 
Volkszählung 

Zunahme Abnahme 



9984 ? 
6236 
3643 
2349 

2716 
5335 
5206 



7630 
4412 
3713 

6495 
18371 
10501 
13436 

3933 



3152 



2979 
2430 



1195 



Abstand [ 
zwischen den 
Volkszählungen 
in Jahren 



Im Jahresdurchschnitt 

Bevölkerungs- 
Zunahme Abnahme 



3 


2079 


3 


1214 


3 


950 


3 




3 


905 


M 


1778 


3 


1735 


3 




4 




4 


I90S 


5 


882 


5 


743 


5 




5 


1299 


5 


3674 


5 


2100 


5 


26S7 


6 


656 



1051 



993 
605 



439 



Statistik der Auswanderung. 



Jahr. 


Zahl 


Zahl der Auswanderer nach 


der Auswanderer überhaupt. 


Amerika im besonderen. 


1842 


? 


45 


1843 


917 


253 


1844 


377 


24 


1845 


526 


218 


1846 


1587 


991 


1847-1861 




? 


1862 


3*11 




1863 


303 




1864 


560 




1865 


387 




1866 


571 


• 


1867 


813 




1868 


751 




1869 


561 




1870 


271 




1871 


829 




1872 


912 




1873 


383 




1874 


188 




1875 


164 




1876 


230 




1877 


143 




1878 


308 




1879 


228 




1880-1884 






1885 


420 





Digitized by Google 



— 15 — 



Nach einem kgl.-niederländischen Beschluß vom 29. Sep* 
tember 1328 sollten die Volkszählungen im Königreich der Ver« 
einigten Niederlande alle 10 Jahre, erstmalig im Jahre 1828 
stattfinden. Die letzte Volkszählung, die in Luxemburg auf Grund 
dieses Beschlusses 1839 erfolgte, ergab eine Bevölkerung von 
169 920 Einwohnern. 

Nach Art. 43 der luxemburgischen Verfassung von 1641 
sollte die Volkszählung alle 6 Jahre, erstmalig im zweiten Halb- 
jahr 1847 erfolgen. Daneben hatte der Anschluß an den Zoll- 
verein Luxemburg die Verpflichtung zu Volkszählungen auferlegl, 
die bis 1870 alle 3 Jahre erfolgten. Bis 1870 fanden getrennte 
Volkszählungen statt, die eine als verfassungsmäßige Volkszäh- 
lung für die Zwecke der Wahlen zur Abgeordnetenkammer, die 
andere für die Zwecke der Verteilung der gemeinschaftlichen 
Einkünfte des Zollvereins. Von 1871 ab wurden beide 
• Zählungen zusammen und zwar auf Grund eines Bundesrats- 
beschlusses alle 5 Jahre am 1. Dezember vorgenommen. 

Die erste Zählung nach den Grundsätzen des Zollvereins 
fand am 1. Dezember 1843 statt. Sie ergab 179 904 Seelen, also 
0984 mehr als 1839. Zweifellos war in diesen 4 Jahren ein sol- 
cher Bevölkerungszuwachs nicht eingetreten, vielmehr ist die 
erhebliche Zunahme wohl darauf zurückzuführen, daß die Zäh- 
lung von 1843 mit der größten Genauigkeit vorgenommen wurde r 
im Hinblick auf die große Bedeutung, die nunmehr der Bevöl- 
kerungsziffer als Verteilungsbasis für die Einkünfte des Zoll- 
vereins zukam. 

Bezeichnend ist die Abnahme des Bevölkerungszuwachses, 
die sogar zu einer Abnahme der Bevölkerungsziffer führt, in 
dem Zeitraum von 1846 bis 1858, in der die Wirkungen der 
Hungersnot und der damit verbundenen Auswanderung zu er- 
kennen sind. 

Ausschlaggebend war für das Einleben Luxemburgs in den 
. Verband des deutschen Zollvereins, wie in den dreijährigen Ver- 
handlungen mit Preußen von luxemburgischer Seite immer 
v\ ieder betont worden war, die Beibehaltung der seitens Belgiens 
dein Großherzogtum zur Erhaltung wesentlicher Teile des bis- 
herigen wirtschaftlichen Verkehrs eingeräumten Vergünstigungen 
cks Gesetzes von 1839. 

Nach Art. 22 des Vertrages vom 8. Februar 1842 sollte sielt 
Preußen für die Erhaltung des bisherigen belgisch-luxembur- 
Si-^chen Grenzverkehrs einsetzen, wobei für den Fall, daß Belgien 
die «loi de faveur» aufheben sollte, Luxemburg für die ihm aus 
dieser Maßnahme erwachsenden Nachteile entschädigt werden 
sollte. Schon im eigenen Interesse galt es daher für Preußen, 
Schritte zur Erhaltung jenes Gesetzes und zwar mindestens bis: 
zum Ablauf des Zollanschlußvertrages, d. h. bis zum 31. März 
1846 zu tun. Denn das Gesetz vom 6. Juni 1839 war keine 
völkerrechtliche Abmachung, sondern lediglich ein Gesetz, das: 
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jeden Augenblick durch ein anderes belgisches Gesetz aufge- 
hoben werden konnte. 

Zwar hatte sich Friedrich Wilhelm IV. im Februar 1842 
auf der Rückreise von England bei einem Besuch bei König 
Leopold von diesem die Zusicherung geben lassen, daß das Ge- 
setz auch nach dem Zollanschluß Luxemburgs vorläufig erhalten 
bliebe. Auf wie schwachen Füßen diese Zusicherung stand, 
beweist jedoch, außer der Tatsache, daß schon im Mai 1842 
Belgien vom Zollverein Entschädigungen für die Beibehaltung 
des Gesetzes, allerdings vergeblich begehrte, auch folgende Be- 
gebenheit. 

Als die Verträge Luxemburgs mit den französischen Sa- 
linen von Dieuze, woher Luxemburg bisher das Salz für sein 
Staatsmonopol bezogen hatte, 1843 abliefen, stellte die belgische 
Regierung erneut 1 ) den Antrag, daß Luxemburg das Salz von bel- 
gischen Werken in Lüttich und Dinant beziehen möge und ließ 
durchblicken, daß die Erfüllung dieses Wunsches Bedingung 
sei für die Beibehaltung des Vergünstigungsgesetzes. Mit diesem 
Antrag wurde dem Großherzogtum ein erhebliches Opfer zuge- 
mutet, da das belgische Salz zwar von besserer Qualität, aber 
40 Prozent teurer war als das französische. Trotzdem war 
Luxemburg bereit, auf die belgischen Wünsche einzugehen, 
jedoch unter der Voraussetzung, daß dieses Zugeständnis als 
förmliche Kompensation für das Vergünstigungsgesetz von Bel- 
gien anerkannt werde. Hierauf ging Belgien, dem diese Gegen- 
leistung nicht genügend erschien, jedoch nicht ein, verlangte 
vielmehr die luxemburgische Salzbelieferung als erste Bedingung, 
um den Widerstand der belgischen Kammer gegen die Beibehal- 
tung des Vergünstigungsgesetzes zu brechen. 

In dem Bericht der Zentralsektion der belgischen Reprä- 
sentanten-Kammer über das Budget für 1844 hieß es: 

«La section centrale a demande .... s'il ne conviendrait pas 
de faire retirer par une loi les avantages aecordes ä quelques 
industries du G.-D. de Luxembourg, aujourd'hui que la position • 
de ce pays est changee.» 

Darauf antwortete der Finanzminister: 

«Depuis la loi du 6 juin 1839 on n'a cesse de poursuivre, 
d'abord aupres du Gouvernement grand-ducal et plus tard au- 
pres du Zollverein, des compensations plus grandes que la libre 
sortie du minerai de fer du Grand-Buche permise a la destina- 
tion de la Belgique en suite de cette loi. 

II serait d'autant plus ä regretter que, dans cet etat de 
choses, on retirät, sans plus attendre, les concessions faites par 
la loi du 6 juin 1839 qu'on a en ce moment Tespoir d'obtenir de 

*) Siehe Bd. I, Seite 63. 
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radminist ration grand-ducale pour l'approvisionneuient du sei 
que le Grand-Duche tire du dehors pour sa cousommation, une 
disposition favorable ä la Belgique.» 

Um das bedrohte Gesetz zu retten, ging Luxemburg auf die 
belgischen Wünsche hinsichtlich der Salzbelieferung des Groß- 
herzogtums ein. 

Die Gelegenheit für Preußen, sich die Erhaltung des Ver- 
günstigungsgesetzes von Belgien förmlich zusichern zu lassen, 
boten die seit 1834 zwischen beiden langsam dahin schleichenden 
Verhandlungen, die bald einen Handelsvertrag und bald den 
Eintritt Belgiens in den Zollverein, je nach den wechselnden 
politischen Konjunkturen zum Gegenstand hatten und die 
schließlich nach einem kurzen Zollkrieg 1844 zu einem Handels- 
vertrag zwischen Belgien und dem Zollverein führten. Diese 
Verhandlungen wurden dadurch besonders erschwert, daß Bel- 
gien, damals in einer wirtschaftlichen Krisis befindlich, die be- 
sonders die flandrische Leinenindustrie getroffen hatte, zu 
gleicher Zeit mit Preußen und mit Frankreich teils über einen 
Handelsvertrag, teils über eine Zollunion verhandelte. Als die 
zwischen Preußen und Belgien ins Stocken geratenen Bera- 
tungen 1843 wieder aufgenommen wurdeu, forderte Preußen 
unter anderem die Beibehaltung des Vergünstigungsgesetzes und 
setzte auch diese Forderung durch. 

Art. 26 des Handels-Vertrages zwischen Belgien und dem 
Zollverein vom 1. September 1844 lautete: «Das Gesetz vom 6. 
Juni 1839 in Betreff der Handelsbeziehungen Belgiens zum 
Großherzogtum Luxemburg wird aufrecht erhalten.» Damit 
waren die belgischen Zollvergünstigungen zu gunsten Luxem- 
burgs zu einer völkerrechtlichen Vertragsklausel geworden, die, 
■wenigstens solange der betreffende Handelsvertrag dauerte, nicht 
mehr einseitig aufgehoben werden konnte. Da dieser Vertrag auf 
6 Jahre vom 1. Januar 1845 an abgeschlossen war, war Luxem- 
burg die «Loi de faveur» bis 1. Januar 1851 gesichert, während 
der Anschluß des Großherzogtunis an den Zollverein nur bis 31. 
März 1846 lief. 

Das weitere Schicksal des belgischen Vergünstigungsgesetzes 
wird bei der Darstellung des zweiten Zollanschluß-Erneuerungs- 
vertrags Luxemburgs von 1853 zu schildern sein. 

XV. Der erste Erneuerungsvertrag des Anschlusses 

an den Zollverein (1847). 

Der preußische Gesandte im Haag, Graf von Königsmarck, 
der im August 1842 an die Stelle des im April 1842 abberufenen 
Grafen v. Lottum getreten war, hatte im August 1844 einen zwei- 
wöchentlichen Aufenthalt in Luxemburg genommen, um sich 
über die Verhältnisse zu orientieren. Auf Grund seiner Reiseein- 
drücke berichtete er dem preußischen Minister der Auswärtigen 
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Angelegenheiten, die Luxemburger hätten nunmehr die alle Er- 
wartungen übertreffenden günstigen Wirkungen des Anschlusses 
an den Zollverein eingesehen, abweichende Urteile kämen nur 
von unbelehrbaren früheren Gegnern dieses Anschlusses, und es 
bestünde daher gar kein Zweifel, daß der Anschlußvertrag bei 
seinem Ablauf am 31. März 184(5 luxeinburgischerseits auf der- 
selben Grundlage erneuert würde. 

Einige Monate darauf, am 17. Dezember 1844, hatte der 
König-Großherzog die luxemburgische Regierung zu einer Äus- 
serung über die etwaige Erneuerung des Zollanschlußvertrages 
von 1842 nach dessen Ablauf aufgefordert. Der hiervon benach- 
richtigte preußische Gesandte im Haag äußerte sich vertraulich 
an den luxemburgischen Staatskanzler von Blochausen dahin, 
daß Luxemburg bei der Erneuerung alle wünschenswerten Än- 
derungen am Vertrag von 1842 gewährt würden — außer hin- 
sichtlich des Zugeständnisses einer unmittelbaren Vertretung mit 
Stimmrecht im Zollverein. 

Das Gutachten des luxemburgischen Regierungskollegiums 
(de la Fontaine, Präsident; Gelle, Jean Ulveling, Theodor Pesea- 
tore u. Math. Simons, Mitglieder; Jurion, General-Sekretär) ging 
dahin, den Anschluß an den Zollverein zu erneuern, erstens, weil 
ein anderer Anschluß kaum möglich sei, und zweitens, weil die 
über den Anschluß an den Zollverein seinerzeit gehegten Be- 
fürchtungen sich als grundlos erwiesen hätten. Im einzelnen 
führte der Bericht aus: Der nationale Reichtum sei unverändert 
geblieben. Neue Industrien seien zwar nicht entstanden, die 
bestehenden hätten aber in Deutschland ausreichenden Absatz 
gefunden; dies gelte selbst für den luxemburgischen Weinbau, 
der am meisten für gefährdet gegolten hatte. Von den landwirt- 
schaftlichen Gewerben hätten die kleinen Branntweinbrennereien 
stark unter der preußischen Konkurrenz gelitten. Große Vor- 
teile hätte die Gerberei-Industrie erlangt und mit ihr auch die 
Gerbstoff Produzenten, da der Wert der Eichenlohe von 2 auf 37* 
bis 4 Fr. für 25 kg gestiegen sei. In Verbindung mit der Erhal- 
tung des belgischen Vergünstigungsgesetzes sei daher der An- 
schlußvertrag, allerdings mit Änderungen besonders in den Ab- 
machungen, die die Souveränität des luxemburgischen Staates 
einschränkten, zu erneuern. 

Nach Art. 23 des Zollanschlußvertrags von 1842 lief dieser 
Vertrag bis Ende März 1846. Eine Kündigung hatte spätestens 
9 Monate vor Ablauf zu erfolgen, andernfalls galt der Vertrag 
jeweils auf 6 Jahre als verlängert. Letzter Kündigungstermin 
war also der 30. Juni 1845. 

Die Initiative zu den Erneuerungsverhandlungen ergriff 
Blochausen in einer vom Haag datierten Note vom 22. Juni 1845 
an Königsmarek, die die Kündigung des Vertrags von 1842 aus- 
sprach und dessen Erneuerung von «modifications en harmonie 
avec les besoins et les institutions politiques du pays» abhängig 
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machte, welche Änderungen damit begründet wurden, daß, wäh- 
rend das Großherzogtum sich 1839 und in den folgenden Jahren 
in einem Zustand des politischen Provisoriums und der adminis- 
trativen Desorganisation befand, es jetzt nach sechsjähriger poli- 
tischer Arbeit ein Staat geworden sei, der den Vereinsstaaten 
gegenüber den Anspruch erheben dürfe, seine Zollangelegen- 
heiten im Rahmen des Vereins selbständig zu führen. 

Wenn also das Großherzogtum die Fortdauer des Anschlus- 
ses an den Zollverein seiner materiellen Interessen wegen wün- 
sche, so strebe es dies doch nur insoweit an, als dadurch seine 
Unabhängigkeit gewahrt bliebe und demnach alle die im bis- 
herigen Vertrag enthaltenen Bestimmungen, die mit der luxem- 
burgischen Verfassung unvereinbar seien, in den neuen Vertrag 
nicht aufgenommen würden. Luxemburg strebe ideelle, keine 
materiellen Änderungen, mit einem Worte die Gleichstellung mit 
den anderen Vereinsmitgliedern an. *) 

Die Verhandlungen über den Erneuerungsvertrag waren 
schwierig und dauerten solange, daß, um Zeit zu gewinnen, der 
am 31. März abgelaufene Vertrag von 1842 zunächst auf unbe- 
stimmte Zeit unter Festhaltung einer neunmonatlichen Kün- 
digungsfrist vorläufig verlängert werden mußte. 

Die von Luxemburg geforderten wichtigsten Änderungen 
waren : 

1. Zulassung des Großherzogtums als selbständiges Mitglied 
mit beratender Stimme zu den Generalkonferenzen, ausgenom- 
men in Fällen der Interessenkollision zwischen dem Zollverein 
und den Niederlanden. Diese Forderung zielte auf die Besei- 
tigung des 1. Absatzes des Sep.-Art. 9 des Vertrags von 1842. 

Wie bereits ausgeführt wurde, konnte Luxemburg die Stel- 
lung eines völlig gleichberechtigten Vereinsmitgliedes billiger- 
weise nicht beanspruchen. Denn bei den großen wirtschaftlichen 
Gegensätzen zwischen Deutschland und Holland machte es die 
Personalunion praktisch unmöglich, daß der König von Holland 
Informationen nicht verwerte, die er als Großherzog von Luxem- 
burg hätte erhalten müssen, oder daß er in letzterer Eigenschaft 
im Zollverein seine Stimme gegen die Interessen eines Königs 
von Holland abgegeben hätte. 

Dieser für die Verhandlungen unvorteilhaften Lage suchte 
der luxemburgische Vorschlag dadurch Rechnung zu tragen, daß 
Luxemburg bloß eine beratende Stimme haben sollte und daß, 
wenn in den Generalkonferenzen Dinge zur Beratung standen, 
die niederländische Interessen berührten, der luxemburgische 
Vertreter von der Beratung ausgeschlossen werden mußte, wenn 
auch nur eine einzige Stimme seinen Ausschluß beantragte. Da 
nun aber in den Beratungen die Materien sich in Bezug auf den 
Interessenkreis kaum scharf abgrenzen ließen und öfters im 
voraus nicht bestimmt werden konnte, welche Angelegenheiten 

*) Denkschrift Blochausens an Königsmarck vom 18. Febr. 1846. 
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in der Debatte tatsächlich zur Sprache kommen würden, so er- 
schien die praktische Handhabung des luxemburgischen Vor- 
schlags ziemlich schwierig, abgesehen davon, daß der Ausschluß 
des luxemburgischen Vertreters mitten in einer Debatte gleicher- 
maßen für den Ausgeschlossenen wie für den den Ausschluß Be- 
antragenden peinlich sein mußte. 

Das Ergebnis der Verhandlungen über diesen wichtigen 
Punkt war, daß Luxemburg ein eigener Vertreter in der General- 
konferenz des Zollvereins zwar nicht zugestanden, aber ihm 
anheimgestellt wurde, ein anderes Vereinsmitglied mit seiner 
Vertretung zu beauftragen, doch schloß dieser Auftrag die Aus- 
übung eines besonderen Stimmrechts durch den Vertreter im 
Namen Luxemburgs nicht ein. 

Diese Abmachung, die ihren Ausdruck unter Ziffer 2 des 
Separatartikels des Zollanschluß-Erneuerungsvertrags von 1847 
fand, war eine rein formale Konzession, die Luxemburg keinen 
effektiven Einfluß auf die Beschlüsse des Zollvereins einräumte, 
sondern ihm lediglich die Möglichkeit gab, seine Interessen nicht 
bloß schriftlich, sondern auch durch den Mund eines anderen 
Vertreters vor die Konferenz bringen zu lassen. 

2. In einem gewissen Konnex mit dem Bestreben Luxem- 
burgs, eine selbständige Stellung im Zollverein zu erlangen, stand 
die weitere Forderung einer Einschränkung des Einflusses des 
preußischen Finanzministeriums auf die luxemburgische Zoll- 
direktion. 

Der Vertrag von 1842 hatte bestimmt, daß, da die Zolldirek- 
tion bei ihrer Geschäftsführung der Leitung und Kontrolle einer 
für das Zollwesen organisierten Zentralstelle bedürfe, wie sie 
sich bei den größeren Vereinsstaaten in dem Finanzministerium 
vorfinde, die Funktionen einer solchen Zentralstelle für das 
Großherzogtum dem preußischen Finanzministerium übertragen 
würden, woraus sich für die luxemburgische Zolldirektion die 
Verpflichtung ergab, in allen Angelegenheiten der Zollverwal- 
tung die Anordnungen und Entscheidungen in Berlin einzuholen 
und auszuführen. 

Um diesen ausländischen Einfluß auszuschalten, verlangte 
nunmehr Luxemburg, «daß die Entscheidungen in administra- 
tiven Angelegenheiten, welche nach dem Vertrag dem preußischen 
Finanzministerium zustehen, sowohl der Sache als der Form 
nach, von der luxemburgischen Regierung ausgehen», doch im 
Einverständnis mit dem preußischen Finanzministerium. Bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen beiden sollte die General- 
konferenz entscheiden. Daraus ergab sich, daß die Zolldirektion 
in Zukunft ausschließlich der luxemburgischen Regierung unter- 
stellt sein würde. 

Das Ergebnis der Verhandlungen über diesen Punkt war die 
Beibehaltung des bisherigen Zustandes in materieller Hinsich't 
mit zwei formalen Konzessionen an die luxemburgischen 
Wünsche. 
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Bisher hatte sich der Geschäftsverkehr zwischen der Zoll- 
direktion in Luxemburg und dem preußischen Finanzministe- 
rium gemäß dem Vertrag von 1842 so abgewickelt, daß die Zoli- 
direktion ihre an das preußische Finanzministerium gerichteten 
Berichte dem luxemburgischen Gouverneur vorlegte, der sie nach 
Begutachtung urschriftlich nach Berlin beförderte. Auch in um- 
gekehrter Richtung wurden die Verfügungen des preußischen 
Finanzministeriums an die Zolldirektion in Luxemburg gerich- 
tet, aber an den luxemburgischen Gouverneur gesandt und von 
diesem an die Zolldirektion nach Kenntnisnahme in extenso 
weitergegeben. Diese Einrichtung blieb nach Ziffer b' des Sepa- 
ratartikels des Erneuerungsvertrags von 1847 bestehen, jedoch 
mit der formalen Änderung, daß die Zolldirektion in Luxemburg 
an den Gouverneur berichten und auch vom Gouverneur die 
Entscheidungen, die diesem vom preußischen Finanzministerium 
zugingen, empfangen sollte. Dem Zolldirektor war damit in 
formaler Hinsicht der Verkehr mit dem preußischen Finanz- 
ministerium abgeschnitten, was aber an der tatsächlichen Ein- 
wirkung Berlins auf die Geschäftsführung der luxemburgischen 
Zolldirektion nicht das geringste änderte. 

Nach dein Vertrag von 1842 waren alle l'rlaubsbewilligun- 
gen und Vertretungen von Zollbeamten über die Dauer von sechs 
Wochen hinaus dem preußischen Finanzministerium zu berich- 
ten. Das sollte in Zukunft unterbleiben, «insofern nicht die Zoll- 
direktion selbst in dergleichen Fällen Bedenken haben und diese 
zur Sprache zu bringen, für nötig erachten möchte.» 

Unter derselben Voraussetzung verzichtete das Finanz- 
ministerium auf das Recht der Genehmigung für gewisse Zah- 
lungen aus der Zollkasse (Ziffer 7 des Sep.-Art. des Erneuerungs- 
vertrags von J847). 

3. Eine weitere luxemburgische Forderung betraf die Stel- 
lung des Zolldirektors zu den luxemburgischen Staatsbehörden. 

Nach der Verfassung vom 12. Oktober 1841 bestand die 
luxemburgische Regierung aus einem Kollegium von 5 Mitglie- 
dern, dessen Präsident den Titel Gouverneur führte. Ferner gab 
es eine Rechnungskammer, die von der Regierung völlig unab- 
hängig und deshalb dieser in der Rangordnung gleichgestellt w r ar. 
Nun hatte der Zolldirektor aus der Bestimmung in Sep.-Art. 9 
des Vertrags von 1842 (I A Ziffer 2), wonach die Zolldirektion, 
insbesondere deren Direktor, zu der Landesregierung und deren 
Chef «in demselben Verhältnisse stehe wie andere großh. obere 
Zivilbehörden, namentlich die Rechnungskammer,» den An- 
spruch abgeleitet, bei feierlichen Anlässen seinen Platz inmitten 
der Regierung einzunehmen, was in Anbetracht des Umstandes, 
daß der Zolldirektor ein Ausländer war. wenig Takt verriet und 
Widerspruch erweckte. Deshalb wurde in den Separatartikel 
zum Vertrag von 1847 unter Nr. 3 eine Bestimmung aufgenom- 
men, wonach die Zolldirektion der Regierung und der Reeh- 
nungskainmer untergeordnet sei. 
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4. Auf Grund des Vertrags von 1842 waren in der luxem- 
burgischen Zollverwaltung an preußischen Beamten: der Zoll- 
direktor, der Hauptzollamtskontrolleur und 6 Obergrenzkontrol- 
leure, deren Zahl auf 5 ermäßigt werden sollte, dauernd und 
außerdem berittene Grenzaufseher vorübergehend angestellt wor- 
den. Luxemburg forderte nun, daß das gesamte Zollpersonal 
einschließlich des Direktors prinzipiell aus Luxemburgern be- 
stehe, die ausschließlich luxemburgischer seits zu ernennen sein 
würden, doch sollte die Entlassung der in Luxemburg tätigen 
preußischen Beamten erst allmählich durchgeführt werden. 

Was den wichtigen Posten des Zolldirektors betraf, so 
wünschte Luxemburg an diese Stelle einen Luxemburger zu 
sehen, dem eventuell ein preußischer Beamter als Adjunkt bei- 
geordnet werden konnte, also eine Umkehrung des bisherigen 
Verhältnisses zwischen dem entscheidenden preußischen Zoll- 
direktor und dem ihm beigegebenen beratenden luxemburgischen 
Zollrat. Auf jeden Fall aber begehrte Luxemburg die Abberu- 
fung des bisherigen Zolldirektors, des Geheimrats Schob, unter 
Hinweis auf die Unstimmigkeiten, die zwischen diesem und sei- 
nen luxemburgischen Beamten entstanden waren. Nach Ansicht 
der luxemburgischen Regierung war Schob zwar diensteifrig und 
tüchtig, aber ein reizbarer und gebieterischer Vorgesetzter, der, 
statt sich die Anhänglichkeit und das Vertrauen seiner Unter- 
gebenen zu erwerben, deren Ehrgefühl durch seine übermäßige 
Strenge und die Art seines Auftretens verletzte. Seinerseits hatte 
Schob seit den ersten Tagen der Übernahme der Zolldirektion 
fortdauernd ungünstiges über die luxemburgischen Beamten 
nach Berlin berichtet. Diese seien unfähig, unzuverlässig, unge- . 
bildet und, was er besonders bemängelte, der deutschen Sprache 
nicht mächtig. Diesen Darlegungen hielt die luxemburgische 
Regierung die Treue und die Ehrlichkeit der luxemburgischen 
Zollbeamten entgegen. Seit Errichtung der Zollverwaltung sei 
kein einziger Fall von Untreue oder Rohheit unter ihnen vorge- 
kommen. Die mangelhaften Sprachkenntnisse eines Teiles der 
Beamten seien unbestreitbar, da infolge der früheren politischen 
Zugehörigkeit Luxemburgs zu Belgien die meisten früher in bel- 
gischen Diensten gestanden hätten, weshalb auch die französische 
Amtssprache ihnen geläufiger sei als die deutsche. Bei der 
raschen Reorganisation der Zollverwaltung in der Zeit zwischen 
dem 8. Februar und 31. März 1842 habe keine Möglichkeit be- 
standen, eine andere Beamtenauswahl zu treffen. Im übrigen 
handle es sich um einen vorübergehenden Mangel, der von selbst 
mit der Zeit verschwinden würde. 

Außer diesen luxemburgischersei ts offiziell vorgebrachten 
Klagen gegen den Zolldirektor gab es noch andere, auf die ich 
schon in Kapitel XII hingewiesen habe. Schob hatte sich poli- 
tisch betätigen wollen und damit ein Vertrauensverhältnis un- 
möglich gemacht. Weit davon entfernt, die luxemburgische Re- 
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gierung und in Sonderheit den Gouverneur des Landes als seinen 
Vorgesetzten anzuerkennen, stellte er dieselben Ansprüche, die er 
hinsichtlich der Rangordnung formulierte, auch im dienstlichen 
Verkehr mit der luxemburgischen Regierung und war beispiels- 
weise niemals in dienstlicher Angelegenheit zu einer Besprechung 
beim Gouverneur erschienen. 

Die Schob'schen Berichte hatten nicht wenig dazu beigetra- 
gen, das preußische Finanzministerium in der Auffassung zu 
bestärken, daß es nicht angängig sei, die Zollverwaltung den 
Luxemburgern anzuvertrauen, und so fand sich bei den Verhand- 
lungen Preußen wohl im einzelnen zu gewissen Zugeständnissen 
bereit, hielt aber an den ihm bisher vertragsmäßig zustehenden 
Mitteln der persönlichen Einflußnahme auf die luxemburgische 
Zollverwaltung fest. Das Ergebnis war, daß Preußen zwar in 
die Versetzung des Geheimrats Schob einwilligte, aber die Er- 
nennung eines Luxemburgers an dessen Stelle verweigerte. 

Zu seinem Nachfolger wurde nach Auswechslung der Rati- 
fikationen über den Zollanschluß-Erneuerungsvertrag im Juli 
1847 dem König-Großherzog der Regierungsrat Freiherr von 
Reibnitz vorgeschlagen und angenommen. Dieser war Jurist 
und zuletzt bei der Provinzialsteuerverwaltung in Breslau tätig 
gewesen. 

Bezüglich der Obergrenzkontrolleurstellen, die bisher min- 
destens zur Hälfte mit preußischen Beamten zu besetzen gewesen 
waren, erzielte dagegen Luxemburg einen Erfolg, indem alle diese 
Stellen allmählich durch Luxemburger besetzt werden sollten. 
(Sep.-Art. Ziffer 5.) 

Um einen vorgebildeten Nachwuchs an Inländern für den 
luxemburgischen Zolldienst zu gewinnen, wurde ferner im 
Schlußprotokoll des Vertrags von 1847 die Errichtung eines 
Supernumerariats bei der Zolldirektion in Luxemburg zur Aus- 
bildung junger Luxemburger vereinbart. 

5. Nach dem Sep.-Art. 9 (I Nr. 9) des Vertrags von 1842 
sollte das in Preußen bestehende Administrativ-Verfahren auch 
auf Dienstvergehen, deren sich Zollbeamte in Luxemburg schul- 
dig machten, zur Anwendung kommen und die dazu nötigen An- 
ordnungen nach gemeinschaftlicher Vereinbarung von Luxem- 
burg erlassen werden. Diese Vereinbarung war damals einge- 
leitet worden, kam aber nicht zum Abschluß, weil inzwischen in 
Preußen andere gesetzliche Bestimmungen über die Materie vor- 
bereitet wurden. Bei der Erneuerung des Vertrags stellte nun 
Luxemburg den Antrag, das preußische Gesetz über das adminis- 
trative Strafverfahren gegen Beamte wegen Dienstvergehen in 
Luxemburg nicht einzuführen, vielmehr eine Verständigung über 
andere Maßregeln zu treffen für die Untersuchung, Bestrafung 
und Entfernung ungeeigneter Zollbeamten auf administrativem 
Wege ohne Anrufung der Gerichte. 

Diese luxemburgische Forderung wurde unter Nr. 4 des 
Separatartikels zugestanden. 
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ü. Zur Bekämpfung des Sehleichhandels war Luxemburg 
nach dem Vertrag von 1842 verpflichtet, im Bedürfnisfall unter 
anderem die preußischen Bestimmungen über die Paßpflicht und 
die polizeiliche Aufsicht der Grenzbewohner einzuführen. Weil 
aber kein Bedürfnis nach diesen Maßnahmen entstand, war die 
Ausführung dieser für den Verkehr lästigen Bestimmungen im 
Großherzogtum unterlassen worden. Dem luxemburgischen 
Wunsche, von dieser Verpflichtung dauernd entbunden zu wer- 
den, wurde entsprochen, solange ein dringendes Bedürfnis nach 
diesen Maßnahmen zur Bekämpfung des Schleichhandels nicht 
eintrete (Sep.-Art. des Vertrags von 1847, Ziffer 1). 

7. Das Großherzogtum erreichte auch, daß die Stadt Luxem- 
burg und deren Vorstädte aus dem Grenzbezirk ausschieden und 
nunmehr dem Zollbinnenland angehörten, solange die Bekäm- 
pfung des Schleichhandels die Wiedereinbeziehung der betreffen- 
den Ortschaften nicht erforderlich machte (Ziffer 8 des Sepa- 
ratartikels). 

Damit war ein dringender Wunsch der Kaufmannschaft der 
Stadt Luxemburg erfüllt worden. Denn solange diese dem Grenz- 
bezirk angehörte, waren sowohl die Kaufleute, wie deren Kund- 
schaft allerlei lästigen Maßnahmen unterworfen worden, wie die 
Führung von Lagerbüchern seitens der ersteren und die Ver- 
pflichtung für die letzteren, ihre Einkäufe nur mit Begleitschein 
zu transportieren, welche Scheine an den Toren der Festung 
noch ein Visum erhalten mußten, da sonst die Konfiskation auch 
der geringfügigsten Warenmengen unvermeidlich war — alles 
Maßnahmen, die eine Abkehr der ländlichen Kundschaft von 
dem Handel der Hauptstadt bewirkt hatte, und die Konsumenten 
dem nach dem Zollanschluß durch Einwanderung aus Deutsch- 
land mächtig aufgeblühten, unerwünschten Hausierhandel in die 
Arme trieb. 

8. Im Vertrag von 1842 hatte sich Luxemburg verpflichtet, 
entweder die Taler- oder die süddeutsche Guldenwährung als 
Landeswährung einzuführen, hatte sich aber, wie in Kapitel XII 
geschildert winde, nicht entschließen können, diese eingegangene 
Verpflichtung zu erfüllen. Da nun das Großherzogtum in der 
Anpassung seines Geldwesens an dasjenige der Vereinsstaaten 
nicht weitergehen wollte, als dies in den großh. Beschlüssen von 
1842, 1843 und 1844 über die Talerwährung geschehen war, so 
benutzte es diesen Anlaß, um sich von der Verpflichtung zur An- 
nahme eines der beiden deutschen Geldsysteme förmlich entbin- 
den zu lassen. 

Demgemäß war in der Note Blochausens an KÖnigsmarck 
die Forderung gestellt worden, es sollte Luxemburg unbenommen 
bleiben, das bestehende metrische Maß- und Gewichtssystem so- 
wie die Frankenwährung nach wie vor zu behalten, welchem 
Antrag denn auch in Art. 2 des Zollanschluß-Erneuerungsver- 
trags entsprochen wurde. Bemerkensweit war. daß in dieser 
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Vereinbarung von der holländischen Guldenwährung, die ja 
immer noch in Luxemburg zu Recht bestand — der holländische 
Gulden war noch die vorgeschriebene gesetzliche Rechnungsein- 
heit — keine Rede war. Damit wurde stillschweigend anerkannt, 
daß die bezüglichen gesetzlichen Bestimmungen obsolet geworden 
waren. l ) 

Das im Zollvereinsvertrag von 1847 enthaltene besondere 
Zugeständnis wurde in den spätem Zollvereinsverträgen auf- 
recht erhalten. So trat also Luxemburg bereits nach fünf Jah- 
ren (1842 bis 1847) aus dem deutschen Münzbunde definitiv aus. 

Obgleich Luxemburg damit von der Verpflichtung, zur Taler- 
währung überzugehen, entbunden war, wurden die Beschlüsse 
¥on 1842, 1843 und 1844, welche diesen Übergang eingeleitet hat- 
ten, in der Folgezeit nicht widerrufen. 

, Die Lage des Luxemburger Geldwesens war im Jahre 1847,. 
d. h. am Vorabend der kalifornischen und australischen Gold- 
funde, die einen Umschwung auf dem Edelmetallmarkt und da- 
mit in den Geldverhältnissen Frankreichs, Belgiens und Hollands 
herbeiführten, zusammenfassend folgende: 

A. Rechnungseinheit war kraft Gesetzes der holländische 
Gulden, aber nur im Verkehr mit den öffentlichen Behörden; im 
privaten Verkehr galt der Franken fast ausschließlich als Rech- 
nungseinheit. 

B. Zahlungsmittel: 

1. Die Landesm Unzen der österreichischen Niederlande wa- 
ren im Laufe der letzten Jahrzehnte aus dem Geldverkehr zurück- 
gezogen worden. 

2. Die niederländischen Gulden genossen formell noch ge- 
setzliche Zahlungskraft, sie waren aber aus dem Geldumlauf ver- 
schwunden. Nur noch einmal hatte sich die Luxemburger Re- 
gierung mit diesen Münzen zu befassen. 

Die Veranlassung dazu bot der 1847 beschlossene und 1850 
vollzogene Übergang Hollands von der Doppel- zur Silberwäh- 
rung, wobei die Goldgulden zu Handelsmünzen erklärt wurden. 
Eine Bekanntmachung der luxemburgischen Regierung vom 20, 
Juni 1850 lautete 2 ): 

«Der Nederlandsehe Staatscourant verfügte am 10. Juni 
1850: ««Vom 23. Juni 1850 an hören die 5 und 10 Gulden-Gold- 
münzen auf, als gesetzliches Zahlungsmittel zu gelten; sie bleiben 
aber als Handelsmünze im Umlauf....»» Die belgische Regie- 
rung hat ebenfalls Maßnahmen getroffen, um die Toleranz, nach 
welcher die 10 und 5 Guldenstücke in Belgien umliefen, aufzu- 
heben. Die großherzogliche Verwaltung hält es einstweilen nicht 

1 ) Vgl. Calmcs, Das Geldsystem des Großherzogtums Luxe.nburg, 
Seite .'7. 

2 ) Memorial leßislatif et administratif du G.-D. de L.. 1850, Nr. 69. 
Seite 65.3 ff. 
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für dringlich, ähnliche Maßnahmen zu treffen in Anbetracht der 
geringen Bedeutung, welche dieselben für das Großherzogtum zu 
haben scheinen. Es dürfte genügen, die Einwohner von der Ent- 
wertung, welche die betreffenden Münzen in den Nachbarstaaten 
erlitten haben, in Kenntnis zu setzen, um ihre Interessen zu 
wahren. » 

Erst durch Beschluß vom 20. Januar 1860 wurde den Gold- 
gulden die gesetzliche Zahlungskraft in Luxemburg ausdrücklich 
entzogen. 

3. Die Franken waren gesetzliches Zahlungsmittel; doch lie- 
fen in Wirklichkeit nur französische und belgische *S/7fa»rfranken 
in Luxemburg um. 

4. Die Münzen der Talerwährung besaßen kraft Gesetzes nur 
«inen Kassakurs für die öffentlichen Kassen; tatsächlich galten 
sie aber, der Verkehrssitte entsprechend, immer mehr als gesetz- 
liches Zahlungsmittel; viele Zahlungsverpflichtungen wurden, 
obgleich in Franken stipuliert, durch die Übergabe von Münzen 
der Talerwährung erfüllt, wobei die Umrechnung zum Kurse 
von Fr. 3,75 den Taler erfolgte. 

Für die Geltungsdauer des abzuschließenden Zollanschluß- 
Erneuerungsvertrags hatte Luxemburg 10 Jahre und für den 
Fall, daß der Vertrag nach deren Ablauf nicht gekündigt werden 
.sollte, eine weitere Verlängerung der Geltungsdauer von 12 zu 12 
Jahren vorgeschlagen. Demnach wäre also der Anschluß zu- 
nächst bis 185b* festgelegt worden, während der Zollverein selbst 
nur bis Ende 1853 gesichert war. Angesichts der Unsicherheit 
über die weitere Entwicklung des Zollvereins nach Ablauf der 
derzeitigen Verträge wurde die Fortdauer des Anschlusses Lu- 
xemburgs ebenfalls nur bis 31. Dezember 1853 vereinbart (Art. 
1). Sollte aber der Vertrag nicht spätestens 2 Jahre vor seinem 
Ablauf gekündigt werden, so sollte er auf 12 Jahre und so fort 
von 12 zu 12 Jahren als verlängert gelten (Art. 4). 

Der neue «Vertrag über die Fortdauer des Anschlusses fies 
"Großh. Luxemburg an den deutschen Zoll- und Handelsverein > 
trägt das Datum des 2. April 1847 und die Unterschriften des 
luxemburgischen Staatskanzlers im Haag von Blochausen und 
des dortigen preußischen Gesandten von Königsmarck. Er war 
abgeschlossen zwischen Luxemburg und Preußen, letzteres zu- 
gleich als Vertreter der übrigen Zollvereinsstaaten, vorbehaltlich 
von deren Batifikationserteilung, nämlich derselben, die am 
ersten Vertrag von 1842 beteiligt gewesen waren. 

Ähnlich demjenigen von 1842 bestand der neue Vertrag aus 
«einein offenen, d. h. zur Veröffentlichung bestimmten Vertrag 
mit 4 Artikeln, aus einem Separatartikel zum Art. 3 des offenen 
Vertrags und aus dem Schlußprotokoll. Die luxemburgische Be- 
gierung war aber auf Grund einer besonderen Abmachung im 
Schlußprotokoll ermächtigt, eine Verordnung zu erlassen, «durch 
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die die in den Separatartikeln *) getroffenen Verabredungen un- 
ter Bezugnahme auf den offenen Vertrag und in Ergänzung des- 
selben zur Kenntnis der Bevölkerung gebracht werden.» 

Im Verwaltungs-Memorial des Großherzogtums wurde am 
22. Juli 1847 bloß der offene Vertrag und ein Auszug aus dem 
Separatartikel und dem Schlußprotokoll veröffentlicht. Letztere 
erschienen im Memorial in vollem Umfang erst am 17. Februar 
1854 zugleich mit dem zweiten Zollanschluß-Erneuerungsvertrag 
vom 26./31. Dezember 1853. 

Die luxemburgischen Stände waren bei dem Zollanschluß- 
vertrag von 1842 in keiner Weise zur Mitwirkung herangezogen 
worden. Erst als der Termin des Ablaufs dieses Vertrags näher- 
rückte, wiesen die Stände in einer Adresse an den Souverän am 
Schlüsse der Session von 1845 kurz auf die Bedeutung der bevor- 
stehenden Verhandlungen hin 2 ), und bei der Beratung des Bud- 
gets für 1845 wurde im Bericht der Zentralsektion — einer Art 
Hauptausschusses der Ständeversammlung — ausgeführt, daß, 
falls der Anschlußvertrag erneuert werde, die Sektion der An- 
sicht sei, daß zu dieser Erneuerung die Annahme des Vertrages 
durch die Stände erforderlich sei. 8 ) 

Als aber der Erneuerungsvertrag 1847 zustande gekommen 
war, wurde er den Ständen ebensowenig wie der von 1842 vor- 
gelegt. Dieses Verhalten des König-Großherzogs gab in der 
Ständeversammlung am 22. Juni 1847 Anlaß zu einer Debatte 
über deren Zuständigkeit beim Abschluß internationaler Ver- 
träge. Aus den Erörterungen ging hervor, daß nach Art. 27 der 
Verfassung die Zustimmung der Stände zum Abschluß solcher 
Verträge an sich zwar nicht erfordert sei, doch sei es strittig, ob 
nicht diese Verträge insofern der Zustimmung der Stände be- 
durften, als ihre Abmachungen das Strafrecht berührten, dessen 
Bestimmungen nach der Verfassung nicht ohne Zustimmung der 
Stände abgeändert werden durften. Nun seien im Verfolge des 
Zollanschlußvertrages Zollstrafgesetze nötig geworden, für die 
nach Ansicht der einen die Zustimmung der Stände erforderlich 
war, was aber von anderer Seite bestritten wurde, weil diese 
Strafgesetze nur die Ergänzung eines Vertrages bildeten, dessen 
Gültigkeit im Prinzip nicht von der Zustimmung der Stände ab- 
hängig sei. 

Der Zollanschluß-Erneuerungsvertrag von 1847 brachte Lu- 
xemburg einige Vorteile, die es hauptsächlich der reibungslosen 
Eingliederung in den Zollverein in den abgelaufenen vier Jahren 
und der geschickten taktischen Einleitung der Verhandlungen 
verdankte. Denn als Luxemburg Preußen den Vertrag von 1842 
kündigte, hatte es nicht die geringste Absicht, aus dem Zollverein 
auszutreten, dessen günstige Wirkungen, wie Blochausen be- 

*) In Wirklichkeit gab es nur' einen einzigen Separatartikel. 

*) Compte-Rendu des Seances des Etats 1845. S. 381. • • 

*) Compte-Rendu 1846, S. 174. 
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kannte, «alle Erwartungen übertroffen hatten >. Die Kündigung 
war nur der geschickte Schachzug, der dein Großherzogtum er- 
laubte, als Fordernder in die darauf folgenden Verhandlungen 
einzutreten. 

Die Bedingungen, die Luxemburg für die Fortdauer des 
Anschlusses gestellt hatte, waren nicht gering. Sie bezweckten 
nichts weniger als die Erlangung aller Hechte eines selbständigen 
Vereinsniitgliedes und die Beseitigung der preußischen Ingerenz 
in die luxemburgische Zollverwaltung. Wenn Preußen von die- 
sen Forderungen recht wenig bewilligte, so lag dies nicht bloß 
darin, daß kein Staat ohne Zwang und ohne Gegenleistung auf 
politisch-wirtschaftliche Vorteile verzichtet, sondern auch in dem 
Mangel an Vertrauen in die Stetigkeit der politischen Verhält- 
nisse in Luxemburg. Bezeichnend für diesen preußischen Stand- 
punkt ist folgender Vorschlag, den den luxemburgischen Forde- 
rungen gegenüber der preußische Gesandte im Haag dem preus- 
sischen Minister des Auswärtigen am 20. Februar 1846 machte: 

«Vielleicht möchte es angehen mit Rücksicht auf eine spätere 
mögliche Veränderung in der Person des Herrschers selbst 1 ), 
dem neuen Vertrag einen Separatartikel beizufügen, welcher die 
Gewährung einiger der Desiderien nur als bedingungsweise er- 
teilt bezeichnet und sie als nicht zugestanden erklärt, sobald 
unser allerhöchster Hof oder die Mehrheit der Vereinsmitglieder 
etwa finden sollten, daß die Großh. -Luxemburgische Regierung 
das in der betreffenden Beziehung ihr bewiesene Vertrauen nicht 
vollständig rechtfertigte.» 

In der Form hatte Luxemburg manches erreicht, materiell, 
abgesehen von der Verringerung der Zahl der preußischen Be- 
amten, sozusagen nichts. Und doch war dies der erste Erneue- 
rungsvertrag, bei dem der Gegenkontrahent noch am meisten mit 
dem Austritt aus dem Zollverein bei Nichtbewilligung der gestell- 
ten Forderungen rechnen mußte! Unter diesem Gesichtspunkte 
erscheint das Resultat für Luxemburg wenig befriedigend. 

Preußen durfte mit dem Ausgang der Verhandlungen zufrie- 
den sein, und als der Vertrag unterschrieben war, konnte Königs- 
marck mit Recht am b*. Mai dem Freiherrn von Canitz, damals 
Minister des Auswärtigen, schreiben: «Seine Majestät der König 
(von Preußen) legten früher nicht unbedeutenden Wert auf den 
Anschluß des Großherzogtums Luxemburg an den deutschen 
Zollverein und dieser Anschluß scheint durch den jetzt abge- 
schlossenen Vertrag, obgleich vorläufig nur auf acht Jahre be- 
stimmt, für ewige Zeiten gesichert.» 

- 

') Damals KöniK-Großherzon Wilhelm II., wie bereits erwähnt, naher 
Verwandter und persönlicher Freund Friedrich Wilhelms III. 
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Der Vortrag hatte folgenden Wortlaut: 

Vertrag vom 2. April 1847 

über die Fortdauer des Anschlusses des Großherzogtums Luxem- 
burg an den deutschen Zoll- und Handelsverein. 

Üa die Dauer des mit Seiner Majestät dem König der Nieder- 
lande, Großherzog von Luxemburg, wegen des Anschlusses des 
Großherzogtums Luxemburg an das Zollsystem Preußens und der 
übrigen Staaten des Zollvereins am 8. Februar 1842 abgeschlos- 
senen Vertrages mit dem letzten März des vorigen Jahres abge- 
laufen, es aber die Absicht der kontrahierenden Teile ist, diesen 
Vertrag, in Anerkennung der wohltätigen Wirkungen des gedach- 
ten Zollanschlusses für den Handel und Verkehr der beidersei- 
tigen Untertanen, zu verlängern und nur bei einzelnen Bestim- 
mungen für die neue Zeitperiode Abänderungen zu treffen, so 
haben zu diesem Zwecke zu Bevollmächtigten ernannt, 
einerseits, 

Seine Majestät der König der Niederlande, Großherzog von 
Luxemburg, 

Allerhöchst Ihren Kammerherrn und Staatskanzler für das 
Großherzogtum Luxemburg, Friedrich Georg Prosper, 
Freiherrn von Blochausen etc. etc. 

und anderseits, 

Seine Majestät der König von Preußen für Sich und in Ver- 
tretung der übrigen Mitglieder des, Kraft der Verträge vom 22. 
und 30. März und 11. Mai 1833, 12. Mai und 10. Dezember 1835, 
2. Januar 1836 und 8. Mai 1841, bestehenden Zoll- und Handels 
Vereins, nämlich der Kronen Bayern, Sachsen und Württemberg, 
des Großherzogtums Baden, des Kurfürstentums Hessen, des 
Großherzogtums Hessen, zugleich das Landgräfliche Hessische 
Amt Homburg vertretend, der den Thüringischen Zoll- und Han- 
delsverein bildenden Staaten, namentlich des Großherzogtums 
. Sachsen, der Herzogtümer Sachsen-Meiningen, Sachsen-Alten- 
burg und Sachsen-Koburg und Gotha, und der Fürstentümer 
Schwarzburg-Budolstadt u. Schwarzburg-Sondershausen, Reuß- 
Greitz, Reuß-Schleitz und Reuß-Lobenstein und Ebersdorf, des 
Herzogtums Braunschweig, des Herzogtums Nassau und der 
freien Stadt Frankfurt, 

Allerhöchst Ihren Kamnierherrn, außerordentlichen Gesand- 
ten und Bevollmächtigten Minister am Königlich-Nie- 
derländischen Hofe, Hans Karl Albrecht Grafen von 
Königsmarck etc. etc., 
welche nach vorausgegangener Unterhandlung über nachstehende 
Artikel, unter Vorbehalt der Genehmigung übereingekommen 
sind. 

Art. 1. — Der wegen des Beitritts Seiner Majestät des Kö- 
nigs der Niederlande. Großherzogs von Luxemburg, mit dem 
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Großherzogtum Luxemburg zu dem Zollsystem Preußens und der 
übrigen Staaten des Zollvereins am 8. Februar 1842 abgeschlos- 
sene Vertrag soll bis zum letzten Dezember 1853, jedoch mit 
nachfolgenden Abänderungen, verlängert werden. 

Art. 2 — In Berücksichtigung der Schwierigkeiten, mit wel- 
chen die Einführung eines neuen Münz-, Maß- und Gewichts- 
Systems verbunden ist, erklären die Staaten des Zollvereins sich 
damit einverstanden, daß der im Artikel 11 des Vertrages vom 
8. Februar 1842 getroffenen Verabredung ungeachtet, das im 
Großherzogtum Luxemburg eingeführte Dezimal (Maß- und Ge- 
wichts-) System, so wie der französische Münzfuß für die Dauer 
des gegenwärtigen Vertrages beibehalten werden. 

Art. 3. — So weit, nach den während der Dauer des Ver- 
trages vom 8. Februar 1842 gemachten Erfahrungen über die in 
Gemäßheit des Art. 16 dieses Vertrages, wegen Einrichtung der 
Zollverwaltung im Großherzogtum Luxemburg, durch besondere 
Übereinkunft getroffenen Verabredungen, eine Abänderung der 
letzteren aus örtlichen oder sonstigen Rücksichten angemessen 
und zulässig erschienen ist, sind die für zweckmäßig erachteten 
Modifikationen durch eine anderweite besondere Übereinkunft 
festgestellt worden. 

Art. 4. — Sofern der gegenwärtige Vertrag nicht spätestens 
zwei Jahre vor dessen Ablauf gekündigt wird, soll derselbe auf 
zwölf Jahre, und sofort von zwölf zu zwölf Jahren als verlängert 
angesehen werden. 

Derselbe soll alsbald sämtlichen beteiligten Regierungen vor- 
gelegt, und sollen die Ratifikations-Urkunden mit möglichster Be- 
schleunigung, spätestens aber binnen zwei Monaten zu Berlin 
ausgewechselt werden. 

Zur Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtig- 
ten den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet und demselben die 
Siegel ihrer Wappen beigedrückt. 

So geschehen im Haag den 2. April ein, tausend acht hundert 
sieben und vierzig. 

(Unterzeichnet) de Blochauseu. (Unterzeichnet) Königsmarck- 

(L. s.y (L. S.) 

Separaf-Ariikel zu dem Verfrag vom 2. April 1847. 

Bei dem heutigen Abschlüsse des Vertrages zwischen Preus- 
sen, Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Kurhessen, dem 
Großherzogtum Hessen, den zu dem Thüringer Zoll- und Han- 
delsverein gehörigen Staaten, den Herzogtümern Braunschweig 
und Nassau und der freien Stadt Frankfurt einerseits, und dem 
Großherzogtum Luxemburg andererseits, wegen Fortdauer des 
Anschlusses des Großherzogtums an das Zollsystem Preußens und 
der übrigen Staaten des Zollvereins, ist von den ernannten Be- 
vollmächtigten noch der folgende Separat-Artikel, mit Vorbehalt 
der Ratifikation verabredet worden, welcher, obwohl nicht zur 
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öffentlichen Bekanntmachung bestimmt, dennoch dieselbe Kraft 
und Gültigkeit haben soll, als wenn er Wort für Wort in den 
offenen Vertrag eingerückt wäre. 

Einziger Artikel. 
(Zum Art. 3 des offenen Vertrages.) 

1. Mit Rücksicht darauf, daß ein für das Zoll-Interesse be- 
drohlicher Schleichhandel an den Grenzen des Großherzogtums 
Luxemburg bisher nicht stattgefunden hat, sind die kontrahie- 
renden Teile dahin übereingekommen, daß die im Separat-Ar- 
tikel 2 des Vertrages vom 8. Februar 1842 erwähnten, jedoch bis- 
her nicht zur Ausführung gebrachten Bestimmungen des Preus- 
sischen Regulativs vom 12. Januar 1839 in Betreff der Paßpflich 
tigkeit der in- und ausländischen Grenzbewohner und der polizei- 
lichen Aufsicht über dieselben in dem Großherzogtum Luxemburg 
so lange außer Anwendung bleiben können, als sich in dem Zu- 
stande des Schleichhandels ein dringendes Bedürfnis dazu nicht 
ergibt. 

2. Wenngleich es bei der Verabredung im Separat-Artikel 9 
des Vertrages vom 8. Februar 1842, wonach 

das Großherzogtum Luxemburg im Verhältnisse zu den 
übrigen Vereinsstaaten und in allen mit den letzteren 
vorkommenden Verhandlungen von der Königlich- 
Preußischen Regierung vertreten wird, 
im Allgemeinen auch ferner sein Bewenden behält, so ist es, um 
den Wünschen der Großherzoglichen Regierung entgegenzukom- 
men, doch für zulässig erachtet worden, daß Seine Majestät der 
König-Großherzog, behufs Vertretung der Interessen des Groß- 
herzogtums Luxemburg bei den in der Regel jährlich stattfinden- 
den Konferenzen in Zollvereins-Angelegenheiten, den Abgeord- 
neten eines der anderen Vereinsstaaten, unter Zustimmung des 
letzteren, mit besonderer Vollmacht und Instruktion versehen 
lassen, um der Großherzoglichen Regierung Gelegenheit zu geben, 
ihre Wünsche auf den General-Konferenzen zur Kenntnis und 
Beschlußnahme der übrigen Vereinsregierungen zu bringen. — 
Zu dem Ende wird die Großherzogliche Regierung von dem Ein- 
tritt solcher kommissarischen Verhandlungen jedesmal unter- 
richtet und eingeladen werden, sowohl ihre eigenen Vorschläge* 
und Anträge vorher zur Kenntnis der übrigen Vereins-Regie- 
rungen zu bringen, als auch über die Vorschläge und Anträge 
der letzteren, welche ihr in so weit mitgeteilt werden sollen, als 
dieselben mit Rücksicht auf das Verhältnis, in welchem das Groß- 
herzogtum Luxemburg zum Königreich der Niederlande steht y 
dazu überhaupt geeignet erscheinen, dem zu ihrer Vertretung 
gewählten Abgeordneten ihre Wünsche und Bemerkungen zu- 
gleich mit der für denselben auszufertigenden Vollmacht zu- 
gehen zu lassen. 
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3. Die Verabredung im Separat-Artikel 9 des Vertrages vom 
8. Februar 1842 unter 1. A. Nr. 2 alinea 2, wonach 

die Zolldirektion, insbesondere deren Direktor, zu dem Chef 
des Zivildienstes und der Landesregierung im Großher- 
zogtum in demselben Verhältnisse, wie andere Großher- 
zogliche obere Zivilbehörden, namentlich die Rechnungs- 
Kainmer, steht, 

wird in Folge der inzwischen eingetretenen Veränderungen in 
der Verwaltungs-Organisation des Großherzogtums, dahin abge- 
ändert, daß die Zolldirektion dem Regierungs-Kollegium, als der 
obersten Verwaltungsbehörde, ingleichen der Rechnungskammer 
untergeordnet ist, und zu jenen beiden Behörden in demselben 
Verhältnisse steht, wie die anderen, jenen beiden obersten Ver- 
waltungsbehörden unmittelbar untergeordneten Großherzoglichen 
Zivilbehörden, wodurch das Rangverhältnis des Zolldircktors 
dem der Chefs der zuletzt gedachten Behörden gleich bestimmt 
wird. 

4. Um der Zollverwaltung im Großherzogtum Luxemburg 
die Mittel zu gewähren, Beamte wegen Dienstvergehen, mit Aus- 
schluß des gerichtlichen Verfahrens, zur Untersuchung und Be- 
strafung zu ziehen und unbrauchbare und unwürdige Subjekte 
im bloß administrativen Wege aus dem Dienste zu entfernen — 
wofür nach der Verabredung unter 1. A. Nr. 9 des Separat-Ar- 
tikels 9 zu dem Vertrage vom 8. Februar 1842, die in Preußen 
bestehenden Vorschriften maßgebend sind — werden die kontra- 
hierenden Teile sich über besondere, dem angegebenen Zwecke 
entsprechende Anordnungen verständigen. Sobald diese Ver- 
ständigung erfolgt sein wird, sollen die in Preußen bestehenden 
Vorschriften wegen des administrativen Verfahrens gegen Zoll- 
beamte im Großherzogtum Luxemburg nicht weiter zur Anwen- 
dung kommen, vielmehr die für Luxemburg besonders verein- 
barten Anordnungen an die Stelle jener Vorschriften treten. 

5. Die Verabredung unter I. Nr. 20 des Separat-Artikels 9 zu 
dorn Vertrage vom 8. Februar 1842, wonach 

die Hälfte der im Großherzogtume Luxemburg vorhandenen 
Ober-Grenz-Kontrolleurstellen durch preußische Be- 
amte besetzt sein soll, 
wird dahin modifiziert, daß diejenigen Ober-Grenz-Kontrolleur- 
stellen, welcher jener Verabredung gemäß, bisher durch Preu- 
ßische Beamte besetzt werden mußten, künftig bei eintretender 
Erledigung in dem Falle auch durch luxemburgische Zollbeamte 
besetzt werden können, wenn unter den letzteren ein nach dem 
Urteile des Zolldirektors für die zu besetzende Stelle völlig qua- 
lifizierter Kandidat vorhanden ist. 

(). Die Verabredung unter III Nr. 4 alinea 1 des Separat- 
Artikels 9 zu dem Vertrage vom 8. Februar 1842, wonach 

die Geschäfts- Verbindung der Großherzoglich-Luxembur- 
gischen Zolldirektion mit dem Königlich-Preußischen 
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Finanz-Ministerium und vice-versa durch Verinittelung 
der Großherzoglichen obersten Verwaltungsbehörde in 
der Weise unterhalten wird, daß diese die Berichte der 
Zolldirektion urschriftlich an das Finanz-Ministerium 
gelangen zu lassen und ebenso die darauf erfolgenden 
Entscheidungen, so wie auch allgemeine Verfügungen 
des letzteren in extenso der Zolldirektion mitzuteilen 
hat, 

bleibt auch ferner unverändert in Kraft. — Es ist jedoch verein- 
bart worden, daß die Zoll-Direktion künftig die unter III. Nr. 4 
und 5 des gedachten Separat- Artikels bezeichneten Berichte etc. 
nicht an das Königlich-Preußische Finanzministerium, sondern 
an die Großherzogliche oberste Verwaltungs-Behörde richten und 
auch durch diese, so weit nötig, beschieden werden wird. 

7. Die nach demselben Separat-Arlikel unter IV. Nr. 3 dem 
Königlich-Preußischen Finanzministerium zu machende Mittei- 
lung von allen Urlaubsbewilligungen über sechs Wochen, sowie 
von allen Fällen, wo die notwendige Vertretung eines Beamten 
die oben gedachte Frist voraussichtlich überschreitet, wird künf- 
tig unterbleiben, insofern nicht die Zolldirektion seihst in der- 
gleichen Fällen Bedenken haben, und diese zur Sprache zu brin- 
gen für nötig erachten möchte. 

Unter der gleichen Voraussetzung soll auch die unter IV. 
Nr. f) desselben Separat-Artikels verabredete Einholung der Ge- 
nehmigung des Königlich-Preußischen Finanzministeriums zu 
den dort erwähnten Zahlungen künftig nicht erforderlich sein. — 

8. Auf den Wunsch der Großherzoglich-Luxemburgischen 
Regierung erklären sich die andern kontrahierenden Regierun- 
gen damit einverstanden, daß, solange der damalige, das Zoll- 
Interesse nicht gefährdende Zustand des Schleichhandels an den 
Grenzen des Großherzogtums keine nachteilige Veränderung er- 
leidet, die Stadt Luxemburg und deren Vorstädte vom Grenz- 
bezirke ausgeschlossen und als zum Binnenlande gehörig be- 
trachtet werden. — Die Großherzogliche Regierung verpflichtet 
sich jedoch ausdrücklich, die Stadt Luxemburg nebst Vorstädten 
wiederum in den Grenzbezirk zu ziehen, sobald diese Maßregel 
zur Sicherung des Zollinteresses nötig erscheinen sollte. 

Zur Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtig- 
ton (Ion gegenwärtigen Separat-Artikel unterschrieben und dem- 
selben die Siegel ihrer Wappen beigedrückt. 

So geschehen im Haag, den 2. April ein tausend achthun- 
dert stoben und vierzig. 

(gez.) de Blochamen. (gez.) Königsmarck. 

(L. S.) (L. S.) 

Schluß- Protokoll zum Vertrag vom 2. April 1847. 

Bei dem heutigen Abschlüsse des Vertrages zwischen Preus- 
sen. Bayern, Sachsen. Württemberg. Baden. Kurhessen. Groß- 
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herzogt um Hessen, den zu dem Thüringer Zoll- und Handels- 
vereine gehörigen Staaten, den Herzogtümern Braunsehweig und 
Nassau und der freien Stadt Frankfurt einerseits, und dem 
Großherzogtum Luxemburg andererseits 

wegen 

Fortdauer des Anschlusses des ü roßherzogt ums Luxemburg 
an das Zollsystem Preußens und der übrigen Staaten des 
Zollvereins, 

ist von dem Großherzoglichen Bevollmächtigten die Zweckmäßig- 
keit hervorgehoben worden, daß man im Großherzogtum Luxem- 
burg die Veränderungen kennen lerne, welche der neue Vertrag 
gegen den frühern enthält, und der Königlich Preußische Be- 
vollmächtigte hat sich demnach damit einverstanden erklärt, daß 
die Großherzogliche Regierung zugleich mit der Publikation des 
offenen Vertrages, eine besondere Verordnung erlasse, durch 
welche die in den Separat-Artikeln getroffenen Verabredungen, 
unter Bezugnahme auf den offenen Vertrag und in Ergänzung 
desselben, zur Kenntnis des Publikums gebracht werden. 

Außerdem hat der Königl.-Preußische Bevollmächtigte be- 
merkt, daß der Punkt wegen Bildung eines Supernumerariats 
bei der Zolldirektion in Luxemburg, behufs Ausbildung junger 
Luxemburger für den Zoll- und Steuerdienst, den Wünschen der 
Zollvereins-Staaten entspreche, und daß diese Staaten auch gegen 
die Aufnahme dieses Punktes in die über den Inhalt der Sepa- 
rat-Artikel zu erlassende Bekanntmachung nichts zu erinnern 
fänden. 

Auch ist man übereingekommen, daß der heute abgeschlos- 
sene Vertrag spätestens vierzehn Tage nach Auswechselung der 
Ratifikations-l'rkunden in Kraft trete. 

Urkundlich dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtig- 
ten diese Erklärung, welche gleichfalls nicht zur öffentlichen Be- 
kanntmachung bestimmt ist, unterzeichnet und untersiegelt. 

Geschehen im Haag, den 2. April ein tausend achthundert 
sieben und vierzig. 

(gez.) de Blochausen. igez.) Königsmarck. 

(L.S.) (L. S.) 

XVI. Die zweite Anschlussperiode Luxemburgs 
an den Zollverein (1847—1853). 

An bemerkenswerten Ereignissen fällt in die zweite, sieben- 
jährige Anschlußperiode Luxemburgs an den Zollverein die Re- 
volution von 1848. die auch in Luxemburg von Paris aus ihre 
Wellen schlug und die zeitweilige Verlegung des Sitzes der Re- 
gierung infolge eines Aufstandes in der Hauptstadt und Meute- 
reien in der preußischen Garnison von Luxemburg nach Ettel- 
brück (22. bis 29. April) herbeiführte. Infolge dieser Ereignisse 
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entstand die neue freiheitliche luxemburgische Verfassung von 
1848. 

Am 17. März 1849 starb unerwartet König-Großherzog Wil- 
helm 11. Gleich nach seiner Thronbesteigung ernannte dessen 
Nachfolger Wilhelm III. seinen Bruder, den Prinzen Heinrich, 
zum Statthalter in Luxemburg, der ununterbrochen, 28 Jahre 
lang, bis zu seinem Tode zur größten Zufriedenheit der Bevölke- 
rung der eigentliche Herrscher gewesen ist. Die Errichtung der 
Statthalterschaft entsprach nicht nur den Wünschen König Wil- 
helms III., der kein Interesse an Luxemburg nahm, sondern 
auch denen der Luxemburger, die in dieser einen weiteren 
Schritt in der Loslösung des Großherzogtums von Holland er- 
blickten. Den nun geschaffenen Zustand charakterisierte Em- 
manuel Servais ! ) mit den Worten: 

«Les seules rclations politiques qui existaient entre les deux 
Etats etaient Celles qui resultaient de la representation ä la Diete 
de Francfort du Grand-Duche et de la province neerlandaise du 
Limbourg par im meine ministre. Celui-ci ne pouvait agir qu'en 
vertu d'instructions pour lesquelles l'entente entre les deux gou- 
vernements etait necessaire.» 

Für die wirtschaftlichen Zustände während dieser Periode 
gilt im wesentlichen dasselbe, was in Kapitel XIV über die vor- 
ausgegangene erste Anschlußperiode gesagt wurde. Ein wirt- 
schaftlicher Aufschwung war zwar vorhanden, aber im ganzen 
doch recht mäßig. 

Der Schutz, den der Zollverein der Eisenindustrie durch 
einen Zoll auf das ausländische Roheisen seit 1844 gewährte, 
hatte auch in Luxemburg den Unternehmungsgeist geweckt. 
Allerorten wurden neue Öfen gebaut, bestehende Werkstätten 
erweitert, bis die Revolution ausbrach, in deren Verfolg eine 
mehrjährige Depression einsetzte. Im Jahre 1850 war die Pro- 
duktion auf die Hälfte gesunken. Die Wiederbelebung setzte 
wieder ein, als 1852 der Zoll auf das belgische Roheisen, das dem 
luxemburgischen im Zollvereinsinland empfindlich Konkurrenz 
machte, von 37s auf 5 Taler die Tonne erhöht wurde. Später, 
im Jahre 1854. wurde der bisherige Differentialzoll auf belgisches 
Roheisen gänzlich abgeschafft und der volle Schutzzoll von 6 2 /s 
Taler zur Anwendung gebracht, wodurch dem belgischen Roh- 
eisen der Eingang in den Zollverein völlig verwehrt wurde. 

Die bisher unbedeutende luxemburgische Brauereiindustrie 
halte nach 1848 unter dem Drucke des bayrischen Wettbewerbs 
ihre technische Erneuerung durch den Übergang von der ober- 
gärigen zur untergärigen Fabrikation vollzogen. 

Die Steingut-Industrie war nach wie vor notleidend. 

Als Luxusindustrie hatte die Handschuhindustrie in der 
Krisis von 1848 stark gelitten, wozu noch die ungünstigen Nach- 
wehen des bereits erwähnten, 1844 in Belgien eingeführten 
Schutzzolles kamen. 



') Le G.-D. de Luxembourg et le Tratte* de Londres, S. 8. 
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Seit 1852 waren in Luxemburg weitere Tricotfabriken ent- 
standen. 

Die Papierindustrie und die stark an dem Schmuggel nach 
Frankreich interessierte Tabakindustrie waren auf dem bisher- 
igen Stand geblieben. 

Die Gerbereiindustrie hatte nach Überwindung der Krisis 
von 1848 bis 1852 wieder die Bahn glänzender Erfolge betreten. 

Die Hunger- und Revolutionsjahre waren dem Handel nicht 
günstig gewesen, der außerdem empfindlich unter der deutschen 
Konkurrenz durch den Hausierhandel, der dem Zwischenhandel 
die ländliche Kundschaft entzog, zu leiden hatte. 

Während in der ersten Zollanschlußperiode die luxembur- 
gischen Zollangelegenheiten zwischen der Landes- und der preus- 
sischen Regierung reibungslos ihre Erledigung gefunden hatten, 
setzte einige Zeit nach dem Erneuerungsvertrag von 1847 eine 
ununterbrochene Kette von Mißhelligkeiten zwischen beiden Re- 
gierungen ein, die sich 1852 zu einem ausgesprochenen Konflikt 
steigerten. 

Im Jahre 1849 war durch die Abberufung eines preußischen 
Beamten die Obergrenzkontrolleurstelle zu Trotten frei geworden. 
Als Nachfolger schlug auf Antrag des Zolldirektors gemäß der 
Abmachung im Erneuer ungsver tag von 1847 das preußische 
Finanzministerium im Juli 1849 den berittenen Grenzaufseher 
Ludwig, einen Luxemburger, der großh. Regierung vor, während 
der luxemburgische General Verwalter der Finanzen *), Norbert 
Metz, die Stelle dem Zollassistenten Quaring übertragen wissen 
wollte, den aber Preußen wegen mangelhafter Qualifikation zu 
präsentieren sich weigerte. Im Dezember 1849 lehnte denn auch 
der Generalverwalter die Ernennung des Ludwig ausdrücklich 
ab und verlangte nach den luxemburgischen Bestimmungen vom 
preußischen Finanzministerium den Vorschlag von drei Kan- 
didaten für den zu besetzenden Posten, was jedoch in Berlin ab- 
gelehnt wurde, worauf der General Verwalter Metz erklärte, wenn 
Preußen den Quaring nicht präsentieren wolle, so möge es einen 
preußischen Zollbeamten vorschlagen. Als nun diesem letzteren 
Wunsche von Preußen im April 1850 entsprochen worden war, 
zog die luxemburgische Regierung die Ernennung des präsen- 
tierten Beamten in die Länge und ließ die diesbezüglichen preus- 
sischen diplomatischen Noten — denn auf dieses Terrain war 
diese an sich so unwichtige Angelegenheit inzwischen getragen 
worden — unbeantwortet. 

Inzwischen war 1849 auch die Obergrenzkontrolleurstelle zu 
Rambruch frei geworden, konnte aber nicht besetzt werden, weil 
von Luxemburg auch hier ein Dreiervorschlag verlangt wurde, 

*) Nach der Verfassung von 1848 bestand die Regierung aus höch- 
stens 5 Mitgliedern, die den Titel Generalverwalter führten. Vom 6. Dez. 
1848 bis 23. Sept. 1853 gehörten der Regierung an: Willmar als Präsident, 
Mathias Ulrich, Norbert Metz und Jean Ulveling. 
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worauf diu Erledigung 'der Angelegenheit in derselben Weise ver- 
schleppt wurde wie die Besetzung des Trottener Postens. Erst 
nach langen Bemühungen und nachdem beide Obergrenzkontrol- 
leurstellen zweifellos zum Nachteil des Zolldienstes mehr als drei 
Jahre unbesetzt geblieben waren, erfolgten die beiden Ernennun- 
gen im Oktober 1852. 

Ein zweiter Konflikt entstand daraus, daß während früher 
die Berichte der Zolldirektion urschriftlich durch die luxembur- 
gische Regierung an das preußische Finanzministerium gelang- 
ten, der luxemburgische Gencralverwalter der Finanzen, gestützt 
auf die Abmachung unter Ziffer 6 des Separatartikels zum Ver- 
trag von 1847, wonach diese Berichte an die oberste luxembur- 
gische Verwaltungsbehörde zu richten seien, die Berichte der 
Zolldirektion, wenn er mit deren Inhalt nicht einverstanden war, 
nach Berlin nicht weitergab. 

Ferner beschwerte sich Preußen darüber, daß während die 
Kontrollmaßregeln im Grenzbezirk ausschließlich der Kompe- 
tenz des preußischen Finanzministeriums vertragsgemäß unter- 
lagen, der luxemburgische Generalverwalter der Finanzen ange- 
ordnete Kontrollmaßnahmen bei einem Weinhändler zu Mondorf 
eigenmächtig aufgehoben hatte,' wodurch das Ansehen der Zoll- 
direktion bei der Bevölkerung herabgesetzt worden sei. 

In ähnlicher Weise werde die Autorität des Zolldirektors 
seinen Untergebenen gegenüber durch einseitige Verfügungen des 
Generalverwalters der Finanzen untergraben, zu denen dieser 
nicht berechtigt sei, und zwar besonders durch den Erlaß und 
die Milderung von verhängten Disziplinarstrafen. 

Eine w r eitere Beschwerde Preußens betraf die Zollrekurse. 
Der Vertrag von 1842 hatte bestimmt: «Über die von der Zoll- 
direktion über Reklamationen oder Rekurse gegen ihre Entschei- 
dungen in Strafangelegenheiten zu erstattenden Berichte wird die 
luxemburgische oberste Verwaltungsbehörde die vertragsmäßige 
Kommunikation mit dem preußischen Finanzministerium ein- 
treten lassen und der Zolldirektion den gefaßten Beschluß eröff- 
nen.» (Sep.-Art. 9 IV Nr. 6). Ferner: «Wird gegen die Ent- 
scheidung der Zolldirektion rekuriert oder im Wege der Gnade 
Erlaß oder Milderung der von einer Verwaltungs- oder Gerichts- 
behörde festgesetzten Strafe nachgesucht, so wird die Zolldirek- 
tion jedesmal mit ihrem pflichtmäßigen Gutachten gehört wer- 
den» (Sep.-Art. 9 III Nr. 8). 

Demgegenüber beschuldigte Preußen den luxemburgischen 
Generalverwalter der Finanzen. 1849 in mehreren Fällen auf die 
Straffestsetzungen des Zolldirektors überhaupt keine Rekurs- 
entscheidung getroffen zu haben, sondern selbständig ohne Mit- 
teilung an das preußische Finanzministerium und ohne Anhö- 
rung der Zolldirektion die großherzogliche Begnadigung erwirkt 
zu haben. Die Zollinteressen seien durch dieses Verfahren des- 
halb empfindlich geschädigt worden, weil nach dem Zollgesetz die 
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auf die Defraudanten besonders abschreckend wirkende erhöhte 
Strafe bei Rückfall nur nach vorgegangener rechtskräftiger 
Entscheidung eintreten könnte. Im Laufe von fast drei Jahren, 
d. h. seit der Amtsführung des Generalverwalters Metz sei auf 
keinen einzigen Rekurs eine Entscheidung erfolgt, so daß all- 
mählich die verhängten Strafen der Verjährung anheimfielen. 

Nach dem Vertrag zwischen den Zollvereinsstaaten vom 8. 
Mai 1841 (Vertrag über die Fortdauer des Zoll- und Handels- 
vereins) durften Oktroiabgaben nur von Malz, Bier, Apfelwein, 
Essig, den der Mahl- und Schlachtsteuer unterliegenden Erzeug- 
nissen, Brennstoffen, Marktviktualien und Futtermitteln erhoben 
werden. Schon während der Verhandlungen über den Anschluß- 
vertrag von 1842 war die Notwendigkeit erkannt worden, das 
Oktroi in der Stadt Luxemburg im Hinblick auf diese Bestim- 
mung zu ändern. Dies erfolgte gleich nach dem Anschluß durch 
einen Kgl. Großh. Beschluß vom 22. April 1842, der aber zu 
Beanstandungen preußisehcrseits führte, weil die Stadt Luxem- 
burg nach wie vor Gegenstände besteuere, die frei bleiben müß- 
ten. Während die Verhandlungen hierüber noch schwebten, 
erging am 21). November 1842 ein neuer stadtluxemburgischer 
Oktroitarif, der sogar noch weitere Beanstandungen veranlaßte. 
Da jedoch die Stadt Luxemburg den traurigen Zustand ihrer 
Finanzen geltend machte, so ließ Preußen seinen Einspruch still- 
schweigend fallen, so lange die gegenwärtige Lage keine Be- 
schwerden von Zollvereinsuntertanen herbeiführe. 

Im Jahre 1850 führte die Stadt Luxemburg einen neuen 
Oktroitarif ein, der nicht nur einige der bisher stillschweigend 
tolerierten Sätze erhöhte, sondern noch weitere Artikel dem Ok- 
troi unterwarf, die im Zollverein davon befreit bleiben mußten, 
und außerdem noch andere Zollvereinsbestimmungen verletzte. 
So hatte der neue Tarif Oktroiabgaben in Fällen vorgesehen, wo 
die Erhebung nicht stattfinden durfte, nämlich von den im In- 
nern des Vereins verzollten, den noch unter Zollkontrolle befind- 
lichen und den tarifmäßig zollfreien ausländischen Erzeugnissen. 
Ferner durften nach demselben Zollvereinsvertrag von 1841 von 
den im Innern des Zollvereins erzeugten Gegenständen, welche 
nur durch einen Vereinsstaat transitierten, um in einen anderen 
Vereinsstaat oder nach dem Ausland ausgeführt zu werden, kei- 
nerlei innere Steuern auch nicht für städtische Rechnung er- 
hoben werden. Dem ungeachtet wurden im Oktroitarif Luxem- 
burgs transitierende Güter Durchgangs- und Ausfertigungs- 
gebühren unterworfen. 

Endlich lag noch eine bayrische Beschwerde von 1850 gegen 
das städtische Oktroi vor wegen Überschreitung der durch den- 
selben Vertrag von 1841 festgestezten Höchstsätze für die Bier- 
besteuerung. 

Erst nach unendlich in die Länge gezogenen diplomatischen 
Verhandlungen wurde im März 1853 die Oktroiabgabe auf das 
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Bier heruntergesetzt und Transitgüter vom Oktroi befreit. Damit 
war aber nur ein Teil der Besehwerden erledigt. Es blieb noch 
die Beschwerde über die zollfreien und die im Innern des Vereins 
verzollten Gegenstände, sowie über die Gegenstände, die über- 
haupt nicht oktroipflichtig sein durften, wie Wein und Brannt- 
wein bestehen. Nach vierjährigen Verhandlungen waren diese 
Punkte noch nicht erledigt, als die Verlängerung des luxembur- 
gischen Zollanschlusses zur Sprache kam, wodurch der schwe- 
bende öktroistreit in die neue Regelung des Zollanschlusses ein- 
bezogen wurde. 

Allmählich waren die Beziehungen zwischen Preußen als 
dem Vertreter der Zollvereinsstaaten und Luxemburg so ge- 
spannt geworden, daß erster es an Zwangsmaßnahmen zu denken 
anfing. Es wurde in Berlin erwogen, ob es nicht zweckmäßig sei, 
den Zollverein für den Schaden zu entschädigen, der durch das 
von seinem Standpunkt aus vertragswidrige und die materiellen 
Interessen des Vereins, besonders durch die Verschleppung der 
notwendigen Beamtenernennungen, schädigende Verhalten des 
Großherzogt ums verursacht wurde, indem der diesem aus den 
gemeinsamen Einkünften des Zollvereins zufallende Teil vorent- 
halten würde. Für eine solche Maßnahme, die der preußische 
Gesandte im Haag Königsmarck empfahl, gab es schon Präze- 
denzfälle. So hatte, als die preußischen Forderungen an die bay- 
rische und die sächsische Regierung wegen der militärischen 
Operationen gegen die Revolution von 1848 in der Pfalz und in 
Sachsen bestritten wurden, Preußen zur Deckung seiner An- 
sprüche kurzer Hand die aus seinen Kassen an die beiden Staa- 
ten von Vereins wegen zu leistenden Zahlungen zurückgehalten. 
Von allen Vereinsstaaten war aber diese Retention von Zoll- 
vereinseinnahmen als mit dem Geiste des Zollvereins unvereinbar 
und als eine Begünstigung derjenigen Vereinsstaaten darstellend, 
die wie Preußen territorial so gelegen waren, daß sie mehr Zoll- 
gelder einkassierten als sie nach dem Abrechnungsverfahren be- 
halten durften, kurz als ein unzulässiger Gewaltakt angesehen 
worden. Deshalb wurde auch später bei der Erneuerung der 
Zollvereinsverträge im Jahre 1853, um solches in der Zukunft zu 
verhindern, das Abkommen getroffen: «Wegen Forderungen, 
welche mit der Zollabrechnung nicht in Verbindung stehen, wer- 
den die herauszuzahjenden Beträge nicht zurückgehalten wer- 
den. > 

Die einmütige Verurteilung, die Preußens Vorgehen gegen 
die bayrische und die sächsische Regierung gefunden hatte, liefr 
ihm bedenklich erscheinen, auch gegen Luxemburg Gewalt anzu- 
wenden, und so wurde der Anregung Königsmarcks keine Folge 
gegeben. 

Die bisherige Schilderung hat erkennen lassen, daß die 
Schwierigkeiten, die zwischen Preußen und Luxemburg entstan- 
den waren, mit Ausnahme der Oktroiangelegenheit. im Grunde 

> 
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Koinpetenzkontlikte zwischen dein luxemburgischen Generalver- 
walter der Finanzen, Metz, und dem vom preußischen Finanz- 
ministerium gedeckten Zolldirektor in Luxemburg, von Reibnitz, 
bildeten. 

Überhaupt kamen Metz und Reibnitz dienstlich, wie auch in, 
persönliche;' Hinsicht, schlecht mit einander aus. Gegen den 
Freiherrn von Reibnitz wurden von dem Generalverwalter der 
Finanzen dieselben Klagen laut wie seinerzeit gegen dessen Amts- 
vorgänger: er werde den Leistungen der luxemburgischen Zoll- 
beamten nicht gerecht, er stelle sie ungerechterweise als un- 
fähig, unzuverlässig und nicht diensteifrig hin und gehe gegen 
pflichtvergessene Untergebene mit beispielloser Strenge vor. Sei- 
nerseits beschuldigte der Zolldirektor den Geneialverwalter, jene 
Beamten in Schutz zu nehmen und, teils durch Eingriffe in den 
Zolldienst, teils durch passives Verhalten Anträgen des Zoll- 
direktors gegenüber, die Disziplin im Beamtenkörper und die 
Autorität des Direktors systematisch zu untergraben. 

Dazu kam, daß Reibnitz in den Wirren von 1848 nicht ge- 
zögert hatte, die Grenzen völlig zu entblößen, um seine Beamten 
zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung der Regierung zur 
Verfügung zu stellen — allerdings in der Meinung, er müsse 
Front inachen gegen subversive Bestrebungen, die in seinen Au- 
gen nicht als demokratische Regungen, sondern als politische 
Machenschaften einer französischen Partei in Luxemburg er- 
schienen. Mit diesem Eingriff in die luxemburgische Politik hatte 
sich Reibnitz Freunde, aber auch erbitterte Feinde geschaffen. 
Zu den letzteren gehörte das aus der revolutionären Bewegung 
hervorgegangene Ministerium Willmar, zu dem Norbert Metz 
gehörte, während die Opposition Reibnitz in seinem Kampfe 
gegen den Generalverwalter der Finanzen unterstützte. 

Aus Anlaß einer Debatte in der luxemburgischen Kammer 
im Dezember 1849 über die etwaige Abschaffung der Zolldirek- 
tion in Luxemburg kamen die entgegengesetzten Ansichten über 
Reibnitz öffentlich zum Ausdruck. Zu dessen Gunsten sprach 
der Abgeordnete Toutsch, der daran erinnerte, daß, als 
sich 1848 die preußischen Garnisonstruppen in Luxemburg in 
Auflösung befanden, Reibnitz auf Wunsch der luxemburgischen 
Regierung und ohne die Zustimmung Berlins abzuwarten, die 
Grenzen entblößt und sich an die Spitze seiner Beamten als einer 
der Regierung ergebenen Ordnungstruppe 'gestellt hatte. Auch 
Bloehausen nannte ihn «homme equitable et expert», der zu kei- 
ner Klage veranlaßt habe, und Jurion, der ebenso wenig wie 
Blochausen preußenfreundlicher Gesinnung verdächtigt werden 
konnte, bedauerte, daß eine Art Anklage gegen Reibnitz erhoben 
worden sei «qui a rendu au pays des Services signales et montre, 
dans des temps difficiles, un devouement au-dessus de tont ce 
qu'un Luxembourgeois aurait pu faire.» 1 ) 

l ) Proces-verbaux des seances de la Chambre des Deputes, 1849» 
-oite 956. 
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Auf siüten der luxemburgischen Regierung bestand der sehn- 
lichste Wunsch nach Entfernung des mißliebigen Zolldirekturs 
— Bestrebungen, die nur Öl aufs Feuer gießen konnten. Als ein 
Mittel zur Erreichung dieses Zieles erschien ihr die Abschaffung 
der Zolldirektion. 

Heim Vertrag von 1842 hatte Luxemburg im Interesse seiner 
Selbständigkeit den größten Wert darauf gelegt, eine eigene Zoll- 
direktion zu erhalten trotz der damit verbundenen nicht unerheb- 
lichen Kosten, die den schwer belasteten Landesfinanzen aus- 
schließlich zur Last fielen. Und so war im Art. 16 trotz des 
Widerstandes Preußens, das Luxemburg der Provinzial-Steuer- 
direktion in Köln hatte unterstellen wollen, zur Vollziehung der 
gemeinschaftlichen Zollgesetze und zur Leitung des Dienstes eine 
Zolldirektion in Luxemburg vereinbart worden. 

Zum ersten Male wurde die Zweckmäßigkeit dieser Zoll- 
direktion in der luxemburgischen Kammer 1848 bei der Diskus- 
sion des Budgets erörtert. *) Hierbei äußerte der Generalverwal- 
ter der. Finanzen, daß die Kosten der Direktion in keinem Ver- 
hältnis stünden zu ihren Vorteilen für Luxemburg und deren 
Abschaffung, falls der Zollverein nicht bereit sei. die Kosten zu 
übernehmen, daher vorteilhaft sei. 

Reibnitz war anderer Meinung. In einem Gutachten vom 
3. Februar 1849 an den Generalverwalter der Finanzen führte er 
die Gründe für die Beibehaltung der Zolldirektion an: 

1. Wirtschaftlich sei die Kölner Zolldirektion den besonderen 
luxemburgischen Verhältnissen ganz fremd und werde ihnen 
schon wegen des großen Territorialbereiches dieser Direktion 
fremd bleiben. Daher hätten die Wünsche der Luxemburger in 
Köln weniger Aussicht auf Erfüllung als in Luxemburg, und 
jeden i'.i Iis entstünden durch die Bearbeitung der luxemburgischen 
Zollsachen in Köln unliebsame Verzögerungen. Zweifellos 
wünschten die Luxemburger Gewerbetreibenden die Aufhebung 
der Zolldirektion in Luxemburg nicht. 

2. Finanziell bedeute die Zolldirektion in Luxemburg eine 
Belastung von 8317 Taler. Diese könnte nur zum kleinsten 
Teil erspart werden, da Preußen für die Übernahme der 
Geschäfte der Zolldirektion von Luxemburg 6000 Taler Pausen - 
quantum verlangen würde. Während aber bisher 8300 Taler 
im Lande geblieben waren, würden in Zukunft 6000 Taler nach 
Preußen n unbezahlt werden müssen. 

3. Politisch sei es begreiflich, daß Luxemburg erwünscht sei, 
den Grundsatz des Art. 12 der Verfassung, wonach nur Luxem- 
burger im Staatsdienst angestellt werden sollen, auch in der Zoll- 
verwaltung restlos durchzuführen. Doch sei zu bedenken, daß 
der Zolldirektor, obgleich Preuße, dem König-Großherzog zu 
Treue und Gehorsam eidlich verpflichtet sei und eine solche Bin- 
dung in Köln wegfiele. 

') Proces-verbaux 1848. S. 449. 
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Am 19. September 1849 stellte der Generalverwalter der 
Finanzen beim preußischen Finanzministerium den formellen 
.Antrag auf Aufhebung der Zolldirektion in Luxemburg und 
Übertragung ihrer Geschäfte an die Kölner Direktion mit der 
Begründung, die Zolldirektion in Luxemburg sei seinerzeit zur 
ersten Einrichtung einer luxemburgischen Zollverwaltung nach 
den Grundsätzen des Vereins, zur Bequemlichkeit des mit diesen 
Grundsätzen nicht vertrauten Publikums und für die leichtere 
Abwicklung der Geschäfte zwischen der preußischen und der lu- 
xemburgischen Regierung nötig gewesen, inzwischen seien die 
genannten Bedürfnisse verschwunden, während der letzterwähnte 
Vorteil nicht eingetreten sei, vielmehr durch den gegenwärtigen 
Zolldirektor, «der gegen die jetzige Regierung in einer Art auf- 
getreten sei, die mit deren Würde unzuträglich sei» schwere Miß- 
helligkeiten hervorgerufen seien. Luxemburg könne auf diese 
Weise T)O(M) Taler jährlich sparen. Die Handelskammer habe dio 
Abschaffung einstimmig befürwortet. Demnach wurde die Ab- 
schaffung für Ende des Jahres 1849 und Übertragung der Ge- 
schäfte nach Köln beantragt mit Ausnahme einiger Befugnisse, 
die im Interesse der raschen Erledigung dem Hauptzollamt in 
Luxemburg übertragen werden sollten, wie die Ausstellung von 
Legitimations-, Hausiererlaubnisscheinen, bestimmten Einfuhr- 
scheinen, Erleichterungen beim Abfertigungsverfahren, alles An- 
gelegenheiten, in denen in Wirklichkeit das Hauptzollamt bisher 
schon immer unter formaler Bestätigung durch die Zolldirektion 
entschieden habe. 

Auf diese Eröffnung erwiderte das preußische Finanz- 
ministerium, es sei zu solchen Verhandlungen nicht kompetent 
und verwies auf den diplomatischen Weg. Denn in Berlin be- 
standen Zweifel, ob der überraschende Antrag, der so sehr das 
Gegenteil dessen bedeutete, was Luxemburg bisher immer ange- 
strebt hatte, nämlich die Abwehr preußischen Einflusses, ernst 
gemeint sei, und ob er von der Gesamtregierung und nicht bloß 
von dem Generalverwalter der Finanzen ausging, weshalb das 
preußische Ministerium der auswärtigen Angelegenheiten einen 
offiziellen Antrag von der luxemburgischen Regierung erbat. Auf 
diese Aufforderung antwortete die luxemburgische Regierung in 
einer Note vom 30. Mai 1850 ausweichend, durch Beschluß der 
Abgeordnetenkammer vom 22. Dezember 1849 sei ihr die Fort- 
setzung der diesbezüglichen Verhandlungen empfohlen worden, 
ohne jedoch die verlangte Erklärung abzugeben. In sibyllinischen 
Worten hieß es lediglich, «die luxemburgische Regierung könne 
nur der jenseits angekündigten betreffenden diplomatischen Mit- 
teilung entgegen sehen und müsse sich demnach auf die gestellte 
Frage eine auf das Ergebnis einer weiteren Verhandlung zu 
gründende Enderklärung vorbehalten.» Es scheint demnach, daß 
weder die Kammer noch die Regierung zu einem bestimmten 
Entschluß in dieser Frage gekommen waren, daß sie vielmehr 
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wünschten, zunächst von Preußen die Bedingungen kennen zu 
lernen, unter denen die Aufhebung der luxemburgischen Zoll- 
direktion eventuell erfolgen könnte. 

Tatsache war, daß es am 21. Dezember 1849 in der Kammer 
bei der Diskussion des Budgets, welches die Regierung hinsicht- 
lich der Kosten der Zolldirektion in der Voraussicht der dem- 
nächstigen Aufhebung dieser Amtsstelle aufgestellt hatte, zu einer 
gründlichen Debatte kam, in der unter anderem festgestellt 
wurde, daß nicht die Handelskammer als solche der Abschaffung 
der Zolldirektion, sondern bloß einzelne Mitglieder, die von dem 
Generalverwalter der Finanzen zu einer Besprechung eingeladen 
worden waren, zugestimmt hatten, und daß die meisten Kauf- 
leute eine Petition an die Abgeordnetenkammer mit dem Er- 
suchen um Erhaltung der Zolldirektion gerichtet hatten. 

Auf die luxemburgische Note vom 30. Mai 1850 gab Preußen 
zunächst keine* Antwort. 

Licht auf diese etwas konfuse Angelegenheit, auf den Streit 
Metz-Reibnitz, sowie überhaupt auf die ganze Konfliktsperiode 
wirft ein Promemoria, das der damalige preußische Bundestag- 
Gesandte Bismarck in Frankfurt a. M. im Januar 1852 aus «zu- 
verlässiger und wohlmeinendster Quelle aus Luxemburg selbst» 
erhalten hatte: Die Aufhebung der Zolldirektion in Luxemburg 
und infolgedessen die Unterordnung der luxemburgischen Zoll- 
verwaltung unter die Provinzialsteuerdirektion in Köln könnte 
zunächst eine größere Abhängigkeit Luxemburgs von Preußen 
bedeuten, in Wirklichkeit aber würde die Durchführung dieser 
Maßnahme im gegenwärtigen Augenblick aus politischen Grün- 
• den preußische Interessen verletzen. Das gehe aus den wirklichen 
Motiven dieses Antrags hervor, nämlich der besonderen Abnei- 
gung der in der aus der Revolution von 1848 hervorgegangenen 
gegenwärtigen luxemburgischen Regierung dominierenden Partei 
gegen den Zolldirektor Reibnitz, der dieser Partei 1848 entgegen- 
getreten sei, und dem Bestreben dieser Partei, in dem Zolldirek- 
tor eine ihr unbequeme Kontrolle und Widerstandskraft zu ent- 
fernen. 

Eine Bewilligung des Antrags auf Aufhebung der luxem- 
burgischen Zolldirektion würde daher zur Folge haben: 

1. Einen Sieg der revolutionären Partei über das Prinzip der 
monarchischen Autorität, für dessen Unterstützung Reibnitz 
durch die proprio motu erfolgte Verleihung eines hohen Ordens 
vom König-Großherzog Anerkennung gefunden habe. 

2. Eine Niederlage des preußischen Einflusses in Luxem- 
. bürg, der in der Anwesenheit eines höheren preußischen Beamten 

seinen ostensiblen Ausdruck fände. 

Sodann fährt die Denkschrift wörtlich fort: 
«Die mit Aufhebung der Zolldirektion etwa eintretende 
Schmälerung der bisher der luxemburgischen Regierung einge- 
räumten Befugnisse entgeht dem Verständnis der Kammer und 
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des größeren Publikums, für welche nur die eine Tatsache ins 
Auge springen wird, daß die Abberufung des preußischen Zoll- 
direktors, wie sich dessen die luxemburgische Regierung seit 
längerer Zeit berühmt hat, ertrotzt worden ist .... Für die ent- 
schieden antideutsche Richtung der dominierenden Partei mag 
als Reweis der Umstand dienen, daß der Festungskommandant 
und das Offizierkorps sich veranlaßt gefunden haben, jede gesel- 
lige Beziehung mit den Führern abzubrechen. 
, 3. Eine außerordentliche Schwächung der der kleinen kon- 
/ servativen Partei Luxemburgs zu Gebote stehenden, schon zu 
beschränkten Mittel. Dermalen besteht das beste Einvernehmen 
zwischen dem Preußischen Festungskommando, der luxembur- 
gischen Gencralprokuratur und der Zolldirektion, welchen beiden 
ersteren die letztere fortwährend erhebliche offizielle und offi- 
ziöse Dienste (für die inneren wie für die äußeren Verhältnisse) 
zu leisten im Stande ist ... . « 

Demnach fragt es sich, ob es nicht angemessen und der kon- 
servativen Politik Preußens entsprechender wäre, . . . jeder Maß- 
regel, welche als eine Konzession gegen die dermalige luxembur- 
gische Regierung erscheinen würde, die Zustimmung zu verwei- 
gern, dagegen für den Fall eines Systemwechsels und der damit 
zu verbindenden radikalen Kabinettsmodifikation eine Kompe- 
tenzerweiterung für die luxemburgische Zolldirektion (durch 
Ausdehnung ihrer Refugnisse auf die von Luxemburg südlich 
gelegene preußische Zollinie) und entsprechenden Reitrag zu 
deren Kosten in Aussicht zu stellen, — durch welche Maßregeln 
den materiellen Interessen Luxemburgs und vielleicht noch in 
höherem Grade den politischen Interessen Preußens Rechnung 
getragen würde.» 

Kntgegen den in dieser Denkschrift entwickelten Anschau- 
ungen war das preußische Finanzministerium der Ansicht, daß 
die Quelle aller Unstimmigkeiten in dem Vorhandensein einer 
Zolldirektion, die nur teilweise ihrer Leitung unterstand, zu er- 
blicken sei und daß daher, bei Gelegenheit der demnächstigen 
Erneuerung des Zollanschlusses, die Zolldirektion in Luxemburg 
aufzuheben und Luxemburg der Kölner Direktion* zu unter- 
stellen sei. 

So hatte sich durch die fortschreitende Zuspitzung der 
Gegensätze und durch Räufung der Streitpunkte ein Konflikt 
zwischen der luxemburgischen und der preußischen Regierung 
herausgebildet, der bald einen politischen Charakter annahm. 
Diese Schwierigkeiten datierten von der Einsetzung des radikalen 
Ministeriums AVillmar am 6. Dezember 1848 und sie verloren 

• 

auch ihren akuten Charakter, als dieses am 23. Sept. t853 durch 
ein konservatives Ministerium Simons ersetzt wurde und damit 
die Generalverwaltung der Finanzen von Norbert Metz an Em- 
manuel Servais überging, dem Mitglied der ehemaligen luxem- 
burgi«chen außerordentlichen Kommission im Haag, die den 
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Anschluß Luxemburgs an den Zollverein einstimmig verworfen 
hatte. 

An sich waren diese Kompetenzkonflikte, die merkwürdiger- 
weise gerade diejenigen Punkte betrafen, in denen Luxemburg 
bei der Erneuerung des Zollanschlusses im Jahre 1847 einige. 
Zugeständnisse von Preußen erlangt hatte., ihrem sachlichen In- 
halt nach nicht derart, daß sie nicht mit etwas gutem Willen 
hätten friedlich gelöst werden können, und sie waren auch nicht 
so wichtig, daß es sich gelohnt hätte, es ihretwegen auf Biegen 
oder Brechen ankommen zu lassen. Aber die Meinungsverschie- 
denheiten erlangten eine besondere Schärfe durch die verfehlte 
Art der formalen Behandlung der Geschäfte durch die luxem- 
burgische Regierung, die, ohne festes Ziel in ihrer Politik, nur 
auf Zeitgewinn durch dilatorische Behandlung der unzähligen 
preußischen Beschwerden bedacht zu sein schien. Dieses Ver- 
halten schuf erst recht ein gespanntes Verhältnis zwischen beiden 
Regierungen, und als die Verhandlungen zwischen dem preus- 
sischen Finanzministerium und dem luxemburgischen Verwalter 
der Finanzen nicht mehr vom Fleck kamen, nahmen alle Aus- 
einandersetzungen, auch über die geringsten Lappalien des täg- 
lichen Dienstes, den Weg der diplomatischen Verhandlungen über 
das preußische Ministerium des Auswärtigen und den preus- 
sischen Gesandten im Haag. Aber auch auf diesem Terrain setzte 
die luxemburgische Regierung ihre Verschleppungstaktik fort: 
sie ließ unter Mißachtung der diplomatischen Formen die preus- 
sischen Noten unbeantwortet oder beantwortete sie in dilato- 
rischer oder ausweichender Weise. 

In einem Schreiben Königsmarcks an den Präsidenten' der 
luxemburgischen Regierung Wollmar vom 20. Februar 1852 
führte der preußische Gesandte unter anderem 25 offizielle Noten 
an, die er seit dem Sommer 1850 an die luxemburgische Regie- 
rung gerichtet hatte und die ohne Erfolg und ohne Antwort ge- 
blieben waren. Der Brief schloß mit den Worten: 

«La Prusse ahne ä maintenir de bons rapports avec tous ses 
voisins et desire sincerement la prosperite et le bien-etre du 
Grand-Duche dont la dynastie est si proche parente de la sienne, 
mais eile ne peut permettre qu'un etat quelconque fasse si peu de 
cas d'elle qu'il ose regarder les notes officielles de ses ministres 
comme non avenues. Aussi ne veut-elle plus tolerer de la part 
du Luxembourg ce que. quand meme eile ne disposait pas de 
500 000 baionnettes, eile n'aurait certes pas endure aussi long- 
temps de la part de toutes les autres quatre grandes puissances 
de l'Europe reunies ensemble. Tout a ses bornes. Mes Instruc- 
tions sont tres precises ä cot egard; cependant je ne voudrais pas 
en faire usage. persuade que je suis que c'est sans mauvaise in- 
tention quo le Grand-Duche ne se con forme pas aux reglos gene- 
ralement adoptees en diplomatie dans le roste de l'Europe . . . .» 
Als auch dieser Wink in Luxemburg ohne Erfolg blieb. 
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wandte sich der preußische Gesandte im Haag in einem ähnlichen 
Schreiben an den Prinzen Heinrich, den Statthalter des König- 
Großherzogs in Luxemburg. 

«Dieser eröffnete mir, schreibt Königsmarck in einem Be- 
richt vom 2. April 1852, daß er sich in derselben Verlegenheit 
wie ich befände. Schon bei seiner Abreise aus Luxemburg hätte 
der Präsident Willmar auf das Heiligste versprochen, ihm bis 
zum 3. Dezember vorigen Jahres eine Antwort in Betreff der mit 
Niederland zu regulierenden Geldangelegenheiten nachzusenden 
und diese Antwort wäre, ungeachtet wiederholter Rückfragen bis 
zur Stunde noch nicht eingetroffen.» 

l-ni Abhilfe zu erlangen, wandte sich Königsmarck sodann 
an den niederländischen Minister des Auswärtigen, «erhielt 
jedoch zur Antwort, daß dieses Stillschweigen in Luxemburg 
systematisch wäre, daß Niederland bald um preußische Hilfe 
gegen Luxemburg bitten würde, und daß es wünsche, Preußen 
sofort die Kanonen der Festung gegen die Stadt richten zu 
sehen.» Zum Verständnis dieser gereizten Äußerung sei bemerkt, 
daß damals zwischen Luxemburg und Holland schwere Differen- 
zen bestanden wegen der finanziellen Auseinandersetzungen aus 
Anlaß der Trennung Luxemburgs von Holland im Jahre 1830. 
Holland verlangte, daß Luxemburg einen Anteil an den Staats- 
schulden des ehemaligen Königreichs der Vereinigten Nieder- 
lande übernehme und erhob Forderungen wegen Ausgaben, die 
vor 1830 für Luxemburg erfolgt waren, wogegen letzteres von 
Holland den Erlös der vor 1830 in Luxemburg veräußerten 
Staatsdomänen verlangte. Nachdem 30 Jahre hin und her ver- 
handelt worden war, schlug Luxemburg 18(i3 Holland ein 
Schiedsgericht vor, was aber letzteres ablehnte. Erst 1880 kam 
ein Ausgleich zustande, in dem beide Parteien gegenseitig auf 
ihre Ansprüche verzichteten. 

Auch aus der Umgebung des Königs Wilhelm III. wurde 
Königsmarck mitgeteilt, «daß der König fortwährend sehr auf- 
gebracht über Luxemburg sei, daß der Tresorier Major Falck 
sich umsonst längere Zeit bemüht, die rückständigen Gelder der 
Zivilliste zu erlangen, und daß diese erst eingegangen wären, 
nachdem der König selbst in den bestimmtesten Ausdrücken des- 
wegen geschrieben hätte; auch liebte S. M. gar nicht, sich mit 
luxemburgischen Angelegenheiten zu beschäftigen und ich (Kö- 
nigsmarck) möchte mit dem Prinzen Heinrich sprechen.» 

Die Klagen über «absence de formes» bei der luxembur- 
gischen Regierung waren demnach allgemein und auch Emma- 
nuel Servais bestätigt dies in seinen Memoiren, wo er dieses 
Verhalten darauf zurückführt, daß wegen Streitigkeiten unter 
ihren Mitgliedern gemeinsame Beratungen überhaupt nicht 
stattfanden. 

Von ungünstigem Einfluß auf die diplomatischen Be- 
ziehungen zwischen Preußen und Luxemburg — und während 
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dieser Konfliktsperiode führte die geringfügigste Schwierigkeit 
zum Austausch gereizter diplomatischer Noten — war auch die 
seit J848 vereinfachte Vertretung Luxemburgs im Haag gewesen, 
wo der zugleich beim Großherzog akkreditierte preußische Ge- 
sandte am niederländischen Hof seinen Sitz hatte. 

Seit November 1841 war der Freiherr von Blochausen zu- 
erst interimistischer, später definitiver Staatskanzler *) für die 
luxemburgischen Angelegenheiten im Haag gewesen und hatte in 
dieser Eigenschaft maßgeblichen Anteil an den Zollanschlußver- 
trägen von 1842 und 1847 genommen. Während seines Haager 
Aufenthalts hatte Blochausen zweifellos Luxemburg mit Geschick 
. vertreten und gute Beziehungen zu Preußen und damit zum Zoll- 
verein unterhalten. Vor allem hatte er an der Lösung der zahl- 
losen Reibungen und Zwischenfälle beigetragen, die so häufig 
zwischen dem preußischen Militär und den luxemburgischen Be- 
hörden, zwischen der Besatzung und der Bürgerschaft der Stadt 
Luxemburg entstanden waren. 

Am 2. April 1848 nahm Blochausen seine Entlassung. Nach- 
dem er vorübergehend durch einen Holländer, den Staatsrat 
Gregoire 2 ) ersetzt worden war, der die Geschäfte vierzehn Tage 
später ebenfalls interimistisch dem luxemburgischen Ober- 
gerichtsrat Würth-Paquet a ) übertragen hatte, wurde durch die 
neue Verfassung vom Ü. Juli 1848 das Staatskanzleramt abge- 
schafft, weil die Stellung des Staatskanzlers, dem die äußern und 
die militärischen Angelegenheiten unterstellt gewesen waren, zu 
Kompetenz- und Rangstreitigkeiten mit der Regierung in Luxem- 
burg Anlaß gegeben hatte. Die neue Verfassung von 1848 be- 
seitigte dieses Zwischenglied zwischen dem Souverän und der 
Landesregierung, und es blieb im Haag lediglich ein Sekretariat 
des Großherzogs bestehen, das keinen politischen Einfluß besaß, 
da der Sekretär bloß die königl.-großh. Beschlüsse zu kontra- 
signieren und die formale Erledigung der Geschäfte des Groß- 
herzogtunis im Haag zu besorgen hatte. 4 ) 

Die Abschaffung des Kanzlerpostens, d. h. eines konstitu- 
tionell verantwortlichen Vertreters der luxemburgischen Regie- 
rung im Haag, und dessen Ersatz durch einen einflußlosen und 
unverantwortlichen Kabinettssekretär, dessen amtliche Tätigkeit 
lediglich in der Empfangnahme und Weitergabe mündlicher und 
schriftlicher Mitteilungen von und an die auswärtigen Gesandten 
und an den Souverän bestand, war vom Standpunkt der Erle- 
digung der auswärtigen Angelegenheiten entschieden ein Fehler 
und ist mit eine Ursache für die preußisch-luxemburgischen 
Streitigkeiten nach 1848 gewesen. Es ist sehr zu bezweifeln, ob 

M Im Juli 1844. 

'•) Kgl. Großh. Beschluß vom 3. April 1848. 
3 t Kgl. Großh. Beschluß vom 17. April 1848. 

4 ) Dieses neue Amt wurde zuerst Jos. Paquet (KkI. großh. Beschluß 
vom 19. August 1848), dann aber am 4. August 1849 Herrn d'Olimart an- 
vertraut, der es lange Jahre hindurch bis 10. März 1882 behielt. 
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der Streit jene Zuspitzung erfahren hätte, wenn Blochausen in 
diesen Jahren den Posten im Haag noch bekleidet hätte, denn 
ihm war es gelungen, trotzdem er allgemein als ein sehr ent- 
schiedener Gegner des Anschlusses des Großherzogtunis an den 
Zollverein bekannt war, trotz dieser also gewiß belastenden poli- 
tischen Antezedentien nichtsdestoweniger ein Vertrauensverhält- 
nis mit dem preußischen Gesandten zu schaffen und durch alle 
Klippen hindurch zu erhalten. Jetzt aber gab es, seitdem die 
luxemburgische Regierung sicli konsequent in Stillschweigen 
hüllte, im Haag nur noch eine einzige Person, die mit den frem- 
der Gesandten in persona hätte verhandeln können — der König- 
Großherzog, dem aber die Verfassung des neuen konstitutionellen 
Regimes die Möglichkeit solcher Betätigung entzog. Die Folge 
war, daß alle Geschäfte zwischen der luxemburgischen und der 
preußischen Regierung durch Vermittlung des Herrn d'Olimart 
schriftlich zwischen Luxemburg und Berlin erledigt werden 
mußten — ein Verfahren, das weder einfach war, noch rasch 
zum Ziele führte, und besonders nicht geeignet war, in schwie- 
riger Lage eine erlösende gründliche Aussprache zu ermöglichen. 

Unter diesen schlimmen Auspizien nahte der Zeitpunkt, wo 
der bis Ende 1853 laufende erste Zollanschlußerneuerungsvertrag 
von 1847 gekündigt werden konnte. 

XVII. Der zweite Erneuerungsvertrag 
des Anschlusses an den Zollverein (1853). 

Am 15. November 1851 kündigte der preußische Finanz- 
minister die Zollvereinsverträge mit sämtlichen Vereinsstaaten. 
Damit hatte die Krisis im Zollverein begonnen. 

Zwei Fragen standen im Mittelpunkt der nun begonnenen 
Diskussionen über die allseitig angestrebte Fortdauer des Zoll- 
vereins: 

1. Der Reitritt Österreichs zum Zollverein. 

Die politische Tragweite des Zollvereins hatte seinerzeit 
Metternich, der ganz in den Anschauungen der Kabinettspolitik 
des 18. Jahrhunderts befangen war. nicht erkannt, sein Nach- 
folger Schwarzenberg nahm dagegen den Plan einer Zollunion 
mit dem übrigen Deutschland als eine politische Notwendigkeit 
in sein Programm auf. 

Als die bestehenden Zollvereinsverträge 1853 abliefen, war 
das politische Ziel, das Preußen mit dem Zollverein verfolgte, 
deutlich erkennbar geworden, aber damals schon hatte Preußen 
vor allem durch seinen Zoll vertrag mit Hannover innerhalb des 
Vereins ein solches Übergewicht erlangt, daß es nun wagen 
konnte, es auf die Kraftprobe ankommen zu lassen, indem die 
deutschen Staaten vor die Wahl gestellt wurden, sich entweder 
der preußischen Hegemonie zu unterwerfen oder aber durch 
Sprengung des Vereins ihre Wirtschaft aufs äußerste zu ge- 
fährden. 
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Zu spät hatten diese Staaten die Gefahr erkannt. Sie such- 
ten nun, um ein Gegengewicht zu schaffen, Österreich den Weg 
zum Eintritt in den Zollverein zu ebnen, das zu diesem Zwecke 
schon seine Binnenzölle zwischen den einzelnen Ländern der 
Monarchie abgeschafft und die Prohibitivzölle durch mäßige 
Schutzzölle in Anlehnung an den Vereinstarif ersetzt hatte. Dem 
setzte Preußen den äußersten Widerstand entgegen, und es ge- 
lang ihm, den Beitritt Österreichs vorläufig abzuwehren, indem 
diesem durch Vertrag vom 19. Februar 1853 vom Zollverein Vor- 
zugszölle eingeräumt und versprochen wurde, bis 1860 Verhand- 
lungen zu lühreu, um den Eintritt in den Zollverein zu vollziehen. 

2. Der Gegensatz innerhalb der Vereinsstaaten in der Tarif- 
frage. Die agrarischen Nordstaaten wünschten die Beibehaltung 
des Freihandels, die Südstaaten, denen sich Luxemburg an- 
schloß, wollten einen mäßigen Schutzzoll zu Gunsten ihrer auf- 
strebenden Industrie gegen die überlegene englische und bel- 
gische Konkurrenz. Der bisherige Zollvereinstarif, aus dem 
preußischen entstanden, ging auf das Jahr 1818, also auf eine 
Zeit zurück, in der es in Deutschland keine nennenswerte In- 
dustrie gab. Die wiederholten Versuche der süddeutschen Staa- 
ten. Schutzzölle zu erlangen, hatten bis dahin zu keinem Erfolg 
geführt, und nun drohten sie mit dem Austritt aus dem Zoll- 
verein, falls ihre Klagen keine Berücksichtigung fänden. Die 
Gefahi' einer Sprengung des Zollvereins war hier um so größer, 
als auch Österreich schutzzöllnerisch gesinnt war, und die süd- 
deutschen Staaten versucht werden konnten, aus dem von Preus- 
sen errichteten Zollverein auszuscheiden und einen neuen Verein 
unter österreichischer Führung zu bilden. 

Aus den Debatten von 1851 und 1852 in der luxemburgischen 
Kammer ging das lebhafte Interesse des Großherzogtums an der 
Erhaltung des gefährdeten Zollvereins und die Befürchtungen 
vor seiner Auflösung hervor. Der luxemburgische Erneuerungs- 
vertrag von 1847 lief, wie alle Zollvereinsverträge, am 31. De- 
zember 1853 ab. und er war Avie diese durch preußische Note 
vom I i. November 1851 gekündigt worden mit der Erklärung, 
die nie) ts Gutes ahnen ließ, Preußen sei bereit, den Vertrag zu 
erneuern, jedoch mit Änderungen, «die sich aus den gesammel- 
ten Erfahrungen als wünschenswert und notwendig darstellen 
worauf sich die luxemburgische Regierung am 19. November 
1851 willfährig erklärte, über Modifikationen des bisherigen 
Vertrags in Verhandlungen zu treten. 

Noch bevor diese Verhandlungen begannen, deren Einlei- 
tung von dem Ausgang der allgemeinen Verhandlungen zwischen 
den unmittelbaren Vereinsmitgliedern über das Zustandekom- 
men einer Einigung abhängig war, hatte Luxemburg, das gar 
nicht an einen Austritt aus dem Verein dachte und nur bestrebt 
war, seine Stellung in diesem zu verbessern, den Generalverwal- 
ter der Gemeindeangelegenheiten im Ministerium Willmar. Jean 
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(jheling. zu der im Mai 1 8 ">2 in Berlin zusammengetretenen 
Generalkonferenz zur Erneuerung der Zollvereinsverträge ent- 
sandt, um zu versuchen, wenigstens als beratendes Mitglied an 
diesen wichtigen Verhandlungen zugelassen zu werden. Einen 
Erfolg erzielte der Abgesandte nicht. 

Im Juli 1853, ein Halbjahr vor Ablauf des Zollansehluß- 
vertiags wurde Löveling nochmals nach Berlin entsandt. Jetzt 
sollten die Verhandlungen beginnen. 

Die Plveling mitgegebenen Instruktionen betrafen haupt- 
sächlich grundsätzliche Änderungen in der Zolldirektion zu 
Luxemburg. Die luxemburgische Regierung erblickte die Haupt- 
ursache der in den letzten Jahren immer zahlreicher gewordenen 
Konflikte in dem anmaßenden Verhalten des Zolldirektors 
gegenüber der Landesregierung. Oberhaupt fühlten sich die aus 
Preußen stammenden und von Preußen präsentierten hohen 
Beamten nicht als luxemburgische Beamte oder mindestens als 
Beamte in luxemburgischen Diensten, sondern als die Vertreter 
einer Großmacht, denen ein gewichtiges Wort und eine gewisse 
Bevormundung in dem kleinen zollverbündeten Staat zukomme. 
Die Zolldirektoren sollten daher wieder ihren hierarchischen 
Platz einnehmen, und deshalb wollte Luxemburg das bisherige 
Herkunftsverhältnis der beiden obersten Beamten der Zolldirek- 
tion umkehren: der Zolldirektor sollte ein Luxemburger und der 
Zollrat ein Preuße sein. 

Preußens Absichten in diesen Verhandlungen waren von. 
einer Verwirklichung der luxemburgischen Wünsche weit ent- 
fernt. Von der Überzeugung ausgehend, daß die Quelle aller 
Mißhelligkeiten der letzten Jahre in den Kompetenzübersehrei- 
tungen der luxemburgischen Regierung gelegen habe, deren Ver- 
halten dem Zolklirektor die pflichtmäßige Wahrung der Vereins- 
interessen unmöglich machte, wollte Preußen die Stellung des 
Zolldirektors noch befestigen durch Verminderung der Befug- 
nisse der luxemburgischen Regierung in Zollsachen, durch grös- 
sere Einflußnahme des preußischen Finanzministeriums auf die 
luxemburgische Zolldirektion und endlich durch Erhöhung des 
Gehaltes des Zolldirektors auf eine Stufe, die sogar die des Prä- 
sidenten der luxemburgischen Regierung überragte. 

Angesichts dieser Bestrebungen, und da die Ernennung 
eines Luxemburgers als Zolldirektor ausgeschlossen erschien, 
beantragte Ulveling, seinen Instruktionen gemäß, die Abschaf- 
fung der luxemburgischen Zolldirektion und die Unterstellung 
der luxemburgischen Zollverwaltung unter die Provinzialsteuer- 
direktion in Köln, bei der die Interessen Luxemburgs durch 
einen dorthin delegierten Zollrat wahrgenommen worden wären. 
.Preußen war bereit, auf dieser Grundlage zu verhandeln und 
legte (»inen für Luxemburg unannehmbaren Entwurf vor. Nach 
diesem durften unter anderem in allen Stellen der luxembur- 
gischen Zollverwaltung preußische Beamte ernannt werden, fall? 
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die Kölner Direktion keinen Luxemburger als genügend befähigt 
ansah, und außerdem sollte eine ganze Reihe mittlerer und un- 
terer Beamten grundsätzlich Preußen sein. Angesichts dieser 
Forderungen ließ Luxemburg den Antrag auf Abschaffung der 
Zolldirektion fallen, und da mittlerweile das Ministerium Will- 
niar entlassen worden war, wurden die Verhandlungen vorläufig 
eingestellt. 

Die Klagen über die Art der Geschäftsführung der luxem- 
burgischen Regierung hatten einen solchen Umfang angenom- 
men, daß Wilhelm III. trotz seiner Interesselosigkeit für Lu- 
xemburg eingriff. Im September 1853 erteilte er dem Statthalter 
Prinzen Heinrich den Befehl, das Ministerium Willmar sofort 
zu entlassen, an dessen Stelle das Ministerium Mathias Simons 
am 23. September 1853 trat. 

Dieser Regierungswechsel hatte den Rücktritt des luxem- 
burgischen Kommissars für die Zoll Verhandlungen in Berlin, 
Ulveling, der dem Ministerium Willmar angehörte, zur Folge, 
und an dessen Stelle reisten im Oktober 1853 der Obergerichts- 
rat Paul von Scherff, Sohn des damaligen luxemburgischen 
Bundestag-Gesandten in Frankfurt, der beim Sturz des Ministe- 
riums- Willmar hervorragend mitgewirkt hatte, und das Mitglied 
des neuen Ministeriums, der Generalverwalter des Innern Wen- 
delin J urion als luxemburgische Kommissare nach Berlin zu 
Verhandlungen mit den preußischen Kommissaren Philippsborn 
und Henning. 

In dem neuen Stadium der Verhandlungen tauchte zunächst 
dieselbe grundsätzliche Frage der Stellung Luxemburgs inner- 
halb des Zollvereins, die in allen früheren Verträgen eine so 
große Rolle gespielt hatte, wieder auf. Auch diesmal suchte 
Luxemburg sich die Beteiligung als wirkliches Mitglied an den 
Zollkonferenzen zu sichern, aber wieder ohne Erfolg. Es blieb 
also dabei, daß das Großherzogtum den Vertreter eines anderen 
Vereinsstaates mit Vollmacht und Instruktionen versehen konnte, 
um seine W T ünsche und Anträge bei der Generalkonferenz vor- 
zubringen. 

Dann versuchte Luxemburg, die Kosten der Zolldirektion 
auf die Vereinskasse abzuwälzen, mit der Begründung, daß die 
Vereinsstaaten, die Zolldirektionen besäßen und selbst bezahlten, 
auch die Mitglieder dieser Direktionen selbst bestellten. Das sei 
in Luxemburg, wo der Zolldirektor Preuße sei, nicht der Fall, 
deshalb sei die Zolldirektion in Luxemburg mehr eine Vereins- 
ais eine luxemburgische Behörde, genau wie die Frankfurter 
Zolldirektion, deren Kosten aber vom Verein bestritten würden. 
Auch hierauf ging Preußen nicht ein, regte vielmehr die Ab- 
schaffung der Zolldirektion an, worauf die luxemburgischen 
Kommissarien — entsprechend dem neuen politischen Kurs — 
erklärten, die Unterstellung Luxemburgs unter die Kölner Direk- 
tion sei vom König-Großherzog als ganz ausgeschlossen bezeich- 
net worden. 
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Wie in diesen beiden grundsätzlichen Fragen, so standen 
auch in den Detailpunkten die Verhandlungen im Schatten der 
vorangegangenen Konfliktsperiode. Preußen hatte den Vertrag 
mit der festen Absicht gekündigt, die Wiederkehr solcher Strei- 
tigkeiten für die Zukunft unmöglich zu machen, und deshalb 
hatte das preußische Finanzministerium eine Liste solcher For- 
derungen, die auf die bisherigen Meinungsverschiedenheiten 
Bezug hatten, teils in die Separatartikel, teils in das Schluß- 
protokoll des Entwurfs zum neuen Vertrag aufgenommen. Diese 
Forderungen, die zunächst die Aufhebung all der Zugeständnisse 
bedeuteten, die Luxemburg im Vertrag von 1847 erlangt hatte, 
betrafen folgende Punkte: 

1. Nach dem Vertrag von 1842 (Sep.-Art. 9 I A Nr. 4) hatte 
jedes kontrahierende Vcreinsniitglied das Recht, einen Bevoll- 
mächtigten zu bestimmen, der im Namen des Vereins zeitweilig 
oder dauernd die Geschäfte der Zolldirektion in Luxemburg kon- 
trollieren durfte. War dieser sog. Vereinsbevollmächtigte von 
Preußen abgeordnet, so durfte er seine Kontrolle auch auf die 
Handhabung der luxemburgischen Gesetze über die Verbrauchs- 
abgaben auf Branntwein, Bier. Wein und Tabak sowie auf die 
Salzregie ausdehnen. Nun hatte bisher in dieser Eigenschaft 
der bei der -Steuerdirektion in Köln stationierte bayrische 
Vereinsbevollmäehtigtc auch in Luxemburg fungiert, dem somit 
die Kontrolle der luxemburgischen Akzisen nicht zustand. 
Preußen wollte aber diese Kontrolle fortdauernd durch den 
Zolldirektor in Luxemburg ausüben lassen und, um dies zu er- 
möglichen, wurde in den Erneuerungsvertrag die' Bestimmung 
aufgenommen, daß Preußen, falls der Yereinsbevollmächtigte bei 
der Zolldirekt ion in Luxemburg kein Preuße sei, befugt sei, 
hierzu einen besonders beauftragten Beamten zu bestellen, dem 
unter anderem auch die Kontrolle der luxemburgischen Volks- 
zählungen zustand, über deren Richtigkeit zwischen der luxem- 
burgischen Regierung und dem Zolldirektor von Reibnitz früher 
ein Streit ausgebrochen war. (Sep.-Art. V 1.) Diese Abmachung 
gab dem preußischen Zolldirektor den Schlüssel zur Beaufsich- 
tigung eines erheblichen Teiles der luxemburgischen Steuerver- 
waltung und bedeutete eine weitere Stärkung seiner Position 
gegenüber der Landesregierung. 

2. Um den ungehinderten Verkehr zwischen der Zolldirek- 
tion in Luxemburg und dem preußischen Finanzministerium zu 
sichern, entzog Sep.-Art. V 3 Luxemburg die Zugeständnisse 
unter Nr. 6 des Separatartikels von 1847 und stellte die ur- 
sprüngliche Abmachung von 1842 wieder her. Die luxembur- 
gische Regierung war in der Beaufsichtigung des Verkehrs 
zwischen der «luxemburgischen» Zolldirektion und dem preus- 
sischen Finanzministerium wieder ausgeschaltet. 

3. Gegen die passive Resistenz in der Übernahme von gesetz- 
lichen und administrativen Anordnungen des Zollvereins durch 
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Luxemburg richtete sich eine Abmachung unter Nr. 8 des 
Schlußprotokolls. 

4. Der Vertrag von 184:2 (Sep.-Art. 9 IV 1 B a & b) hatte 
für die Errichtung neuer und für die Verlegung und Aufhebung 
vorhandener Zolldienststollen sowie die Festsetzung ihrer Aints- 
befugnisse, ferner für die organische Einrichtung des Grenz- 
bewachungs- und sonstigen Kontrolldienstes, wie die Stärke und 
Aufstellung des Aufsiehtspcrsonals, das Einverständnis der 
luxemburgischen Regierung und des preußischen Finanzministe- 
riums gefordert. Da nun in solchen Angelegenheiten in den 
letzten Jahren das Einverständnis beider Regierungen nicht zu 
erlangen gewesen war, sicherte sich jetzt unter Hinweis auf die 

. Vereinsinteressen das preußische Finanzministerium die allei- 
nige Entscheidung dieser Angelegenheiten. Nur wenn es sich 
um die Errichtung, Verlegung und Aufhebung von Stellen zur 
Erteilung von Legitimationsscheinen handelte, blieb die Zustim- 
mung der luxemburgischen Regierung erforderlich (Sep.-Art. 
V 4). 

5. Mit Bezug auf die Zollstrafsachen, die vor die luxem- 
burgischen Gerichte gebracht wurden, sollte die Zolldirektion 
befugt werden, auf ihre Kosten und unabhängig von der Regie- 
rung und der Staatsanwaltschaft Klage zu erheben und selbst- 
ständig Rekurs gegen Entscheidungen einzulegen (Sep.-Art. 
Vi). ') Ferner durften Begnadigungen bei Zoll- und Dienstver- 
gehen nicht vor dem rechtskräftigen Urteil erfolgen. (Schluß- 
prot. Nr. 5.) 

(). im Hinblick auf die früheren Streitigkeiten bei der Be- 
setzung erledigter Beamtenstellen der Zollverwaltung wurde 
vereinbart, daß in den Fällen, in denen die luxemburgische Re- 
gierung Ernennungen auf Grund von Vorschlägen Preußens 
oder der Zolldirektion vorzunehmen habe, für jede Stelle min- 
destens zwei Kandidaten vorgeschlagen würden, ausgenommen 
wenn nur ein einziger geeigneter Kandidat aufzufinden wäre. 
Sollte aber die Wiederbesetzung erledigter Stellen sich über zwei 
Monate verzögern, so durfte die Zolldirektion selbständig kom- 
missarische Verwaltung der Stelle anordnen (Sep.-Art. V 2) — 
eine scharfe Waffe in der Hand der Zolldirektion gegen die 
Landesregierung, da die kommissarische Verwaltung praktisch 
nichts anderes bedeutete als die Ernennung preußischer Beam- 
ten für die betreffenden Stellen. 

7. In der Besetzung der Obergrenzkon trolleur stellen durch 
Luxemburger, die in den letzten Jahren zu Zusammenstößen 
zwischen beiden Regierungen geführt hatte, wollte Preußen das 
Zugeständnis von 1847 2 ) aufheben und zu der früheren Verab- 
redung von 1842 3 ) zurückkehren. Während nach letzterer die 

*) Dieser Abmachung wurde durch ksl.-Kroßh. Beschluß vom 18. Au- 
gust 1867 entsprochen. 
*) Sep.-Art. Nr. 5. 
») Sep.-Art. 9 I Nr. 20. 
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Hälfte der Obergrenzkontrolleure Preußen hatten sein müssen, 
war dieses Reservat 1847 für den Fall, daß sieh qualifizierte lu- 
xemburgische Kandidaten finden sollten, aufgehoben worden, so 
daß unter günstigen Umständen alle diese Stellen Luxemburgern 
hätten übertragen werden können. Diese Haupterrungensehaft 
des letzten Erneuerungsvertrags mußte die luxemburgische Re- 
gierung jetzt bis zum äußersten verteidigen. Die Nachwirkungen 
der unklugen Politik der letzten Jahre in diesen Stellenbesetz- 
ungsfragen brachte es aber mit sieh, daß Luxemburg dies nicht 
völlig gelang, wie auch anderseits Preußen die restlose Auf- 
hebung der Abmachung von 1847 nicht durchsetzte. Die Par- 
teien einigten sich auf dem Kompromiß (Sep.-Art. V 2), daß 
Preußen im Maximum ein Viertel, statt der Hälfte dieser Stellen 
beanspruchen durfte. Unter allen Umständen sollte Preußen 
drei dieser Stellen mit seinen Beamten zu besetzen das Recht 
haben, und es hing von seinem guten Willen ab, ob es auf diese 
verzichtete, wenn qualifizierte Luxemburger zur Verfügung 
standen. 

8. Für jährliche Gratifikationen und Unterstützungen an die 
Zollbeamten im Interesse des Zolldienstes sollte die luxembur- 
gische Regierung einen Fonds bewilligen, was sie bis dahin dem 
Zolldirektor gegenüber abgelehnt hatte (Schlußprot. Nr. 2). 

9. Preußen forderte von Luxemburg den Erlaß des bereits 
im Sep.-Art. 9 A Nr. 11 des Vertrags von 1842 vorgesehenen 
Pensionsreglements für die Zollbeamten und die Mitwirkung des 
preußischen Finanzministeriums bei der Entscheidung über die 
Pensionsanträge der Zolldirektion, was auch im Schlußprotokoll 
unter Nr. 3 vereinbart wurde. Außerdem mußte dieses Pen- 
sionsreglement spätestens 1854 erlassen werden (Schlußprot. 
Nr. 4). 

10. Schon im Vertrag von 1847 (Sep.-Art. 4) war die Ver- 
ständigung über den Erlaß eines Disziplinargesetzes für die Zoll- 
beamten durch die luxemburgische Regierung vorgesehen. Die- 
ser wurde nun hierfür eine Frist bis Ende 1854 gesetzt. 

Bei den Abmachungen über das Pensions- und das Diszi- 
plinarwesen der Zollbeamten wurde durch einen Kgl.-großh. Be- 
schluß vom 21). November 1855 (Memorial 1855 T 193) ent- 
sprochen, der den in Preußen geltenden Disziplinar- und Pen- 
sionsreglements Wirksamkeit verlieh. 

11. Bis dahin hatte die luxemburgische Regierung das schon 
in den früheren Verträgen vorgesehene Uniform-Reglement für 
die Zollbeamten trotz wiederholter Aufforderung durch die Zoll- 
direkfion nicht erlassen. Durch eine Bestimmung im Schluß- 
protokoll wurde ihr hierzu eine Frist bis 1854 gestellt, Unifor- 
mierung und Bewaffnung wurden unter Zustimmung der 
preußischen Regierung durch das luxemburgische Reglement 
vom 5. November 1855 geordnet. 
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12. Bezüglich des städtischen Oktrois in Luxemburg ver- 
pflichtete sich Luxemburg, spätestens im Laufe des Jahres 1854 
die erforderlichen Änderungen zu treffen, damit der Oktroitarif 
mit den Verabredungen der Zollvereinsstaaten über die inneren 
Steuern gemäß Art. 8 c\es Vertrages von 1842 nach vorgängigem 
Einvernehmen mit dem preußischen Finanzministerium in 
Übereinstimmung gebracht werde (Schlußprot. Nr. 1). 

Außer diesen Verabredungen über bisher strittige Materien 
oder über solche, in denen Preußen die luxemburgische Re- 
gierung der Verschleppung bezw. der Korupetenzüberschreitung 
beschuldigte, wurden in dem neuen Vertrag noch zwei weitere 
Abmachungen getroffen über das Geldwesen und das belgische 
Vergünstigungsgesetz von 1839. 

Bei den Erwägungen über die Erneuerung des luxembur- 
gischen Zollanschlusses innerhalb der preußischen Verwaltung 
hatte Reibnitz beim Finanzministerium beantragt, «daß unter 
Aufhebung der Verabredung im Art. 2 des Vertrags vom 2. April 
1847 die Einführung des diesseitigen (d. h. preußischen) Münz- 
systems in Luxemburg vereinbart werde». 1 ) Das Finanzminis- 
terium nahm diesen Antrag auf, der dahin ging, Luxemburg 
die erteilte Ermächtigung auf Beibehaltung des Dezimal- Maß- 
und Gewichts-, sowie des französischen Geldsystems wieder zu 
entziehen und die ursprüngliche Abmachung von 1842 wieder 
aufleben zu lassen. 

Inzwischen hatte aber Luxemburg eine Neuregelung seines 
Geldsystems getroffen durch ein Gesetz vom 20. Dezember 1848, 
das im Grunde nur das sanktionierte, was schon lange im 
privaten Zahlungsverkehr üblich und eine längst als lästig em- 
pfundene Vorschrift für die öffentlichen Behörden aus der Zeit 
der holländischen Herrschaft beseitigte, indem es den Franken 
als gesetzliche Rechnungseinheit an die Stelle des niederlän- 
dischen Guldens setzte. 

Das Gesetz lautete: 

«Art 1. Alle Verträge, Zahlungsanweisungen und Mandate, 
■welche von einem früheren Datum als vom 1. Januar 1849 sind 
und in welchen die Verbindlichkeit in niederländischen Gulden 
stipuliert sind, sind nach dem Fuße von M X U Hundertstel eines 
niederländischen Guldens auf den Franc in Vollziehung zu 
bringen. 

Art. 2. Vom 1. Januar US49 an tritt die Verbindlichkeit ein, 
tu allen öffentlichen und Verwaltnnasaläen die Summe in 
Franken und Centimen auszudrücken. 

Die bisher in Gulden erhobenen Abgaben und Steuern sollen 
von dem nämlichen Tage an nach dem Fuße der bestehenden 
Tarife berechnet und erjioben werden. 

Art 3. — Die vorstehenden Bestimmungen ändern nichts 

') Der preuß. Finanzminister an den preuß. Ministerpräsidenten am 
11. Juni 1853. 
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an den Gescizen und Begleiuents, weiche die Zollvereinsvcrwal- 
tung im Großh. Luxemburg betreffen.» 

Zu den einzelnen Bestimmungen dieses Gesetzes ist folgen- 
des zu bemerken: 1 ) 

Das Prinzip enthielt Art. 2.: Gesetzliche Rechnungseinheit 
ist in der Zukunft nicht mehr der Gulden, sondern der Franken. 
Diese Bestimmung hatte aber nur einen öffentlich-rechtlichen 
Charakter, d. h. sie galt nur für die öffentlichen Behörden und 
die öffentlichen Kassen. Im privaten Verkehr durften nach wie 
vor Zahlungen in irgend einer Geklärt vereinbart werden. 

Art. 1 enthielt eine Übergangsbestimmung. Die hier ge- 
brauchte Fassung, «sind nach dem Fuße von 4774 Cents für den 
Franken in Vollziehung zu bringen», bedeutete nicht, daß die in 
Gulden stipulierten Obligationen in Effektivfranken zu leisten, 
sondern bloß in Franken umzurechnen seien. 

Die in Ausführung des Zollvereinsvertrags von 1842 in den 
Jahren 1842, 1843 und 1844 erlassenen Beschlüsse, welche dem 
Taler einen Kassakurs verliehen hatten, wurden ausdrücklich 
im Art. 3 aufrechterhalten. 

Das Gesetz von 1848 bezweckte also lediglich die Annahme 
des Franken als Beehnungseinheit der Behörden an Stelle des 
niederländischen Guldens. Mehr enthielt das Gesetz nicht, ob- 
gleich es in Verbindung mit den großherzoglichen Beschlüssen 
von 1842, 1843 und 1844, welche den Taler betrafen, das Luxem- 
burger Geldwesen tatsächlich auf eine neue Basis stellte. Das 
Gesetz von 1848 wurde aber irrtümlicherweise vielfach als das 
Grundgesetz der Luxemburger Währung aufgefaßt, als dasjenige, 
welches den «Luxemburger Franken» geschaffen hat. So beginnen 
z. B. einige im Dezember 1848 und Januar 1849 erlassene Aus- 
führungsbestimmungen zu diesem Gesetze mit der durchaus un- 
zutreffenden Motivierung: «In der Absicht (die betreffende Ma- 
terie) in einer, dem neuen, im Großherzogtum Luxemburg ange- 
nommenen Münzsystem (systeme monetaire) entsprechenden 
Weise zu regeln, verordnen Wir usw.» Von einem neuen Münz- 
system war im Gesetz von 1848 aber nirgends die Bede, nur eine 
neue Beehnungseinheit war eingeführt worden. Das neue Münz- 
system, welches nach 1848 in Luxemburg tatsächlich entstand, 
verdankte seine Entstehung nicht nur dem Münzgesetz von 1848, 
sondern auch noch den Beschlüssen von 1842, 1843 und 1844. 
«Im Jahre 1848,» sagte der Finanzdirektor im Laufe einer par- 
lamentarischen Debatte des Jahres 1850 in der Abgeordneten- 
kammer, «haben wir ein Münzgesetz eingebracht, welches jedoch 
nur bestimmte, daß die Beträge in den öffentlichen Urkunden in 
Franken anzugeben seien. J)ieses Gesetz hat die bis dahin be- 



x ) Calmes. Das Geldsystem des Großherzogtums Luxemburg. S. 39 u. f. 
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stehenden Gesetze nicht aufgehoben: es hat die (Münz-) Gesetze 
von 1816 *) und 18S2 bestehen lassen.* 

Das Münzgesetz von 1848 hatte den Franken zur Rechnungs- 
führung proklamiert, dagegen die Frage, wie diese Rechnungs- 
einheit beschaffen sei, und in welchem Verkehrsgeld die in der 
Rechnungswährung ausgedrückten Zahlungen zu leisten seien, 
offen gelassen. Es mag dem Luxemburger Gesetzgeber die Er- 
wartung vorgeschwebt haben, daß die in Franken stipulierten 
Zahlungen auch in Münzen der französischen Frankenwährimg 
geleistet würden. Diese Erwartung erfüllte sich aber nicht. Die 
Bedeutung der Münzbeschlüsse von 1842, 1843 und 1844, die 
dem Taler Zugang in Luxemburg verschafft und ihm durch 
eine zu hohe Tarifierung den Silberfranken gegenüber die Herr- 
schaft im Geldumlauf gesichert hatten, liegt eben darin, daß sie 
die Frage, die das Gesetz von 1848 offen gelassen hatte, in dem 
Sinne lösten, daß der Luxemburger Franken als Rechnungsein- 
heit seinen konkreten Ausdruck im Zahlungsverkehr in den 
Münzen der Talenvährung nach der Wertrelation 1 Taler — 
3 ,75 Fr. fand. 

Der Vorgang war folgender: Das Münzgesetz von 1848 schuf 
als Rechnungseinheit einen Franken im Wert von 8 Silber- 
groschen 2 ;: der vom französischen Franken, dessen Parität mit 
dem Taler rund 1 Fr: = 8 8 /ioo Sgr. betrug, verschieden war; die 
zu hohe Bewertung des Talers mit 3 3 /4 Fr. im Luxemburger 
Zahlungsverkehr war seiner Verbreitung förderlich, denn die 
Schuldner hatten ein Interesse, in Talern, statt in Silberfranken 
zu zahlen, und sie taten es, sobald die Erfüllung der Zahlung in 
Effektivfranken nicht vereinbart worden war, da die Effektiv- 
franken den Talern gegenüber ein Agio erzielten. Sobald nun 
diese Praxis allgemein geworden war, konnte der französische 
Silberfranken, der dem Luxemburger Franken gegenüber höher- 
wertig war, sich in Luxemburg nicht mehr behaupten: er mußte 
vor dem Luxemburger Franken, d. h. vor dem Bruchteil des Ta- 
lers, der diesen Namen trug, das Feld räumen. Auch in diesem 
Verdrängungsprozeß herrschte Wechselwirkung: der Rückgang 
der französischen Münzen im Luxemburger Geldumlauf verhalf 



') Dieses formell noch immer zu Recht bestehende niederländische 
Münzgesetz war aber inzwischen veraltet: 1. Weil der Gulden keine ge- 
setzliche Rechnungseinheit mehr war: 2. weil der Gulden auch nicht mehr 
im privaten Verkehr als Rechmmgseinheit galt; 3. weil die Münzen der 
Guldeuwährung aus dem Geldumlauf verschwunden waren; 4. endlich 
infolge des 1847 beschlossenen Übergangs Hollands zur Silberwährung. 

-') 1 Taler oder 30 Silbergroschen = 3,75.. daher 1 Fr. = 8 Silber- 
groschen. 
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dein Luxemburger Franken zur Entstehung, und die Entstehung 
dieser Rechnungseinheit beschleunigte die Verdrängung der Sil- 
bermünzen der Frankenwährung. Schließlich führte die allge- 
meine Verkehrssitte dazu, daß alle Zahlungen zwar in Franken 
ausgedrückt, aber in Talern zum Kurse von 3,75 Fr. erfüllt wur- 
den, sofern nicht nachgewiesen werden konnte, daß die Parteien, 
die Zahlung in Effektivfranken vereinbart hatten. Die Erfül- 
lung der Zahlung in Talern galt nach der Verkehrssitte immer 
als stillschweigende Übereinkunft, und auch die Judikatur schloß 
sieh alsbald dieser Auffassung an. «Es läßt sich nicht bestrei- 
ten», sagte der Generalstaatsanwalt 1849 vor der Abgeordneten- 
kammer aus, «daß alle Zahlungen im Lande mit Talern ausge- 
führt werden, d. h. daß der Taler den Wert des französischen 
Ueldes darstellt, das im Vertrag vereinbart wird. ««Franken»» 
ist nur ein Name, den man dem Gelde beilegt . . . . Man kauft in 
Franken und zahlt in Talern zum Kurse von 3,75». Und doch 
war der Taler kein gesetzliches Zahlungsmittel; er war rechtlich 
bloß eine im Verkehr mit den Staatskassen tarifierte Münze. Die 
gesetzlichen Zahlungsmittel aber, Gulden und Franken, waren 
unsichtbar geworden, resp. sie zirkulierten mit einem Agio. 1 ) 

Diese Lage seines Geldwesens veranlaßte Luxemburg, in den 
Verhandlungen zu erklären, wegen der regen Handelsbeziehun- 
gen zu Frankreich und zu Belgien an dem bisherigen System 
festhalten zu wollen, das gleichzeitig den Münzen der Franken- 
und der Talerwährung Kurs verlieh, und so kam unter IT des 
Separatartikels lediglich eine Abmachung zu stände, wonach 
Luxemburg dem Münzkartell über Münzverbrechen und Münz- 
polizei vom 21. Oktober 1845 beitrat. Um diesem Kartell nebst 
Schlußprotokoll Gesetzeskraft im Großherzogtum zu verleihen, 
wurden sie gemäß Kgl.-großh. Beschluß vom 17. Februar 1854 
(Memorial 1854, S. 385) als Anhang zu Nr. 47 des Verordnungs- 
und Verwaltungs-Memorials (S. 62) veröffentlicht. 

Dieses Münzkartell war ein unselbständiges Gesetz, eine, wie 
es in der Einleitung dazu heißt, «Vervollständigung der allge- 
meinen Münzkonvention vom 30. Juli 1838» und «zu gegenseitig 
wirksamerem Schutze des Münzregals (der Vereinsregierungen) 
abgeschlossen». Es ordnete die Bestrafung von Münzverbrechen 
oder Münzvergehen, unter Ausdehnung auf die Staatsschuld- 
scheine, Banknoten und sonstiges Papiergeld, gegen das Münz- 
regal der übrigen Vereinsstaaten in derselben Weise an, als 
wenn sie gegen das eigene Münzregal gerichtet waren und sah 
die Auslieferung der Schuldigen vor. 

') Über die weitere Entwicklung des luxemburgischen Geldwesens 
vgl. Calmes, a. a. O. S. 42 u. f. 
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Wenn also in der Geldfrage Luxemburg seine Position hatte 
behaupten können, so mußte es in die viel bedeutungsvollere Auf- 
hebung des Art. 22 des Vertrags von 1842 über das belgische 
Vergünstigungsgesetz einwilligen. Auf Grund dieses Artikels 
hatte sich Preußen seinerzeit verpflichtet, für die Beibehaltung 
des belgischen Gesetzes einzutreten und Luxemburg für den Fall 
der Aufhebung zu entschädigen. Demgemäß war in dem Han- 
delsvertrag des Zollvereins mit Belgien vom 1. September 1844 
für die Dauer des Verlrags die Beibehaltung der «Loi de faveur» 
vereinbart worden. 

Am 31. Dezember 1850 war der Handelsvertrag mit Belgien 
abgelaufen. Da die Zollvereinsstaaten mit seinen Wirkungen 
unzufrieden waren, hatte Preußen den Vertra'g seitens des Zoll- 
vereins gekündigt, zugleich unter Erklärung der Bereitwilligkeit, 
ihn provisorisch zu verlängern, falls ein neuer Handelsvertrag 
nicht rechtzeitig bis Ende 1850 zu stände käme. Die Verhand- 
lungen mit Belgien boten erhebliche Schwierigkeiten. Zunächst 
entstand eine Additional-Konvention vom 18. Februar 1852, die 
den Handelsvertrag provisorisch verlängerte, und schließlich 
sprach Preußen die definitive Kündigung aus, die den Handels- 
vertrag mit Belgien vom Jahre 1844 Ende 1853 außer Kraft 
setzte. 

Auf diese Lage der Dinge fußend und unter Hinweis darauf, 
daß das Zustandekommen eines neuen Handelsvertrags mit Bel- 
gien unsicher sei, erklärte sich Preußen außerstande, Luxem- 
burg die «Löf de faveur» weiter garantieren zu können, ohne sich 
dadurch Verpflichtungen auferlegen zu müssen, die in keinem 
Verhältnis stünden zu der Bedeutung des Gesetzes für Luxem- 
burg, da Belgien schon früher die Beibehaltung des Gesetzes von 
Kompensationen seitens des Zollvereins abhängig gemacht hatte. 
Luxemburg erkannte die Richtigkeit dieses Einwandes an, ver- 
wies aber seinerseits darauf, daß die Beibehaltung der belgischen 
Vergünstigungen seinerzeit eine wesentliche Bedingung für deu 
Beitritt zum Zollverein gewesen sei. 

Die erheblichen Vorteile, die Luxemburg aus der teils ganz 
zollfreien, teils unter erheblich niedrigerer Verzollung stattfin- 
denden Einfuhr seiner landwirtschaftlichen und industriellen 
Erzeugnisse in Belgien genoß, zeigen folgende in den Verhand- 
lungen luxemburgischersei ts vorgelegten statistischen Daten, in 
denen die geringe luxemburgische Einfuhr von Roheisen. Holz- 
kohlen, Kalk, Gips und Mehl nach Belgien nicht berücksichtigt 
wurden. 
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Der Verlust der belgischen Vergünstigungen sei somit ein 
Opfer, und wenn Preußen von der übernommenen Garantie 
entbunden zu werden wünsche, so müsse es Luxemburg eine 
Entschädigung bieten entweder ideeller Natur durch die Zulas- 
sung des Großherzogtums zu den Zollkonferenzen oder materieller 
Art durch Entlastung von den Kosten der Zolldirektion. Preußen 
lehnte aber jede Kompensation ab und gab nur das unverbind- 
liche Versprechen, sich nach wie vor um die Beibehaltung des 
belgischen Vergünstigungsgesetzes zu bemühen (Sep.-Art. IV). 

Um diese Forderung von Kompensationen für den Verzicht 
auf die Luxemburg bisher zugestandene Entschädigung im 
Falle des Verlustes der belgischen Vergünstigungen ist bei den 
Verhandlungen über den Zollanschluß-Erneuerungsvertrag am 
eifrigsten und hartnäckigsten gerungen worden. Vor allem war 
es die im September 1853 zur Macht gelangte, mit den uner- 
ledigten Geschäften des früheren Ministeriums, das sich mindes- 
tens in formaler Hinsicht Preußen gegenüber ins Unrecht hatte 
versetzen lassen, belastete Regierung Simons, die alle Minen 
springen ließ, um irgend eine Kompensation zu erwirken. Als 
sich die preußische Regierung ihren wirtschaftlichen Argumen- 
tationen unzugänglich erwies, griff die Regierung und ihre 
Freunde, vor allem der luxemburgische Bundestaggesandte in 
Frankfurt von Scherff zu den politischen Argumenten. 

Zum Verständnis des Nachfolgenden sei bemerkt, daß im 
Verfolg der Revolution von 1848, die zwar in Luxemburg un- 
blutig verlaufen war, die erste den Gesetzen des deutschen 
Bundes entsprechende landständische Verfassung von 1841 durch 
eine Verfassung vom 9. Juli 1848 ersetzt wurde, die in Anleh- 
nung an die belgische Verfassung noch demokratischer als diese 
ausgestaltet worden war, indem die Souveränität zwischen dem 
Großherzog und einer einzigen auf breiter Grundlage gewählten 
Kammer geteilt war. Mit der bald darauf einsetzenden Reaktion 
kam der Bundesbeschluß von 1851, der die deutschen Bundes- 
fürsten aufforderte, die Landesverfassungen im Sinne des 
monarchischen Prinzipes und der Bundesverfassung umzu- 
ändern. Dieser Beschluß traf vor allem die luxemburgische Ver- 
fassung, und gleichsam zu seiner Ausführung wurde das demo- 
kratisch-radikale Ministerium Willmar 1853 durch das konser- 
vative Ministerium Simons ersetzt, das zur besonderen Aufgabe 
erhielt, die Allgewalt der Kammer zu brechen, was denn auch 
1850 durch eine vom König-Großherzog oktroyierte neue Jand- 
ständische Verfassung geschah. 

Als die preußisch-luxemburgischen Verhandlungen über die 
Erneuerung des Zollanschlusses vor dem Abschluß standen, 
richtete Bismarck an den Ministerpräsidenten und Minister de^ 
Auswärtigen von Manteuffel am 24. Oktober 1853 von Frankfurt 
«us folgenden Bericht: 

«Der Kgl. niederländische Bundestag-Gesandte hat Ver- 
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anln^sung genommen, sich gegen mich vertraulich über die 
Gründe, welche S. AI. den König der Niederlande zu der kürzlich 
erfolgter, Entlassung der luxemburgischen Regierung bestimmt 
haben, auszusprechen und zugleich meine Vermittlung hin- 
sichtlich der jetzt schwebenden Verhandlungen wegen Erneue- 
rung des Zollvereinsvortrags mit Luxemburg in Anspruch zu 
nehmen. 

Ew. Kxcollenz dürften inzwischen bereits anderweit An- 
zeige davon erhalten haben, daß die Entlassung jener Regierung, 
welche aus der Bewegung des Jahres 1848 hervorgegangen war, 
hauptsächlich wegen ihrer Stellung zum Deutschen Bunde und 
wegen ihres Verhaltens in den Angelegenheiten des Zollvereins 
erfolgt ist, und daß es sich die neuere Regierung zur wesent- 
lichsten Aufgabe gemacht hat. sich sowohl dem Bunde zu 
nähern als auch zu Preußen wieder in freundschaftliche Bezieh- 
ungen zu treten. Mit der allmählichen Verbesserung der Ver- 
fassung von Luxemburg wird, dem Vernehmen nach, bald der 
Anfang gemacht werden, und man dürfte sich zu diesem Zweck 
ganz auf den Boden des Bundesreehtes stellen und die Beschlüsse 
zur Ausführung bringen, welche in der fraglichen Hinsicht teils 
bereits gefaßt worden sind, teils noch in Aussicht stehen. Wenn 
daher die gegenwärtige luxemburgische Regierung in nächster 
Zeit durch die Verfassungsangelegenheiten außerordentlich in 
Anspruch genommen und den Angriffen und Verleumdungen 
der zahlreichen Anhänger der alten Regierung ausgesetzt ist, so 
muß es für sie von besonderer Wichtigkeit sein, die jetzt schwe- 
benden Verhandlungen wegen Erneuerung des Zollvereinsver- 
trags nicht nur bald, sondern auch in einer Weise beendet zu 
sehen, daß sie im Stande ist, den abzuschließenden Vertrag den 
Kammern als einen Beweis des Vertrauens vorzulegen, welches 
Preußen zu ihr und den gegenwärtigen Zuständen im Großher- 
zogt um hege. 

Mir sind die einzelnen Punkte, über die eine Differenz ob- 
waltet, zu wenig bekannt, als daß ich es wagen sollte, mir ein 
Urteil darüber anzumaßen. Ew. Exz. wollen mir nur gestatten, 
den Umstand hervorzuheben, daß, wenn auch finanzielle Be- 
denken entgegenstehen, doch die politischen Gründe, welche es 
ratsam erscheinen lassen, von letzteren möglichst abzusehen, 
nicht unbeachtet zu lassen sein dürften. Ich brauche nicht erst 
auf die Gründe einzugehen, welche die Niederlande einem nähe- 
ren Anschluß an Preußen hinweisen, es waltet kein Zweifel 
darüber, daß die früheren Antipathien S. AI. des Königs gegen 
Preußen infolge der belgischen Vermählung 1 ) sowohl, als die 



M Gemeint ist hier wahrscheinlich die Heirat des belgischen Thron- 
folgers und nachmaligen Königs Leopold II. mit der Erzherzogin Maria 
Henriette von Österreich am 10. August 1853 im Lichte des preußisch- 
österreichischen Gegensatzes. 
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katholischen Umtriebe 1 ) in den Niederlanden einer entgegen- 
gesetzten Auffassung Platz gemacht haben. 

Was die Stellung der Niederlande im Bunde betrifft, so 
habe ich mich bisher fast in allen wichtigen Fragen der persön- 
lichen Unterstützung des Niederländischen Bundestag-Gesandten 
zu erfreuen gehabt, und es würde dies in noch höherem Grade 
der Fall sein, wenn seine Instruktionen überall mit seinen per- 
sönlichen Ansichten und Wünschen übereinstimmten . . . .» 

Diesem ersten Bericht ließ Bismarck am 6. Oktober 1853- 
einen zweiten folgen, indem er sich wieder bezog auf «den 
Minister von Scherff. von dessen Aufrichtigkeit und Ehren- 
haftigkeit ich die untrüglichsten Beweise besitze.*» Er schrieb 
dem Ministerpräsidenten von Man teuffei: 

«Die Änderung der Regierung in Luxemburg ist gegen den 
Widerspruch des Prinzen-Statthalters durchgesetzt worden.. 
Letzterer steht mit den Mitgliedern der alten Regierung noch in 
lebhaftem Verkehr, und es würde ihm die Gelegenheit erwünscht 
sein, um wenn auch nicht die letztere wieder ans Ruder zu brin- 
gen, doch der jetzigen Regierung und dem bei ihrer Einführung 
tätig gewesenen Herrn von Scherff das Vertrauen des Königs 
zu entziehen und der preußenfeindlichen Partei, welche früher 
am Ruder war, wieder das Übergewicht zu verleihen. Es ist 
außerdem unzweifelhaft, daß das Aufgeben der früheren Vor- 
teile 2 ) ohne irgendwelches Äquivalent ein sehr wirksames An- 
griffsmittel gegen die jetzige Regierung darbieten würde. 

Nach meinem unvorgreiflichen Dafürhalten dürfte das ge- 
ringe Opfer, weiches dem Zollverein angesonnen wird 3 ) und 
welches den übrigen Staaten desselben gegenüber unter anderem 
auch durch die mögliche Trennung Luxemburgs von dem Zoll- 
verein sich rechtfertigt, zu den Folgen kaum im Verhältnis 
stehen, welche möglicherweise aus einer gänzlichen Ablehnung 
hervorgehen können. In Luxemburg und im Haag würde letz- 
tere in dem Sinne ausgebeutet werden, daß wir 1842 das Groß- 
herzogtum durch Aufstellung einer Garantie zum Beitritt ver- 
mocht haben und daß wir letzten» zurückziehen, sobald wir 
glauben, daß Industrie und Handel im Großherzogtum eine 

') Diese Äußerung bezieht sich auf die sogenannte April-Bewegung. 
Unter dem Ministerium Thorbecke war zwischen Holland und dem Papst 
ein Konkordat vereinbart worden, demzufolge u. a. die katholische Hier- 
archie in Holland errichtet werden sollte. Die erstmalige Ernennung der 
Bischöfe durch den Papst erfolgte aber unter Umständen, die auf kalvinis- 
tischer Seite eine Bewegung auf Abschaffung des vereinbarten Konkordats 
hervorriefen. Einige Äußerungen Wilhelms III., die dieser Bewegung ent- 
gegenkamen, veranlaßteil das Ministerium Thorbecke, seine Entlassung zu 
nehmen. An dessen Stelle trat das Ministerium van Hall. Das Konkordat 
blieb bestehen. 

s ) Gemeint sind die Vorteile des Zollanschluß-Erneucrungsvcrtrags 
von 1S47, insbesondere hinsichtlich der Garantie für das belgische Ver- 
günstigungsgesetz. 

8 ) die Übernahme der Kosten der Zolldirektion in Luxemburg auf die 
Vereinskasse. 
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.Richtung genommen haben, welche das Ausscheiden aus dem 
Zollverein schwer oder unmöglich macht. Ich kann mich der 
Befürchtung nicht verschließen, daß unsererseits zu fest auf 
diese Unmöglichkeit gebaut wird. Es ist allerdings unzweifel- 
haft, daß Luxemburg sich an irgend einen großen Staatskörper 
anschließen muß, um die Interessen seiner Industrie und na- 
mentlich, um das großhorzogliche Einkommen sicher zu stellen. 
Bei den jetzigen Dispositionen 8. M. des Königs der Niederlande 
ist es allerdings sehr unwahrscheinlich, daß Höchstderselbe sich 
in Verhandlungen mit Belgien einlassen werde, immer aber 
bleibt ihm die Wahl zwischen dem Zollverein und Frankreich, 
und wenn die bis vor kurzem kundgegebenen Sympathien für 
Frankreich sich neu beleben, so scheint es nicht unmöglich, daß 
die Gereiztheit über die vermeintlich erfahrene unbillige Behand- 
lung, unterstützt durch diplomatische und Partei-Bestrebungen, 
zu dem Versuch führen könnte, durch Handelsverträge mit 
Frankreich sowohl die großh. Hevenüen und den belgischen 
Verkehr sicher zu stellen, dessen fernere Garantie Preußen nicht 
leisten will, als auch neue kommerzielle und finanzielle Vorteile 
für einen Staat zu sichern, der klein genug ist, um der franzö- 
sischen Regierung die Aufstellung eines lockenden Präzedenz- 
falles 1 ) leicht zu machen.» 

Als dieser zweite Bericht in Berlin eintraf, waren die Ver- 
handlungen schon zu Ende und Bismarcks Bemühungen zu 
Gunsten Luxemburgs blieben wirkungslos. 

Noch einen letzten Versuch, um den Vertrag, der schon 
dem König-Großherzog zur Genehmigung vorlag, für Luxem- 
burg günstiger zu gestalten, machte der luxemburgische Minis- 
terpräsident Simons in einem Brief an den preußischen Minis- 
terpräsidenten von Man teuffei vom 13. November 1853: 

«Der Verlust der Loi de faveur würde für das Land em- 
pfindlich sein. 

W as mich bewegt, auf diesem Punkt zu bestehen, ist eine 
Rücksicht politischer Ordnung, die Ew. Exz. mehr als irgend 
jemand zu würdigen im Stande sind. 

Die jetzige Regierung Luxemburgs kämpft in diesem 
Augenblick für die Grundsätze der Ordnung und der Monarchie 
und ist zugleich berufen, gegen die antideutschen Tendenzen zu 
streiten, die man dem Volke einzuflößen strebte und seit langer 
Zeit gestrebt hat und die man ausbeutet. 

Dieser Kampf, zu dem wir uns vorbereiten, ist nahe bevor- 
stehend und schwer. Ein Beweis Hohen Wohlwollens von Sei- 
ten Preußens würde uns eine unermeßliche Unterstützung zur 
Erreichung dieses Zweckes bieten. > 

Auch dieser letzte Ruf prallte wirkungslos ab. 

Außer den bereits erwähnten Materien wurden im Erneue- 
rungsverlrag von 1853 noch folgende Angelegenheiten geordnet: 

0 Gegenüber den übrigen Staaten des Zollvereins. 
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1. Die Besteuerung des Rübenzuckers. 

Zugleich mit der am 2. April 1853 zwischen den bisherigen 
Mitgliedern vereinbarten Erneuerung des Zollvereins war am 
4. April eine Übereinkunft wegen gleichmäßiger Besteuerung des 
Rübenzuckers in allen Vereinsstaaten unterzeichnet worden. 
Dieser Vereinbarung trat auch Luxemburg bei (Sep.-Art. I). l ) 

2. Die im Sep.-Art. 4 des Vertrags von 1842 in Aussicht ge- 
nommene Verabredung der Vereinsstaaten wegen Erteilung von 
Erfindungspatenten und Privilegien war am 21. September 1842 
zu stände gekommen. Luxemburg trat diesem Abkommen eben- 
falls bei (Sep.-Art. 111).*) 

3. Den im Zollvereinsvertrag von 1853 vereinbarten Abän- 
derungen an der Verteilung der gemeinsamen Einkünfte des 
Vereins trat Luxemburg bei (Sep.-Art. VII). 

4. Angehörige der Vereinsstaaten wurden den Bestimmun- 
gen des Art. 8 des luxemburgischen Gesetzes vom 1. Januar 1850, 
welches die Hausierer einer Mobiliarsteuer unterwarf, entzogen 
(Schlußprotokoll Nr. 7), wobei Luxemburg unbenommen blieb, 
eine besondere Steuer auf den Hausierhandel zu legen, dem alle 
Hausierer einschließlich der Angehörigen der Vereinsstaaten 
unterschiedslos unterworfen wären. Von dieser Befugnis machte 
Luxemburg in einem Gesetz vom 12. Februar 1855 (Memorial 
1855. S. 50) Gebrauch, welches die herumziehenden Kaufleute, 
gewisse Händler auf Jahr- und Wochenmärkten und die Unter- 
nehmer von öffentlichen Spielen und Lustbarkeiten einer Patent- 
steuer unterwarf. 

5. Endlich wurden unter Ziffer 10 und Ii des Schlußproto- 
kolles Vereinbarungen über den Ausbau bestehender Straßen- 
\erbindungen und die Verbesserung der Schiffbarkeit der Sauer, 
eines Grenzflusses, getroffen. 

Der neue Zollanschlußvcrtrag, der das Datum vom 26. bezw. 
31. Dezember 1853 trägt, verlängerte den Zollanschluß Luxem- 
burgs auf 12 Jahre, d. h. bis zum 31. Dezember 1865, mit der 
Maßgabe, daß, sofern dieser Vertrag nicht spätestens zwei Jahre 
vor seinem Ablauf gekündigt wurde, er auf 12 weitere Jahre und 
so fort von 12 zu 12 Jahren als verlängert angesehen werden 
sollte (Art. 3). 

Der Vertrag war, wie die beiden vorhergehenden, zwischen 
Luxemburg und Preußen, letzteres in Vertretung der übrigen 
Mitglieder des Zollvereins handelnd, abgeschlossen. Es waren 
dies, außer den Staaten, die schon an den Verträgen von 1842 
und 1847 beteiligt gewesen waren, auch das Königreich Hanno- 
ver und das Großherzogtum Oldenburg. 

Wie die früheren Verträge bestand auch dieser aus einem 
offenen Vertrag von 3 Artikel, die im wesentlichen nur die Gel- 

*) Abgedruckt im «Memorial» 1854, S. 56. 
s ) Abgedruckt im «Memorial» 1854, S. 59. 
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tungsdauer betrafen, und aus einem umfangreichen und inhalts- 
vollen Separatartikel nebst Schlußprotokoll. 

Sowohl der ursprüngliche Zollanschlußvertrag von 1842, 
wie auch der Erneuerungsvertrag von 1847 waren der Zustim- 
mung der Volksvertretung, dazumal der Landstände, nicht un- 
terbreitet worden, weil gemäß Art. 17 der Verfassung von 184 L 
die Zustimmung der Landstände wohl zu jeder Veränderung der 
Zollgesetze nötig war, aber eine Ausnahme für solche Verände- 
rungen bestand, die sich aus einem Handelsvertrag oder einem 
vom Herrscher abgeschlossenen internationalen Abkommen er- 
gaben. 

Die Verfassung von 1848 dagegen hatte in Art. 37 bestimmt, 
daß Handelsverträge, sowie andere Verträge, durch welche dem 
Staat Laston oder einzelnen Luxemburgern Verpflichtungen auf- 
erlegt wurden, erst nach Zustimmung der Kammer in Kraft 
treten sollten, und so mußte der zweite Zollanschlußerneucrungs- 
vertrag durch ein Gesetz vom 23. Januar 1854 bestätigt werden. 
Nachdem die Zentralsektion einstimmig für die Annahme des 
Vertrags sieh ausgesprochen hatte, würde auch das betreffende 
Gesetz in der Kammer gegen eine Stimme und drei Enthaltun- 
gen angenommen. 

Dasselbe Gesetz bestimmte auch (Art. 2), daß die Regierung 
alle Anordnungen und Beschlüsse, die auf Grund von Verträgen 
für da.s Großherzogtum bereits verbindlich waren oder werden 
sollten, veröffentlichen müsse, damit sie Gesetzeskraft erlangten. 
Diese Bestimmung bewirkte, daß nicht bloß der ganze Vertrag 
von 1853, sondern bei derselben Gelegenheit auch die seinerzeit 
nicht veröffentlichten Separatartikel und Schlußprotokolle der 
Verträge von 1842 und 1847 im Verordnungs- und Verwaltungs- 
blatt des Großhcrzogtums nunmehr abgedruckt wurden. 

Hatte Luxemburg beim ersten Zollanschluß-Erneuerungs- 
vertrag von 1847 einige Vorteile davongetragen, so bedeutete der 
zweite eine glatte Niederlage, in der Luxemburg nicht bloß das 
1847 Errungene wieder einbüßte, sondern auch darüber hinaus 
in eine noch weitergehende zollpolitische Abhängigkeit von 
Preußen geriet. In dem Kampf zwischen der Zolldirektion in 
Luxemburg und der Landesregierung hatte die erstere den Sieg 
errungen. 

Zwar war die Preisgabe der Garantie für das belgische Ver- 
günstigungsgesetz ein wenn auch schmerzliches, so doch auf die 
Dauer unvermeidliches Opfer. Denn weder konnte Belgien ohne 
Gegenleistung eine Vergünstigung aufrecht erhalten, die ihrer 
Veranlassung nach eine temporäre sein sollte — und inzwischen 
waren seit der Trennung Luxemburgs von Belgien 14 Jahre ver- 
flossen — , noch konnte von Preußen billigerweise erwartet 
werden, daß es auf unbestimmte Zeit hinaus eine Garantie für 
die Aufi'cchterhaltung der belgischen Vergünstigungen über- 
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nehme, und zwar uni so weniger als seit dem Anschluß Luxem- 
burgs an den Zollverein 11 Jahre verstrichen waren, in denen 
Luxemburg Zeit gehabt hatte, sich auf den Märkten des Zoll- 
vereins die Entschädigung für den Verlust des belgischen Mark- 
tes zu suchen. Mit dem Fall des belgischen Gesetzes war nun 
eiumal in absehbarer Zeit zu rechnen, und es war zweckmäßig, 
hieraus di( Konsequenzen zu ziehen. 

Ganz anders aber sind die übrigen Abmachungen des Ver- 
trags von 1853 zu beurteilen. Es waren alles einseitige Bindungen 
und Verpflichtungen Luxemburgs — die Frucht der Politik der 
luxembu irischen Regierung in den Jahren 1848 bis 1852. Wäh- 
rend 1847 Luxemburg durch die von ihm ausgegangene Kün- 
digung des Vertrags sidi in die Lage gebracht hatte, Forderungen 
für die Erneuerung zu stellen und diese auch teilweise verwirk- 
licht hatte, nicht zuletzt dank dem Vertrauen, das seine Re- 
gierung und Wilhelm IL bei Preußen genossen, hatte 1853 um- 
gekehrt durch die Kündigung Preußen zum Schlage ausgeholt 
— nicht zuletzt aus einem politischen Motiv, nämlich um die 
«revolutionäre» Regierung Willmar zu Fall zu bringen. Das 
sagt auch Servais in seiner Selbstbiographie: 

«Nous *) parvinmes ä renouveler, presque au moment de sou 
expiration, le traite avec l'Union douaniere allemande. Des diffi- 
cultes s'etaient elevees entre mon predecesseur et le ministre des 
finances de Prusse relativement ä des questions de competence; 
Elles avaient produit une grande Irritation ä Berlin. Quoique los 
points sur lesquels le desaecord existait, eussent ete concedes au 
Gouvernement prussien, celui-ci ne fut pas apaise; il se montra 
determine a repousser toute entente avec les hommes dont il 
croyait avoir a se plaindre, peut-etre dans le but de les rendre 
impossibles. 11 refusa de recevoir le membre du Gouvernement 
luxembourgeois qui s'etait rendu ä Berlin, pour negocier la con- 
clusion d'un nouveau traite d'union douaniere. Peu de jours 
apres ma nomination d'administrateur-general, je fus inform» 
officiellement que le 1" janvier 1854 la douane allemande serait 
retiree du Grand-Duche. Nous etions naturellement fort in- 
quiets; le temps manquait pour prendre les mesures que la reali- 
sation de l'eventualite dont nous etions menaces, pouvait rendre 
necessaires. Dans ces circonstances, la Convention du 26 decem- 
bre 1853 qu'on parvint ä conclure pour le maintien de l'Union 
douaniere avec les Etats allemands, quoique moins favorable que 
celles qui l'avaient precedee, etait im resultat dont il y avait Heu 
d'etre satisfait.» 2 ) 

Die Politik des Ministeriums Willmar Preußen gegenüber 
wäre verständlich gewesen, wenn es die feste Absicht gehabt 
hätte, Bedingungen für den weiteren Verbleib des Großherzog- 
tuuis im Zollverein zu stellen und für den Fall, daß Preußen 

*) Das Ministerium Mathias Simons, in dem Servais die Finanzen- 
verwaltete. 

*) Servais, a. a. O. S. 31. 
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nicht darauf einging, das Zollverhältnis zu lösen. Ein solcher 
Wille bestand aber nicht bei der luxemburgischen Regierung, 
und so war ihre Niederlage unvermeidlich. 

Vom Standpunkt der Interessen des Großherzogtums kann die 
von der luxemburgischen Regierung bei Preußen angeregte Ab- 
schaffung der Zolldirektion in Luxemburg nur als ein Mißgriff, 
als die Preisgabe dauernder Vorteile eines vorübergehenden 
Nachteiles wegen bezeichnet werden. Ebenso unbegreiflich ist, 
daß Preußen den Vorschlag der luxemburgischen Regierung, das 
Großherzogtum der Provinzialsteuerdirektion in Köln zu unter- 
stellen und damit das Land im wesentlichen zollpolitisch zu 
annektieren, nicht sofort mit beiden Händen aufgriff und zur 
Verwirklichung des Planes der luxemburgischen Regierung 
goldene Brücken baute, statt ihr unannehmbare Forderungen zu 
.stellen. Es scheint, daß die beiden Regierungen sich in den Streit 
um die Person des Zol'klirektors von Reibnitz verbissen hatten. 

Der Vertrag hatte folgenden Wortlaut: 

Vertrag 

zwischen dem Großh erzogt um Luxemburg einerseits und ] } rens- 
sen, Bayern, Sachsen, Hannover, Württemberg, Baden, Knr- 
hissen, dem Großherzogtum Hessen, den zum Thüringischen 
Zoll- und Handels-Vereine gehörigen Staaten, Braunschweig, 
Oldenburg, Nassau und der freien Stadt Frankfurt andererseits, 

wegen 

Forldauer des Anschlusses des Großherzogtums Luxemburg an 
das Zollsystem Preußens u. der übrigen Staaten des Zollvereins. 

Bei dem bevorstehenden Ablaufe des Vertrages vom 2. April 
1847, durch welchen der Anschluß des Großherzogtums Luxem- 
burg an das Zollsystem Preußens und der übrigen Staaten des 
Zollvereins über den in dem Vertrage vom 8. Februar 1842 des- 
halb verabredeten Zeitraum hinaus aufrecht erhalten worden 
war, haben die kontrahierenden Teile, in Anerkennung der wohl- 
tätigen Wirkungen des gedachten Zollanschlusses für den Han- 
del und Verkehr der beiderseitigen Untertanen, zum Zweck der 
Verlängerung jener Verträge Unterhandlungen eröffnen lassen 
und deshalb zu Bevollmächtigten ernannt: 

einerseits 

Seine Majestät der König der Niederlande, Großherzog von 
Luxemburg, 

Allerhöchst Ihren General-Administrator des Innern im 
Großherzogtum Luxemburg, Wendelin Jurion und Allerhöchst 
Ihren Rat am Obergericht des Großherzogtums Luxemburg, Paul 
von Scherff, 

und andererseits 

Seine Majestät der König von Preußen für Sich und in Ver- 
tretung der übrigen Mitglieder des Kraft der Verträge vom 22. 
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und 30. März und 11. Mai 1833, 12. Mai und 10. Dezember 1835, 
2. Januar 1836, 8. Mai und 19. Oktober und 13. November 1841, 
endlich vom 4. April 1853, bestehenden Zoll- und Handels- 
Vereins, nämlich der Kronen Bayern, Sachsen, Hannover und 
Württemberg, des Großherzogtums Baden, des Kurfürstentums 
Hessen, des Großherzogtums Hessen, der den Thüringischen 
Zoll- und Handels-Verein bildenden Staaten, namentlich des 
Großherzogtunis Sachsen, der Herzogtümer Sachsen-Meiningen, 
Sachsen-Altenburg und Sachsen-Coburg-Gotha und der Fürsten- 
tümer Sehwarzburg-Rudolstadt und Schwarzburg-Sondershau- 
sen, der Fürstlich-Renßisehcn Länder älterer und jüngerer Linie 
— , des Herzogtums Braunschweig, des Großherzogtunis Olden- 
burg, des Herzogtums Nassau und der freien Stadt Frankfurt: 

Allerhöchst Ihren Geheimen Ober-Finanzrat Friedrich Leo- 
pold Henning und Allerhöchst Ihren Geheimen Legationsrat 
Alexander Max Philipsborn, 

Welche, nach vorausgegangener Unterhandlung, unter Vor- 
behalt der Ratifikation, folgenden Veitrag abgeschlossen haben: 

Art. 1. — Die wegen des Beitritts Seiner Majestät des Königs 
der Niederlande. Großherzogs von Luxemburg, mit dem Groß- 
herzogtum Luxemburg zu dem Zollsystem Preußens und der 
übrigen Staaten des Zollvereins am 8. Februar 1842 und 2. April 
1847 abgeschlossenen Verträge, sollen bis zum letzten Dezember 
1805 in Kraft bleiben. 

Art. 2. — Soweit nach den bisherigen Erfahrungen einzelne 
Abänderungen, Ergänzungen und nähere Bestimmungen der 
bisherigen Vereinbarungen erforderlich erscheinen, sind deshalb 
besondere Verabredungen getroffen worden. 

Art. 3. — Sofern der gegenwärtige Vertrag nicht spätestens 
zwei Jahre vor dessen Ablauf gekündigt wird, soll derselbe auf 
zwölf Jahre und so fort von zwölf zu zwölf Jahren als verlängert 
angesehen werden. 

Derselbe soll alsbald sämtlichen beteiligten Regierungen vor- 
gelegt, und sollen die Ratifikations-Urkunden mit möglichster 
Beschleunigung, spätestens aber bis zum 31. Januar 1854 zu 
Berlin ausgewechselt werden. 

Zu Urkunde dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtig- 
ten den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet und untersiegelt. 

So geschehen Luxemburg, den 31. Dezember 1853 und Ber- 
lin, den 20. Dezember 1853. 

(gez.) Wendelin Jnrion. (gez.) Friedrich Leopold Henning. 



(L. S.) 
Paul von Scher/ f. 
(L. S.) 



(L. S.) 

Alexander Max Philipaborn. 
( I, S.) 
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Separat- Artikel. 

Zu dorn Vertrage zwischen dem Großherzogtum Luxemburg 
einerseits und Preußen, Bayern, Sachsen, Hannover, Württem- 
berg, Baden, Kurhessen, dem Großherzogtum Hessen, den zum 
Thüringischen Zoll- und Handels- Verein gehörigen Staaten, 
Braunschweig, Oldenburg, Nassau und der freien Stadt Frank- 
furt andererseits 

wegen Fortdauer des Anschlusses des Ciroßherzogtums Lu 
xomburg an das Zollsystem Preußens und der übrigen 
Staaten des Zollvereins. 

Bei dem heutigen Abschlüsse des Vertrages zwischen dem 
Großherzogtum Luxemburg einerseits und Preußen, Bayern. 
Sachsen, Hannover, Württemberg, Baden. Kurhessen, dem Groß- 
herzogtum Hessen, den zum Thüringischen Zoll- und Handeis- 
Vereine gehörigen Staaten, Braunschweig, Oldenburg, Nassau 
und der freien Stadt Frankfurt andererseits 

wegen Fortdauer des Anschlusses des Großherzogtums Lu- 
xemburg an das Zollsystem Preußens und der übrigen 
Staaten des Zollvereins, 

Ist von den ernannten Bevollmächtigten der nachfolgende 
Separat-Artikel mit Vorbehalt der Ratifikation verabredet wor- 
den, welcher dieselbe Kraft und Gültigkeit haben soll, als wenn 
er Wort für Wort in den offenen Vertrag eingerückt wäre. 

Einziger Separat- A rtikel 
(Zum Art. 2 des offenen Vertrages.) 

Die im Art. 2 des offenen Vertrages vorbehaltenen weiteren 
Verabredungen wegen Abänderung, Ergänzung und näherer Be- 
stimmung der bestehenden vertragsmäßigen Vereinbarungen 
sind getroffen wie folgt: 

I. Die im Art. 9 des Vertrages vom 8. Februar 1842 getrof- 
fene Verabredung, nach welcher S. M. der König-Großherzog der 
zwischen den Staaten des Zollvereins getroffenen Übereinkunft 
wegen Besteuerung des Hübenzuckers beigetreten sind, findet mit 
Rücksicht auf die inzwischen eingetretenen Veränderungen für 
die Zukunft in der Art seine Anwendung, daß Königl. Großher- 
zogl. Luxemburgischer Seits die Verbindlichkeit übernommen 
wird, den im In lande bereiteten Rübenzucker derselben Besteue- 
rung zu unterwerfen, welche in den übrigen Staaten des Zoll- 
vereins besteht. Wegen Anwendung der diescrhalb im Zoll- 
verein bestehenden gesetzlichen und administrativen Bestim- 
mungen und Einrichtungen im Großherzogtum Luxemburg und 
wegen Ausführung etwaiger künftiger Abänderungen werden 
dieselben Verabredungen maßgebend sein, welche in den Art. 2 
und 3 des Vertrags vom 8. Februar 1842 in Bezug auf die Zölle 
getroffen worden sind. 
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Hinsichtlich alles desjenigen, was die Einrichtimg der Ver- 
waltung der Rübenzuckersteuer, insbesondere die Ernennung der 
Erhebungs- und Aufsichts-Beamten, deren dienstliche und sons- 
tige Verhältnisse und die obere Leitung des Steuerdienstes, fer- 
ner die Untersuchung und Bestrafung der Steuervergehen be- 
trifft, finden dieselben Verabredungen Anwendung, welche in 
den Verträgen vom 8. Februar 1842 und 2. April 1847, sowie in 
deren Separat-Artikeln, desgleichen in den Separat-Artikeln des 
gegenwärtigen Vertrages hinsichtlich der Verwaltung der Ein- 
gangs-, Ausgangs- und Durchgangs-Abgaben getroffen worden 
sind. 

Die Gemeinschaft der Rübenzuckersteuer, welche bisher 
zwischen dem Königreich Preußen nebst den mit ihm zum Zoll- 
verein verbundenen Staaten und dem Großherzogtum Luxem- 
burg bestanden hat, wird demgemäß fortdauern und der Ertrag 
dieser Steuer unter Berücksichtigung der jeweilig unter den Zoll- 
vereins-Staaten über die Teilung derselben bestehenden Grund- 
sätze nach dem Verhältniß der Bevölkerung geteilt werden. 

Nach denselben Grundsätzen, nach welchen in den übrigen 
Vereinsstaaten für die Verwaltungskosten bei der Rübenzucker- 
steuer gegenwärtig auf gemeinschaftliche Rechnung eine Ent- 
schädigung gewährt wird, oder künftig gewährt werden möchte, 
soll auch der Königlich-Großherzoglichen Regierung, wenn da- 
selbst Rübenzucker-Fabriken in Betrieb gesetzt worden sollten, 
solche Vergütung zu Teil werden. 

II. Die Königlich-Großherzogliche Regierung tritt dem un- 
ter den Regierungen der Zollvereins-Staaten abgeschlossenen 
und Ihr mitgeteilten Münzkartell vom 21. Oktober 1845 und dem 
Protokoll zu dem Münzkartell unter den zum Zollverein verbun- 
denen Staaten d. d. Garlsruhe, den 21. Oktober 184"). bei. 

III. Im Anschluß an die Verabredungen im Art. 5 des Vor- 
trages vom 8. Februar 1842, und in dem Separat- Artikel i dazu 
ist die Königl. Großherzogl. Luxemburgische Regierung der am 
21. September 1842 unter den Zollvcreins-Staaten abgeschlosse- 
nen Übereinkunft wegen Erteilung von Erfindungs-Patenten und 
Privilegien beigetreten, deren Bestimmungen daher auch im 
Großherzogtum Luxemburg zur Anwendung kommen werden. 

IV. Die Verabredungen im Art. 22 des Vertrages vom 8. Fe- 
bruar 1842 werden zwar außer Kraft gesetzt, jedoch wird die 
Königlich-Preußische Regierung auch fei ner 'ihre Bemühungen 
dahin richten, daß durch Aufrechthaltung des Königlich-Bel- 
gischen Gesetzes vom G. Juni 1830 den Angehörigen des Groß- 
herzogtums Luxemburg diejenigen Erleichterungen erhalten 
bleiben, welche denselben für den Verkehr mit dem zum König- 
reich Belgien gehörenden Teile von Luxemburg nach jenem Ge- 
setze zustehen. 

V. In Bezug auf die Bestimmungen in dem Separat-Ar- 
tikel 9 zum Vertrage vom 8. Februar 1842 sind folgende nähere 
Verabredungen getroffen worden: 



1. Die unter i\r. 1 A 4 erwähnte Befugnis, von der Ausfüh- 
rung und Handhabung der Gesetze wegen der inneren Steuern 
von Branntwein, Bier, Wein und Tabak, dosgleichen wegen der 
Salzeinriehtungen Kenntnis zu nehmen, kann von Seiten der 
Königl. Preußischen Regierung, sofern der Vereinsbevollmäch- 
tigte bei der Zolldirektion in Luxemburg nicht von Seiten Preus- 
sens abgeordnet worden ist, durch einen dazu besonders beauf- 
tragten Beamten ausgeübt werden, welcher der Königl. Groß- 
herzogl. Regierung entweder ein für alle Mal oder für einzelne 
Fälle bezeichnet weiden wird. Demselben sollen auf seinen An- 
trag auch die Schriftstücke über die Zählung der Einwohner im 
Großherzogtuin Luxemburg vorgelegt werden. 

2. Wenn auf Grund der Verabredungen unter 1 B 17 und 
1 C 19 und 20 an die Königl. Großherzogliche Regierung Vor- 
schläge zur Besetzung erledigter Stellen gelangen, so sollen künf- 
tig für jede Stelle mindestens zwei Kandidaten bezeichnet wer- 
den, es müßte denn wider Erwarten nur eine einzige für die 
Stelle vollkommen geeignete Person sich namhaft machen lassen. 
Sollte die Besetzung erledigter Stellen sich über zwei Monate 
nach Abgabe des Vorschlags verzögern, so wird die Zolldirektion 
kommissarische Verwaltung anordnen. 

Die Zahl der Ober-Grenzkon t rollen r-Stellen, zu denen auch 
preußische Beamte in Vorschlag gebracht werden können, wird 
auf drei beschränkt. Mit dieser Maßgabe wird künftig die Ver- 
abredung unter Nr. "> des Scparat-Artikels zu dem Vertrage vom 
2. April 1847 zur Anwendung kommen, indem man darüber 
einverstanden ist, daß in dem Fall, wenn vollständig befähigte 
luxemburgische Angehörige vorhanden sind, selbige bei Erle- 
digung der durch preußische Beamte besetzten Oner-Grenzkon- 
t rollen r-Stelleu zwar vorgeschlagen werden können, daß indeß 
eine Verpflichtung hierzu nicht besteht. 

3. Im Anschluß an die Verabredungen unter Nr. ß des Se- 
parat-Artikels vom 2. April 1847 hat man sich darüber einver- 
standen erklärt, daß die Berichte der Zolldirektion an die Kö- 
nigl. Großherzogl. oberste Verwaltungsbehörde, welche von der- 
selben dein Königl. Preußischen Finanzministerium vorzulegen 
sind, ohne Verzug an Letzteres befördert werden müssen, und 
ebenso die Bescheidung der Zolldirektion auf Grund der Ent- 
scheidungen des Königl. Preußischen Finanzministeriums oder 
auf Grund allgemeiner Anordnungen desselben unverzüglich er- 
folgen muß. Sollte dabei eine Verzögerung eintreten und nach 
vorgängiger Anregung des Königl. Preußischen Finanzministe- 
riums nicht alsbald Beseitigung finden, so hat die Zolldirektion, 
welche über die Erstattung von Berichten der bezeichneten Art, 
sowie darüber, ob Entscheidungen und allgemeine Verfügungen 
an sie ergangen sind, dein gedachten Finanzministerium auf 
Verlangen direkt Auskunft zu erteilen verpflichtet ist, den an sie 
von dem Finanzministerium unmittelbar ergehenden Verfügun- 
gen Folge zu geben. 
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4. Da im Interesse des Zolldienstes eine Erledigung der un- 
ter a und b im Separat-Artikel 9 I IV B vorgesehenen Verwal- 
tungs-Gegenstände nicht unterbleiben kann, so ist verabredet 
worden, daß, wenn wider Erwarten ein desfallsiges Einverständ- 
nis nicht erzielt werden könnte, die endliche Anordnung dem 
Königl. Preußischen Finanzministerium zustehen solle. Nur in 
dem Falle, wenn es sich um Errichtung, Verlegung oder Aufhe- 
bung von Stellen zur Erteilung von Legitimationsscheinen han- 
deln möchte, soll die Entscheidung von dem verabredeten vor- 
gängigen Einverständnis abhängig bleiben. 

VI. Mit Beziehung auf den Art. 19 des Vertrages vom 8. Fe- 
bruar 1842 wird die Königl. Großherzogl. Regierung dahin Vor- 
kehrung treffen, daß der Zollverwaltung die Befugnis erteilt 
werde, auf ihre Kosten auch unabhängig von der Staats-Anwalt- 
Schaft die Anklagen wegen Zollvergehen bei den Gerichten zu 
erheben und selbständig Hechtsmittel gegen ergangene gericht- 
liehe Entscheidungen einzulegen. 

VII. Für die Verteilung der gemeinschaftlichen Abgaben 
sind im Anschluß an die Verabredungen im Separat-Artikel 13 
zum Vertrage vom 8. Februar 1842 folgende Bestimmungen 
vereinbart worden: 

a) Der Anteil der Königl. Großherzogl. Regierung an den 
Ein-, Aus- und Durchgangs- Abgaben, sowie an der Rüben- 
zuckersteuer wird nach Maßgabe der über die Verteilung dieser 
Abgaben jeweilig unter den Zollvereinsstaaten bestehenden Ver- 
abredungen festgesetzt weiden, und es werden dabei zur Zeit die 
in dem Vertrage vom 8. Mai 1841 enthaltenen Vereinbarungen 
mit denjenigen Abänderungen zur Anwendung gelangen, welche 
durch den der Königl. Großherzogl. Regierung mitgeteilten Ver- 
trag vom 4. April 1853 über die Fortdauer und Erweiterung des 
Zollvereins und durch die Übereinkunft wegen Besteuerung des 
Rübenzuckers von demselben Tage bedingt sind. 

b) Bei Berechnung des Anteils der Königl. Großherzogl. Re- 
gierung an den Übergangs- Abgaben von Branntwein, Bier, Wein 
und Tabak wird der Ertrag dieser Abgaben einerseits in Preus- 
sen, einschließlich der übrigen Länder und Landesteile mit Aus- 
schluß von Luxemburg, welche wegen dieser Abgaben mit Preus- 
sen in Gemeinschaft .stehen, andererseits im Großherzogtum Lu- 
xemburg, nach gegenseitiger Abrechnung von fünf Prozent für 
Erhebungskosten zusammengenommen, und zum Zweck der Ver- 
teilung dieser Summe auf der einen Seite die Bevölkerung der 
sämtlichen wegen der betreffenden Abgaben mit Preußen in Ge- 
meinschaft stehenden Vereinsläuder und Vereinsgebietsteile, un- 
ter Berücksichtigung der über die Anteil- Verhältnisse der betei- 
ligten Staaten jeweilig bestehenden Verabredungen, auf der an- 
dern Seite die Bevölkerung des Großherzogtums Luxemburg in 
Ansatz gebracht. 
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Zu rrkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtig- 
ten den gegenwärtigen Separat-Artikel unterschrieben und unter- 
♦siegelt. 

So geschehen Luxemburg, den 31. Dezember 1853 und Ber- 
lin, den 2b\ Dezember 1853. 

(gez.) Wendelitt Jurion. (gez.) Friedrich Leopold Henning. 



Geschehen zu Luxemburg den 31. Dezember und zu Berlin 
den 26. Dezember 1853. 

Bei dem Abschluß des Vertrages über die Fortdauer des An- 
schlusses des Großherzogtums Luxemburg an das Zollsystem 
Preußens und der übrigen Staaten des Zollvereins und des dazu 
gehörigen Separat-Artikels sind noch folgende Bemerkungen, 
Erklärungen und Verabredungen in das gegenwärtige Protokoll 
niedergelegt worden. 

1. Damit der Oktroitarif für die Stadt Luxemburg mit den 
Verabredungen der Zollvereinsstaaten in Betreff der inneren 
Steuern, deren Gültigkeit für das Großherzogtum Luxemburg 
durch den Art. 8 des Vertrages vom 8. Februar 1842 ausge- 
sprochen worden ist, in volle Übereinstimmung gebracht werde, 
soll derselbe nach vorgängigem Einvernehmen mit dem Königl. 
Preußischen Finanzministerium sobald als möglich, und spätes- 
tens im Laufe des Jahres 1854 die erforderlichen Abänderungen 
•erleiden. 

Ein gleiches Einvernehmen wird eintreten, wenn Oktroitarife 
für andere luxemburgische Städte erlassen oder bestehende ab- 
geändert werden sollten. 

2. Indem die Bewilligung von jährlichen Gratifikationen als 
■ «ine den Zolldienst wesentlich fördernde Maßregel anerkannt 
wird, so wird die Königlich Großherzogliche Regierung den im 
Großherzogtum Luxemburg angestellten Zollbeamten Gratifika- 
tionen und Unterstützungen in angemessener, dem obigen Zwecke 
entsprechender Weise bewilligen. 

3. Die Königlich Großherzogliche Regierung übernimmt die 
'Verpflichtung, alle Zollbeamte, welche in körperlicher oder geis- 
tiger Beziehung dienstunfähig geworden sind, aus dem Zolldienst 
zu entfernen, und sie wird desfallsige Anträge der Zolldirektion. 
so weit sie Beamte betreffen, deren Ernennung dieser Behörde 
zusteht, nur im Einverständnis mit dem Königlich Preußischen 
Finanzministerium ablehnen. 

4. Die Königlich Großherzogliche Regierung wird zu der 
unter Nr. 4 des Separat-Artikels zum Vertrage vom 2. April 1847 
vorbehaltenen Verständigung über ein Disziplinar-Gesetz für die 
Zollbeamten, welches auch die unter Nr. L A. 11 des Separat- 



(L. S.) 
Paul von Scher ff. 
(L. S.) 



(L. S.) 

Alexander Max Philipsborn. 

(L. S.) 



Schluß-Protokoll. 
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Artikels 9 zum Vertrage vom 8. Februar 1842 bezeichneten Nor- 
men und Grundsätze für die Pensionierung der Zollbeamten ent- 
lialten soll, bereitwilligst mitwirken, damit ein solches Gesetz 
spätestens im Laufe des Jahres 1854 erlassen werden kann. 

Beamte, gegen welche wegen eines Disziplinar- Vergehens die 
Amtsentsetzung ausgesprochen worden ist, werden im Zolldienst 
weder beibehalten noch wieder angestellt werden. 

5. Begnadigungen in Bezug auf Zoll- oder Dienst- Vergehen 
werden den im Großherzogtum bestehenden Grundsätzen gemäß 
Jucht vor rechtskräftigem Erkenntnis eintreten. 

0. Das in Luxemburg am 24. Februar 1842 publizierte Zoll- 
gesetz und die Zollordnung legen dem Gouverneur gewisse admi- 
nistrative Befugnisse bei, welche nach der Verabredung unter 
IV. 1 A. des Separat-Artikels 9 zum Vertrage vom 8. Februar 
1842, dem Königlich Preußischen Finanzministerium zugewiesen 
.sind. Zur Beseitigung möglicher Weiterungen wird von Seiten 
Luxemburgs anerkannt, daß — wie solches auch bisher stattge- 
funden hat — in den erwähnten Fällen die vorbezeichneten Be- 
stimmungen des Separat-Artikels maßgebend bleiben sollen, un- 
beschadet desjenigen, was unter IV Nr. 9 jenes Separat-Artikels 
verabredet worden ist. 

7. Im Großherzogtum Luxemburg wird in Geinäßheit eines 
Gesetzes vom 2(5. November 1849 eine Mobiliarsteuer erhoben, 
welche luxemburgische Gewerbetreibende mit 2% ihres mutmaß- 
lichen Einkommens zu entrichten haben, sofern das jährliche 
Einkommen mindestens UHJ Franken beträgt. Vereinsländischc 
Angehörige dagegen sind beim Marktbesuche, so wie für die Er- 
laubnis zum Betriebe des Hausierhandels oder eines anderen 
Gewerbes im Umherziehen in Luxemburg dieser Mobiliarsteuer 
unterworfen, welche bei Hausierern zum Mindesten nach einem 
Einkommen von 750 Franken berechnet ist, also mindestens 15 
Franken jährlich betragen hat. Königlich Preußischer Seits 
wurde darauf aufmerksam gemacht, daß dieses Verhältnis, so 
weit es den Marktbesuch betreffe, deshalb, weil luxemburgische 
Angehörige für den Verkehr auf Märkten nicht besonders be- 
steuert werden und bezüglich der Hausierer, so wie überhaupt 
derjenigen, welche ein Gewerbe im Umherziehen betreiben, so- 
wohl wegen des zur Erhebung gelangenden Steuersatzes, als auch 
deshalb, weil Luxemburger Angehörige einer eigenen Hausier- 
steuer nicht unterliegen, mit den Verabredungen im Art. 14 des 
Vertrages vom 8. Februar 1842 nicht im Einklang stehen dürfte, 
weshalb die Freilassung der vereinsländischen Angehörigen, 
welche luxemburgische Märkte besuchen, oder im luxembur- 
gischen Hausierhandel oder ein anderes Gewerbe im Umher- 
ziehen betreiben, von der Mobiliarsteuer in Anspruch zu nehmen 
sein würde. Königlich Großherzoglich Luxemburgischer Seits 
wurde die Gewährung dieser Freilassung spätestens vom 1. April 
1854 ab unter dem Vorbehalte zugesagt, nach Befinden eine be- 
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sondere Steuer für dun Gewerbebetrieb im Umherziehen einzu- 
führen, welcher dann die Angehörigen anderer Vereinsstaaten 
in derselben Weise, wie die Angehörigen Luxemburgs unterliegen 
würden. 

H. Man wird Königlich Groß herzoglich Luxemburgischer 
Seits gesetzliche sowohl wie administrative Anordnungen, welche 
in Angelegenheiten der Zollverwaltung zu erlassen sind, ohne 
vermeidlichen Verzug in Kraft treten lassen. 

9. Die Königlich Großherzogliehe Regierung wird baldmög- 
lichst und jedenfalls vor dem J. Januar 18.").") ein Uniform-Regle- 
ment für die Zollbeamten im Großherzogtum vorschreiben. 

10. Um die zwischen den beiderseitigen Gebieten bestehenden 
Straßenverbindungen in entsprechender Weise gefördert zu 
sehen, wurde seitens der Königlich Großherzoglichen Bevollmäch- 
tigten als wünschenswert bezeichnet: 

a) daß die Straße von Echternach nach Diekireh auf preus- 
sischem Gebiete in gutem Stande erhallen, 

h) daß die Chaussee! ücken zwischen Vianden und Prüm aus- 
gefüllt, 

v) daß eine direkte Landstraßen-Verbindung von Reinich nach 
der Saar hergestellt. 

d) daß die Landstraße von Echternacherbrück nach Trier in 
chausseemäßigen Stand gesetzt, 

e) endlich daß die Straße von Echternach nach Bitburg chaus- 
seemäßig hergestellt werden möge. 

Unter Bezugnahme hierauf wurde von Seiten der Königlich- 
Preußischen Bevollmächtigten bemerkt: 

Zu (t) Daß zum Bau einer Gemeinde-Chaussee von Echter- 
nacherbrück nach Wallendorf, wo sich die Straße nach Diekirch 
auf luxemburgischem Gebiete anschließe, bereits eine Neubau- 
Prämie aus der preußischen Staatskasse und die Verleihung der 
Chausseeprivilegien in Aussicht gestellt sei. 

Zu b) Daß der Ausbau der Chausseelücken zwischen Vianden 
und Prüm aus den Mitteln des Bezirksstraßenfonds des Regie- 
rungsbezirks Trier erfolge und dieser Ausbau nach Maßgabe der 
Geldmittel des Bezirksstraßenfonds in Aussicht gestellt werden 
könne. 

Zu c) Daß für den Fall, daß die beteiligten preußischen Ge- 
meinden den Bau einer Gemeinde-Chaussee in der Richtung von 
Remich nach der Saar beschließen, die Begünstigung eines sol- 
chen Unternehmens durch die preußische Staatsverwaltung kei- 
nem Bedenken unterliegen würde. 

Zu d) Daß zur Verbesserung des Gemeindeweges von Ech- 
ternacherbrück über Ralingen bis zur Aachen-Trierer Staats- 
straße bei Hohe-Sonne in der Richtung auf Trier, schon früher 
den Gemeinden Zuschüsse gewährt seien, und daß für den Fall, 
daß diese Gemeinden den Bau einer Gemeinde-Chaussee in ge- 
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dachter Richtung beschließen, auch dieses Unternehmen von 
Seiten der preußischen Staatsverwaltung befördert werden würde. 

Zu e) Daß im Falle die beteiligten Gemeinden den Bau einer 
Gemeinde-Chaussee in dieser Richtung beschließen, auch dieses 
Unternehmen von Seiten der preußischen Staatsverwaltung be- 
fördert werden würde. 

* 

11. Ausgehend von dem gemeinsamen Wunsche, daß die 
Schiffbarkeit der Sauer verbessert werden möge, behalten die 
Königlich Preußische und die Königlich Großherzoglich Luxem- 
burgische Regierung sich wegen Regulierung des gedachten Flus- 
ses, beziehungsweise wegen der dazu erforderlichen Vorarbeiten 
alsbaldige Verständigung vor. 

12. Die beiderseitigen Bevollmächtigten sind übereingekom- 
men, daß das gegenwärtige Protokoll zugleich mit dem Vertrage 
den hohen kontrahierenden Teilen vorgelegt werden soll, und 
durch die Ratifikation des letzteren auch die im ersteren enthal- 
tenen Erklärungen und Verabredungen ohne weitere Ratifikation 
derselben, als genehmigt angesehen werden sollen. 

Es wurde hierauf der Vertrag nebst dem dazu gehörigen 
Separat-Artikel in zwei Exemplaren unterzeichnet und untersie- 
gelt, und das eine dieser Exemplare Königlich Preußischer Seits, 
mit dem Vorbehalte, beglaubigte Abschriften davon den übrigen 
Mitgliedern des Zollvereins zuzustellen, das andere aber König- 
lich-Großherzogl. Luxemburgischer Seits in Empfang genommen. 

Nachdem endlich noch verabredet worden war, daß zur Ver- 
meidung des Zeitverlustes, bei Ausfertigung der Ratifikations- 
urkunden, es einer jeden der beteiligten Regierungen anheim- 
gestellt bleibe, nicht nur eine solche Form der Ratifikation zu 
wählen, wodurch der Gegenstand der letzteren, ohne vollständige 
Aufnahme der Vertrags-Artikel, hinlänglich genau bezeichnet 
wird, sondern auch die Ratifikation des offenen Vertrags und des 
Separat-Artikels in einer und derselben Urkunde zu erteilen, ist 
auch das gegenwärtige Protokoll in zwei Exemplaren unterzeich- 
net, und das eine dieser Exemplare unter dem obigen Vorbehalte 
von den Königlich preußischen Bevollmächtigten, das andere 
aber von den Königlich Großherzoglich Luxemburgischen Bevoll- 
mächtigten in Empfang genommen worden. 

Geschehen wie oben, 
(gez.) Wendelitt Juriott. (gez.) Friedrich Leopold Henning. 
Paul von Scherff. Alexander Max Philipsborn. 
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XVII 1. Die dritte Anschlußperiode Luxemburgs 
an den Zollverein (1854—1864), 

Das Dezennium 1854 — 1864 wird in Luxemburg wirtschaft- 
lich durch den Eisenbahnbau charakterisiert. -Auf Grund des 
Eisenbahnbaugesetzes vom 25. November 1855 wurden 1859 die 
Hauptstrecken Luxemburg-Longwy, Luxemburg-Diedenhofen, 
Luxemburg- Ar Ion und Luxembur-Trier eröffnet, auf die schließ- 
lich noch die Linie Luxemburg-Ettelbrück folgte, die 1866 bis 
Ulflingen verlängert wurde. Der Eisenbahnbau brachte große 
ausländische Kapitalien ins Land, die Arbeitsgelegenheit 
schufen. Die Löhne stiegen und mit ihnen die Preise der land- 
wirtschattlichen Erzeugnisse und die Kaufkraft der Bevölkerung, 
her steigende Umsatz belebte Handel und Industrie. Kurz es 
waren nach so langer Zeit endlich einmal wieder Jahre des all- 
gemeinen wirtschaftlichen Aufstieges. 

Der Eisenbahnbau hatte auch zur Folge, daß der luxem- 
burgische- Staat, der bis dahin keine öffentlichen Schulden hatte r 
185:) zum ersten Mal in Frankfurt eine 4% Anleihe von 4 
Millionen' Franken zwecks Subvention der Eisenbahnbauten 
emittierte. Vier Jahre später erfolgte aus demselben Grunde 
eine zweite Emission von 8 Millionen. 

Auch finanziell fing Luxemburg an, einige Geltung zu be- 
kommen. 

Eine durch Gesetz vom 21. Februar 1856 errichtete Staats- 
Sparkasse eröffnete ihren Betrieb am 25. November 1859. 

1856 wurde unter Führung von Mevissen in Köln von dem 
Bankhaus Erlanger in Frankfurt und Ahr. Oppenheim in Köln 
die Internationale Bank in Luxemburg mit einem Aktien- 
kapital von 40 Millionen Francs gegründet, das statutarisch 
zwar auf 100 Millionen erhöht werden konnte, in Wirklichkeit 
aber zunächst eine Zeit lang 10 Millionen, dann seit 1872 20 
Millionen und seit 1900 25 Millionen betrug. Gedacht war bei 
dieser Gründung an eine Kredit- und Emissionsbank aller- 
größten Stiles, die Banknoten in holländischer Gulden-, in Taler- 
und Frankenwährimg ausgehen sollte, aber die preußische 
Notengesetzgebung durchkreuzte den grandiosen Plan. 1 ) Darauf- 
hin verlegte das Institut seinen Schwerpunkt in das Kredit- 
geschäft unter Beschränkung seiner Emissionstätigkeit auf die 
Ausgabe früher von Noten der Talerwährung und später von 
luxemburgischen Noten. 

Auch in dieser Periode hatte sich die luxemburgische Eisen- 
industrie weiter ausgedehnt. 1857 waren 13 Hochöfen in Betrieb 

l ) Mit der Gründung der Internationalen Bank verfolgte Mevissen 
den Plan der Vereinigung der Noten- und der Spekulationsbank in einem 
Institut, nachdem die preußische Regierung seine Absicht, diesen Plarr 
beim Schaaffhausenschen Bankverein zu verwirklichen, dadurch durch- 
kreuzt hatte, daß sie dem Schaaffhausenschen Bankverein das Notenemis- 
sionsrecht 1855 verweigerte. 
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und 3 im Bau. Die glänzende Lage zog die Aufmerksamkeit des- 
Auslandes auf die im Tagebau leicht zu fördernden luxembur- 
gischen Erze (Minette) und auf den in Luxemburg sich voll- 
ziehenden allmählichen Übergang von der Verhüttung der Allu- 
vialerze zu derjenigen der Minette. Vor allem die Belgier, weniger 
die Franzosen, bemühten sich nun um den Erwerb Luxemburger 
Minettef eider. Schon 1842 hatte die belgische Gesellschaft «La 
Providence» in Charleroi damit den Anfang gemacht. Die Minette 
wurde zum bedeutenden Exportartikel. Der seit 1854 auch gegen 
Belgien zur Anwendung gelangte volle Schutzzoll auf Roheisen 
hatte dort eine Überproduktion geschaffen, die keinen Ausweg 
mehr fand, während im Zollverein eine ständige Nachtrage nach 
Eisen bestand. Diese Marktlage nutzte eine mächtige beigische 
.Finanzgruppe aus, indem sie teils in Verbindung mit einem 
Luxemburger Werk in Luxemburg Minettefelder erwarb und die 
Erze größtenteils auf dem Wasserwege über Mosel und Saar 
zur Verhüttung in ein im Saarkohlenrevier 1856 errichtetes 
neues Hüttenwerk (Burbacher Hütte) brachte. 

Hauptsächlich in das Jahr 1862 fällt die Umwälzung des 
technisch rückständigen Betriebes der Luxemburger Hütten 
durch den Übergang von der Holz- zur Koksfeuerung. Diese Um- 
stellung hatte eine erhebliche wirtschaftliche Tragweite, da die 
Beschaffung des Brennstoffes in der Standortsfrage der Hütten, 
eine erhebliche Rolle gespielt hatte und demnach manche Be- 
triebe, die bisher in den waldreichen Bezirken in der Nähe der 
Alluvialerze gelegen hatten, nunmehr durch den Übergang zu 
Koks und Minette alle Vorteile ihrer Lage, vielleicht bis auf 
billigere Arbeitslöhne einbüßten und vor die Existenzfrage ge- 
stellt wurden. Für diejenigen, die den technischen Übergang 
wirtschaftlich nicht überstanden, hatte die letzte Stunde ge- 
schlagen. 

Wie rasch sicii dieser grundlegende Umwandlungsprozeß' 
vollzog, zeigen folgende Zahlen: Während es zu Beginn des 
Jahres 1862 in Luxemburg 4 Hochöfen mit Koksfeuerung und 
einer täglichen Gesamtproduktion von 32 t sowie 3 Hochöfen mit 
Holzfeuerung und einer täglichen Gesamtproduktion von lO 1 /* t 
gegeben hatte, waren es Ende desselben Jahres 12 Öfen mit 
Koksbetrieb, die 180 t täglich erzeugten und nur noch 2 Öfen 
mit Holzbetrieb. 

Die Umwälzung wurde durch die Abschaffung des Eingangs- 
zolles auf belgischen Koks und durch die Verminderung der 
Transportkosten durch den Eisenbahnbau gefördert. 

Mit dieser Evolution hatte die luxemburgische Eisen- 
industrie den Grund zu ihrer späteren ungeahnten Entwicklung 
gelegt. 

Auch die Gerberei-Industrie war seit 1853 wieder im Auf- 
stieg. Luxemburg zählte in den Jahren 1857 bis 1861 111 Ger- 
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bereien mit einer für die damalige Zeit bedeutenden Zahl von 400 
bis 500 Arbeitern. 
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Der Handschuh- Industrie war es allmählich gelungen, ihren 
Absatz nach dem Zollverein auszudehnen und ihre Produktion 
1857 und J858 zu erhöhen. Sie hatte es zu einem gewissen Welt- 
ruf gebracht und exportierte nach Deutschland, Rußland, 
Holland, Amerika und Australien. Nach Belgien und Frankreich 
standen ihr Schutzzölle im Wege. 

Mit der Fayoneoric-lndustrio ging es weiter bergab. 

Seit l<S(i() erlangte die bis dahin in Luxemburg unbedeutende 
Brauindustrie größere Geltung durch die Zunahme des Kon- 
sums infolge des allgemeinen Wohlstandes. Sie hatte auch als 
Kxportindustrie ihre ersten Sehritte nach Frankreich und Bel- 
gien getan. 

In die Zeit zwischen dem zweiten und dritten Zollanschluß- 
Krncucrungsvcrlrag Luxemburgs fällt auch die Neuordnung 
einiger Verbrauchsabgaben. 

Durch Gesetz vom 23. Dezember 1854 (Memorial 1 180) 
wurde die Branntweinsteuer vom US. Oktober 1812 auch auf die 
Herstellung von Branntwein aus Runkelrüben und anderen 
Stoffen, die im Gesetz von 1842 nicht vorgesehen waren, ausge- 
dehnt. Höhe und Art der Erhebung der Steuer waren im Gesetz 
nicht geordnet, dieses vielmehr einem kgl.-großh. Beschluß vorbe- 
halten* weil die Branntweinherstellung aus Rüben in Luxemburg 
erst in den Anfängen war und bei der Unmöglichkeit, die bereits 
bestehenden Steuern auf Branntwein aus mehligen und nicht- 
mehligen Stoffen auf die Destillation der Rüben anzuwenden, 
zunächst die weitere technische Entwicklung abgewartet w r erden 
sollte. Das provisorische Gesetz hatte zunächst nur bis Ende 1855 
Geltung, wurde dann weiter bis Ende 1857 verlängert. 

Das bisher in Luxemburg geltende Biersteuergesetz aus der 
holländischen Zeit (Gesetz von 2. August 1822) basierte auf einer 
Abgabe vom Bruttoinhalt der Braukessel und verursachte lästige 
Kontrollmaßnahmen. Nach dem Anschluß an den Zollverein war, 
wie oben erwähnt, die luxemburgische Bierstener unter Beibe- 
haltung des bisherigen Systems des Gesetzes auf die in Preußen 
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neilenden Sätze ermäßigt worden. In Preußen dagegen wurde die 
ßiersteuer als Malzsteuer erhoben, und die Luxemburger Bier- 
brauer wünschten die Einführung dieser Steuerart an Stelle 
der bestehenden. Dem wurde durch luxemburgisches Gesetz vom 
7. März 1851 entsprochen, das den Brauereien versuchsweise 
freistellte, ihre Steuer nach dem bisherigen luxemburgischen 
oder nach dem preußischen System zu entrichten. (Verord.- u. 
Verw.-Blatt 1851 I S. 229, 839). Die Brauer entschieden sich für 
das preußische und durch Luxemburger Gesetz vom 1. Dezember 
1854 wurde dieses allgemein eingeführt. In Art. 34 dieses 
Gesetzes erhielt die Regierung außerdem die Generalvollmacht 
in Zukunft auf dem Verordnungswege von sich aus, also ohne 
Mitwirkung der Kammer, weitere Bestimmungen zu erlassen, 
um die luxemburgische Brausteuer stets in Übereinstimmung mit 
der in den Zollvereinsstaaten jeweils geltenden Steuer zu er- 
halten. 

Auch die dritte Anschlußperiode Luxemburgs an den Zoll- 
verein ist in den Beziehungen zu Preußen nicht von Streit- 
fällen und Meinungsverschiedenheiten verschont geblieben, die 
aber in keiner Weise die Schärfe der vorangegangenen Konflikts- 
zeit erlangten. Zwei Hauptfragen waren es: das städtische Oktroi 
in Luxemburg und die Branntweinbesteuerung. 

Hevor ich auf diese Streitfragen, die eine gewisse Spannung 
m den preußisch-luxemburgischen Beziehungen geschaffen 
hatten, näher eingehe, sei noch eines diplomatischen Zwischen- 
falles aus dein Jahre 1855 Erwähnung getan. 

Außer dem Streite über die Übergangsabgabe auf Brannt- 
wein und über das Oktroi in der Stadt Luxemburg, beides Zoll- 
angelegenheiten, war damals auch noch eine Differenz über die 
Verwendung des luxemburgischen Bundeskontingents zur Ver- 
teidigung der Festung in Kriegszeiten und überhaupt über die 
sehr weitgehenden Forderungen des preußischen Generals von 
Wedel Luxemburg gegenüber entstanden. Deshalb benutzte der 
luxemburgische Ministerpräsident Simons einen Aufenthalt im 
Haag im Jahre 1855, um dem preußischen Gesandten von 
Königsmarck ein vertrauliches Memorandum über diese Ange- 
legenheiten zu überreichen. Hierauf antworte ihm Königsmark 
am 20. Februar: Die schärferen, aber doch vertragsmäßigen For- 
derungen Preußens an Luxemburg seien ganz natürlich. Denn der 
verstorbene König-Großherzog Wilhelm II. und alle die hollän- 
dischen Minister des Auswärtigen, die er seit 1842 kennen gelernt 
habe, hätten ihm zugesagt, daß der König sich in allen deutschen 
Angelegenheiten der preußischen Politik anschließen und daß sein 
Gesandter für Luxemburg in Frankfurt mit dem preußischen 
Gesandten stimmen würde «quand meme, par des considerationa 
politiques, les apparences ne l'indiqueraient pas d'abord.» Der 
jetzige niederländische Minister des Auswärtigen van Hall sei 
der erste, der diese Zusage nicht gegeben habe, und auch Simong 
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habe sie nicht ausgesprochen. Sobald er erfahre, daß die luxem- 
burgische Politik in Frankfurt wieder die alte sei, so daß Preus- 
sen, wie früher, ständig auf die moralische Unterstützung 
Luxemburgs beim Bundestag rechnen dürfe, würde auch seine 
Regierung ihre Agenten anweisen, das Mißtrauen zu beseitigen 
und wie früher Luxemburg alle möglichen Erleichterungen zu 
bewilligen. 

Dieser Brief Kölligsmareks gelangte zur Kenntnis Wil- 
helms III. und durch diesen des niederländischen Ministers van 
Hall, der seinerseits den niederländischen Gesandten in Berlin 
beauftragte, den Vorfall zur Kenntnis von Manteuffels zu brin- 
gen mit der Erklärung: Die luxemburgische Stimme beim deut- 
schen Bundestag sei bisher von der preußischen unabhängig 
gewesen und bliebe es auch in Zukunft. Zwar seien die beiden 
Stimmen bisher in Frankfurt fast immer übereinstimmend ge- 
wesen, aber doch nur auf Grund gemeinsamer Interessen, nicht 
auf Grund eines Versprechens, das niemals abgegeben worden 
sei. Welchen Eindruck würden solche Zumutungen und Droh- 
ungen auf die deutschen Bundesfürsten machen, wenn sie davon 
. erführen? Er bezeichnete den Brief als «inexplicable» und 
wünschte die Erklärung, daß Preußen diesen Brief seines Ge- 
sandten mißbillige und daß ihm die darin kundgegebenen An- 
sichten fremd seien. 

Die preußische Regierung gab im Mai 1855 nach einigem 
Sträuben die gewünschte Erklärung ab, und sie erteilte dem Ge- 
sandten im Haag die Anweisung, in Zukunft in seinen Aus- 
drücken vorsichtig zu sein und außerhalb seiner Instruktionen 
nichts zu sagen und nichts zu tun, was geeignet sei, die guten 
Beziehungen zu den Niederlanden zu beeinträchtigen. 

Dieser Zwischenfall wirft ein grelles Lieht auf die preußische 
Politik Luxemburg gegenüber und auf die Art, wie Preußen den 
Zollverein benutzte, um ein ihm genehmes, politisches Verhalten 
des Großherzogtums wirtschaftlich zu belohnen bezw. durch wirt- 
schaftliche Maßnahme zu erzwingen. 

Dann ist noch zu beachten, daß das Ganze wohl nicht der 
Phantasie des preußischen Gesandten im Haag entsprungen war 
und auch nicht auf einem Mißverständnis beruhen konnte, da 
sich der Gesandte ausdrücklich auf Wilhelm II. und mehrere 
holländische Minister berief, vielmehr wird wohl das Versprechen 
gelegentlich in unverbindlicher, inoffizieller, mündlicher Form 
Königsmarck gegeben worden seien, der es wohl so oft gehört 
hatte, daß er glaubte, damit Simons gegenüber etwas allgemein 
bekanntes und selbstverständliches zu äußern. Mit dieser schrift- 
lichen Mitteilung beging allerdings Königsmarck eine unglaub- 
liche Unvorsichtigkeit, da er, zur Rede gestellt, den aktenmäßigen 
Beweis für seine unklugen, aber wohl doch nicht ganz unwahren 
Behauptungen schuldig bleiben mußte. Toutes les verites ne sonr 
pas bonnes a dire. Auf die holländische Beschwerde hin blieb- 
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Preußen nichts anderes übrig, als seinen Gesandten zu desavouie- 
ren, da die preußische Regierung bei dem tiefen Mißvertrauen 
der deutsche ! Staaten der preußischen Politik gegenüber und bei 
dein Selbstbewußtsein der deutschen Bundesfürsten, die keine Ge- 
legenheit vorbeigehen ließen, ihre Selbständigkeit zu betonen, es 
nicht darauf ankommen lassen durfte, daß der inhaltsreiche 
Brief Königsniarcks weiteren Kreisen bekannt werde. 

Die von Königsmarck als eine auf einem förmlichen Ver- 
sprechen beruhende und als eine Tatsache hingestellte Beeinflus- 
sung der luxemburgischen Stimme beim Bundestag im preus- 
sischen Sinne durch den König von Holland und durch die hol- 
ländischen Minister ist auch deshalb glaubhaft, weil sie voll- 
kommen übereinstimmt mit dem Verhalten der letzteren vor 
allem bei dem Eintritt Luxemburgs in den Zollverein im Jahre 
1842. Die holländischen Minister waren stets darauf bedacht* 
wie es auch ihre Pflicht war, die holländischen Interessen, wenn 
nicht gerade fördern, so doch mindestens nicht durch das 
luxemburgische Anhängsel der niederländischen Krone schädigen 
zu lassen, und dazu gehörte vor allem ein ungetrübtes Freund- 
schaftsverhältnis Luxemburgs zu Preußen. 

Das Ganze ist ein weiterer Beitrag zu den Gefahren einer 
Personalunion für das schwächere Glied in einer solchen Staaten- 
verbindung. 

Der Artikel 8 des Zollanschlußvertrages vom 8. Februar IS'rJ 
enthielt die Verabredung, daß die in dem Gebiet des Zollvereins 
bezüglich der inneren Steuern, welche in den einzelnen Vereins- 
staaten teils auf die Hervorbringung und Zubereitung, teils un- 
mittelbar auf den Verbrauch gewisser Gegenstände gelegt waren, 
sowie hinsichtlich des Verkehrs mit solchen Erzeugnissen unter 
den Vereinsstaaten vertragsmäßig bestehenden Bestimmungen 
auch auf Luxemburg Anwendung finden sollten. Nach dieser 
Verabredung wurden die Vereinbarungen unter den Vereins- 
staaten über die Erhebung von städtischen Abgaben im Art. 3- 
des Vertrags wegen Fortdauer des Zollvereins vom 8. Mai 184t 
und im Art. 11 des Vertrags vom 4. April 1853 auch für Luxem- 
burg bindend. 

Schon im Laufe der Verhandlungen über den ersten An- 
schlußvertrag von 1842 war die Notwendigkeit erkannt worden, 
das Oktroi in der Stadt Luxemburg anders zu regeln. Die Re- 
gulierung erfolgte durch den Kgl. Großherzogl. Beschluß vom 
22. April 1842, der einen Tarif enthielt, der jedoch Einwendungen 
von Preußen verursachte. Der Vertrag vom 8. Mai 1841 hatte 
nämlich bestimmt, daß zu den zum örtlichen Verbrauch bestimm- 
ten Gegenständen, von denen städtische Abgaben erhoben wer- 
den durften, nur Bier, Essig, Malz, Obstwein und die der Mahl- 
und Schlachtsteuer unterliegenden Erzeugnisse, ferner Brenn- 
materialien, Marktviktualien und Fourage, außerdem Wein, 
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jedoch nur in den Vereinsstaaten, die zu den Weinlandern gehö- 
ren, nämlich in Bayern, Württemberg, Baden, Großherzogtum 
Hessen und Nassau, mithin nicht in Luxemburg, gehörten. Das 
Oktroi der Stadt Luxemburg erfaßte jedoch auch andere Objekte. 

Während die preußische und die luxemburgische Regierung 
noch hierüber verhandelten, erging am 29. Nov. 1842 ein neuer 
Oktroitarif, der diese Bemängelungen nicht beseitigte, vielmehr 
noch in anderen Beziehungen zu Ausstellungen Anlaß gab. Da 
indessen die luxemburgische Regierung die bedrängte Finanz- 
lage der Stadt Luxemburg zur Berücksichtigung dringend em- 
pfahl, so erklärte Preußen 1844, daß es, solange daraus keine 
Beschwerden von eigenen oder von anderen vereinsländischen 
Angehörigen entstehen würden, vorerst seinen Einspruch gegen 
die Besteuerung gewisser Gegenstände, die zu solchen Abgaben 
nicht herangezogen werden durften, auf sich beruhen ließe, daß 
hingegen die sonstigen Ausstellungen gegen den Oktroitarif be- 
seitigt werden müßten. 

Wenn diese Ausstellungen nun auch ihre Erledigung fan- 
den, so gaben doch spätere Tarife Anlaß zu neuen Ausstellungen, 
und als diese letzteren von Luxemburg nicht vollständig besei- 
tigt wurden, erklärte Preußen 1853, daß, wenn bisher hinsicht- 
lich der Heranziehung solcher Gegenstände zu Abgaben, von 
denen vertragsmäßig solche nicht erhoben werden durften, über 
diese Abweichungen hinweggesehen worden sei, nunmehr auf 
deren Beseitigung gedrungen werden müsse. 

Das war die Lage der Dinge, als über die Fortdauer des 
Zollanschlusses Luxemburgs 1853 verhandelt werden mußte, und 
bei diesen Verhandlungen entstand die Abmachung unter Nr. 1 
des Schlußprotokolles zum Vertrag vom 26./31. Dezember 1853, 
die Luxemburg verpflichtete, im Laufe des Jahres 1854 den 
Oktroitarif der Stadt Luxemburg in Übereinstimmung mit den 
Grundsätzen des Vereins zu bringen. 

Zur Ausführung dieser Verabredung wurde in Luxemburg 
eine Kommission, bestehend aus Vertretern der Regierung, der 
Stadt und dem Zolldirektor von Reibnitz eingesetzt, die einen 
Tarif ausarbeitete, dem letzterer ausdrücklich zustimmte, worauf 
dieser Entwurf im November 1854 dem preußischen Finanz- 
ministerium unterbreitet wurde. 

Die luxemburgische Regierung, die auf Grund der Zustim- 
mung des Zolldirektors auf die glatte Annahme des Entwurfes 
in Berlin gerechnet hatte, war nicht wenig überrascht, als das 
preußische Finanzministerium am 25. Januar 1855 folgende 
Einwände erhob: 

1. Zu den Gegenständen, die städtischen Abgaben in Luxem- 
burg nicht unterliegen dürfen und dennoch in den Oktroitarif 
einbezogen wurden, gehörten Wein, Öle von Mohnsamen, Buch- 
eckern und Nüssen, Mineralwasser. Lichte, Wachs, Lein- und 
Rapsöl, Baumaterialien und Tapeten. 
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2. Art. 11 1 des Vertrags über die Fortdauer und Erweite- 
rung des Zollvereins vom 4. April 1853 und Art. 3 1 des Vertrags 
vom 8. Mai 1841 schrieben übereinstimmend vor, daß von allen 
Erzeugnissen, von denen entweder nachgewiesen wird, daß sie 
als ausländisches Ein- und Durchgangsgut den Zoll entrichtet 
haben oder von denen, sofern sie zollfrei eingeführt werden dür- 
fen, nachgewiesen wird, daß sie vom Ausland eingeführt worden 
sind, keine städtischen Abgaben irgend einer Art erhoben wer- 
den dürfen, jedoch, was das Eingangsgut betrifft, mit Vorbehalt 
derjenigen inneren Steuern, welche in einem Vereinsstaat auf 
die weitere Verarbeitung solcher Erzeugnisse, ohne Unterschied 
des aus-, in- oder vcreinsländischen Ursprungs allgemein gelegt 
sind. Der Separatartikel 10 des Vertrags vom 4. April 1853 be- 
stimmt weiter, daß unter den inneren Steuern, welche die wei- 
tere Verarbeitung eines Gegenstandes treffen, die Steuern von 
der Fabrikation des Branntweins, Biers und Essigs sowie die« 
Mahl- und Schlachtsteuer zu verstehen seien. Außerdem gestatte 
der Separatartikel 10, daß die einer Kommune bewilligten Ab- 
gaben auf Brennmaterialien und Fourage auch von auslän- 
dischen Erzeugnissen erhoben werden dürften. 

Gegen diese Verabredungen verstoße der Oktroitarif in meh- 
reren Bestimmungen betreffend Getränke, Essig, Eßwaren, 
Lichte, AVachs, Lein- und Rapsöl, die unter Voraussetzungen, 
unter denen sie nach den Bestimmungen des Vereins dem Oktroi 
nicht unterworfen werden durften, dennoch in Luxemburg ab- 
gabepflichtig gemacht worden seien. 

3. Hinsichtlich der Expeditionsgebühren, die im Tarifent- 
wurf vorgesehen waren, wurde geltend gemacht, daß von diesen 
Gebühren jedenfalls diejenigen vcreinsländischen Erzeugnisse 
frei zu lassen seien, die nur durch Luxemburg transitierten. 

Luxemburgischerseits wurden einige Bemängelungen als be- 
gründet anerkannt, aber man konnte sich des Eindruckes nicht 
erwehren, daß die ablehnende Stellung des preußischen Finanz- 
ministeriums zu dem Entwurf teilweise beeinflußt sei durch die 
Mißstimmung, die damals in Berlin wegen der Einführung einer 
noch zu erwähnenden luxemburgischen Übergangsabgabe auf 
preußischen Branntwein entstanden war. 

Zur Beseitigung dieses letzteren Streitpunktes waren im De- 
zember 1855 kommissarische Verhandlungen von dem preus- 
sischen Finanzministerium angeregt w r orden. in die auch die 
Oktroiangelegenheit einbezogen wurde. 

In diesen Verhandlungen erklärten die luxemburgischen 
Kommissarien, daß die finanziellen Verlegenheiten der Stadt 
Luxemburg, denen seither von der preußischen Regierung Be- 
rücksichtigung zu Teil geworden sei, noch fortdauerten und dies 
die luxemburgische Regierung veranlasse, sich aufs dringendste 
dafür zu verwenden, daß der Oktroitarif-Entwurf in der Haupt- 
sache aufrecht erhalten werde, umsomehr, als ein Vergleich mit 
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dein Oktrnitarif vom 2. April 1838, der bis zum Anschluß Luxem- 
burg»* an den Zollverein in der Stadt Luxemburg gegolten habe, 
ergebe, daß die Zahl der oktroi Pflichtigen Gegenstände durch 
den neuen Kntwurf gegen früher erheblich beschränkt erscheine. 

Zu den einzelnen Beanstandungen durch die preußische Re- 
gierimg bemerklen die luxemburgischen Konnnissarien folgendes: 

Zu 1. — Der Separatartikel 10 zum Vertrag vom 4. April 
1S.kI lasse unter Xr. 14(Nr. 15 des Scparatartikels 4 zum Ver- 
trag vom 8. Mai 1841) den Fortbestand von Abgaben auf andere 
als die allgemein zur Besteuerung freigestellten Gegenstände, 
wenn sie einmal bestehen, so lange zu, bis zu einer passenden 
Gelegenheit für deren Beseitigung. Eine solche Gelegenheit liege 
in Luxemburg wegen der Finanzlage der Stadt fern, und es 
rechtfertige sich deshalb aus der Vergleichung mit dem Oktroi- 
Tarif von 1838 die Besteuerung der Mehrzahl der beanstandeten 
Gegenstände. Nur die Papiertapeten stünden im Tarif von 1838 
nicht, weshalb man auf Wunsch bereit sei, diese vom Oktroi 
frei zu lassen. 

Hinsichtlich des Weines sei zuzugeben, daß Luxemburg ver- 
tragsmäßig nicht zu den Weiiiländern gehöre, daJ3 aber hierin 
lediglich ein formaler Mangel zu erblicken sei, da Luxemburg 
mit seinem erheblichen Weinbau tatsächlich doch zu den Wein- 
ländern gehöre. Luxemburg habe seinerzeit versäumt, ähnlich 
wie die freie Stadt Frankfurt, die überhaupt gar keinen Weinbau 
aufweise, durch eine besondere Klausel im Zollanschlußvertrag, 
sich die Möglichkeit zu wahren, den Wein oktroipflichtig zu 
machen. 

Hinsichtlich der übrigen beanstandeten Gegenstände sei zu 
bemerken, daß süße Öle in Luxemburg auf den Märkton feil 
gehalten winden und somit zu den Marktviktualien gehörten, 
deren Heranziehung zum Oktroi zuläßig sei, und daß ferner 
Lichte 1 . Wachs, Lein- und Rapsöl als Brennmaterialien zu gelten 
hätten, deren Heranziehung ebenfalls zulässig sei. 

Die Besteuerung der sämtlichen beanstandeten Gegenstände 
benachteilige endlich die Vereinsstaaten nicht, da die in Luxem- 
burg zum Gebrauch gelangenden Objekte fast ausschließlich aus 
Luxemburg und nicht aus den anderen Vereinsstaaten her- 
stammen. 

Zu 2 und 3. — In diesen Punkten erklärten die luxembur- 
gischen Kommissarien die Bereitwilligkeit, allen Beanstan- 
dungen Rechnung zu tragen. 

Die preußischen Kommissarien erwiederten ihrerseits, daß 
Luxemburg durch die Verabredung unter Nr. 1 des Schluß- 
protokolles vom 2tt. bezw. 31. Dez. 1853 die Verpflichtung über- 
nommen habe, den Oktroitarif in volle Übereinstimmung mit den 
vertragsmäßigen Verabredungen zu bringen und daß der Gang 
der früheren Verhandlungen keinen Zweifel darüber lasse, daß 
die Absicht dahin gegangen sei, Ausnahmen für Luxemburg 
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auszuschließen. Doch sei man in Anbetracht der Finanzlage der 
Stadt Luxemburg bereit, vorausgesetzt, daß im Übrigen die er- 
teilton Zusagen ausgeführt würden, bei den übrigen Vereins- 
staaten zu befürworten, daß die Erhebung des Oktrois in der 
Stadt Luxemburg von folgenden im Entwurf genannten Gegen- 
standen auch ferner erfolgen dürfe, nämlich von Wein, süßen 
Ölen, Mohnsamen, Bucheckern und Nüssen, Mineralwasser, 
Lichten, Wachs, Lein- und Rapsöl sowie von Baumaterialien, 
wogegen die Papiertapeten aus der Liste der oktroipflichtigen 
Gegenstande zu streichen seien. 

In diesem Sinne kam eine für die Stadt Luxemburg sehr 
günstige Vereinbarung zu stände, die dasselbe Datum trägt wie 
diejenige über die Übergangsabgabc auf Branntwein, nämlich 
Berlin den 31. März und Luxemburg den 14. April 1858. 

Wählend es sich bei der Frage der Übergangsabgabe auf 
Branntwein um einen Streit über die Auslegung der bestehenden 
Verträge handelte, in dem jede Partei gewichtige Gründe für 
ihre Anschauung vorbringen konnte, lag in dem Streit über den 
Oktroitarif der Stadt Luxemburg die Sache so, daß Preußen mit 
den meisten Forderungen auf Grund der bestehenden Verträge 
zweifellos im Recht war, daß aber die vertragsmäßige Erfüllung 
dieser Forderungen die Folge haben mußte, die Stadt Luxem- 
burg finanziell in einem Maße zu schädigen, das in keinem Ver- 
hältnis stand zu den geringen Interessen von Angehörigen der 
Vereinsstaaten, die in Frage kamen. Die Oktroifrage war keine 
Rechts-, sondern eine Zweckmäßigkeitsfrage. Hier konnte sich 
Preußen entgegenkommend zeigen unter der Voraussetzung, daß 
«iiu wichtigere Frage der Übergangsabgabe auf Branntwein eine 
befriedigende Regelung erfahre. Nach Erfüllung dieser Voraus- 
setzung bot die Lösung der Oktroifrage, die seit 1842 fortdauernd 
auf der Tagesordnung gestanden hatte, keine Schwierigkeiten 
mehr. 

in dem Vertrag von 1842 (Art. 4) war im Interesse eines 
völlig freien Verkehrs zwischen Preußen und Luxemburg eine 
Gleichheit der Branntweinbesteuerung in beiden Staaten verein- 
bart worden. Gemäß Art. 8 des offenen Vertrags und Sep.-Art. 13 
sollte Luxemburg ferner hinsichtlich der Erhebung der Über- 
gangsabgabe auf Branntwein aus anderen Vereinsstaaten zu 
diesen Staaten dieselbe Stellung einnehmen wie Preußen. Diese 
Übergangsabgaben sollten gemeinschaftlich erhoben und nach 
dem Verhältnis der Bevölkerung verteilt werden. Hinsichtlich 
des Branntweins hatten sich Preußen, Sachsen und Thüringen 
zu einer Steuer gemeinschaft vereinigt, so daß Übergangsabgaben 
von Branntwein, der aus den anderen Vereinsstaaten importiert 
wurde, sofern diese nicht mit Preußen im freien Branntwein- 
verkehr standen, erhoben wurden. Diese Staaten waren Bayern, 
Baden, Württemberg, Kur- und Großherzogtum Hessen, Nassau, 
Oldenburg, Hannover, Schaumburg-Lippe und Frankfurt. 
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Beim Abschluß des Vertrages von 1842 war der Branntwein 
aus Obst in Luxemburg steuerfrei und der aus mehligen Sub- 
stanzen weniger besteuert gewesen, als in Preußen. Vertrags- 
gemäß besteuerte Luxemburg nun beide Branntweinarten ebenso 
hoch wie in Preußen, so daß ein freier Verkehr entstehen konnte. 
Abgesehen von der erwähnten Geineinschaft der Übergangs- 
abgabe auf Branntwein aus den eben genannten Staaten bestand 
zwischen Luxemburg und Preußen keine Branntwcinsteuer- 
gemeinschaft, sondern jeder erhob die Steuer von seinen Bren- 
nereien für eigene Rechnung. 

Diese grundsätzliche Abmachung beruhte auf der Voraus- 
setzung, daß sich die Ein- und Ausfuhr von Branntwein zwi- 
schen beiden Staaten ungefähr ausgleichen würden; bald zeigte 
sich aber, daß Preußen weit mehr Branntwein nach Luxemburg 
exportierte als von dort importierte, so daß auf diese Weise der 
luxemburgische Konsum dem preußischen Fiskus indirekt zirka 
60 000 Fr. jährlich entrichtete *) — einen Tribut, den Luxemburg 
gern seinen eigenen Finanzen hätte zu gute kommen lassen. 

Bei den Zollanschlußverhandlungen von 1853 hatte Luxem- 
burg schon gegen diese Benachteiligung reklamiert, aber nichts 
erreicht, und so blieb der Zustand bis 1854 erhalten. 

Seit mehreren Jahren hatte sich in Preußen ein erheblicher 
Ausfall der Branntweinsteuer bemerkbar gemacht, dessen Ur- 
sache in den Fortschritten der Technik erblickt wurde, die aus 
einem gegebenen, steuerpflichtigen Maischraum mehr und mehr 
Branntwein erzeugte, und so entstand 1854 in Preußen eine 
Erhöhung der Steuer auf Branntwein aus mehligen Substanzen 
von 50%, während die Steuer auf anderen Branntwein nach wie 
vor unverändert blieb. Damit war die bisherige Gleichheit der 
Besteuerung für einen Teil des Branntweins in Preußen und in 
Luxemburg aufgehoben und der freie Verkehr des Branntweins 
unmöglich gemacht. Deshalb lud der preußische Finanzminister 
am 20. April 1854 die Vereinsstaaten, die mit Preußen Verein- 
barungen über freien Branntweinverkehr getroffen hatten, 
darunter auch Luxemburg, ein, auch ihrerseits die in Preußen 
beschlossene Steuererhöhung eintreten zu lassen. 

Zu diesem Antrag konnte Luxemburg auf drei Arten Stel- 
lung nehmen: 

J. Die preußische Steuererhöhung einführen. Eine Ver- 
pflichtung hierzu bestand für Luxemburg nicht, nachdem es 
1842 die Gleichmäßigkeit der Steuer mit Preußen verwirklicht 
hatte, und war auch wegen der geringen Leistungsfähigkeit der 
kleinen luxemburgischen Brennereien wirtschaftlich nicht zweck- 
mäßig. 

2. Die preußische Steuer einführen und außerdem der 
Steuergemeinschaft beitreten, mit Verteilung des Ertrags im Ver- 

*) Compte-Rcndu des seances de la Chambre des D6put£s, 1855, 
8. Sitzung, S. 23. 
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hältnis zur Bevölkerung. Das war ein Schritt, der vielleicht 
finanziell empfehlenswert war, aber als weitere Verkettung Lu- 
xemburgs an Preußen unzweckmäßig erschien. 

3. Die Steuererhöhung ablehnen, wenigstens vorläufig, und 
somit den bisherigen freien Branntweinverkehr mit Preußen 
preisgeben. 

Die luxemburgische Antwort auf die preußische Aufforde- 
rung, die schon am 25. desselben Monats erteilt wurde, ließ die 
Absicht erkennen, sich dem preußischen Vorgehen anzuschließen. 
Als daher die Vorschriften über die neue preußische Brannt- 
weinsteuer publiziert wurden, forderte die preußische Regierung 
die luxemburgische am 11. Juni auf, nunmehr auch für das 
Großherzogtum entsprechende Anordnungen herbeizuführen. 
Unterm (5. Juli 1854 erfolgte darauf die Mitteilung, daß der Ge- 
neralverwalter der Finanzen in Luxemburg eine Kommission 
eingesetzt habe, welche die in Folge der in Preußen beabsichtig- 
ten Erhöhung der Steuer für Branntwein aus mehligen Stoffen 
auch in Luxemburg zu treffenden Anordnungen auszuarbeiten 
habe, daß jedoch, um ein diesbezügliches Gesetz zu stände zu 
bringen, die im Oktober beginnende Kannnersession abgewartet 
werden müsse. Damit stand fest, daß die Erhöhung der Brannt- 
weinsteuer, die in Preußen zum 1. August 1854 angeordnet wor- 
den war, nicht gleichzeitig in Luxemburg ins Leben treten könne. 
Da dieser Zeitpunkt aber ganz nahe bevorstand, so wurde die 
luxemburgische Regierung am 17. Juli 1854 benachrichtigt, daß 
Preußen bis zu der in Aussicht gestellten Erhöhung der Maisch- 
steuer in Luxemburg von dem aus Luxemburg übergehenden 
Branntwein vom 1. August 1854 ab eine Ubergangsabgabe von 
6 Taler für die preußische Ohm bei 50% Alkohol nach Tralles l > 
werde erheben lassen, daß eine Beschränkung des Übergangs 
von Preußen nach Luxemburg nicht werde einzutreten haben 
und daß eine Ausfuhrvergütung für den von Preußen nach 
Luxemburg übergehenden Branntwein nicht bewilligt worden sei. 

In der Folge gelangte die luxemburgische Regierung zu der 
Erkenntnis, daß die von Preußen gewünschte Erhöhung der 
Branntweinsteuer für Luxemburg wegen der schwierigen Lage 
der Brennereien unzweckmäßig sei und teilte demgemäß am 
9. Dezember 1854 Preußen mit, daß die Umstände eine Er- 
höhung der Branntweinsteuer nicht gestatteten. 

Da nunmehr der bisherige freie Branntwein verkehr zwi- 
schen Luxemburg und Preußen und zwar auf Grund preus- 
sischer Initiative aufgehoben war, beschloß Luxemburg, die* 
schon frü her beabsichtigte Besteuerung des aus Preußen nach 

0 Der Qehalt, den der Spiritus neben Wasserteilen an Alkohol be- 
sitzt, wird nach dem von Tralles hergestellten Alkohometer bestimmt. 
Dieses sinkt wegen des geringeren spezifischen Gewichts des Alkohols in 
die zu messende und auf 15.625 Grad Celsius abgekühlte Flüssigkeit um 
so tiefer ein, je mehr Alkohol diese enthält. Das MaB des Einsinkens wird* 
* durch Grade von 0 bis 100 bezeichnet. 
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Luxemburg eingeführten Branntweines durch Erhebung einer 

Ül>ergangsabgabe jetzt durchzuführen. Dies geschah durch ein 
Gesetz vom 22. Dezember 1 851 (Memorial 1854 I 149). 
Xun war der Konflikt gegeben. 

Die preußische Begierung hatte bald bemerkt, daß die Ein- 
führung der preußischen Übergangsabgabe eine sehr unzweck- 
mäßige Maßregel sei, da sie infolge der geringen Ausfuhr luxem- 
burgischen Branntweins nach Preußen dem preußischen Fiskus 
nichts einbrachte, während die von Luxemburg erhobene Über- 
gangsabgabe auf eingeführten preußischen Branntwein 

im Jahr für ein Quantum eine Steuer einbrachte 

von hl von Fr. 

1 85;") 22(K) 35 368 

1850 2890 46 381 

1857 17(58 28 310 

Die preußische Regierung erhob daher Widerspruch gegen 
die luxemburgische Übergangsabgabe mit der Begründung, daß 
nach dein Zollanschlußvertrag von 1842 bezüglich des Brannt- 
Aveins unter der Voraussetzung einer gleichmäßigen Besteuerung 
ein freier Verkehr zwischen Preußen und Luxemburg herrschen 
sollte, also weder eine Rückvergütung der Steuer noch die .Er- 
hebung einer Übergangsabgabe erfolgen dürfe. Da nun aber 
die Steuergleichheit aufgehoben sei, gelte nunmehr Art. 3 des 
Vertrags vom 8. Mai 1841 wegen Fortdauer des Zoll- und Han- 
dclsvereins, der mit Art. 11 des Vertrags vom 4. April 1853 
wegen Fortdauer und Erweiterung des Zoll- und Handelsvereins 
gleichlautend bestimme, daß die Erhebung der Übergangsabgaben 
nur zur Vermeidung der Nachteile gestattet sei, welche aus einer 
Verschiedenartigkeit der inneren Steuersysteme und namentlich 
der Steuersätze, sowohl für die Produzenten als für die Steuer- 
einnahme der einzelnen Vereinsstaaten erwachsen könnten. Da 
im vorliegenden Falle Nachteile nur für Preußen zu erwarten 
seien, so könnten Anordnungen über die dauernde Beseitigung 
des freien Verkehrs in Branntwein nur von Preußen ausgehen. 
Luxemburg, dem kein auszugleichender Nachteil entstanden sei, 
sei nicht befugt, «einseitig und eigenmächtig die im Art. 8 des 
Vertrags verabredete Freiheit des Verkehrs mit Branntwein 
durch Erhebung einer Übergangsabgabe zu beseitigen» *). Zu 
einem solchen Schritt bedürfe es vielmehr beiderseitiger Zustim- 
mung, die von Preußen nicht erteilt worden sei. Auch habe die 
Erhebung einer t "bergan gsabgabe durch Preußen die Einholung 
der Zustimmung Preußens zu der von Luxemburg angeordneten 
Übergangsabgabe nicht überflüssig gemacht, da die preußische 
Übergangsabgabe nur als provisorische Maßnahme zu gelten 
habe, die nur solange bestehen bliebe, bis Luxemburg die ver- 
sprochene Steuererhöhung eingeführt habe. 

*) Der preußische Gesandte im Haas: Graf von Königsmarck an den 
Präsidenten der luxemburgischen Regierung Simons am 22. Nov. 1855. 
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Dein gegen über machte Luxemburg geltend, daß das preus- 
sische Finanzministerium anfänglich Luxemburg ausdrücklich 
das Recht zuerkannt habe, auch seinerseits eine Übergangs- 
abgabe zu erhoben, daß die Voraussetzung des freien Verkehrs 
ein Ausgleich der Ein- und Ausfuhr sei, was aber beim Brannt- 
wein nicht zutreffe, da Preußen bedeutend mehr Branntwein 
nach Luxemburg ausführe als Luxemburg nach Preußen. Somit 
werde der luxemburgische Konsument dem preußischen Fiskus 
tributpflichtig, und darin liege für Luxemburg ein Nachteil, den 
.zu beheben sein vertragsmäßiges Recht sei. 

Zur Durchführung des luxemburgischen Gesetzes betreffend 
die Erhebung einer V bergan gsabgabe hatte der luxemburgische 
Generalverwalter der Finanzen Emmanuel Servais dem Zoll- 
direktor von Reibnitz die nötigen Anweisungen erteilt. Dieser 
verweigerte den Gehorsam im Hinblick auf den Widerspruch, 
den die luxemburgische Übergangsabgabe in Berlin gefunden 
hatte, und wollte die betreffende Abgabe statt für luxemburgische 
Rechnung für Rechnung des Vereins erheben. Dies Verhalten 
des Zolldirektors veranlaßt« Servais zu einem energischen Ein- 
spruch beim Finanzministerium in Berlin vom 23. Mai 1855, in 
dem er darauf hinwies, daß die Haltung des Zolldirektors sich 
im Widerspruch befinde «mit einem in Wirksamkeit stehenden 
und durch den König-Großherzog, der die Beamten der Zollver- 
waltung ernennt und ihren Eid der Treue empfangen hat, be- 
stätigten Gesetz. * 

In seinen Memoiren berichtet Servais über den Zwischen- 
fall: «Au moment de l'accession du Grand-Duche ä 1' Union 
douaniere le droit d'aecise sur l'eau-de-vie y etait le meine qu'en 
Prusse. 1 ) II fut stipule en consequence que le commerce de cet 
article entre les deux pays serait libre. En 1854, la Prusse re- 
solut d'augmenter le droit existant et nous demanda d'adopter 
le taux auquel eile voulait le porter pour 1'avenir. Je repondis 
que nous ne pouvions pas accueillir sa demande, parce que la 
Situation de nos destillateurs ne permettait pas d'aggraver les 
charges qu'ils supportaient. On nie declara que des lors la libre 
circulation de l'eau-de-vie entre les deux pays ne pouvait pas 
etre maintenue et que le nouveau droit d'aecise serait percu sur 
celle qui serait introduite de notre pays en Prusse. Cette even- 
tualis ne ra'inquietait pas. Les eaux-de-vie fabriquees dans le 
Grand-Duche n'avaient presque pas de debouches en Prusse: 
celle-ci au contraire expediait dans le Grand-Duche de forte« 
quantites de Celles qu'elle fabriquait et profitait des droits d'ae- 
cise dont elles etaient grevees. Nous avions le droit de les im- 
poser .... Au moment ou j'ai annonce cette intention au Gou- 
vernement prussien, on savait ä Berlin, ce au'on y avait ignore 
d'abord, que l'etablissement de l'f bergangsabgabc dans les deux 

*) Nicht zutreffend, die Übereinstimmung war vor dem Anschluß 
nicht vorhanden und wurde erst nachher hergestellt. 
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pays uc rapporterait rien ou presque rien au tresor prussieu, 
mais procurerait une assez bounc recette a celui du Grand-Duche. 
On mc fit don'c des objections. Mais j'ai passe outre et j'ai pro- 
pose a la Ghambre d'autoriser la perception du droit d'accise sur 
reau-de-vie venant de la Prusse. Gette autorisation fut accor- 
dee par la loi du 22 deceinbre 1854. Pour que cette loi püt etre 
efficaccinent inise a execution, le concours de radministration 
des douanes etait indispensable; son directeur ne voulut ou n'osa 
pas le donner pour l'application d'une mcsurc qui deplaisait au 
gouvernenient prussien. Je lui rappelai qu'il avait prete serment 
de fidelite au Hoi Grand-Duc, qu'il etait fonctionnaire luxem 
bourgeois, qu'il ne lui appartenait pas de meconnaitre la force 
obligatoire de nos lois. Je me plaignis ensuite a Berlin de sa 
conduite, sans craindre d'aborder franchement la question qu'elle 
faisait naitre. Au bout d'un an il cessa sa resistanoe.» *) 

Als der Streitfall, der zunächst zwischen den beiderseitigen 
Finanzministerien ausgefochten wurde, keine Lösung erhoffen 
ließ, wurde er im Oktober 185f> zum Gegenstand diplomatischer 
Verhandlungen gemacht. 

Preuf3en schlug vor, beide Übergangsabgaben gleichzeitig 
aufzuheben und somit den freien Verkehr wieder völlig herzu- 
stellen, womit sich Luxemburg einverstanden erklärte, aber 
unter solchen Kautelen, daß der luxemburgische Verbrauch 
nicht wie früher indirekt eine Abgabe an den preußischen Fis- 
kus entrichten müsse. Daraufhin wurden von Preußen im April 
1857 kommissarische Verhandlungen in Berlin vorgeschlagen, 
zu denen nach wiederholtem Drängen Luxemburg erst im August 
1857 seine Bereitwilligkeit erklärte. 

Als Kommissare wurden preußischerseits vom Finanzminis- 
terium der Geheime Oberfinanzrat Henning und luxembur- 
gischerseits der vormalige Zollinspektor und Generalverwalter 
Andre entsandt, der damals als Regierungskommissar bei der 
mit dem Recht der Notenemission ausgestatteten Internationalen 
Bank in Luxemburg fungierte. Auf luxemburgischen Wunsch 
wurden, wohl mit Rücksicht auf die zwischen den beiderseitigen 
Finanzministerien herrschende Mißstimmung, beiderseits auch 
Vertreter des Auswärtigen Amtes als Kommissare ernannt und 
zwar preußischerseits der Wirkliche Legationsrat Saint-Pierre 
und luxemburgischerseits der niederländische Legationssekretär 
in Berlin, Rochussen. 

Dem luxemburgischen Wunsche, auch die Meinungsver- 
schiedenheiten über das Oktroi der Stadt Luxemburg auf die 
Tagesordnung der Verhandlungen zu setzen, wurde entsprochen. 

Da in den kommissarischen Verhandlungen die beiden Par- 
teien auf ihrem Standpunkt beharrten, schlug der luxembur- 
gische Kommissar Andre zwei Lösungen für eine Verständigung* 
vor, die die beiderseitigen Auffassungen auf ihrem Werte be- 

') A. a. O. Seite 41. 
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ruhen ließ, nämlich entweder den Beitritt Luxemburgs zum 
Steuer verein oder die Abschaffung der von Luxemburg errich- 
teten Übergangsabgabe gegen Zahlung einer festen jährlichen 
Entschädigung durch Preußen. Anknüpfend an diesen letzteren 
Vorschlag einigten sich dann die Parteien über eine variable 
Entschädigung an Luxemburg, und es kam auf diese Weise fol- 
gende Abmachung vom 31. März bezw. 14. April 1858 zu stände, 
die am 1. Oktober 1858 in Kraft trat. 

Die im Zollanschlußvertrag von 1842 stipulierte Teilnahrae 
Luxemburgs an der Gemeinschaft bezüglich der Übergangsab- 
gabe für Branntwein, der aus solchen Vereinsstaaten, die mit 
Preußen weder in Branntweinsteuergemeinschaft *), noch im 
freien Branntweinverkehr 2 ) standen, importiert wurde, sollte 
nach wie vor bestehen bleiben. Auch sollte die Verteilung des 
Ertrags wie bisher nach der Bevölkerung erfolgen, wobei die 
preußische Garnison in Luxemburg einschließlich der Angehö- 
rigen der Militärpersonen der preußischen Bevölkerung zuge- 
zählt werden sollte. 

Obgleich der Branntwein nunmehr in Preußen höher be- 
steuert sei als in Luxemburg, sollte bei dem Übergang von 
Branntwein aus Preußen und den mit ihm in Branntweinsteuer- 
gemeinschaft stehenden Ländern nach Luxemburg oder bei dem 
Übergang aus Luxemburg nach Preußen und den genannten 
Staaten 

a) bei der Ausfuhr von Branntwein eine Rückvergütung der 
Steuer nicht eintreten, 

gegenseitig die Erhebung von Übergangsabgaben unter- 
bleiben, sofern die Beteiligten über den zu versendenden Brannt- 
wein im Lande der Versendung einen Übergangsschein ent- 
nahmen. 

Für den Fall, daß der freie Verkehr mit Branntwein erheb- 
liche Einfuhren des geringer besteuerten luxemburgischen 
Branntweins nach Preußen dauernd und in einer die preus- 
sischen Brennereien gefährdenden Menge zur Folge haben sollte, 
behielt sich Preußen vor, von dem übergehenden luxembur- 
gischen Branntwein für gemeinschaftliche Rechnung von Preus- 
sen und den mit ihm in Branntweinsteuergemeinschaft stehen- 
den Staaten an Ausgleichungsabgabe den dritten Teil der in 
Preußen bestehenden Maischsteuer zu erheben. Diese Bestim- 
mung hat 1876 Anwendung gefunden. 

Für den Branntwein, der von Preußen und den mit ihm in 
Branntweinsteuergemeinschaft stehenden Staaten auf Über- 
gangsschein nach Luxemburg übergeführt wurde, sollte auf ge- 

') Zu dieser Gemeinschaft gehörten damals: Sachsen, der Thürin- 
gische Zoll- und Handelsverein, Lippe, Waldeck, Anhalt und geringe Teile 
von Mecklenburg, Hessen-Homburg, Hannover, Braunschweig. Sachsen- 
Coburg-Gotha und Schwarzburg. 

*) In keiner Steuergemeinschaft, doch im freien Verkehr stand 
Braunschweig. 
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uicinschuftlicljc Rechnung Preußens und der erwähnten Staaten 
eine .Steuer Vergütung an Luxemburg gezahlt werden in Höhe 
von 10 Centimes per Liter zu 50% Alkohol nach Tralles, d. h. 
in Höhe der jeweilcn in Preußen bestehenden Steuervergütung 
für ausgehenden Dranntwein. Mit anderen Worten Preußen 
zahlte an Luxemburg die von dem nach Luxemburg expor- 
tierten Rranntweiti in Preußen erhobene Steuer zurück. 

Von der Rranntweinmenge, für welche diese Zahlung zu ent- 
richten war. war der Branntwein abzuziehen, der von Luxem- 
burg mit t bergan gsschein nach Preußen und den erwähnten 
Staaten ausgeführt wurde, sowie eine entsprechende Brannt- 
weinmenge für den Konsum der preußischen Garnison in 
Luxemburg. 

Sollte der Fall eintreten, daß Luxemburg mehr Branntwein 
nach Preußen ausführte, als es von dort einführte, so sollte 
Luxemburg für den Überschuß Preußen eine Vergütung leisten, 
die aber in Anbetracht der geringeren Besteuerung in Luxem- 
burg bloß 2 /3 von 10 Centimes betrug. 1 ) 

Dieses Abkommen blieb 10 Jahre, d. h. bis 1. Oktober 1868 in 
Kraft. 

XIV. Der dritte Erneuerungsvertrag 
des Anschlusses an den Zollverein (1863). 

Der luxemburgische Zollanschlußvertrag war zuletzt 1853 bis 
Iii. Dezember 1865 verlängert worden mit der Verabredung, daß, 
sofern spätestens am 31. Dezember 1863 eine Kündigung nicht 
erfolgen sollte, der Vertrag auf weitere 12 Jahre gelten würde. 

Am 17. Dezember 186:$ richtete der preußische Gesandte im 
Haag Ciraf von Perponchor die Kündigung an den luxembur- 
gischen Slaaisni in ister de Tornaco mit der Erklärung, daß 
Preußen an sich durchaus mit einer stillschweigenden Ver- 
längerung des Vertrags von 1853 einverstanden sei, aber mit 
Rücksicht auf die damals schwebenden Verhandlungen zwischen 
den Vereinsstaaten wegen der Fortdauer des Zollvereins genötigt 
sei, auch den luxemburgischen Vertrag zu kündigen. 

Rei der letzteren Erneuerung des Zollvereins war es 
Preußen gelungen, den Anschluß Österreichs zu verhindern, 
doch war die handelspolitische Vereinigung Österreichs mit 
Deutschland durch den Handelsvertrag vom 19. Februar 1853 
eingeleitet worden. Zwar war es Preußen gelungen, der Ver- 
pflichtung, im Jahre 1860 mit Österreich über den Zollanschluß 
zu verhandeln, auszuweichen, aber bei dem Ablauf des Zoll- 
vereins im Jahre 1865 waren solche Verhandlungen unvermeid- 
lich. Deshalb wurde nun Frankreich herangezogen, um Öster- 
reichs Eintritt in den Zollverein zu verhindern. 

Am 29. März 1862 schloß Preußen, ohne vorherige Fühlung- 

') Memorial 1858. S. 157. 
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. nähme mit den übrigen Veitmsfctaaten, auch in deren Namen, 
jedoch vorbehaltlich der Ratifikationen, einen Handelsvertrag mit 
Frankreich auf freihändlerischer Grundlage und mit der Meist- 
begünstigungsklausel. Damit war der weiteren Ausdehnung der 
mit Österreich 1853 vereinbarten Zollermäßigungen, die Öster- 
reich als der meistbegünstigsten Nation den Eintritt in den Zoll- 
verein ebnen sollte, ein Riegel vorgeschoben. Schon am 3. April 
teilte Preußen den französischen Vertrag den Vereinsregierungen 
mit der Aufforderung mit, diesem binnen der außerordentlich, 
kurzen Frist von einem Monat zuzustimmen. Dieser Überrumpe- 
lung widersetzten sich die meisten Vereinsregierungen unter Füh- 
rung Bayerns. Österreich, das durch den Vertrag von 1853 eine 
Art Anwartschaft auf zukünftige Aufnahme in den Zollverein 
erlangt hatte, bezeichnete den preußisch-französischen Vertrag 
als eine «Störung und Hintansetzung des durch den Vertrag 
von 1853 begründeten Vertragsverhältnisses.» 

Den preußischen Schlag suchte Österreich dadurch zu 
parieicn, daß es dem Zollverein den Plan einer Zollvereinigung 
vorlegte, den Preußen jedoch mit der Motivierung, es sei bereits 
an F« -ankieich gebunden, zu prüfen sich weigerte. Am 2. August 
unterzeichnete Preußen, ohne die Erklärungen der Vereins- 
regierungen abzuwarten, in aller Form, den Vertrag mit Frank- 
reich und machte damit dessen Ratifikation durch die Vereins- 
staaten zur Bedingung für die Erneuerung des Zollvereins. 

Es gelang Preußen am 28. Juni 1864, den Zollverein zu- 
nächst mit Sachsen, Thüringen, Braunschweig, Kurhessen, 
Frankfurt und Baden zu erneuern. Am 11. Juli traten auch 
Oldenburg und Hannover und am 12. Oktober 1864 die letzten 
Dissidenten, Bayern, Württemberg, Hessen und Nassau,, wieder 
bei. Durch Vertrag vom 16. Mai 1865 wurde der Zollverein auf 
Grund der durch den Handelsvertrag mit Frankreich bewirkten 
Änderungen erneuert. Es entstand ein ganz neuer Zolltarif. Die 
Ausgangszölle wurden bis auf den Lumpenzoll restlos abge- 
schafft; die Durchgangszölle bestanden schon seit 186t nicht 
mehr. Die Eingangszölle auf Lebensmittel und Rohstoffe wurden 
beseitigt, die auf Fabrikate derart ermäßigt, daß die höchsten- 
Sätze von 110 und 100 Taler nur noch 50 bis 30 Taler betrugen. 

Die Folge der Reduktion der Weinzölle gegenüber Frank- 
reich war die Aufhebung der Übergangsteuer auf Wein. Nach- 
dem Preußen die Weinsteuer durch Gesetz vom 15. April 1865- 
aufgehoben hatte, folgte Luxemburg demselben Beispiel durch 
Gesetz vom 11. November 1865 (Memorial 1865 S. 365). 

Mit Osterreich war am 19. Februar 1865 ein neuer Vertrag 
zustande gekommen, der an die Stelle der bisherigen Bevor- 
zugung durch gegenseitige Differentialzölle die Gleichstellung 
mit anderen Staaten setzte. Damit hatte Österreich die besondere- 
Stellung, die es zum Zollverein 1853 erlangt hatte, wieder ver- 
loren. 
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Ähnlich wie 1853 hatte auch diesmal Luxemburg den Ver- 
such gemacht, die 1863 zwischen den Vereinsstaaten in Berlin 
begonnenen Verhandlungen über die Fortdauer des Zollvereins 
.auf der Basis der preußischen Anträge zu benutzen, um am 15. 
Dezember 1853 durch die Vermittlung des niederländischen Ge- 
sandten in Berlin Baron de Zuylen van Nyevclt bei der preus- 
sischen Regierung den Antrag zu stellen, ausnahmsweise und 
ohne Präjudiz für die Zukunft ferner nur mit einem Vertreter 
ohne Stimmrecht zu den wichtigen Verhandlungen zugelassen 
zu werden. Preußen lehnte ab. 

Erst nachdem der Zollverein durch die Verträge vom 28. 
Juni, 11. Juli und 12. Oktober 18Ö4 zwischen seinen Mitgliedern 
wieder erneuert worden war, konnten die Verhandlungen mit 
Luxemburg beginnen, im Dezember 18(54- gab Preußen seine 
Hau p t f o r d er u n gen beka n n t : 

1. Beitritt Luxemburgs zu den Verabredungen in den neuen 
Zoll Vereinsverträgen. Das war die selbstverständliche Voraus- 
setzung für eine Fortdauer des Anschlusses. 

Unter Ziffer (5 des Schlußprotokolls des Zollvereinsvertrags 
vom 12. Oktober 1804 war vorgesehen worden, daß die Vereins- 
staaten noch einige schwebende Fragen, besonders den sächsischen 
Antrag auf Abschaffung des Salzmonopols und auf Einführung 
der Spielkartensteuer, verhandeln sollten. Da die Möglichkeit 
bestand, daß beide Fragen in absehbarer Zeit erledigt würden, 
gab Luxemburg im voraus seine Zustimmung zu den diesbezüg- 
lichen Ergebnissen der Verhandlungen (Art. 2 des dritten Zoll- 
anschluß-Erneuerungsvertrags von 18(55). Obgleich Luxemburg 
gegen die beiden sächsischen Anträge war, wurde die Zustim- 
mung erteilt, einesteils weil keine Aussicht bestand, daß etile 
Vereinsstaaten — und Einstimmigkeit war erfordert — die 
Spielkartensteuer annehmen würden, zumal sich einige ent- 
schieden dagegen ausgesprochen hatten, und anderseits weil die 
Generalkon ferenz in der Festsetzung des Zolltarifs schon bisher 
das Mittel besaß, die Abschaffung des Salzmonopols bei den 
Vereinsstaaten zu erzwingen. 

2. Erhöhung des Diensteinkommens des Zolldirektors von 
1700 auf 2000 Taler und seiner Mietsentschädigung von 300 auf 
400 Taler bezw. Zuweisung einer Dienstwohnung mit Freibrand. 

3. Aufhebung der Zusage unter TV des Separatartikels zum 
Vertrag von 1853. wonach sich Preußen weiter um die Er- 
haltung des belgischen Vergünstigungsgesetzes bemühen sollte. 

Zu diesen drei Anträgen meldete Preußen am 2fi. Februar 
1865 noch folgende an: 

4. Herstellung der Übereinstimmung der luxemburgischen 
"Branntweinsteuer mit der preußischen, d. h. Abschaffung der 
t 'her i ran gsabgabe. 

5. Ausdehnung der Abmachung unter Ziffer 3 des Schluß- 
protokolles von 1853, wonach Luxemburg bei der Pensionierung 
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.solcher Zollbeamten, deren Ernennung dein Zolldirektor zustand, 
den diesbezüglichen Antrag der Zolldirektion nur im Einver- 
ständnis mit dorn preußischen Finanzministerium ablehnen 
durfte, auch auf die ausschließlich vom König-Großherzog er- 
nannten Obergrenzkontrolleure. Diese Forderung lehnte Luxem- 
burg ab. 

6. Herstellung eines Abkommens betreffend Amtsentsetzung 
und eventuelle ausnahmsweise Beibehaltung und Wiederan- 
stellung von Beamten, die infolge eines Disziplinar- oder ge- 
meinen Vergehens des Amtes entsetzt worden waren. 

7. Die Zusicherung der weiteren Besetzung der Grenzauf- 
seherstellen vorzugsweise mit gedienten luxemburgischen Militär- 
personen. 

8. Anpassung einer Bestimmung des luxemburgischen 
Disziplinar-Reglements vom 29. November 1855 an eine Bestim- 
mung des Separatartikels 9 II 4 des Vertrags von 1842 zur 
Sicherung der Zustimmung des preußischen Finanzministeriums 
Lei der Suspension solcher Beamten, die von Preußen zur An- 
stellung präsentiert wurden. Diese Forderung wurde von Lu- 
xemburg zugestanden und durch einen Kgl.-großh. Beschluß vom 
:-«0. Mai 1866" erfüllt. 

9. Gewisse Ergänzungen der luxemburgischen Strafgesetze 
für falsche eidlicheAussagen und die Zeugnispflicht der Zeugen. 
Die Forderung wurde angenommen und durch ein luxembur- 
gisches Gesetz vom 2. Dezember 1866 erfüllt. 

Zu den vier letzteren Punkten hatte Luxemburg seine Zu- 
stimmung erteilt, und diese Vereinbarung wurde durch Noten- 
wechsel datiert Berlin, den 20. Oktober, und Luxemburg, den 
25. Oktober 1865, (unter Ziffer 2 bis 5) festgestellt. 

10. In dem Zollvereinsvertrag vom 16. Mai 1865 hatten 
Preußen, Sachsen, Hannover, Braunschweig, Oldenburg und die 
thüringischen Staaten auf die Erhebung der Ubergangsabgabe 
auf Wein und Traubenmost verzichtet. Nach Art. 8 des Ver 
trags von 1842 sollte Luxemburg hinsichtlich der Übergangs- 
abgaben zu den übrigen Vereinsstaaten in dasselbe Verhältnis 

. treten wie Preußen. Da nun Preußen die betreffende Abgabe 
nicht mehr erhob, so durfte sie auch von Luxemburg nicht mehr 
erhoben werden (Z. 6 des Notenwechsels). 

Auch Luxemburg gab seinerseits am 17. Januar 1865 
Preußen seine Anträge für die Erneuerung des Zollanschlusses 
bekannt: 

1. Vertretung Luxemburgs bei den Generalkonferenzen. 

2. Zuschuß zu der Pauschsumme für die Zollverwaltung im 
Großherzogtum. 

3. Besetzung der Zolldirektorstelle durch einen Inländer, 
oder Entlastung Luxemburgs von den Kosten der Zolldirektion. 

4. Besetzung aller Obergrenzkontrolleurstellen durch Luxem- 
burger. 
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5. Erweiterung der Befugnisse der luxemburgischen Regie- 
rung in Zoll Verwaltungssachen. 

6. Erneuerung des 1858 mit Preußen abgeschlossenen Ver- 
trags über den Branntweinverkehr. 

7. Gleichstellung der Luxemburger mit den Untertanen der 
anderen Vereinsstaaten in der Ausübung von Handel, Gewerbe 
oder eines Berufes gemäß Art. 14 des Vertrags von 1842. Diese 
Forderung wurde von Preußen abgelehnt mit der Begründung, 
daß die Abmachungen von 1842 den Abmachungen entsprächen, 
die zwischen dem Zollverein und den großen europäischen Staa- 
ten getroffen seien. 

Bevollmächtigte zu den Verhandlungen, die im Mai 1865 
in Berlin begannen, waren luxemburgischerseits der Vizeprä- 
sident des Obergerichtshofes und Mitglied des Staatsrates Em- 
manuel Servais, vormals Generalverwalter der Finanzen, und 
der Rechtsanwalt Charles München; preußischerseits der Geh. 
Legationsrat König vom Ministerium des Auswärtigen und der 
Geh. Oberfinanzrat Henning vom Finanzministerium. 

Die beiderseitigen Forderungen, soweit sie von der Gegen- 
seite nicht ohne weiteres zugestanden wurden, verdichteten sich 
in den Verhandlungen zu 7 Hauptpunkten: 

1. Zulassung Luxemburgs zu den Generalkonferenzen des 
Zollvereins. 

Diesen alten Antrag brachte Luxemburg auch diesmal wie- 
der vor mit der Begründung, daß ihm dieselbe Begünstigung 
zustehen müsse, die der freien Stadt Frankfurt im Separatartikel 
14e zu dem Vertrag vom 2. Januar 1836 wegen des Anschlusses 
Frankfurts an den Zollverein gewährt wurde. Danach war 
Frankfurt berechtigt, dem nassauischen Kommissar, der auch 
Frankfurt in der Generalkonferenz zu vertreten hatte, einen 
technischen Kommissar beizugeben, der zu. den Beratungen zu- 
zuziehen war, sobald diese die Interessen Frankfurts berührten. 
Im Vertrag vom 28. Juni 1864 hatte Frankfurt sogar eine volle 
Stimme erlangt. 

Auch diesmal wurde der luxemburgische Antrag mit einer 
Entschiedenheit abgelehnt, über die die luxemburgischen Kom- 
missarien am 31. Mai 1865 berichteten: «On renoncerait plutöt 
ä traiter avec le Grand-Duche qu'ä lui aecorder la voix qu'il 
desire avoir.» Die Argumente, auf die Preußen seine Ablehnung 
stützte, waren dieselben wie bisher, nämlich die Bande zwischen 
Luxemburg und Holland und die Unzuträglichkeiten einer Ver- 
mehrung der Stimmen mit Rücksicht auf das Prinzip der ein- 
stimmigen Beschlußfassung. Die Zahl der Stimmen in der Ge- 
neralkonferenz sei schon jetzt zu groß, und deshalb hätten sich 
in Art. 33 des neuen Zollvereinsvcrtrags vom 16. Mai 1865 die 
13 Mitglieder, die zur Konferenz gehörten, verpflichtet, die Zahl 
der Stimmen dadurch zu vermindern, daß mehrere einen gemein- 
samen Kommissar bestellten. 
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Es verblieb daher bei der Abmachung vou 1847, die Luxem- 
burg eine indirekte Vertretung einräumte. 

2. Übernahme der Kosten der Zolldirektion in Luxemburg 
durch den Zollverein bezw. durch Preußen. 

Beim Tode des Zolldirektors von Reibnitz im Jahre 1856 
hatte Preußen den Regierungsrat in Münster, Olberg, zum Nach- 
folger vorgeschlagen. Diesen Anlaß benutzte Luxemburg zu 
einem Versuch, einen Luxemburger an diese Stelle zu bringen, 
unter Hinweis darauf, daß im Unterschied vom Zollrat, der 
Inländer sein müsse, im Zollanschluß vertrag nichts über die 
Staatsangehörigkeit des Zolldirektors vereinbart sei, und daß 
dahor Luxemburg durch Verweigerung der erforderlichen Zu- 
stimmung zu dem von Preußen präsentierten Kandidaten in- 
diiekt die Möglichkeit habe, die Präsentation eines Luxembur- 
gers zu veranlassen. Dazu kam, daß im vorliegenden Fall die 
preußische Regierung es an dem nötigen Takt hatte fehlen las- 
sen, indem der von ihr präsentierte Kandidat der Bruder des 
preußischen Festungskommandanten in Luxemburg war, so daß 
im Falle der Bestätigung zwei Brüder, der (»ine im militärischen, 
der andere im zivilen Bereich zwei der höchsten und einfluß- 
reichsten Stellungen im Großherzogtum einnahmen. 

Auf diese Wünsche ging das preußische Finanzministerium 
nicht ein und hielt an seinem Kandidaten Olberg fest, der denn 
auch durch Kgl.-großh. Beschluß vom 15. September 1856 (Me- 
morial 1856 II S. 375) zum Zolldirektor ernannt wurde. Als 
Olberg ein Jahr darauf, im September 1857, versetzt wurde, 
schlug das preußische Finanzministerium den Regierungsrat in 
Potsdam, von Lessing, als Nachfolger vor. Auch diesmal machte 
Luxemburg einen Versuch, als vierten Zolldirektor einen Landes- 
angehörigen präsentiert zu bekommen, aber mit ebenso geringem 
Erfolg wie bisher. 

Zu dem natürlichen Bestreben der luxemburgischen Regie- 
rung, die Leitung der wichtigen Zollverwaltung einem qualifi- 
zierten, mit dem Land und seinen Verhältnissen in allen Einzel- 
heiten vertrauten Inländer zu übertragen, kamen noch die un- t 
erfreulichen Erfahrungen, die sie mit der Zwitterstellung des 
Zolldirektors, der theoretisch in der Landesregierung und im 
preußischen Finanzministerium zwei Vorgesetzten unterstellt 
war, gemacht hatte. Das war sowohl bei dem ersten Zolldirektor 
als auch bei dem zweiten Zolldirektor von Reibnitz der Fall 
gewesen, der sich 1855 geweigert hatte, entgegen dem ihm von 
dem luxemburgischen Generalverwalter der Finanzen erteilten 
Befehl an der Erhebung der von Preußen bekämpften Über- 
jrangsabgabe auf den nach Luxemburg aus Preußen importierten 
Branntwein mitzuwirken. Diese Erfahrungen waren keine ver- 
einzelten Erscheinungen, die etwa mit der Person der betreffen- 
den Beamten zusammenhingen, sondern sie waren die Folge 
eines falschen Systems. 
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Als der Zollanschlußemeuerungsvertrag von 1853 gekündigt 
worden war, hatte der luxemburgische Generaldirektor der 
Finanzen, Ulveling, den Zolldirektor von Lessing um einen Be- 
richt ersucht, über die Änderungen, die im Interesse Luxemburgs 
in den Verhandlungen über einen neuen Vertrag zu beantragen 
seien. Der Zolldirektor, der schon längst einen solchen Bericht 
über die Veränderungen, die im Interesse Preußens zu bean- 
tragen seien, nach Berlin geschickt hatte, lehnte in der richtigen 
Empfindung, daß niemand zweien Herren dienen kann, das 
Ansinnen rundweg ab «wegen seiner eigentümlichen Stellung, 
die er als Zolldirektor den Vertragsbestimmungen nach in Lu- 
xemburg habe» (21. Juli 1804), und verwies die luxemburgische 
Regierung auf den Zollrat. Diese Handlungsweise Lessings ent- 
sprach derjenigen all seiner Amtsvorgänger, denen nie ein 
Zweifel darüber aufgekommen war, welchem der beiden Herren 
sie in Wirklichkeit zu dienen hätten, und daher bei jeder Er- 
neuerung des Zollanschlusses große Zusammenstellungen nach 
Berlin sandten, über alles, was noch von Luxemburg zu fordern 
sei. Hierzu sei bemerkt, daß im Unterschied von seinen Vor- 
gängern gerade von Lessing in guten Beziehungen zur luxem- 
burgischen Regierung stand und daß er durch die Beseitigung 
von Mißverständnissen und noch manchem bestehenden Miß- 
trauen in Berlin viel dazu beitrug, die Tätigkeit der luxembur- 
gischen Kommissarien in den Verhandlungen von 1865 zu er- 
leichtern. 

Nachdem eine 23jährige konstante Praxis gezeigt hatte, daß 
Preußen nicht geneigt war, die Zolldirektion in Luxemburg 
einem Luxemburger anzuvertrauen, nahm Luxemburg in den 
Verhandlungen nunmehr den Standpunkt ein, daß, da der Zoll- 
verein im Gesamtinteresse gegen die Sonderinteressen der Ver- 
einsstaaten eine besondere Kontrolle, wie sie der Zolldirektor in 
Luxemburg im Auftrag Preußens, d. h. des Zollvereins ausübe, 
für nötig erachte, der Verein auch deren Kosten zu tragen habe. 
Diesem Grundsatz gemäß bezahle der Verein schon den mit der 
Revision der Einnahmebücher der luxemburgischen Zollbehör- 
den beauftragten Kalkulator aus Köln. Also sollte auch der 
Verein oder der Staat, dem der Zolldirektor angehörte, dessen 
Gehalt übernehmen, Luxemburg würde nach wie vor die Dienst- 
wohnung stellen bezw. die Wohnungsentschädigung bestreiten. 

Analoges bestehe in Frankfurt a. M. Von den drei Mitglie- 
dern der dortigen Zolldirektion würde der Zolldirektor und ein 
zweites Mitglied von den Frankfurt benachbarten Veroinsstaaten 
zur Anstellung präsentiert, welche Beamten in einem ähnlichen 
Verhältnis zu Frankfurt stünden wie der Zolldirektor in Luxem- 
burg zur Landesregierung. Nun trage aber der Zollverein die 
Besoldung der Direktionsmitglieder sowie all die Kosten der 
Zolldirektion in Frankfurt, welch letzteres nur die Dienstwoh- 
nung des Zolldirektors zu stellen habe. 
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Preußen beharrte bei seinem Standpunkt und verwies da- 
rauf, daß nach den Vereinsgrundsätzen Luxemburg keinen An- 
spruch auf eine eigene Zolldirektion gehabt hätte. Die Zuteilung 
einer solchen sei eine besondere Vergünstigung gewesen, und 
wenn Luxemburg noch weiter Wert auf den Genuß dieses Vor- 
teils lege, so könne dies nur unter den bisherigen Bedingungen 
der Fall sein. e 

3. Erhöhung der Pauschsumme für die Kosten der Zoll- 
verwaltung. 

Nach den Vereinsgriindsätzen hatte der einzelne Staat fol- 
gende Kosten seiner Zollverwaltung zu tragen: die Kosten der 
Direktivbehörden, also in Luxemburg der Zolldirektion, alle 
Ausgaben, insbesondere Gehälter, die die Beträge überschritten, 
die ihm hierfür von der Vereinskasse vergütet wurden, die Gra- 
tifikationen, die Versetzungs- und Vertretungskosten, die Kosten 
der Zollokalitäten, die Ausgaben für Büreaukosten, Druck- 
sachen und schließlich die Pensionen. Dagegen erhielt er aus der 
Vereinskasse eine Pauschal Vergütung für die Zollerhebungs- 
und Grenzbewachungskosten. Diese Pauschale betrug für 
Luxemburg bisher zirka 100 000 Taler jährlich. 

Schon seit Jahren hatte Luxemburg auf das Mißverhältnis 
zwischen seiner Größe und Bevölkerung und den hohen Kosten 
seiner Zollverwaltung hingewiesen und durch Preußen eine Er- 
höhung der Pauschsumme in der Generalkonferenz beantragen 
lassen. Preußen unterstützte den Antrag, der aber immer wieder 
an dem Widerspruch einiger Stimmen scheiterte. 

In dem Vertrag vom 11. Juli 1864 zwischen Preußen einer- 
seits, Hannover und Oldenburg anderseits war Oldenburg mit 
Rücksicht auf das besonders ungünstige Verhältnis zwischen 
der Länge der Zollgrenze und seiner Bevölkerung und Territo- 
rialgröße ein Zuschuß von 4500 Taler zur Pauschsumme zuge- 
sichert worden. Luxemburg konnte nun darauf verweisen, daß es 
in dieser Hinsicht noch schlechter gestellt sei als Oldenburg. 
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Ferner entfiele wegen des kleinen Territoriums mehr als 
ein Drittel der luxemburgischen Bevölkerung auf den Grenz- 
zollbezirk, der eine verschärfte Beaufsichtigung mit ent- 
sprechenden Kosten verursache. Deshalb sei auch trotz des 
kleinen Territoriums, das nicht einmal die Hälfte des olden- 
burgischen erreiche, das Zollpersonal in Luxemburg zahlreicher 
als in Oldenburg. Gestützt auf dieses Material verlangte Luxem- 
burg einen jährlichen Zuschuß zu seiner Pauschsumme von 
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6000 Taler und machte von dieser Bewilligung die von Preußen 
verlängerte Aufbesserung des Diensteinkommens des Zoll- 
direktors abhängig. 

Preußen erklärte sich, vorbehaltlich der Zustimmung der 
anderen Vereinsstaaten mit einem Zuschuß von 5000 Taler ein- 
verstanden, und es kam somit die Vereinbarung unter Ziffer 2 
des Schlußprotokolles zu standg. Gleichzeitig wurde das Dienst- 
einkommen des Zolldirektors erhöht und ihm die Dienst- 
wohnung mit Freibrand gesichert (Schlußpr. Z. 3. und Noten- 
wechsel Z. 1). 

4. Verminderung der Zahl der in Luxemburg angestellten 
pr e u ßischen Obergren zkon tr olleur e. 

Im Jahre 1865 bestanden im Großherzogtum 12 Obergrenz- 
kontrolleurstellen, von denen nur noch 3 sowie die Stelle des Kon- 
trolleurs beim Hauptzollamt durch preußische Beamten besetzt 
waren. Luxemburg war bemüht, auch an diese Stellen Inländer 
zu bringen. Preußen fand sich aber nicht ohne weiteres bereit, 
auf seine vertragsmäßigen Bosctzungsrechte zu verzichten und 
ebensowenig auf den luxemburgischen Vorschlag einzugehen, 
daß, wenn Preußen das Recht der Besetzung von 3 Obergrenz- 
kontrolleurstellen im Großherzogtum behalte, Luxemburg seiner- 
seits berechtigt werde, eine gleiche Anzahl Luxemburger zur 
Anstellung im Zolldienst in der preußischen Rheinprovinz zu 
präsentieren, obgleich letzterer Vorschlag an Billigkeit und Be- 
rücksichtigung der preußischen Rechte auf Ausübung einer 
effektiven Kontrolle im Großherzogtum nichts zu wünschen 
übrig ließ. 

Es kam schließlich unter Ziffer 4 des Schlußprotokolls zu 
einer Erklärung der Bereitwilligkeit Preußens, in Zukuft auf die 
Besetzung der 3 Obergrenzkontrolleurstellen durch preußische 
Beamten zu verzichten, wogegen die Kontrolle beim Hauptzoll- 
amt wie bisher in preußischen Händen bleiben sollte. Hier 
hatte also Luxemburg ein nicht unbedeutendes Zugeständnis er- 
reicht. 

5. Erweiterung der Befugnisse der luxemburgischen Regie- 
rung in Zollverwaltungssachen. 

Der Vertrag von 1842 hatte dem preußischen Finanzminis- 
terium die Funktionen einer Zentralstelle für die Leitung und 
Kontrolle des luxemburgischen Zolldienstes übertragen. Diese 
Bestimmung war seinerzeit damit begründet worden, daß in den 
Ministerien größerer vStaaten Abteilungen für Zollsachen vor- 
handen wären, deren Mitglieder Sachkundige in Zollangelegen- 
heiten wären. Mährend kleinere Staaten zum Schaden der 
Vereinsinteressen solche Einrichtungen entbehren müßten. 

Auch andere Kleinstaaten waren im Zollverein in dieser 
Hinsicht wie Luxemburg behandelt worden. So stand Oldenburg _ 
in derselben Abhängigkeit, ja sogar insofern noch in größerer 
Abhängigkeit von Hannover, als Oldenburg nicht einmal eine 
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eigene Zolldirektion besaß, vielmehr dem Uberzollkollegium in 
Hannover unterstand, bei dem ein Oldenburger als Rat atta- 
chiert war. 

Da somit an eine Ausschaltung des preußischen Finanz- 
ministeriums als Kontrollstelle in keiner Weise zu denken war, 
so strebte Luxemburg auf Grund der bisherigen Erfahrungen 
. eine größere Freiheit durch Erweiterung seiner Kompetenzen in 
Zollverwaltungssachen an. 

Es wünschte vor allem die Beseitigung einer Anzahl ver- 
schärfter Bestimmungen aus dem Erneuerungsvertrag von 1853, 
die dem damaligen Konflikt entsprungen waren, und die Rück- 
kehr zu den Abmachungen von 1842 bezvv. 1847 und zwar im 
einzelnen: 

a) Beseitigung des Sep.-Art. V 3 von 1853, der dem Zoll- 
direktor das Recht gab, bei Verzögerungen durch die luxembur- 
gische Regierung direkt mit dem preußischen Finanzministerium 
zu verkehren und dessen unmittelbaren Anweisungen zu folgen. 

b) Beseitigung der Abmachung über die Entfernung von 
Zollbeamten nur im Einverständnis mit dem preußischen 
Finanzministerium im Schlußprotokoll Ziffer 3. 

c) Beseitigung des Separatartikels V 4, der bei mangelndem 
Einverständnis zwischen Luxemburg und Berlin dem preus- 
sischen Finanzministerium die Entscheidung in der organischen 
Einrichtung des Grenzüberwachungsdienstes übertrug. 

Sodann wünschte Luxemburg im Interesse seiner Würde 
als unabhängiger Staat: 

a) daß die Anstellung, Versetzung und Beförderung von Be- 
amten, die aus der Pauschsummc ein höheres Gehalt als 400 
Taler bezogen, ausschließlich von der Landesregierung ausginge 
ohne Einholung der Zustimmung des preußischen Finanzminis- 
teriums (Sep.-Art. 9 IV Nr. 2 des Vertrags von 1842); 

b) den Wegfall der Abmachung in Sep.-Art. 9 I B Nr. 16 des 
Vertrags von 1842, wonach bei der Ernennung des Zollrats eine 
Mitteilung an das preußische Finanzministerium vorausgehen 
sollte zwecks Erzielung einer Verständigung, falls Bedenken be- 
stünden. 

Alle diese Anträge Luxemburgs wurden von Preußen mit 
der Begründung abgelehnt, daß die Vorgänge, aus denen diese 
Bestimmungen hervorgegangen waren, sich in der Zukunft 
wiederholen könnten. 

0. Das belgische Zollvergünstigungsgesetz. 

Nachdem Belgien am 28. März 1863 mit Preußen eine Ab- 
machung getroffen hatte, wonach der von Belgien mit Frank- 
reich und England vereinbarte Vertragszolltarif auch auf den 
Zollverein ausgedehnt wurde, stellte sich die belgische Regierung 
auf den Standpunkt, damit seien alle früheren Abmachungen 
hinfällig geworden, insbesondere auch das Gesetz vom 6. Juni 
1839 hinsichtlich aller Güter, die unter den genannten neuen 
Zolltarif fielen. 
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Demgemäß wurde von der belgischen Direktion der direkten 
Steuern, Zölle und Akzisen in Arlon alle bisher im Genuß der 
Zollvergünstigungen befindliehen Industriellen und Kaufleute in 
Luxemburg benachrichtigt, daß mit Ausnahme des Getreidezolles 
die Zollsätze des belgischen Gesetzes vom (>. .Juni 1839 mit dem 
30. Juni 18b'3 außer Kraft gesetzt würden. 

Luxemburgischerseits wurde die Auffassung, daß durch die 
preußisch-belgische Vereinbarung das Gesetz von 1839 hinfällig 
geworden sei, bestritten, und auch Preußen w r ar der gegen- 
teiligen Ansicht, dennoch blieb Belgien bei seiner Auffassung 
und setzte sie auch durch die Erhebung der höheren Zölle in 
die Tat um. So wurde hin und her verhandelt, bis ein durch 
das belgische Vorgehen besonders benachteiligter luxembur- 
gischer Industrieller l ) den Klageweg gegen den belgischen Staat 
auf Rückerstattung der im Widerspruch mit der «Loi de faveur* 
erhobenen Zölle mit dem Erfolg betrat, daß durch Urteil des 
Gerichts in Arlon vom 11. Mai 1804 seinem Anspruch stattge- 
geben wurde und der belgische Staat darauf verzichtete, gegen 
das ergangene Urteil Berufung einzulegen. Die erhobenen höhe- 
ren Zölle wurden nun von Belgien zurückgezahlt und das Gesetz 
von 1839 kam wieder zur Anwendung. 

Die Folge war, daß nunmehr Belgien Schritte tat, um das 
Gesetz von 1839 auf legislativem Wege abzuschaffen, was durch 
ein neues belgisches Zollgesetz vom 14. August 1865 geschah, 
dessen Art. 4 das Gesetz von 1839 ausdrücklich aufhob. In der 
der belgischen Kammer vorgelegten Begründung dieses Gesetzes 
hieß es, nach 25jähriger Geltung habe das Gesetz von 1839 seine 
Berechtigung verloren wegen der inzwischen gebauten Verkehrs- 
mittel und des zustandegekonnnenen Anschlusses Luxemburgs 
An den Zollverein. Außerdem habe das Gesetz im Laufe der Zeit 
wegen der Herabsetzung der belgischen Zölle immer mehr an 
Bedeutung eingebüßt. Gegenwärtig fände es nur noch auf Stein- 
gutwaren, Roheisen, Obst, Getreide und Woll waren Anwendung, 
da die übrigen im Gesetz vorgesehenen Artikel in Belgien nicht 
mehr zollpflichtig seien. Von dem luxemburgischen Export nach 
Belgien im Jahre 18(>2, der insgesamt 5 808 000 Fr. betrug, 
wären nur 953 000 Fr. auf die erwähnten 5 Warensorten und 
innerhalb dieser Summe 2 /a auf das Getreide entfallen. Die Ab- 
schaffung des Vergünstigungsgesetzes hätte auf die 1802 expor- 
tierten luxemburgischen Waren lediglich einen Mehrzoll von 
34 000 Fr. ausgemacht. 

Mit dem 1. Juli 1860 war dieses belgische Gesetz, das beim 
Zollanschluß Luxemburgs an den Zollverein eine so entschei- 
dende Rolle gespielt hatte, nach 27 jährigem Bestände aufgehoben. 

Als die luxemburgischen und preußischen Kommissarien in 
Berlin über die Erneuerung des Zollanschlusses verhandelten. 

') Die Firma Giraud & Co.. die In RoIIinnen eine Hütte mit zwei 
Hochöfen betrieb. 
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war da« belgische Gesetz von 1839 noch nicht abgeschafft, bezw, 
nach dem Arloner Urteil wieder in Kraft gesetzt worden, und 
die luxemburgischen Komnnssarien waren eifrig bemüht, auch 
diesmal die Zusicherung der Mitwirkung Preußens für dessen 
Beibehaltung zu erlangen. Preußen aber lehnte definitiv jede 
weitere Bemühung ab: 

a) weil Belgien die Beibehaltung nicht versprechen könne 
angesichts der Ansprüche Prankreichs und Englands auf ähn- 
liche Vergünstigungen als meistbegünstigte Staaten; 

b) weil der neue Handelsvertrag des Zollvereins mit Belgien 
bezgl. der Gegenstände des belgischen Gesetzes Tarife enthielt, 
die teils geringer, teils nur wenig höher waren als die des Ge- 
setzes von 1839; 

c) weil durch die in dem Handelsvertrag des Zollvereins 
mit Belgien vereinbarte freie Einfuhr der belgischen Kohlen eine 
alte luxemburgische Forderung zu Gunsten seiner Eisenindustrie 
verwirklicht worden sei, die für Luxemburg von bedeutend 
größerem Vorteil sei als die eventuelle Beibehaltung der «Loi de 
faveur» und daher eine reichliche Entschädigung für deren Ver- 
lust bedeute. 

Demgemäß wurde Preußen im Schlußprotokoll Ziffer 5 von 
all seinen Verpflichtungen bezüglich des belgischen Gesetzes von 
1839 entbunden. 

7. Die Branntweinsteuer. 

Das im vorigen Kapitel dargestellte Abkommen von 1858, 
welches Luxemburg eine Entschädigung für den aus Preußen 
eingeführten Branntwein sicherte, sollte zugleich mit allen Zoll- 
vereinsverträgen Ende 1865 aufhören. 

Gemäß diesem Abkommen hatte Luxemburg von Preußen 
erhalten: 

für das Jahr 185S 1035 Taler 

1859 15(H » 

1800 Ü58 > 

18(il 7470 ;> 

1802 • 9(>()2 >■ 

18(>3 9153 * 

Luxemburg wünschte die Erneuerung dieses Abkommens,, 
befürchtete aber, daß Preußen, statt dessen, entweder die Rück- 
kehr zu der ursprünglichen Abmachung von 1842, d. h. die Be- 
seitigung aller Übergangsabgaben *), oder den Anschluß Luxem- 
burgs an die Braimtweinsteuergemeinschaft fordern würde. 

Den finanziellen Vorteilen eines solchen Anschlusses standen 
erhebliche Bedenken gegenüber. Einerseits weil die Erhebung 
der Branntweinsteuer der luxemburgischen SteuerverwaUung 

') Bei dem kürzlich erfolgten Beitritt Hannovers und Oldenburgs 
zum Zollverein hatten sich beide verpflichten müssen, die Branntwein- 
steuer genau so einzuführen, wie sie in der von Preußen, Sachsen, den 
thüringischen Staaten usw. gebildeten Braimtweinsteuergemeinschaft be- 
stand. 
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.entzogen und der unter preußischem Einfluß stehenden luxem- 
burgischen Zollverwaltung übertragen würde und anderseits 
wegen der damit verbundenen Steuererhebung, der die zahl- 
reichen kleinen und technisch rückständigen luxemburgischen 
Brennereien als landwirtschaftliche Nebenbetriebe nicht gewach- 
sen seien, da sie, trotz der geringeren Besteuerung, schon jetzt 
•von den norddeutschen Fabriken, die aus den billigen Kartoffeln 
mehr Alkohol und billigeren Alkohol gewannen als die luxem- 
burgischen Bauern aus dem teureren Getreide, erdrückt wurden. 

In den Verhandlungen begehrte Preußen, daß Luxemburg 
seine Steuer auf Branntwein aus mehligen Stoffen auf die preus- 
sischen Sätze erhöhe und den aus anderen Stoffen, namentlich 
iius Hüben gewonnenen Branntwein nicht niedriger besteuere als 
rVeußen. 

Bas Ergebnis war: 

a) Bas Abkommen von 1858 wurde auf die Bauer des neuen 
.Zollanschluß-Erneuerungsvertrags, d. h. bis 31. Bezember 1877 
verlängert (Separatprotokoll vom 20. bezw. 25. Oktober 1865). 
.Später aber wurde diese Abmachung schon am 31. Bezember 
1808 durch einen neuen Vertrag aufgehoben. 

b) Luxemburg verpflichtete sich, jeden Branntwein aus nicht 
mehligen Stoffen, also nicht nur den bisher besteuerten Brannt- 
wein aus Obst und Trestern der Steuer zu unterwerfen (Schluß- 
prot. Z. 1). Biese Verpflichtung, die auf die Besteuerung des 
Branntweins aus Runkelrüben hinzielte, wurde durch luxem- 
burgisches Gesetz vom 15. Bezember 1865 erfüllt, welches unter 
.Zugrundelegung niedrigerer Steuersätze das Brennen von Run- 
kelrüben dem Brennen von mehligen Substanzen, insbesondere 
von Kartoffeln, assimilierte. Die Folge dieser Maßnahme war, 
daß da.< Brennen von Rüben, das bisher im Großherzogtum nicht 
sehr verbreitet gewesen war, nunmehr völlig aufhörte (Rapport 
administralif 1868, 8. 36 B). 

Der neue, dritte Zollanschluß-Erneuerungsvertrag Luxem- 
burgs vom 20. bezw. 25. Oktober 1865 wurde für eine 12jährige 
Bauer, d. h. mit Geltung bis Ende 1877 abgeschlossen (Art. 1). 
Sofern er nicht spätestens 2 Jahre vor dem Ablauf gekündigt 
wurde, sollte er auf 12 Jahre und so fort von 12 zu 12 Jahren 
.als verlängert gelten (Art. 4). 

Der Vertrag nebst Schlußprotokoll und Separatprotokoll 
wurde im «Memorial» des Großherzogt ums Luxemburg vom 28. 
Bezember 1865 (I. Teil Seite 65) veröffentlicht. Außerdem wa- 
ren noch sechs einzelne Verhandlungspunkte durch eine Note 
der preußischen Bevollmächtigten vom 20. Oktober 1865 geregelt, 
auf die die luxemburgischen mit Note vom 25. Oktober 1865 ihre 
Zustimmung erklärten. Beide Noten, die ich dem Abdruck des 
Vertrages beifüge, wurden im «Memorial» nicht veröffentlicht. 
Sie betrafen in der obigen Barlegung bereits erwähnte Materien 
und enthielten außerdem die Erklärung, daß Luxemburg wäh- 
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rend der Vertragsdauer eine Übergangsabgabe von dem aus 
anderen Vereinsstaaten importierten Wein und Traubenmost 
nicht zu erbeben beabsichtige, nachdem von den Vereinsstaaten 
allgemein auf die Erhebung solcher Abgaben verzichtet worden 
sei (Art. 8 des Vertrags von 1842). 

Dieser zwischen Preußen und Luxemburg vereinbarte Ver- 
trag wurde ohne weiteres von allen Vereinsstaaten ratifiziert, 
nur Hannover zögerte mit der Ratifikation wegen der Luxem- 
burg bewilligten Erhöhung der Pauschsumme, während ein ähn- 
Jicher früherer hannoverscher Antrag Ablehnung erfahren hatte. 

Am 23. November 1865 nahm die luxemburgische Stände- 
versammhmg den Vertrag fast ohne Debatte einstimmig an. 

Sein Urteil über den dritten Zollanschluß-Erneuerungsver- 
trag von 1865 hat der luxemburgische Kommissar Servais l ) mit 
den Worten ausgesprochen: 

«En 1865, je fus Charge avec Ch. München des negociationa 
pour Je renouvellement du traite avec l'Union douaniere alle- 
mande. Les demandes que nous avions ä former d'apres nos 
Instructions n'etaient pas sans importance. Nous n'obtinmes 
.aueune concession apres un sejour de 6 semaines ä Berlin, maj- 
ore notre insistance.» 

Der V r ertrag von 1865 war der letzte Zollanschluß-ErneuO' 
rungsvertrag, den Luxemburg mit dem Zollverein bezw. mit dem 
Deutschen Reich abschloß. An der durch diesen Vertrag ge- 
schaffenen Rechtslage ist seitdem nichts wesentliches mehr geän- 
dert worden, abgesehen von der Verlängerung des Anschlusses 
über die im Vertrag von 1865 vorgesehene Zeit hinaus und von 
Abmachungen über gewisse Sperrmaßnahmen an der deutsch- 
luxemburgischen Grenze und über die Ernennung der mittleren 
Zollbeamten in Luxemburg. Diese Vereinbarungen waren jedoch 
nicht Gegenstand neuer Zollanschlußverträge, sondern Bestand- 
teil der 1872 und 1902 mit dem Deutschen Reich abgeschlossenen 
Eisenbahnverträge. 

Von nun an rücken die luxemburgischen Eisenbahnen in 
den Vordergrund, auf die Preußen schon bei den Zollanschluü- 
«verhandlungen von 1865 gewisse Ansprüche erhoben hatte, auf 
die ich noch zurückkommen werde. 

Der ZolIanschluß-Erneuerung8vertrag von 1865 hatte fol- 
genden Wortlaut: 

Vertrag 

zwischen dem Großherzogtum Luxemburg einerseits, und Preus- 
sen, Rayern, Sachsen, Hannover, Württemberg, Baden, Kur- 
hessen, dem Großherzogtum Hessen, den zum Thüringischen 
Zoll- und Handelsvereine gehörigen Staaten. Braunschweig, Ol- 
denburg, Nassau und der freien Stadt Frankfurt andererseits, 
wegen Fortdauer des Anschlusses des Großhorroghrms Luxem- 

*) Autobiographie S. 53. 
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bürg an das Zollsystem Proußens und der übrigen Staaten des 
Zollvereins. 

Bei dem bevorstehenden Ablaufe des Vertrages vom 26./31. 
Dezember 1853, durch welchen der Anschluß des Großherzog- 
tums Luxemburg an das Zollsystem Preußens und der übrigen 
Staaten des Zollvereins über den durch die Verträge vom 8. Fe- 
bruar 1842 und 2. April 1847 bestimmten Zeitraum hinaus aul- 
recht erhalten worden war, haben die kontrahierenden Teile, in 
Anerkennung der wohltätigen Wirkungen des gedachten Zoll- 
anschlusses für den Handel und Verkehr der beiderseitigen 
Untertanen, zum Zweck der Verlängerung jener Verträge Unter- 
handlungen eröffnen lassen, und deshalb zu Bevollmächtigten 
«mannt einerseits: 

Seine Majestät der König der Niederlande, Großherzog von 
Luxemburg, Allerhöchst Ihren Vize-Präsidenten am Oberge- 
richtshofe zu Luxemburg und Mitglied des Staatsrats Emmanuel 
Servais, und den Doktor der Rechte und Advokat-Anwalt zu 
Luxemburg, Karl München, und andererseits: 

Seine Majestät der König von Preußen, für sich und in Ver- 
tretung der übrigen Mitglieder des Kraft der Verträge vom 22. 
und 30. März und 11. Mai 1833, 12. Mai und 10. Dezember 1835, 
2. Januar 1836, 8. Mai und 19. Oktober und 13. November 1841, 
4. April 1853 und endlich vom 28. Juni, 11. Juli und 12. Oktober 
1864, sowie vom lb\ Mai 1805 bestehenden Zoll- und Handels- 
Vcreines, nämlich der Kronen Bayern, Sachsen, Hannover und 
Württemberg, des Großherzogtums Baden, des Kurfürstentums 
Hessen, des Großherzogtums Hessen, der den Thüringischen Zoll- 
und Handelsverein bildenden Staaten — namentlich des Groß- 
herzogtums Sachsen, der Herzogtümer Sachsen-Meiningen, 
Saehsen-Altenburg und Sachsen-Koburg-Gotha, und der Fürs- 
tentümer Schwarzburg-Hudolstadt und Schwarzburg-Sonders- 
hausen, derFürstlich Reußischen Länder älterer und jüngerer 
Linie — des Herzogtums Braunschweig, des Großherzogtums 
Oldenburg, des Herzogtums Nassau und der freien Stadt Frank- 
furt: 

Allerhöchst Ihren Geheimen Ober-Finanz-Rat Friedrich 
Leopold Henning, und allerhöchst Ihren Geheimen Legat ions- 
Rat Bernhard Waldemar Koenig, welche, nach vorausgegangener 
Unterhandlung, unter Vorbehalt der Ratifikation, folgenden 
Vertrag abgeschlossen haben: 

Art. 1. — Der Anschluß des Großherzogtums Luxemburg 
an das Zollsystem Preußens und der übrigen Staaten des Zoll- 
vereins wird vorläufig auf weitere zwölf Jahre, vom 1. Januar 
1860 anfangend, also bis zum letzten Dezember 1877 fortgesetzt. 

Für diesen Zeitraum bleiben die Verträge vom 8. Februar 
1842, 2. April 1847 und 26.— 31. Dezember 1853 auch ferner, 
jedoch, mit den in folgenden Artikeln enthaltenen Abänderungen 
und zusätzlichen Bestimmungen, in Kraft. 
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Arl. 2. — Die Verabredungen, welche in den unter den Zoli- 
Y<*reiriHStaaten abgeschlossenen Verträgen vom 28. Juni 186*4 
über die Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins, sowie über 
den Verkehr mit Tabak und Wein, vom 11. Juli 1864 über den 
Beitritt von Hannover und Oldenburg zu den oben gedachten 
Verträgen, und vom 12. Oktober 18(54 über den Beitritt Bayerns, 
Württembergs, des Großherzogtums Hessen und Nassaus zu den 
Zollvereinigungsverträgen vom 28. Juni und 11. Juli 1864, 
endlich in dem Vertrage über die Fortdauer des Zoll- und 
Handelsvereins vom 16. Mai 1865 enthalten sind, sollen, auch 
.soweit sich dies nicht bereits aus den bestehenden vertrags- 
mäßigen Abreden ableitet, und soweit sie auf das Verhältnis 
des Großherzogtums Luxemburg zu Preußen und den übrigen 
Zollvereins-Staaten anwendbar sind, für das Großherzogtum 
Luxemburg maßgebend sein. 

Möchten in Folge des Vorbehaltes unter Nr. 6 des Schluß- 
piotokoiles vom 12. Oktober 1864, soweit er durch den Vertrag 
vom 16. Mai 1865 nicht bereits seine Erledigung gefunden hat, 
über die daselbst bezeichneten Gegenstände unter den Zoll- 
verein sstaaten weitere für alle Staaten gleichmäßig geltende 
Verabredungen getroffen werden, so wird denselben auch von 
Seiten des Großherzogtums Luxemburg zugestimmt werden. 

Art. 3. — So weit nacb den bisherigen Erfahrungen einzelne 
Abänderungen, Ergänzungen und nähere Bestimmungen der 
bisherigen Vereinbarungen erforderlich erscheinen, sind deshalb 
besondere Verabredungen getroffen worden. 

Art. 4. — Sofern der gegenwärtige Vertrag nicht spätestens 
zwei Jahre vor dessen Ablaufe gekündigt wird, soll derselbe auf 
zwölf Jahre und so fort von zwölf zu zwölf Jahren als verlängert 
angesehen werden. 

Derselbe soll alsbald sämtlichen beteiligten Regierungen 
vorgelegt und es sollen die Ratifikations-Urkunden mit mög- 
lichster Beschleunigung, spätestens aber bis zum Schlüsse des 
Jahres 1865 zu Berlin ausgewechselt werden. 

Zu Urkund dessen haben die beiderseitigen Bevollmächtigten 
den gegenwärtigen Vertrag unterzeichnet und untersiegelt. 

So geschehen Luxemburg, den 25. Oktober 1865. 

Berlin, den 20. Oktober 1865. 

(Gez.) Servais. München. Henning. Koenig. 
(L. S.) (L. S.) (L. S.) (L. S.) 



Schluß-Protokoll. 

Geschehen Luxemburg, den 25. Oktober 1865, und Berlin, 
den 20. Oktober 1865. 

Bei dem Abschlüsse des Vertrags über die Fortdauer des 
Anschlusses des Großherzogtums Luxemburg an das Zollsystem 
Preußens und der übrigen Staaten des Zollvereins sind folgende 
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Erklärungen und Verabredungen in das gegenwärtige Protokoll 
niedergelegt worden: 

1. In Folge der Verabredung im Artikel 4 des Vertrags vom 
8. Februar 1842 über den Anschluß des Großherzogtums 
Luxemburg an den Zollverein, nach welcher das Branntwein- 
hrennen aus Übst und Trestern und allen sonstigen nicht mehp 
ligen Substanzen einer Steuer von nicht geringerem Betrage als 
in Preußen unterwoiien weiden sollte, ist bisner iür das Groß- 
herzogtum Luxemburg erst eine gesetzliche Anordnung über das 
Branntweinbrennen aus Obst und Trestern ergangen. 

Gegenwärtig ist Seitens der Großherzoglich Luxemburgischen 
Bevollmächtigten die Zusicherung erteilt worden, daß ent- 
sprechende gesetzliche Vorschriften bis zum 1. Januar 1866 auch 
für das Branntweinbrennen aus andern nicht mehligen Stoffen 
erlassen werden sollen. 

2. Mit Rücksicht auf das besonders ungünstige Verhältnis, 
weiches zwischen der Länge der Zollgrenze des Großherzogtums 
Luxemburg auf der einen und dem Flächeninhalte, sowie der 
Bevölkerung desselben auf der andern Seite obwaltet, hat man 
sich darüber verständigt, daß Luxemburg ausnahmsweise ein 
Zuschuß zu seiner Pausen summe und zwar auf Höhe von 5000 
Rthlr. vom Jahre 1860 ab gewährt werde. 

3. Die Besoldung des Direktors der Zolldirektion in Luxem- 
burg soll von dein unter N° I B. 13 des Separat-Artikels 9 zum 
Vertrage vom 8. Februar 1842 verabredeten Betrage von 1700 
Rthir. vom 1. Januar 1860 ab zunächst auf 1800 Rthlr. für jeden 
Direktor, aber sobald er die Stelle fünf Jahre verwaltet hat, auf 
2u(H) Rthlr. und die daselbst vereinbarte Mietsentschädigung vom 
1. Januar 1866 ab von 300 Rthlr. auf 400 Rthlr. erhöht werden. 

4. Die Verabredung unter N° V 2 im Separat-Artikel zum 
Vertrage vom 26./31. Dezember 1853 wird dahin erweitert, daß 
Preußen bei Erledigung der drei Ober-Grenz-Kontrolleur- 
Stellen, bei deren Besetzung preußische Beamte in Vorsehlag ge- 
bracht werden können. Luxemburgische Angehörige in Vor- 
schlag bringen wird, sofern unter den letztern nach dem Urteile 
des Zolldirektors vollständig befähigte Bewerber vorhanden 
sind. Auf die gewünschte Zurückberufung der jetzt in Luxem- 
burg angestellten, von Preußen in Vorsehlag gebrachten Ober- 
Grenz-Kontrolleure wird bei sich darbietender geeigneter Ge- 
legenheit nach Umständen Bedacht genommen werden. 

5. Unter den inzwischen eingetretenen veränderten Verhält- 
nissen wird eine Hinwirkung auf die Aufrechthaltung des Bel- 
gischen Gesetzes vom 6. Juni 1839, wie sie im Separat-Artikel 
zu dem Vertrage vom 26./31. Dezember 1856 unter N° IV in An- 
sicht gestellt ist, künftig ferner nicht eintreten. 

Die beiderseitigen Bevollmächtigten sind übereingekommen, 
daß das gegenwärtige Protokoll zugleich mit dem Vertrage den 
hohen kontrahierenden Teilen vorgelegt werden soll, und durch 
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die Ratifikation des letzteren auch die im ersteren enthaltenen 
Erklärungen und Verabredungen ohne weitere Ratifikation der- 
selben, als genehmigt angesehen werden sollen. 

Es wurde hierauf der Vertrag in zwei Exemplaren unter- 
zeichnet und untersiegelt und das eine dieser Exemplare KönigL 
Großherzoglich Luxemburgischer Seits, das andere aber KönigL. 
Preußischer Seits, mit dem Vorbehalte, beglaubigte Abschriften 
davon den übrigen Mitgliedern des Zollvereins zuzustellen, in 
Empfang genommen. 

Nachdem endlich noch verabredet worden war, daß, zur 
Vermeidung des Zeitverlustes, bei Ausfertigung der Ratifika- 
tions-Urkunden, es einer jeden der beteiligten Regierungen an- 
heimgestellt bleibe, eine solche Form der Ratifikation zu wählen, 
wodurch der Gegenstand der leztern, ohne vollständige Auf- 
nahme der Vcrtrags-Artikel, hinlänglich genau bezeichnet wird, 
ist auch das gegenwärtige Protokoll in zwei Exemplaren unter- 
zeichnet und das eine dieser Exemplare von den Königlich Groß- 
herzoglich Luxemburgischen Bevollmächtigten, das andere aber 
unter dem obigen Vorbehalte von den Königlich Preußischen Be- 
vollmächtigten, in Empfang genommen worden. 

Geschehen wie oben. 

(Gez.) Servais. München. Henning. Koenig. 

Separat-Protokoll. 

Geschehen Berlin, den 20. Oktober 1865 und Luxemburg, 
den 25. Oktober 1865; 
Gegenwärtig 
für Preußen: 

der Königl. Preuß. Geheime Ober-Finanzrat Henning» 

der Königl. Preuß. Geheime Legationsrat Koenig, 
für Luxemburg: 

der Königl. Großh. Obergerichts-Vice-Präsident Scrvais> 

der Advokat-Anwalt Doktor München. 
Mittelst eines Protokolls vom 31. März — .14. April 185S 
sind zwischen der Königlich Preußischen und der Königlich. 
Großherzoglich Luxemburgischen Regierung über den Verkehr 
mit Branntwein Verabredungen getroffen worden, welche für 
die Dauer des Vertrages vom 26./31. Dez. 1853, die Fortdauer 
des Anschlusses von Luxemburg an das Zollsystem Preußens 
und der übrigen Staaten des Zollvereins betreffend, verbindlich 
sein sollten. Nachdom unter obigem Datum ein anderweiter 
Vertrag über die Fortdauer des vorgedachten Anschlusses ab- 
geschlossen worden ist, haben die nebenbezeichneten Bevollmäch- 
tigten sich im Auftrage ihrer Regierungen dahin geeinigt, daß 
die in dem Protokoll vom 31. März — 14. April 1858 enthaltenen 
Verabredungen während der Dauer des nunmehr abgeschlosse- 
nen Vertrages verbindlich bleiben sollen. 
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Das gegenwärtige in einem Exemplare zur Unterzeichnung 
gelangende Protokoll wird von den Bevollmächtigten im Origi- 
nal, beziehungsweise in beglaubigter Abschrift ihren Regierun- 
gen vorgelegt, und nach Einholung der Zustimmung der übrigen 
dabei beteiligten Vereins-Regierungen, sobald wie möglich läng- 
stens aber binnen 3 Wochen durch auszutauschende Ministerial- 
Erklärungen ratifiziert werden. 
Geschehen wie oben. 

(gez.) Henning. Koenig. Servais. München. 

Für gleichlautende Abschrift: 
(gez.) Servais. München. 

Notenwechsel. 

Nachdem die Verhandlungen wegen Fortdauer des An- 
schlusses des Großherzogtums Luxemburg an das Zollsystem 
Preußens und der übrigen Staaten des Zollvereins bis zur Unter- 
zeichnung eines Vertrages über diesen Gegenstand gediehen sind, 
nahmen die unterzeichneten Bevollmächtigten Seiner Majestät 
des Königs von Preußen Veranlassung, die folgenden bei den 
Verhandlungen berührten Punkte in Erinnerung zu bringen. 

1. Dem Zolldirektor in Luxemburg, welcher nach der Ver- 
abredung unter Nr. 1 B. 13 im Separat- Artikel 9 zum Vertrage 
vom 8. Februar 1842 eine Mietsentschädigung zu beziehen hat, 
ist statt derselben gegenwärtig eine freie Dienstwohnung in Ver- 
bindung mit freiem Brennmaterial eingeräumt worden. Es wird 
vorausgesetzt, daß es nicht in der Absicht .liege, hierin während 
der Dauer des neuen Vertrages eine Änderung eintreten zu 
lassen. 

2. Die Verabredung unter Nr. 4 des Schlußprotokolls zum 
Vertrage vom 2673 1. Dezember 1853, nach welcher Beamte, 
gegen welche wegen eines Disziplinarvergehens die Amtsent- 
setzung ausgesprochen worden ist, im Zolldienste weder beibe- 
halten noch wieder angestellt werden sollen, wird dahin aufge- 
faßt, daß sie auch Anwendung leidet, wenn Beamte des Dienstes 
entsetzt worden sind, weil diese Entsetzung gesetzlich die Folge 
einer Bestrafung wegen gemeiner Vergehen durch richterliches 
Erkenntnis bildet und daß ausnahmsweise die Beibehaltung und 
Wiederanstellung von Beamten, die in Folge eines Disziplinar- 
oder gemeinen Vergehens des Amts entsetzt worden sind, von 
Seiten der Großherzoglichen Luxemburgischen Regierung ange- 
ordnet werden kann, wenn darüber eine Verständigung mit dem 
Königlich Preußischen Finanzministerium vorausgegangen ist. 

3. Es wird vorausgesetzt, daß es in der Absicht liege, die . 
gegenwärtig in Luxemburg bestehenden Anordnungen, welche 
die Zolldirektion in den Stand setzen, die Grenzaufseherstellen 
vorzugsweise mit gedienten Militärs zu besetzen, während der 
Dauer des neuen Vertrages aufrecht zu erhalten. 

4. Das Disziplinar-Reglement, welches in Luxemburg un- 
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tonn 29. November 1855 erlassen worden ist, enthält in den Ar- 
tikeln 39, 42 und 61 Bestimmungen, nach denen Beamte, die in 
Folge einer Präsentation von Preußen angestellt worden sind, 
ohne Zustimmung des Königlich Preußischen Finanzministe- 
riums vom Amte suspendiert werden können, während der Sepa- 
rat-Artikel 9 zum Vertrage vom 8. Februar 1842 unter II. 4 die 
Verabredung enthält, daß es zur Suspension jener Beamten vom 
Amte der Zustimmung des gedachten Finanzministeriums be- 
darf. Es wird auf dieses Verhältnis in der Voraussetzung hinge- 
wiesen, daß die Königlich-Großherzoglich Luxemburgische Re- 
gierung nicht zögern werde, die erforderlichen Anordnungen zu 
treffen, damit vorkommenden Falles die vertragsmäßige Abrede 
zur Richtschnur diene. 

5. Da im Großherzogtum Luxemburg in einem zur Kenntnis 
gekommenen Falle die wissentlich falsche amtseidliche Anzeige 
eines Grenzaufsichtsbeamten über eine Gesetzesübertretung nur 
zu einer mäßigen Geldstrafe und nicht zu dessen Entfernung aus 
dem Amt geführt hat, ferner Personen, die in Untersuchungen, 
welche im Verwaltungswege geführt worden, als Zeugen vorge- 
laden sind, zur Folgeleistung nicht angehalten, auch wenn sie 
sich eidlich vernehmen lassen, wegen einer dabei abgegebenen 
falschen Aussage nicht bestraft werden können, so scheinen in 
Luxemburg gesetzliche Vorschriften zu fehlen, welche im Inte- 
resse des Zolldienstes nötig sind, und es wird vorausgesetzt, daß 
es in der Absicht liege, die Abstellung dieses Mangels im Wege 
der Gesetzgebung herbeizuführen. 

6. Mit Rücksicht auf die Verabredung im Artikel 8 des Ver- 
trages vom 8. Februar 1842 wird vorausgesetzt, daß während 
der Dauer des heule von uns unterzeichneten Vertrages auch in 
Luxemburg eine Übergangsabgabe von dem aus andern Zoll- 
vereinsstaaten kommenden Wein und Traubenmoste nicht erho- 
ben werden darf, nachdem von den Zollvereinsstaaten allgemein 
auf die Erhebung einer solchen Abgabe verzichtet worden ist. 

Die Unterzeichneten erbitten sich von den Bevollmächtigten 
Seiner Majestät des König-Großherzogs von Luxemburg ganz 
ergebenst eine gefällige Äußerung über die vorbezeichneten 
Punkte, und benutzen diesen Anlaß mit Vergnügen zur Ver- 
sicherung ihrer ausgezeichnetsten Hochachtung. 

Berlin, den 20. Oktober 1865. 

(Gez.) Henning. Koenig. 

Die unterzeichneten Bevollmächtigten Seiner Majestät des 
Königs der Niederlande, Großherzogs von Luxemburg, für die 
Verhandlungen über die Fortdauer des Anschlusses des Groß- 
herzogtums Luxemburg an das Zollsystem Preußens und der 
übrigen Staaten des Zollvereins haben auf die gefällige Note 
vom 20. Oktober 1865, welche die Bevollmächtigten Seiner Ma- 
jestät des Königs von Preußen zu den vorbezeichneten Verhand- 
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lungün ihnen zugestellt haben. Folgendes ganz ergebenst zu 
erwiedern. 

1. Die Absieht geht nicht dahin, dem Zolldirektor in Luxem- 
burg die Begünstigung, wonach er sich im Besitze einer freien 
Dienstwohnung mit freiem Brennmaterial befindet, während der 
Bauer des neuen Vertrages zu entziehen. 

2. Es wird das Einverständnis mit der zu 2 der vorgedach- 
ten Note ausgesprochenen Auffassung über die Bedeutimg der 
Verabredung unter Nr. 4 des Schlußprotokolls vom 26/31. De- 
zember 1853 zu erkennen gegeben. 

3. Es liegt in der Absicht, die gegenwärtig in Luxemburg 
bestehenden Anordnungen, welche die Zolldirektion in den Stand 
setzen, die Grenzaufseherstellen vorzugsweise mit gedienten 
Militärs zu besetzen, während der Dauer des neuen Vertrages 
aufrecht zu erhalten. 

4. Die Königlich-Großherzogliche Regierung wird nicht 
zögern, die angeregte Anordnung auf Grund der Verabredung 
unter Nr. II 4 in Separat-Artikel 9 zu dem Vertrage vom 8. Fe- 
bruar 1842 zu treffen. 

5. Öffentliche Beamte, welche falsche Angaben auf ihren 
Diensteid versichern, können nach den Bestimmungen des in 
Luxemburg geltenden Strafgesetzbuches mit Strafen belegt wer- 
den, welche die Entfernung solcher Beamten aus dem Dienste 
zur Folge haben. Wenn in dem unter Nr. o der 'Note bezeich- 
neten Falle eine solche Bestrafung nicht eingetreten ist, so er- 
klärt sich dies aus dem Umstände, daß gegen die gerichtliche 
Entscheidung, welche die Einleitung einer Untersuchung ab- 
lehnte, das zulässige Rechtsmittel nicht eingewendet worden ist. 
Demnach ist, zur Zeit wenigstens, das Bedürfnis nicht anzuer- 
kennen, ein Strafgesetz gegen unrichtige amtseidliche Denun- 
ziationen herbeizuführen, auch ist für Untersuchungen wegen 
Zollvergehen, welche im Verwaltungswege geführt werden, die 
Verpflichtung der Zeugen, sich zu ihrer Vernehmung einzu- 
finden, durch den § 42 des Zollstrafgesetzes festgestellt. Die 
gleiche Verpflichtung für Disziplinaruntersuchungen herbeizu- 
führen, desgleichen Strafbestimmungen gegen Zeugen, welche 
bei ihrer eidlichen Vernehmung im Administrativ-Verfahren 
falsche Angaben gemacht haben, wird die Großherzogliche Re- 
gierung sich angelegen sein lassen. 

6. Die zu 6 der vorgedachten Note ausgesprochene Voraus- 
setzung wird als begründet anerkannt. 

Bei diesem Anlasse erneuern die Unterzeichneten mit Ver- 
gnügen die Versicherung ihrer ausgezeichnetsten Hochachtung.. 
Luxemburg, den 25. Oktober 1865. 

(Gez.) Servais. München. 
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XX. Die Folgen des Deutschen Krieges von 1866 
für die Stellung Luxemburgs im Zollverein. 

Am 16. Mai 1865 war der Zollverein von den Mitglied- 
staaten mit 12ähriger Gültigkeitsdauer erneuert worden, und 
auf dieser Grundlage hatte auch Luxemburg am 20/25. Oktober , 
1865 seinen Anschluß ebenfalls für 12 Jahre erneuert Ein 
halbes Jahr später kam es zu dem länsgt erwarteten Bruch 
zwischen Österreich und Preußen, und am 3. Juli 1866 fiel die 
Entscheidung bei Königgrätz-Sadowa. 

Der Deutsche Bund war nicht mehr. 

Dieses Ereignis hatte für Luxemburg eine Neuerung sei- 
ner völkerrechtlichen Lage durch den Londoner Vertrag vom 
11. Mai 1867 und für die Zollvereinsstaaten, zu denen Luxem- 
burg nach wie vor trotz seines Ausscheidens aus dem Deutschen 
Bunde gehörte, eine Erneuerung des Zollvereins mit dem Nord- 
deutschen Bund als politischen Kern ebenfalls im Jahre 1866 
zur Folge. 

* • 

Die durch den Krieg hervorgerufene Krisis von 1866 hatte 
der Zollverein in glänzender Weise überstanden. 

Als der Kampf zwischen Preußen einerseits und Österreich 
nebst den meisten deutschen Staaten anderseits unausbleiblich 
erschien, war in Deutschland große Sorge um das Schicksal des 
höchst gefährdeten Zollvereins entstanden, dessen Rettung von 
beiden Parteien lebhaft gewünscht wurde. «Auf Veranlassung 
von Bayern fand im Monat Juni ein Zusammentritt von Bevoll- 
mächtigten von Württemberg, Baden, Nassau und der freien 
Stadt Frankfurt zu München statt, um sich über die Zollmaß- 
regeln zu beraten, die bei ausbrechendem Krieg allenfalls zu 
ergreifen wären. Alle waren übereinstimmend der Ansicht, daß 
mit allen Mitteln darauf hinzuwirken sei, den Zollverein, der 
eingetretenen Kriegsverhältnisse ungeachtet, solange irgend 
möglich wenigstens tatsächlich zu erhalten, und daß deshalb jede 
Maßregel vermieden werden müsse, welche als eine faktische 
Auflösung des Zollvereins betrachtet werden könnte. Nur in 
dem Falle, wenn Preußen tatsächlich zur Auflösung des Zoll- 
vereins schreiten würde, sollten auch von Seiten der mit Öster- 
reich verbündeten Vereinsregierungen Vorkehrungen getroffen 
werden, um eine größere Gefährdung ihrer finanziellen und Ver- 
kehrsinteressen abzuwenden. Diese würden alsdann den Zoll- 
verein als unter ihnen fortbestehend betrachten. 

Auch die preußische Regierung erkannte sehr wohl die Ge- 
fahr, welche eine faktische Auflösung des Zollvereins mit sich 
bringen konnte, und sie unterließ es daher, während der kriege- 
rischen Operationen, irgendwie den regelmäßigen Zolldienst 
oder den freien Verkehr der Vercinsangehörigen zu unterbrechen. 
Sie beschränkte sich darauf, ihre •Voreins-Bovollmächtigteji und 
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Stations-Kontrolleure aus denjenigen Vereinsländern, mit 
welchen sie in Krieg geraten war, abzuberufen und den weiteren 
dienstliehen Verkehr mit den Vereinsbeamten dieser Länder zu 
unterbrechen. Auf diese Weise bot der Zollverein das merk- 
würdige Schauspiel dar, daß, während seine Teile mit einander 
in offenen Krieg gerieten und deren Kriegsheere sich bekämpf- 
ten, die Zollbehörden ihre Funktionen im Namen der Gemein- 
schaft fortsetzten und Gelder im Namen derselben einnahmen 
und gegenseitig verrechneten; eine Erscheinung, die in Deutsch- 
land selbst niemanden überraschte, im Ausland aber als etwas 
ganz Unerklärliches allgemeines Staunen erregte.» 1 ) 

Als der Friede wieder einkehrte, stand der Zollverein genau 
in derselben Fassimg da, wie vor dem Ausbruch der Feind- 
seligkeiten. An der Beibehaltung dieser Verfassung hatte aber 
Preußen kein Interesse, es nutzte vielmehr seinen Sieg aus, um 
auch im Zollverein die Hegemonie zu erlangen, die es politisch 
in Deutschland erworben hatte. Schon in den Frager Friedens- 
vertrag hatte es die Klausel aufnehmen lassen: «Die hohen 
Kontrahenten werden unmittelbar nach Abschluß des Friedens 
wegen Regelung der Zollverhältnisse in Verhandlung treten. 
Einstweilen sollen der Zollvereinigungsvertrag vom 16. Mai 186*5 
und die mit ihm in Verbindung stehenden Vereinbarungen, 
welche durch den Ausbruch des Krieges außer Wirksamkeit 
gesetzt sind, vom Tage des Austausches der Ratifikation des 
gegenwärtigen Vertrages an mit der Maßgabe wieder in Kraft 
treten, daß jedem der hohen Kontrahenten vorbehalten bleibt, 
dieselben nach einer Ankündigung von 0 Monaten außer Wirk- 
samkeit treten zu lassen.» 

Nachdem Preußen den Norddeutschen Bund konstituiert 
hatte, legte es den süddeutschen Staaten einen Vertragsentwurf - 
vor, der als Vertrag zwischen dem Norddeutschen Bunde, 
Bayern, Württemberg, Baden und Hessen betreffend Fortdauer 
des Zoll- und Handelsvereins am 8. Juli 1867 unterzeichnet am 
1. Januar 1863 in Kraft trat. 

Durch diesen neuen Vertrag blieb der Zollvereinsvertrag 
vom 16. Mai 1865 und die dazu gehörigen Vereinbarungen 
grundsätzlich in Kraft, jedoch unter wichtigen Abänderungen 
in der Verfassung des Zollvereins. 

Bisher war der Verein von der Generalkonferenz geleitet 
worden, in der Kleinstaaten wie Waldeck, Anhalt, Linne, Luxem- 
burg usw. nicht vertreten waren und die gesamten Thüringischen 
Staaten nur eine Stimme besaßen. Dieser Ausschluß der Klein- 
staaten hing mit dem Erfordernis der Einstimmigkeit der Be- 
schlußfassung zusammen. 

Nach der neuen Verfassung sollte die Leitung des Vereins 
durch ein gemeinschaftliches Organ der kontrahierenden Staaten. 



«) W. Weber, Der deutsche Zollverein, S. 4G3. 
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den Bundesrat als Vertretung der Regierungen, und durch eine 
gemeinschaftliche Vertretung der Völker, das Zollparlament, 
ausgeübt werden. Zu einem Vereinsgesetz war überein- 
stimmender Mehrheitsbeschluß beider Körperschaften erfordert 
Der Bundesrat bestand aus den Vertretern der nord- 
deutschen Bundesstaten und der süddeutschen Staaten, wobei 
jeder eine Stimmenzahl besaß, die seiner Bedeutung entsprach 
(Preußen 17, Bayern 6, Sachsen und Württemberg je 4, Baden 
und Hessen je 3, Mecklenburg-Schwerin und Braunschweig je 
2, alle übrigen Staaten, auch die kleinsten je eine Stimme). Zu 
den 58 Stimmen des Bundesrats gehörten auch die Stimmen der 
beiden Mecklenburg und der Freistädte Lübeck, Hamburg und 
Bremen, die zunächst noch nicht zum Zollgebiet gehörten 1 ). Die 
Verleihung des Vertretungsrechtes in den beiden Organen des 
Zollvereins an diese Staaten war die Folge ihrer Zugehörigkeit 
zum Norddeutschen Bunde und ihrer Teilnahme an dessen 
Lasten. 

Im Bundesrat führte Preußen das Präsidium. Die Be- 
schlüsse entstanden durch Mehrheitsbeschluß, nicht mehr durch 
Einstimmigkeit. Wenn auch der Bundesrat wie die früheren 
Generalkonferenzen aus den Vertretern der Regierungen be- 
stand, die an ihre Instruktionen gebunden waren, so brachte 
doch der Grundsatz des Mehrheitsbeschlusses eine grundsätzliche 
Änderung durch Beseitigung des absoluten Vetos, das bisher 
jeder vertretenen Regierung zugestanden hatte. Nur Preußen 
behielt noch ein absolutes Veto gegen jeden Beschluß, der eine 
Veränderung der bestehenden Einrichtungen herbeiführte. 

Das Zollparlament umfaßte die Mitglieder des Reichstages 
des Norddeutschen Bundes und Abgeordnete der süddeutschen 
Staaten, die nach denselben Grundsätzen wie die ersteren ge- 
wählt wurden. Die Beschlüsse erfolgten mit Stimmenmehrheit. 
Die Berufung des Zollparlaments stand Preußen zu. 

Mit dieser Rekonstruktion des Zollvereins hatte sich Preus- 
sen nicht bloß die formelle Leitung, sondern auch den entschei- 
denden Einfluß gesichert. Die Gleichberechtigung der Teilnehmer, 
auf der der alte Zollverein beruhte, bestand nicht mehr — ein 
Prinzip, das allerdings von kleinen Staaten mißbraucht worden 
war. Preußen hatte das ausschließliche Recht, im Namen des 
Zollvereins Verträge mit fremden Staaten abzuschließen; nur 
bei Verträgen mit Österreich und der Schweiz waren die an- 
grenzenden Vereinsstnaten vor dem Abschluß zu den Verhand- 
lungen zuzuziehen. 

Territorial war der Zollverein durch die preußischen 
Annexionen (Schleswig-Holstein und Lu xemb urg und durch den 
Beitritt Mecklenburgs erweitert woi'denTwo'gcgen aus demselben 

') Der Beitritt Lübecks und der beiden Mecklenburg zum Zollverein 
erfolgte am 11. August 1868, der Anschluß Hamburgs und Bremens erst 
1888 
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Grund Hannover, Kurhessen, Nassau und Frankfurt als selb- 
ständige Mitglieder ausgeschieden waren. 

Alle bisherigen Prazipuen wurden abgeschafft und die Ver- 
teilung der Einkünfte nach Maßgabe der Bevölkerung restlos 
durchgeführt. 

Zu den Kompetenzen des Zollvereins gehörte auch die Ge- 
setzgebung über die Tabak-, Salz- und Rübenzuckersteuer, deren 
gemeinschaftlicher Ertrag nach der Bevölkerung verteilt wurde. 

Bis dahin war nur die Rübenzuckersteuer gemeinschaft- 
licher Ertrag der Vereinsstaaten gewesen. Durch eine Verein- 
barung vom 8. Mai 1867 wurde nun auch die Salzsteuer als 
solche erklärt, wobei einzelne Staaten wie Luxemburg ihr bis- 
heriges Salzmonopol abschaffen mußten, was durch ein luxem- 
burgisches Gesetz vom 26. Dezember 1867 geschah. Mit dem 
1. Januar 1862 horte demnach die Salzregie auf und Luxemburg 
nahm von nun an nach dem Verhältnis seiner Bevölkerung An- 
teil an der gemeinschaftlichen Salzsteuer, die aus einer Abgabe 
der Produzenten für das im Inland gewonnene Salz und dem 
Zoll auf das aus dem Ausland importierte Salz bestand. 

In dem Zollvoreinsvertrag vom 8. Juli 1867 wurde sodann 
die bestehende Steuergemeinschaft für Zucker und Salz auf 
Tabak ausgedehnt und gleichzeitig das Spielkartenmonopol ab- 
geschafft. 

Wie bereits erwähnt, war durch luxemburgisches Gesetz 
die groüherzogliche Regierung allgemein ermächtigt worden, die 
jeweiligen Gesetze und Verordnungen, durch die die Brausteuer 
im Zollverein normiert wurde, durch großh. Beschlüsse auch in 
Luxemburg einzuführen, um jederzeit die völlige Übereinstim- 
mung dieser luxemburgischen Gesetzgebung mit derjenigen der 
Vereinsstaaten zu erzielen. Durch Gesetz vom 26. Dezember 1867 
und 22. Juli 1869 wurde ihr dieselbe Vollmacht bezüglich der 
Salz- und der Zuckersteuer erteilt. 

Die bisher von den Vereiusstaaten gegenseitig ausgeübte 
Kontrolle der Erhebung der gemeinschaftlichen Einkünfte wurde 
dem Präsidium, d. h. Preußen übertragen. Dadurch wurden die 
Kontrollbeamten zu Vereinsbeamten und die persönlichen und 
sachlichen Kosten der Kontrolle vom Verein übernommen. Die 
betreffenden Beamten wurden dem Präsidium dienstlich unter- 
stellt, behielten aber ihre Staatsangehörigkeit sowie ihre Beam- 
ten- und Pensionsrechte gegenüber ihren Regierungen. 

Ebensowenig wie an den früheren Verhandlungen über die 
Erneuerung des Zollvereins hatte Luxemburg an den Verhand- 
lungen, die zum grundlegenden Vertrag vom 8. Juli 1867 führ- 
ten, teilgenommen. Von Luxemburg war in diesem Vertrag auch 
nicht besonders die Rede, nur Art. 2 berührte allgemein das Ver- 
hältnis des Großherzogtums zum Zollverein: «In dem Gesamt- 
verein bleiben diejenigen Staaten und Gebietsteile einbegriffen, 
die dem Zoll- und Handelssystem der vertragenden Teile oder 
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eines von ihnen angeschlossen sind, unter Berücksichtigung ihrer 
auf den Anschluß vertragen beruhenden besonderen Verhält- 
nisse.» Damit wurde der luxemburgische Zollanschluß-Erneue- 
rungsvertrag vom 20./25. Oktober 18(io bestätigt und die bisherige 
Stellung Luxemburgs innerhalb des Zollvereins blieb unverän^ 
dert. Ebenso wie früher das Großherzogtum keinen Zutritt zu 
den Generalkonferenzen gehabt hatte, blieb es jetzt von der Teil- 
nahme am Bundesrat und am Zollparlament ausgeschlossen, 
jedoch mit der Befugnis, wie früher in der Generalkonferenz, so 
jetzt im Bundesrat seine Interessen durch Preußen oder ein 
anderes Vereinsmitglied vertreten zu lassen. 

Nun hatte aber die Reorganisation des Zollvereins für die 
deutschen Kleinstaaten, die ähnlich wie Luxemburg bisher an 
den Generalkonferenzen nicht hatten teilnehmen dürfen und wie 
Luxemburg, so Waldeck, Anhalt und Lippe, durch Preußen ver- 
treten worden waren, die Folge, daß sie nunmehr Sitz und 
Stimme im Bundesrat und im Zollparlament erlangten. Ange- 
sichts dieser Verschiebung der Verhältnisse zu gunsten der 
Kleinstaaten entstand für Luxemburg die Frage, ob es nicht in 
irgend einer Weise, unter Berücksichtigung der ihm kürzlich 
auferlegten Neutralität, ein ähnliches Recht der selbständigen 
Vertretung seiner Interessen besonders im Bundesrat, das mehr 
Verwaltungs- und nicht so sehr wie das Zollparlament politisches 
Organ war, beanspruchen sollte. Diesem Streben stand zunächst 
die Tatsache gegenüber, daß auf Grund der bestehenden Ver- 
träge Preußen die Vertretung Luxemburgs zustand. Aber selbst 
wenn dieses Hindernis nicht gewesen wäre, war es politisch 
opportun, solchen Antrag zu stellen, da sowohl die Entsendung 
luxemburgischer Vertreter in den Bundesrat als auch ganz be- 
sonders die Wahl luxemburgischer Abgeordneter zum Zollparla- 
ment leicht den Charakter eines politischen Anschlusses hätte 
annehmen können? 

Ohne bestimmte Anträge zu stellen, trat daher der luxem- 
burgische Geschäftsträger in Berlin, Führ, in einen Gedanken- 
austausch mit dem preußischen Kabinett über die Vertretung 
der luxemburgischen Interessen im neuen Zollverein. Sofort 
beargwöhnte Frankreich, Luxemburg beabsichtige Schritte, um 
ähnlich wie die süddeutschen Staaten Zutritt zum Zollparlament 
zu erlangen, und die französische Regierung sah sich veranlaßt, 
Einspruch gegen solche Absichten zu erheben. In einer Mit- 
teilung an den Sekretär des König-Großherzogs für die luxem- 
burgischen Angelegenheiten d'Olimart berief sich der stellver- 
tretende französische Gesandte im Haag auf eine Nachricht, 
wonach Luxemburg seine Zulassung zum Bundesrat beantragt, 
worauf Bismarck «pour menager les susceptibilites de la France» 
den Antrag abgelehnt hätte. Der Gesandte erklärte, ein solcher 
Schritt sei mit der luxemburgischen Neutralität unvereinbar. 
Zwar könne Luxemburg einen Zollanschluß eingehen bezw. bei- 
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behalten, aher ein solcher dürfe die Teilnahme an politischen 
Einrichtungen wie am Bundesrat und am Zollparlament nicht 
zur Folge haben. 

Wie weit die Absichten der luxemburgischen Regierung bei 
diesem Schritte gingen, ist mir nicht bekannt geworden. Jedeu- 
falls wurde Frankreichs Einspruch dahin beantwortet, zwar sei 
Luxemburg zur Wahrung seiner wirtschaftlichen Interessen 
berechtigt, ebenso wie die anderen V r ereinsstaaten die Teilnahme 
am Bundesrat zu begehren, aber aus politischen Gründen und 
besonders mit Rücksicht auf die ihm auferlegte und garantierte 
Neutralität sei von einem solchen Begehr abgesehen worden. 
Luxemburg habe sich in Berlin lediglich nach seiner Stellung 
im reorganisierten Zollverein erkundigt. Eine Zulassung zum 
Bundesrat und zum Zollparlanient sei offiziell nicht beantragt 
worden und werde auch voraussichtlich nicht beantragt werden. 

Im Jahre 1879 wurden luxeinburgischerseits weitere Schritte 
in dieser Richtung unternommen, über die noch zu berichten 
sein wird. 

An den Ereignissen, die zum Kriege von 1866 führten, hatte 
Luxemburg keinen Anteil genommen. Bei allen Debatten und 
Abstimmungen über die schleswig-holsteinsche Frage und den 
dänischen Krieg hatte sich der luxemburgische Bundestag- 
gesandte der Äußerung und Abstimmung konsequent enthalten, 
und in der entscheidenden Abstimmung über den österreichischen 
Antrag am 14. Juni 1866 stimmte er mit der Minorität gegen 
die Mobilmachung der Bundesarmee, aus der der Krieg entstand. 

Im Konflikt verhielt sich Luxemburg neutral. Es führte 
den Mobil isationsbefehl des Bundestags nicht aus und hätte ihn 
auch wegen der Anwesenheit der preußischen Garnison nicht 
ausführen können. Preußen zog seinerseits fast alle seine Trup- 
pen und sein Kriegsmaterial aus der Festung Luxemburg zurück 
und respektierte die luxemburgische Neutralität. 

Nach der Abstimmung vom 14. Juni 1866 betrachtete Preus- 
sen den Bund als aufgelöst. Da aber der luxemburgische Ge- 
sandte weiter am Bundestag teilnahm, wenn er sich auch grund- 
sätzlich der Stimmabgabe enthielt, so verlangte der preußische 
Gesandte im Haag, Graf von Perponcher, in einer Note an den 
luxemburgischen Staatsminister von Tornaco vom 5. August 1866 
dessen Abberufung als Bedingung für die Anerkennung der lu- 
xemburgischen Neutralität durch Preußen. Daraufhin wurde 
von Scherff aus Frankfurt abberufen, und damit war die poli- 
tische Trennung Luxemburgs von Deutschland vollzogen, denn 
zu diesem Zeitpunkt war der Feldzug schon zu Ende (seit 26. 
Juli herrschte Waffenstillstand und am 23. August wurde der 
Friede unterzeichnet). Das einzige noch verbleibende tatsäch- 
liche Band war die Anwesenheit preußischer Truppen in Luxem- 
burg und der Anschluß an den Zollverein. 
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Am 12. Oktober 1866 machte Luxemburg Preußen aufmerk- 
sam, daß infolge der Auflösung des Deutschen Bundes das preus- 
sische Besatzungsrecht in Luxemburg erloschen sei und schlug 
dieserhalb eine neue Vereinbarung vor: «une alliance fondee sur 
une union commerciale et une defense commune a laquelle ser- 
virait la forteresse de Luxcnibourg, qu'occuperait une garnison 
composee de Luxembourgeois et d'AUemands». *) Auf diese An- 
regung ging aber Preußen nicht ein und gab erst am 27. März 
1867 die dilatorische Antwort, die Frage sei zu vertagen, und im 
übrigen möge Luxemburg ausführliche Vorschläge machen. 

Inzwischen hatte der preußisch-französische Konflikt be- 
gonnen. Frankreich verlangte politische Entschädigungen. 
Preußen bot ihm seine guten Dienste an, um die Abtretung Lu- 
xemburgs vom Großherzog an Frankreich zu erwirken. Frank- 
reich dagegen wollte Landau und Saarlouis bekommen, was 
Preußen ablehnte, worauf die französische Regierung ihre Blicke 
wieder auf Luxemburg richtete und dem König-Großherzog im 
März 1867 die Abtretung des Landes vorschlug. Mit dieser Ab- 
tretung war die holländische Regierung, wegen der politischen 
Gefahren, in die Holland Luxemburgs wegen schon früher ge- 
raten war und in Zukunft noch mehr zu geraten drohte, sehr 
einverstanden, Wilhelm III. dagegen wehrte sich aufs ener- 
gischste, mußte aber schließlich dem Druck Frankreichs nach- 
geben, und willigte in die Abtretung ein, jedoch vorbehaltlich der 
Zustimmung Preußens, das ja immer noch die Festung besetzt 
hielt. 

Wahrscheinlich hatte Bismarck anfänglich Luxemburg 
Frankreich überlassen wollen, dann aber unter dem Eindruck 
der in Deutschland dagegen laut gewordenen Opposition seine 
Ansicht geändert. Den Wendepunkt bezeichnet die Antwort 
Bismarcks auf die Interpellation Benningsens im Norddeutschen 
Reichstag am 1. April 1867. Schon am 3. April erhielt der 
König-Großherzog offiziell Kenntnis von dem Widerspruch 
Preußens gegen die Abtretung Luxemburgs an Frankreich. Da- 
mit war die bedingte Zusage Wilhelms III. an Frankreich hin- 
fällig geworden. 

Der Krieg erschien unvermeidlich. In diesem Stadium er- 
griff Österreich die Vermittlung und schlug zwei Lösungen vor: 
Entweder Abzug der Preußen aus Luxemburg und Schleifung 
der Festung oder Abtretung Luxemburgs an Belgien, das seiner- 
seits durch die Abtretung von Philippeville und Marienbourg 
Frankreich die Nordgrenze von 1814, statt der bisherigen von 
1815, wieder verschaffen würde. Diesem Vorschlag entsprang 
die russische Anregung einer Konferenz in London, zu der die 
Einladungen durch den König-Großherzog an die Signatar- 
mächte des Londoner Vertrags von 1839, nämlich Österreich, 

» 

l ) E. Servais. Le G.-D. de Luxembourg et le Tratte" de Londres, S. 49. 
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Frankreich, England, Preußen und Rußland, sowie an Italien 
-ergingen. 

!>urch Vertrag vom 11. Mai 1867 proklamierten diese 
Mächte die Neutralität des Großherzogtums unter ihrer Kollek- 
tivgarantie. Die entscheidende Stelle lautete: 

«Article 2. — Le Grand-Duche de Luxembourg, dans les 
limites determinees par l'acte annexe aux Traites du 19 avril 
1839, sous la garantie des Cours de la Grande-Bretagne, d'Au- 
triche, de France, de Prusse et de Russie, formera desormais un 
Etat perpetuellement neutre. 

11 sera tenu d'observer cette meine neutralite envers tous 
les autres Etats. 

♦ 

Les Hautes Parties contractantes s'engagent ä respecter le 
principe de neutralite stipule par le present article. 

Ce principe est et demeure place sous la sanetion do la 
Garantie collective des Puissances signataires du present Tratte, 
a l'exception de la Belgique, qui est elle-meme un Etat neutre.» 

Welchen Einfluß hatte nur die Proklamation dieser Neu- 
tralität auf den bestehenden Zollanschluß Luxemburgs an die 
deutschen Staaten vornehmlich an die Garantiemacht Preußen? 

Theoretisch ist die Frage, ob eine Zollunion, ein Zollbündnis 
seitens eines neutralen Staates mit dessen Neutralitätspflichten 
vereinbar sei, sehr umstritten. 

Die weitgehendste Ansicht nach der einen Richtung geht 
dahin, die Neutralität beziehe sich nur auf den Kriegszustand. 
sie sei vornehmlich eine militärische Neutralität, die keineswegs 
den neutralen Staat in der Befugnis, seine Zoll- und Handels- 
beziehungen nach freiem Ermessen zu gestalten, hemme. Somit 
«sei die Neutralität kein Hinderungsgrund für die Teilnahme 
•eines Neutralen an einem Zollverein, da ihm sonst ja auch das 
Recht abgesprochen werden müßte, an einem Zollkrieg selb- 
ständig oder in Verbindung mit anderen Staaten teilzunehmen. 
Im Frieden habe der neutrale Staat bloß für seine Selbständig- 
keit zu sorgen. _ 

Diese erstere Ansicht wird besonders im Hinblick auf die- 
jenigen Staaten vertreten, die, wie die Schweiz, sich selbst neu<- 
tral erklärt haben, und wird auch vornehmlich in der schwei- 
zerischen Literatur verfochten. 

Die gegenteilige extreme Ansicht, die besonders mit Bezug 
auf die Staaten mit auferlegter Neutralität (Belgien, Luxem- 
burg) vertreten wird, verbietet diesen Staaten jegliche Zollver- 
bindung, da sie eine internationale Machtverschiebung bewirke 
und öfters nur der Vorläufer des politischen Anschlusses sei. 

Die mittlere Ansicht in dieser Streitfrage macht die Ent- 
scheidung abhängig von dem Maße, in welchem die Souveränität 
des -neutralen Staates durch die handelspolitischen Abmachungen 
beeinträchtigt wird. Denn einerseits dürfe man dem -neutraten 
Staat nicht verbieten, zollpolitische Verbindungen -einzugehen, 
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ohne ilni zur wirtschaftlichen Isolierung zu verurteilen, aber 
anderseits habe sich der neutrale Staat bei solchem Anlaß vor 
Abmachungen zu hüten, die ihn seine Verpflichtungen aus der 
Neutralität verletzen ließen. Eine Abmachung über Differen- 
tialzölle, ohne gemeinschaftliche Zollverwaltung stelle eine solche 
Verletzung nicht dar, obgleich auch hier mit Gefahren für die 
Neutralität gerechnet werden müsse, wenn der Neutrale infolge 
der Abmachung in einen Zollkrieg geriete. Die Teilnahme an 
einem Zollverein mit Fusion der Zollgebiete und gemeinschaft- 
licher Zollverwaltung hingegen sei mit der Neutralität unver- 
einbar. 

Soweit die herrschenden entgegengesetzton Anschauungen. 

Ein Land, das sich, wie die Schweiz, selbst neutral erklärt, 
muß in sich die Kraft verspüren und die Möglichkeit haben, 
die Neutralität auch wirklich einzuhalten, in politischer wie in 
wirtschaftlicher Hinsicht. Auch die Verleihung der Neutralität 
an einen Staat hat die Prüfung zur Voraussetzung, ob dieser 
politisch und wirtschaftlich so beschaffen ist, daß er die Neutra- 
lität wird einhalten können und wollen. Denn ein Land, das 
wirtschaftlich abhängig ist, kann nicht völlig neutral bleiben. 
Gleichzeitig, ob es einem anderen Staat den Betrieb seiner 
Eisenbahnen anvertraut oder mit diesem eine einseitig orien- 
tierte Handelspolitik betreibt, insbesondere eine Zollunion ein- 
geht, oder ihm seine Kolonien wirtschaftlich ausliefert — in 
jedem Fall hat es nicht neutral gehandelt. 

Daraus ergibt sich theoretisch die Konsequenz, daß nur 
solche Staaten neutralisiert werden sollten, die auch wirklich 
neutral sein können, also wirtschaftlich besonders durch ihre 
Grüße, ihre Bevölkerung und durch die Entwicklung von Land- 
wirtschaft, Bergbau, Handel und Industrie sich einigermaßen 
selbst genügen können. 

Praktisch ist jedoch dieses Postulat unerfüllbar, da die Neu- 
tralität nur für Kleinstaaten in Betracht kommt, die eben als 
solche wirtschaftlich nicht neutral sein können — so daß im 
Grund jede Neutralität einen Kompromiß bedeutet zwischen 
dem Ideal der Neutralität und der wirtschaftlichen Zwangslage. 

Zollpolitisch kann der neutrale Staat zwei Wege ein- 
schlagen: unbedingter Freihandel, der allen Nachbarn gleich- 
mäßig die Tür offen hält, oder aber Schutzzollmauern ebenfalls 
nach allen Btchtungen. 

Praktisch ist keiner dieser Wege gangbar. Denn die Frci- 
handelspolitik ist an die Voraussetzung gebunden, daß auch die 
anderen Staaten sich dazu bekennen, sonst steht der kleine Frei- 
han delsstaat seinen Nachbarn waffenlos gegenüber, und das in- 
tegrale Prohibitionssystem ist undurchführbar, weil der Klein- 
staat, der, sei es in den Rohstoffen für seine Industrie, sei es in 
den Lebensmitteln, sei es in den Fabrikaten, sich selbst' nicht 
genügen kann, für deren Bezug wie auch für den Absatz seine* 
Überschüsse auf die Nachbarn angewiesen ist. 
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So muß der neutrale Kleinstaat zwischen Freihandel und 
Schutzzoll lavieren und muß mit seinen Nachbarn zumindest 
Handelsverträge abschließen, in denen allzu leicht unneutrale 
Intimitäten beargwöhnt werden können. Eine andere Lösung 
dieses Dilemnas gibt es nicht. 

Nachdem nun die europäischen Mächte zum bewaffneten 
wirtschaftlichen Frieden in Gestalt der Schutzzölle übergegangen 
sind, ist die Lage der zwischen ihnen eingeklemmten neutralen 
Kleinstaaten noch verschlechtert worden, denn auch sie wurden 
dadurch gezwungen, au diesem, wenn auch unblutigen, so 
doch nicht minder erbitterten Krieg teilzunehmen. Unter solchen 
Umständen neutral zu bleiben, erfordert Opferwilligkeit, Kalt- 
blütigkeit und einen hohen Patriotismus, denn geht in diesem 
Ringen dem neutralen Kleinstaat der Atem aus, und fällt er in 
einer schwachen Stunde einem lockenden Nachbarn in die aus- 
gebreiteten Arme, so ist er verloren. 

Ich glaube daher, daß es in der strittigen Frage wesentlich 
auf die Art der Zollverbindung in ihren mannigfaltigen Ab- 
stufungen vom Handelsvertrag bis zum Zollanschluß, und zwar 
vor allem auf die t' bernahme solcher Verpflichtungen, ankommt, 
die geeignet sind, die Souveränität des neutralen Staates einzu- 
schränken, (higegen nicht auf die wirtschaftliche Begünstigung 
bezw. Benachteiligung von Drittstaaten durch den neutralen 
Staat, da solche unabwendbar und von einem handelspolitischen 
Abkommen auch harmlosester Art unzertrennbar sind. 

Praktisch ist die Frage, ob eine Zollunion mit der Neutra- 
lität vereinbar sei, zweimal aufgeworfen worden. 

Im September 1841 wurde zwischen Frankreich und Bel- 
gien der Plan einer Zollunion offiziell erörtert, wogegen die 
Signatarmächte der Verträge von 1831 und 1837 unter Führung 
Englands Einspruch erhoben, da eine solche Zollunion mit der 
belgischen Neutralität unvereinbar sei. Dem gegenüber vertrat 
Guizot in einein Schreiben an den französichen Geschäftsträger 
in Berlin, den Grafen Besson. folgende These 1 ): 

«Les traites qui ont constitue la Belgique ont stipule qu'elle 
formerait im Etat independant et neutre. Gette independance. 
cette neutralite seraient-elles, comme on le pretend, detruites ou 
entamees par le simple fait d'une union douaniere avec la 
France? Oui, si les clauses de cette union portaient atteinte a la 
souverainete du Roi des Beiges, s'il ne conservait pas dans ses 
Etats le plein exercice des droits essentiels ä cette souverainetö. 
Non, si la souverainete beige demeurait entiere et si le gouver- 
nement beige avait toujours la faculte de rompre l'union danR 
un delai determine, des qu'il l'a trouverait contraire ä son inde- 
pendance. Bizarre independance quo Celle qu'on ferait ä la 
Belgique en lui interdisant absolument, et comme condition de 

VtM. Waentit*. Die Grundfrage Her belgischen Volkswirtschaft 
(Jahrb. f. Nationalök. u. Stat. 1917. S. 658). 
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son existance, le droit de contracter les relations, de prendre les 
mesures que lui conseilleraient ses interets, qui seraient peut- 
elrc, pour son existence, memo une necessite! L'independance 
n'est pas un mot, eile doit etre un fait. Un Etat n'est pas inde- 
pendant parce qu'on l'a ecrit dans un traite, inais a condition 
qu'il pourra reellcment agir selon son interet, son besoin, sa 
volonte. En supposant la souverainete politique beige pleine- 
ment respectee, l'union douaniere ne serait, entre la France et 
ia Belgique, qu'une forme particuliere de tra*te de commerce, 
forme qui entrainerait sans doute dans l'administration inte- 
rieure des deux Etats certains changements librement consenti» 
de part et d'autre, mais qui, loin de porter atteinte a l'indepen- 
dance de Tun des deux, ne serait de sa part qu'un acte et une 
preuve d'independance.» 

Riesel be_F rage wurde 1867 bei der Erklärung der luxem- 
burgischen Neutralität von hixenlburgis'clier Seite" aufgeworfen. ' 

Auf der Londoner Konferenz schlug der luxemburgische 
Vertreter Flu*, von Tornaco einen Zusatz zu dem oben erwähn- 
ten Artikel 2 vor «pour sauvegarder les droits commerciaux du 
Grand-Duche et sa faculte de conclure avec un Etat voisin une 
union douaniere.» Hierauf erklärte der Vertreter Preußens, daß 
durch die Neutralisation keine Änderung in den bestehenden Ver- 
hältnissen des Großherzogtums eintreten und seine Souveräni- 
tät in Bezug auf Handel und Verkehr keine Einschränkung er- 
fahren sollte. Die Vertreter Österreichs, Frankreichs und Ruß- 
lands erklärten, da die Neutralität im Sinne des Art. 2 eine 
wesentlich militärische Neutralität sei, es dem Großherzogtum 
unbenommen bleibe, Handelsvorträge nach Belieben abzu- 
schließen. 

Hierzu bemerkt Servais (Le G.-D. de Luxembourg et ie 
Traite de Londres, Seite 176): 

«Nous eompleterons nos observations sur le traitt' du 11 
mai 1867 en mentionnant encore la Solution donnee par la Con- 
ference ä une question qui n'est pas decidee par le texte des 
«tipulations intervenues. G'est celle de savoir si le Grand-Duche 
conserve la faculte d'etablir librement ses relations cominerciales 
avec les autres pays et de conclure avec eux des traites d'union 
douaniere. Les prineipes de la neutralite ne s'aecordent pas 
avec les stipulations qui entrent dans les traites de ce genre; 
ceux-ci creent, en effet, des rapports politiquos entre les Etats do 
l'union et soumettent les uns ä l'autorite et aux lois des autres. 
il fut admis par la Conference que rien ne s'opposak a ce que le 

Grand-Duche fit partie d'une union douaniere Getto re- 

solution a ete prise, en effet, pour consacrer un fait accompli 
devant lequel les prineipes plient souvent en imitiere politique.» 

In beiden Fällen war Frankreich konsequent geblieben, die 
übrigen Großmächte aber erklärten 1867 in London bezüglich 
Luxemburgs das Gegenteil dessen, was sie 1841 bezüglich Bel- 
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gicns verbeten hatten. In der französisch-belgischen Zollunion 
hatten sie eine Verletzung der Neutralität erblickt, in der preus- 
sisch-luxemburgischen nicht. Und doch hatte sich Luxemburg 
Eingriffe in seine Souveränität durch die Aufnahme preußischer 
Zollbeamten, durch die Kontrolle der luxemburgischen Zollver- 
waltung durch das preußische Finanzministerium, durch den 
Ausschluß Luxemburgs von jedem Einfluß auf Zollgesetzgebung 
und Zollverwaltung in einem Maße gefallen lassen müssen, wie 
os Frankreich gegenüber Belgien nicht hätte tun dürfen. 

Die Politik ist offenbar nicht die Kunst der Logik, sondern 
die der Kompromisse. Und vielleicht hatten sich am Ende Öster- 
reich, Preußen, England und Rußland auf der Londoner Kon- 
kerenz von 1867 wieder erinnert, daß sie es gewesen waren, die 
Luxemburg den Anschluß an den Zollverein 1842 mit aufge- 
zwungen hatten. 

XXI. 'Die vierte Anschlußperiode Luxemburgs 
an den Zollverein (1866—1871). 

Nach der Darlegung der bedeutsamen politschen Folgen 
dor Auflösung des Deutschen Bundes für die Stellung Luxem- 
burgs im Zollverein ist noch die wirtschaftliche Entwicklung des 
Großherzogtums sowie einige Begebenheiten im Zollwesen in der 
Zeit von der Schlacht bei Königgrätz bis zum Frankfurter Frie- 
den zu .schildern. 

Die Jahre von 1866 bis 1871 waren für Luxemburg eine 
Periode der wirtschaftlichen Erstarkung, der Vernarbung der 
Wunden aus früherer Zeit. Das Wirtschaftsleben, dank beson- 
ders dem Impuls durch den Eisenbahnbau, entwickelte sich in 
einer »war mäßig, aber doch stetig ansteigenden Kurve; der 
Wohlstand der breitesten Schichten nahm merklich zu, wenn- 
gleich, besonders in der Landwirtschaft, mancherorts noch recht 
ärmliche Verhältnisse anzutreffen waren. 

Allerdings waren auf die erheblichen Bevölkerungszunah- 
men, die die Volkszählungen von 1861 und 1864 angezeigt hatten 
und die auf den Eisenbahnbau, der einen erheblichen Zuzug von 
Arbeitern aus dem Ausland bewirkt hatte, zurückzuführen wa- 
ren. 1867 und 1871 ein starker Rückschlag eingetreten in Gestalt 
einer Bovölkcrungs- Abnahme von 2979 bezw. 2430 Seelen. *) 
Welches? waren die Gründe dieser ebenso auffälligen wie uner- 
freulichen Erscheinung? 

Keineswegs kann diese Abnahme der Bevölkerung durch 
den Geburtenrückgang erklärt werden. Denn es betrugen die 
Geburten : 

im Jahre 1844 .... 6356 
1864 ... . 6696 
1876 ... . 7335 
1879 .... 7165 
*) S '..'i»i. ti'on die Bevölkerungsstatistik Seite 14. 
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Die gewiß nicht unbedeutende Auswanderung während die- 
ser Periode ist zweifellos mit eine Ursache des Bevölkerungs- 
rückganges gewesen, vermag diesen aber nicht restlo? zu er- 
klären. Über die Auswanderung aus dem Großherzogtum waren 
keine ausreichenden statistischen Daten zu beschaffen. Soweit 
mir diesbezügliche Zahlen aus den amtlichen Publikationen be- 
kannt wurden, habe ich sie in der allerdings lückenhaften Sta- 
tistik auf Seite 14 mitgeteilt. Nach dieser Statistik betrug die 
Gesamtzahl der Auswandeier in den Jahren 1865 bis 1867 1771 
und in den Jahren 1868 bis 1871 2412 Personen, während die 
denselben Perioden entsprechende statistische Abnahme der Be- 
völkerung sich auf 2927 bezw. 2430 belief. 

Die Bevölkerungsabnahme, die durch die Völkszählungen 
von 18(57 und 1871 nachgewiesen wurde, ist vielmehr noch auf 
besondere Ursachen zurückzuführen. 1867 waren es zweifellos 
die mörderische Choleraepidemie von 1866, die zahllose Opfer 
gefordert hatte, und die Beendigung des Eisenbalinbancs. 

Der Grund für den Rückgang der Bevölkerung in der wegen: 
des deutsch-französischen Krieges um ein Jahr hinausgeschobe- 
nen Volkszählung von 1871 ist nie klargestellt worden. Die Ver- 
mutung, daß es sich um eine fehlerhafte statistische Erhebung 
handelte, erhält eine besondere Stütze durch die in der darauf- 
folgenden Volkszählung im Jahre 1875 aufgetretenen auffälligen 
und ebenso unerklärlichen Zunahme der Bevölkerung des Groß- 
herzogtums ^Lim 7630 Seelen. Die statistische Bevölkerungsziffer 
für 1871 wäre also zu niedrig gewesen. In diesem Zusammen- 
hang ist auch darauf hinzuweisen, daß die Bevölkerungsab- 
nahme von 1871 zum ersten Male auf der Grundlage der Erfas- 
sung der ortsanwesenden und nicht mehr der ortsansässigen Be- 
völkerung in der Nacht vom 30. November zum 1. Dezember 
erfolgte. Diese Änderung in der Art der statistischen Erfassung 
konnte natürlich keinen Einfluß auf die gesamte Bevölkerungs- 
ziffer ausüben, aber sie gibt vielleicht insofern einen gewissen 
Fingerzeig für die Erklärung der Bevölkerungsziffer für 1867, 
als ja eine solche Änderung in der bisherigen Methode der sta- 
tistischen Erhebung geeignet war, eine gewisse Unsicherheit und 
Unklarheit bei den Erhebungsorganen zu erzeugen, durch die 
fehlerhafte Feststellungen leichter entstehen konnten. 

Über die Entwicklung der Hauptzüge des Erwerbsleben* in 
der Periode von 1865 bis 1871 wäre folgendes zu berichten. 

Kennzeichnend für den Aufschwung der Eisenindustrie im 
Großherzogtum sind die Produktionszahlen. 

Die Zahl der Hochöfen, die 1865 14 betrug, von tfflTien noch 
zwei mit Holz geheizt wurden — die beiden letzten Öfen mit 
Holzfeuerung wurden 1868 ausgeblasen — , stieg auf 16 Koch- 
öfen im Jahre 1871. Bedeutender als die Zunahme* in der Zahl 
war die Steigerung ihrer Produktionsfähigkeit durch die tech- 
nische Modernisierung. Während 14 Öfen 1865 190 Tonnen täg- 
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lieh produzierten, erzeugten schon drei Jahre später 15 Öfen 
307 Tonnen, was eine durchschnittliche Steigerung der Produk- 
tionskapazität des einzelnen Hochofens um 50 0/0 hedeutet. Die 
Boheisenproduktion Luxemburgs, die sich 1868 auf rund 93 000 
Tonnen belief, hatte sich in Zeit von 4 Jahren fast verdoppelt 
(für 1872 rund 185 000 Tonnen). 

Parallel damit verliefen die Förderungsziffern der luxem- 
burgischen Eisenerze von rund 722 000 Tonnen im Jahre 1868 
auf fast 1 Million Tonnen im Jahre 1871. 

Die seit Mitte der 60er Jahre steigende Nachfrage nach den 
luxemburgischen Eisenerzkonzessionen und die gewaltige Zu- 
nahme der Minctteförderung hatte die luxemburgische Regie- 
rung veranlaßt, im Jahre 1869 die Erteilung der Konzessionen 
von der Annahme der Verhüttungsklausel durch die Erwerber, 
d. h. vom der Verpflichtung, die luxemburgischen Erze im In- 
iaride zu verarbeiten, statt sie als solche zu exportieren, abhängig 
zu machen. Diese Maßnahme, die bei dem Erzreichtum des 
Großherzogtums diesem einen industriellen Aufschwung sonder- 
gleichen gesichert hätte, mußte aber auf den Einspruch Belgiens 
und Deutschlands, welch letzteres ein solche Politik als mit der 
Zugehörigkeit zum Zollverein unvereinbar erklärte, fallen ge- 
lassen werden. 

Die rasch aufeinanderfolgenden Kriege in Dänemark, in 
Böhmen und in Frankreich hatten der luxemburgischen Ger- 
bereiindustrie durch die großen Militärlieferungen einen gewal- 
tigen Absatz und eine Glanzzeit verschafft, die bis zum Jahre 
1873 anhielt. Das war der Höhepunkt vor dem tiefen Verfall 
dieser alten luxemburgischen Industrie. 

In der Textilindustrie waren 1865 zwei weitere Tricot- 
fabriken entstanden. 

Der Tabakindustrie hatte der Eisenbahn bau seit 1860 einen 
starken Impuls verliehen, und sie hatte seit 1865 zum ersten 
Male den Export ihrer Erzeugnisse nach Übersee, insbesondere 
nach den französischen Kolonien über Marseille, aufgenommen. 

Aus demselben Grunde befand sich das Braugewerbe, dem 
der steigende Wohlstand der Bevölkerung vornehmlich zu gute 
kam, trotz der Konkurrenz der bayrischen Brauereien in einer 
günstigen Verfassung. 

Zwei neue Industriezweige, die zwar kein besonders güns- 
tiges Schicksal erfahren sollten, waren im Großherzotum ent- 
standen. 

1869 war in Rollingergrund eine Essigfabrik errichtet 
worden, auf die in den nächsten Jahren zwei weitere Betriebe 
folgten. Deren Gesamtproduktion betrug 1889 ca. 3000 bis 4000 
hl. Ihr Konkurrenzkampf galt den württembergischen Produ- 
zenten. Es scheint aber, daß diese Betriebe in der Folge nicht 
mehr prosperierten, da sie in den späteren Berichten der Han- 
delskammer keine Erwähnung mehr fanden. 
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Besonders hoffnungsvoll erschien die 1869 im Großherzog- 
tum eingeführte Zuckerindustrie. Deren Träger waren zwei Ge- 
sellschaften: die «Societe sucriere du Luxembourg» in Mersch 
mit einem Aktienkapital von 1 Million Fr. und der «Fortschritt» 
, in Diekirch mit zunächst 000 000 Fr. und seit 1872 1 500000 Fr. 
Aktienkapital. Die größten Schwierigkeiten fand dieses neue Ge- 
werbe in der Beschaffung der Zuckerrüben, da die luxembur- 
gischen Landwirte in dieser Kultur nicht bewandert waren, und 
so mußten die beiden Gesellschaften notgedrungen ihren Rohstoff 
teilweise aus Elsaß-Lothringen beziehen. Als die Notlage, in die 
die Zuckerfabrikation dieses Umstandes halber geraten war, be- 
drohlich wurde, suchte die Regierung seit 1875 durch finanzielle 
Beihülfen die Rübenkultur zu fördern. Bevor aber die Früchte 
dieser Hilfsaktion reif wurden, trat ein scharfer Rückgang der 
Zuckerpreise ein. Diesem Schlag konnten die geschwächten Ge- 
sellschaften nicht mehr stand halten. 1887 kamen sie in Konkurs. 

Die Landwirtschaft hatte in ihrer Betriebsweise Fortschritte 
gemacht, wenn auch die Kulturmethoden, besonders in der Ver- 
wertung des Düngers, und die Erkenntnis der Notwendigkeit 
der Bodenmeliorationen beim konservativen Landvolk noch zu 
wünschen übrig ließen. Dennoch befand sich die Landwirtschaft 
in keiner besonders glänzenden Lage. Der Staat war genötigt, ihr 
-finanziell beizuspringen, was seit 1855 in steigendem Maße 
durch die Gewährung von Subventionen für die Viehzucht und 
Bodenmeliorationen geschehen war. Im Ganzen zeigte die Land- 
wirtschaft Licht- und Schattenseiten, gegen frühere Zeiten zwar 
unleugbare Fortschritte, aber doch noch immer ziemlich viel 
Armut und Elend. 

Der Bericht über die Landwirtschaft im Expose de la Situa- 
tion administrative du G.-D. de Luxembourg für 1871 schließt 
mit den Worten: « . . . . L'on constate avec satisfaction la grande 
ameiioration qui s'est operee depuis quelque temps dans le sort 
des populations rurales; elles sont mieux nourries, mieux logees, 
mieux vetues qu'autrefois et les cultivateurs ont contractu des 
habitudes de bien-etre inconnues de nos peres; ü suffit de pene- 
trer dans nos villages et de parcourir nos foires et nos marches 
pour s'en assurer, si Ton se rappelle quelque peu les temps qui 
. Ont prececlä les nötres; sans doute, il y a des souffrances, mais 
elles sont le resultat des causes qui les produisent toujours; elles 
diminueront beaueoup, si les bonnes pratiques agricoles se gen4- 
^ralisent.? 

Der Besserung der wirtschaftlichen Lage entsprachen die 
Tortschritte im Bildungswesen für die breitesten Schichten der 
Bevölkerung, d. h. im Betrieb der Volksschulen. 
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Den elenden Zustand, in den das Volksschulwesen nach der 
Revolution von 1830 geraten war, habe ich früher geschildert. 
Nach der Wiederaufrichtung des Großherzogtums im Jahre 1839 
hatte die Regierung nicht lange gezögert, um die so dringende 
Reform in Angriff zu nehmen. Ein Gesetz vom 26. Juli 1845 
hatte den Grundstein gelegt, ein Reglement von 1845 ordnete den 
Schulbctrieb, eine Normalschule für Lehrerinnen wurde errich- 
tet und durch Gesetz vom 11. Dezember 1863 den Lehrkräften 
und ihren Angehörigen Pensionen gesichert. 

Nach einer mühsamen Arbeit von 20 Jahren auf einem? 
Felde, wo sich Vergleiche nur von Generation zu Generation vor- 
nehmen lassen und wo Jahrzehnte nötig sind, um das nachzu- 
holen, was in wenigen Jahren verloren ging, wurden allmählich 
die Früchte sichtbar. 

Von 1839 bis 1841 hatte es im Großherzogtum in einem 
Lehrerkörper von rund 400 Lehrern fast 200 Schullehrer ohne 
ordnungsmäßige Lehrbefähigung gegeben, die an die Stelle der- 
jenigen tüchtigen und diplomierten Lehrer getreten waren, die 
in der belgischen Zeit von 1830 bis 1839 den Dienst aufge- 
geben hatten. 1868 waren es nur noch 43 gegenüber 565 diplo- 
mierten Lehrkräften. 

1841 hatte es 382 Volksschulen gegeben, von denen 139» 
Winterschulen mit drei- bis sechsmonatlichem Unterricht waren. 
1868 zählte das Großherzogtum fast 600 Schulen, von denen nur 
10 einen bloß halbjährlichen Unterricht aufwiesen. 

1841 waren nur 18 Lehrerinnen angestellt gewesen. Ihre- 
Zahl hatte sich 1868 auf 170 erhöht. 

Durch die Gründung neuer Schulen und besonders durch 
die Eröffnung von Mädchenschulen war die durchschnittliche- 
Besetzung der Schule mit 62,5 Schülern im Jahre 1844 auf 42,0? 
im Jahr? 1868 gesunken. 

Das durchschnittliche feste Gehalt eines Lehrers, der 1841 
bloß 271,28 Fr. betrug — dazumal mußten noch mancherorts 
die Lehrer wie Taglöhner reihrum durch die Eltern der Schüler 
beköstigt werden — , war 1868 auf über das Doppelte gestiegen: 
579,01 Fr. Nach Ausscheidung der Schulschwestern, die ein nie- 
drigeres Gehalt bezogen, belief sich 1868 das durchschnittliche- 
Geheilt eines Lehrers auf 623,95 Fr. und dasjenige einer welt- 
lichen Lehrerin auf 588,50 Fr. 

Die Gesamtaufwendungen des Staates und der Gemeinden 
für das Volksschulwesen, die 1844 265 095 Fr. betrugen, beliefern 
sich 1868 auf 612 377 Fr. 
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Die Wirkung all dieser Maßnahmen zeigt folgende Statistik 
des Prozentsatzes der Analphabeten unter den Milizpflichtigen: 

1856 7,51 % 

1858 4,80 °/o 

18G3 3,39 % 

18G8 1,85 % 

Im Oktober 1868 wurde der bisherige Zolldirektor in Luxem- 
burg von Lessing von Preußen abberufen. Diesen Anlaß benutzte 
die luxemburgische Regierung zu einem neuen Versuch, die Er- 
nennung eil *» luxemburgischen Zolldirektors bei Preußen durch- 
* zusetzen. Sie konnte diesen erneuten Schritt damit begründen, 
daß das, Auscheiden des Großherzogtums aus dem Deutschen 
Bunde den Wunsch besonders rechtfertige, in Zukunft Beamte 
eines deutschen Bundesstaates nicht mehr in den luxembur- 
gischen Staatsdienst aufnehmen zu müssen, und daß ein etwaiges 
Festhalten Preußens an der bisherigen, vertragsmäßig nicht fest- 
gelegten Gepflogenheit, einen preußischen Staatsangehörigen zur 
Ernennung als Zolldirektor in Luxemburg zu präsentieren, nach- 
dem Luxemburg schon 26 Jahre dem Zollverein angehöre, nichts 
anderes bedeuten würde, als ein Mißtrauensvotum gegenüber der 
Loyalität der luxemburgischen Regierung in Zollangelegenheiten 
und gegenüber der Tüchtigkeit und Zuverläßigkeit der luxem- 
bu rgischenBeamten. 

Auf diese Darlegungen des luxemburgischen Geschäfts- 
trägers in Berlin Föhr 1 ) erkannte der Stellvertreter des Kanzlers 
des Norddeutschen Bundes Delbrück zwar an, daß die bestehen- 
den Verträge die Möglichkeit der Ernennung eines Luxemburgers 
als Zolldirektor gäben, aber er bezeichnete es als zurzeit nicht 
angängig, eine solche Neuerung einzuführen. Auch die von Lu- 
xemburg für den Fall der Berufung eines Luxemburgers als Zoll- 
direktor angebotene Ernennung eines Preußen als Zollrat, also 
die Umkehrung des bisherigen Verhältnisses, sei nicht angebracht, 
wegen der unmöglichen läge, in die der Zollrat als Kontrolleur 
des Zolldirektors gebracht würde. 

Das Ergebnis der Verhandlungen war, daß der von Preußen 
als Nachfolger Lessings präsentierte bisherige Regierungsrat bei 
der Provinzialsteuerdirektion in Hannover Keller-Holl im 
April 1869 zum Zolldirektor in Luxemburg ernannt wurde. 

Gemäß der Abmachung unter Ziffer 4 des Schlußprotokolls 
zum Zollanschluß-Erneuerun gs vertrag von 1865, wonach Preus- 
sen sich bereit erklärt hatte, in Zukunft auf die Besetzung der 

r ) Pohr an Staatsminister Servals am 29. Dezember 186$. 
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drei Obergrenzkontrolleurstellen, die noch preußischen Beamten 
anvertraut geblieben waren, durch preußische Beamten zu ver- 
zichten, wurden schon 1606 zwei preußische Obergrenzkontrol- 
leure preußischerseits abberufen und durch Luxemburger ersetzt 
Der letzte, Obergrenzkontrolleur Heusing in Wiltz, dor seit 1842 im 
luxemburgischen Zolldienst stand, trat am 30. Mai 1870 in den 
Ruhestand, 1 ) und auch dieser wurde durch einen L-mdcsange- 
hörigen ersetzt, so daß von diesem Augenblicke an an prens- 
sichen Staatsangehörigen nur noch der Zolldireklor und der 
Kontrolleur beim Hauptzollamt im luxemburgischen Zolldicns* 
verblieben. 

') Memoria! 1870 II 216. 
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XXII. Der Obergang des Zollanschlusses 
Luxemburgs auf das Deutsche Reich (1871). 

Die durch den Vertrag vom ü. Juli 1807 zwischen dem Nord- 
deutschen Bunde und den .süddeutschen Staaten geschaffene Neu- 
ordnung des deutschen Zollvereins dauerte nicht lange. Nach- 
dem der Bundesrat des Zollvereins und das Zollparlament die 
drei Sessionen von 18(38, 1869 und 1870 abgehalten hatte, brach 
der deutsch-französische Krieg aus. 

Am 10. April 1871 wurde die Verfassung des deutschen 
Reiches proklamiert. In diesem bildete der Zollverein keine 
besondere Einrichtung mehr, sondern lediglich ein Bestandteil 
der Reichsverfassung. Als Nachfolger des Zollvereins behielt das 
Reich die Zollgesetzgebung und überließ die Zollverwaltung wie 
bisher den Einzelstaaten. Von diesem Zeitpunkte an war aus 
dem Anschluß des Großherzogtums Luxemburg an den deut- 
schen Zollverein ein Zollanschluß an das Deutsche Reich ge- 
worden. 

Welchen Einfluß hatte die Errichtung des Deutschen 
Reiches auf den bisherigen Zollanschluß Luxemburgs? 
Art. 40 der Reichsverfassung lautete: 

«Die Bestimmungen in dem Zollvereinigungsvertrag vom 8. 
Juli 18H7 bleiben in Kraft, soweit sie nicht durch die Vor- 
schriften dieser Verfassung abgeändert sind und solange sie 
nicht auf dem im Art. 7 bezw. 78 bezeichneten Wege abgeändert 
werden.* 

Damit wurde insbesondere der oben mitgeteilte Art. 2 des 
Vertrags vom 8. Juli 18(57 bestätigt, der auf den Anschluß 
Luxemburgs besonders hinzielte. 

Nun lautete allerdings Art. 33 der Reichsverfassung: «Der 
Bund bildet ein Zoll- und Handelsgebiet umgeben von gemein- 
schaftlicher Zollgrenze.» Diese aus der Verfassung des Nord- 
deutschen Bundes unverändert übernommene Bestimmung sollte 
lediglich die Abschaffung der Binnenzollgrenzen zwischen den 
Bundesstaaten bewirken, nicht aber bedeuten, daß der Zollan- 
schluß solcher Staaten ausgeschlossen sei, die nicht zugleich dem 
Bunde, d. h. dem Reiche beitraten. Ebensowenig wie der Nord- 
deutsche Bund bisher durch diesen Verfassungsartikel verhin- 
dert worden war. das gemeinsame Zollgebiet auf die süddeut- 
schen Staaten auszudehnen, ebensowenig sollte dem Reich ver- 
wehrt werden, das gemeinschaftliche Zollgebiet jetzt noch auf 
Luxemburg zu erstrecken. 

Für die Zukunft ergab sich hinsichtlich der Verteilung der 
gemeinsamen Einnahmen des deutschen Zollgebietes, daß diese 
nur noch zwischen dem Deutschen Reiche. Luxemburg und 
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Österreich, dieses wegen der Gemeinden Jungholz und Mittel- 
herg im Vorarlberg, zu erfolgen hatte. 

Nach der Reichsverfassung blieben die Übergangsabgaben 
nur noch für den Branntwein und das Bier bestehen, das aus den 
süddeutschen Staaten, Bayern, Württemberg, Hohenzollern und 
Baden, dunen hinsichtlich des Branntweins, nicht auch des 
Bieres, am l. Juli 1873 Elsaß-Lothringen beitrat, nach den nord- 
deutschen Staaten gebracht wurde. Da Luxemburg bezüglich des 
Branntweins und des Bieres mit Preußen in freiem Verkehr 
stand, ohne jedoch der Steuergemeinschaft anzugehören, nahm 
es auch an dieser ("bergangsabgahc nach Maßgabe seiner Be- 
völkerung teil. 

Kür die Mitwirkung des liroßherzogtums an den deutschen 
Zollangelegenheiten galt wie bisher die Abmachung im Zollan- 
schlußvertrag von 1842, wonach Luxemburg im Verhältnis zu 
den übrigen Vereinsstaaten und in allen mit diesen vorkommen- 
den Verhandlungen von der preußischen Regierung gleich den 
eigenen preußischen Landen vertreten wurde, sowie die Ab- 
machung im luxemburgischen Zollanschluß-Erneuerungsvertrag 
von 1847, daß Luxemburg Abgeordnete eines anderen Vereins- 
staates mit besonderen Instruktionen zur Vertretung der luxem- 
burgischen Interessen bei derjenigen Körperschaft, die die Zoll- 
angelegenheiten entschied, versehen konnte. 

Wie früher, so unterhandelte auch jetzt Preußen für sich und 
für Luxemburg mit den fremden Staaten in Zollsachen, und 
die von Preußen in diesem Sinne abgeschlossenen Verträge 
banden das Großherzogtum, sobald sie in Luxemburg publi- 
ziert waren. Die in Art. 37 der luxemburgischen Verfassung vor- 
gesehene Zustimmung der Kammer für die Eingehung von 
Handelsverträgen war hier bereits durch vorherige Delegation 
erfolgt, indem die bestehenden, durch die Kammer gutge- 
heißenen Zoll Vereinbarungen dem König von Preußen dieses 
Mandat Luxemburg gegenüber zuerkannt hatten. 1 ) 

Entscheidend war also, daß nach dem Zollanschluß an 
das Deutsche Reich Luxemburg nach wie vor kein Einfluß auf 
die Zollgesetzgebung zustand, daß vielmehr die im Deutschen 
Reich in Zollsachen erlassenen Zollgesctze und Verfügungen 
ohne weiteres und unverändert von Luxemburg übernommen 
werden mußten. 

Diese Ausschaltung jeglicher Einflußnahme auf lebens- 
wichtige Entscheidungen war im alten Zollverein, solange noch 
das Erfordernis der Einstimmigkeit der Beschlußfassimg be- 
stand, das eine Vergewaltigung und Preisgabe der Interessen 
der kleineren Vereinsstaaten ausschloß, für Luxemburg erträg- 
lich gewesen. Die Reorganisation des Zollvereins auf der Grund- 
lage der Mehrheitsbeschlüsse im Jahre 1867 hatte die Lage des 
Großherzogtums in dieser Hinsicht von Grund auf verändert 

l ) Eyschen, Das Staatsrecht des Oroßh. Luxemburg, Seite 237. 
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und schon damals Bestrebungen gezeitigt, die auf eine irgendwie 
geartete Teilnahme Luxemburgs an den entscheidenden Be- 
schlüssen im Zollverein hinausliefen. Über die Schritte, die 
luxemburgischerseits in dieser Richtung damals getan wurden, 
und den dadurch hervorgerufenen Einspruch Frankreichs habe 
ich bereits berichtet. 

Als nun im Jahre 1879 eine .Neuorientierung der Handels- 
politik des Deutschen Reiches in dem Sinne einer Abkehr von der 
durch den preußisch-französischen Handelsvertrag von 1862 
inaugurierten Freihandelspolitik zur Entscheidung stand, wurde 
es in Luxemburg besonders mißlich empfunden, von der Teilnahme 
an den Beratungen über diese so wichtigen Fragen ausge- 
schlossen zu sein. Am 24. März 1879 schlug der luxemburgische 
Staatsminister von Blochausen dem König-Großherzog Wilhelm 
III. vor, bei der deutschen Regierung die Zulassung eines luxem- 
burgischen Vertreters im Bundesrat mit beratender Stimme in 
Zollangelegenheiten anzuregen. 

Der um seine Meinung über diese Aktion angegangene 
Staatsrat äußerte Bedenken, die er in einem Bericht an den 
Staatsminister vom 29. April 1879 niederlegte: Luxemburg habe 
kein Recht, irgendwelche Vertretung weder im Reichstag noch, 
im Bundesrat zu beanspruchen, und es sei deshalb damit zu 
rechnen, daß die Erlangung des Rechtes der Teilnahme an diesen 
Körperschaften nicht kostenlos, d. h. nicht ohne Gegenleistung 
zu erhalten sein würde. 

Formal müßte, um Luxemburg eine Vertretung in diesen 
Körperschaften einzuräumen, die Verfassung des Deutschen 
Reiches abgeändert werden, wozu die Zustimmung der Majorität 
des Reichstags und von mindestens 4o Stimmen des Bundesrats, 
wobei 14 Gegenstimmen schon zur Ablehnung genügten, erfor- 
derlich seien. Parallel damit müßte auch die luxemburgische 
Verfassung, die keine Vertretung des Großherzogtums in einer 
ausländischen Verwaltungs- oder gesetzgebenden Körperschaft 
kenne, modifiziert werden. Insbesondere bedinge der Umstand, 
daß die Reichstagsmitglieder aus dem allgemeinen Wahlrecht 
hervorgingen, falls luxemburgische Vertreter an den Reichs- 
tagssitzungen teilnehmen sollten, eine Änderung der luxembur- 
gischen Verfassung, die das Wahlrecht zurzeit von der Entrich- 
tung einer direkten Staatssteuer von mindestens 10 Fr. abhängig 
mache. 

Hinsichtlich der internationalen Stellung des Großherzog- 
tums sei zu bemerken, daß der Londoner Vertrag von 1867 Lu- 
xemburg unter der Bedingung neutral erklärt habe, dieselbe 
Neutralität allen Staaten gegenüber zu wahren. Es sei zwar 
bei der Neutralisation Luxemburg gestattet worden, den bis- 
herigen Zollanschluß an den Zollverein, d. h. den zollpolitischen 
Status quo beizubehalten, nicht aber in dieser Hinsicht ein No- 
vum zu schaffen, als welches die Entsendung von Vertretern in 
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eine ausländische legislative oder administrative Körperschaft 
anzusprechen sei. Jedenfalls bedürfe ein solcher Schritt der 
.Zustimmung der Garantiemächte. 

Aber auch gesetzt der Fall, daß alle Hindernisse überwun- 
den seien und daß Deutschland auf die luxemburgischen Wün- 
sche einginge, so bedeute dies doch günstigstenfalls nur, daß 
Luxemburg eine Stimme von 59 Stimmen im Bundesrat und 
zwei Sitze im Reichstag bei 382 Mitgliedern erlange. Der Vor- 
teil sei daher ziemlich illusorisch. 

Diese Bedenken veranlagen den Staatsrat zu einem Gegen- 
vorschlag: Nachdem schon vor der Errichtung des Deutschen 
Reiches Preußen dem luxemburgischen Wunsch entsprochen 
hatte, der luxemburgischen Regierung alle Anträge in Zoll- 
sachen bekannt zu geben, die vor den Reichstag und den Bundes- 
rat gelangten, und sich bereit erklärt hatte, die luxemburgische 
Regierung im voraus über alle Vorlagen in Zollsachen zu be- 
nachrichtigen, die preußischerseits bei diesen Körperschaften 
eingereicht würden, bliebe Luxemburg nur noch zu wünschen 
übrig, daß nachdem es von Preußen über die vor den Bundesrat 
gebrachten Zollangelegenheiten instruiert sei, einem luxembur- 
gischen Vertreter, etwa dem luxemburgischen Geschäftsträger in 
Berlin, Gelegenheit gegeben werde, seine Bemerkungen dazu, sei 
-es im Bundesrat vorzutragen, sei es diesem in Noten und Denk- 
schriften zu überreichen und zwar vor der Beschlußfassung im 
Bundesrat und damit auch bevor die Vorlagen von diesem an 
den Reichstag gelangten. 

Die luxemburgische Regierung ließ sich durch die Bedenken 
tles Staatsrates nicht abschrecken, und Blochausen erteilte dem 
luxemburgischen Geschäftsträger in Berlin, dem nachmaligen 
Staatsminister Paul Eyschen, die Anweisung, bevor luxembur- 
gischerseits ein schriftlicher Antrag beim Berliner Kabinett ein- 
gereicht werde, dort zuerst den Boden zu sondieren. Dieses Auf- 
trages entledigte sich Eyschen in einer Unterredung mit Bis- 
marck, der den Gedanken sympathisch aufnahm und seine Unter- 
stützung versprach, jedoch unter ausdrücklichem Hinweis auf 
die Gefahr der Mißdeutung eines solchen Schrittes der luxem- 
burgischen Regierung im Hinblick auf die Neutralität des Groß- 
herzogtums. 

Gleichzeitig sollte der Plan aber auch den übrigen Garan- 
tiemächten der luxemburgischen Neutralität vorgelegt werden, 
um deren etwaige Einwendungen kennen zu lernen. 

Der luxemburgische Geschäftsträger in Paris. Jonas, legte 
ihn zuerst dem französischen Minister des Äußern, Waddington, 
am 3. Mai 1879 vor. Dessen Antwort war dringendes Abraten 
mit dem deutlichen Hinweis: «L'organisation de l'Empire d'Alle- 
magne est un engrenage. vous y inettez seulement un doigt et 
bientot le bras entier sera pris.» 
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Der englische Botschafter in Paris, Lord Lyons, meinte 
diplomatisch, die Zulassung der Vertretung eines ausländischen 
Staates im deutschen Bundesrat sei ein sehr delikates Problem, 
dessen Lösung die größte Vorsicht erheische. 

Der italienische Botschafter in Paris. General Gialdini, riet 
dringend ab. Die Wahrung der Neutralität sei für Luxemburg 
wichtiger als die Wahrung seiner wirtschaftlichen Interessen. 
Der von der luxemburgischen Regierung geplante Schritt würde 
die Empfindlichkeit Frankreichs verletzen «qui a une peur ex- 
treme de rAllemagne et les gens qui mit peur no raisonnent pas.» 

Aus all diesen Äußerungen einschließlich der Antwort Bis- 
marcks konnte die luxemburgische Regierung ersehen, daß die 
.Schaffung einer luxemburgischen Vertretung im deutschen 
Bundesrat allgemein als ein Schritt von erheblicher politischer 
Tragweite angesehen wurde, der mit einer korrekten Wahrung 
cler Neutralität unvereinbar und geeignet sei, die kaum 12 Jahre 
vorher mühsam gelöste luxemburgische Frage mit all ihren Ge- 
fahren sowohl für die Selbständigkeit des Landes wie vor allem 
für die Ruhe Europas wieder auf das Tapet zu bringen. Unter 
diesen Umständen gebot ihr die Klugheit, den Plan fallen zu 
lassen. 

Der Gedanke ist seitdem auch nicht mehr aufgenommen 
worden. 

Die Annexion Elsaß-Lothringens und die dadurch bewirkte 
Aufhebung der bisherigen Zollinie an der ehemaligen franzö- 
sisch-luxemburgischen Grenze von Obercorn bis Schengen vom 
1. Januar 1872 an V) hatte für Luxemburg verschiedene Folgen; 

1. Einen anderen Verlauf der Binnenzollinie im Großherzog- 
tum, die nunmehr von der Südseite der Stadt Luxemburg — die 
nebst ihren Vororten bisher vom Grenzbezirk ausgeschlossen 
gewesen war — an der Ostseite des Bahnkörpers der Linie 
Luxemburg — Diedenhofen entlang verlief. Dadurch erfuhr der 
Grenzbezirk, gegen dessen Ausdehnung auf den größten Teil 
des großherzoglichen Territoriums luxemburgischerseits seit 
Jahrzehnten geklagt worden war, eine bedeutende Verminderung. 

2. Durch die Reduktion der Grenzlinie gegen das Zollaualand 
(Frankreich und Belgien) um ein Drittel ihrer bisherigen Länge 
wurde ein entsprechender Teil dos luxemburgischen Zollperso- 
nals entbehrlich. Von den 334 Zollbeamten, aus denen, neben 
dem Personal der Zolldirektion, die luxemburgische Zollverwal- 
tung bisher bestand, konnten nur noch 243 weiter im Zolldienst 
beschäftigt werden. 

Von den überschüssig gewordenen Beamten trat ein Teil, 
denen sich noch manche freiwillig anschlössen, deren weitere 
Verwendung im luxemburgischen Zolldienst gesichert war. in den 
elsaß-lothringischen Zolldionst. wo eine große Nachfrage nach 

«) Memorial 1871 I 165 Digitized by Google 



1-111 



Beamten deutscher Sprache entstanden war, ein. Zur Wahrung 
ihrer Staatsangehörigkeit erhielten diese Beamten von der lu- 
xemburgischen Regierung die hierzu nach Art. 17 des luxem- 
burgischen Zivilgesetzbuches vorgeschriebene Ermächtigung. 

XXIII. Die Erneuerung des Zollanschlusses im 
ersten deutsch-luxemburgischen Eisen- 
bahnbetriebsvertrag von 1872. 

In den Zollanschlußverhandlungen von 1865 waren die 
luxemburgischen Eisenbahnen zum ersten Male zwischen Preus- 
sen und Luxemburg erwähnt worden. 

Das Großherzogtum besaß zwei Eisenbahnnetze: das wirt- 
schaftlich und militärisch bedeutsamste gehörte der Wilhelm- 
Luxemburg- Eisenbahn-Gesellschaft, das andere, das damals nur 
lokale Bodcuiung besaß und hier nicht weiter in Betracht kommt, 
der Prinz Hein rich-Eisenbahn-Gesellschaft. 

hie Konzessiouierung von Eisenbahnstreckeu an die 1.85(5 
gebildete Wilhelm- Luxemburg-Gesellschaft war ursprünglich an 
die Unternehmer Favier und Jouve aus iVancy durch den lu- 
xemburgischen Staat in den Jahren 1855 bis 1801 erfolgt. Die 
Gesellschaft halle aber den Betrieb der Bahnen selbst nie aus- 
geübt, sondern diese 1857 schon während des Baues vertrags- 
widrig für 50 Jahre der französischen Ostbahngesellschaft ver- 
pachtet, welche Abmachung jedoch erst nach langen Verhand- 
lungen, die zu einer neuen Vereinbarung zwischen der Wilhelm- 
Luxemburg- und der Ostbahn vom 30. September 18(55 führten, 
die erforderliche Genehmigung der luxemburgischen Regierung 
erhielt. 

Noch bevor dieses Abkommen zustande kam und als noch 
der Streit zwischen dem luxemburgischen Staat und der Wil- 
helm-Luxemburg- Bahn wegen vertragswidriger Weiterverpach- 
tung der Bahnen beistand, hatte Preußen während der Verhand- 
lungen über den Zollanschluß-Erneuerungsvertrag von 1865 
versucht, eine Lösung dieses Pachtverhältnisses und die Über- 
tragung dieser Linien an die preußische Eisenbahndirektion in 
Saarbrücken zu erzielen. Diesem preußischen Antrag hatte Lu- 
xemburg entgegnet, daß es, falls es nicht selbst die Bahnen be- 
treibe — und dazu sei es aus Mangel an Material und Personal 
völlig außerstande — , nicht über deren Betrieb verfügen könne. 
Es sei Sache der Wilhelm-Luxemburg-Bahn, für diesen Betrieb 
eventuell durch einen Pächter zu sorgen. Den Pachtvertrag 
könne die luxemburgische Regierung nur genehmigen oder ver- 
werfen, letzteres aber nur, wenn Bedenken über die Zahlungs- 
fähigkeit oder die Zuverlässigkeit des Pächters bestünden. Damit 
war die Angelegenheit vorläufig erledigt. 
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Am 21. Januar 1608 vereinbarten die Wilhelm-Luxemburg- 
und die Ostbahn einen neuen Vertrag, an Stelle desjenigen von 
1805, dem die luxemburgische Regierung ihre Zustimmung gab, 
nachdem die Ostbahn sich verpflichtet hatte, außer der an die 
Wilhelm-Luxemburg-ßahn zu zahlenden Jahrespacht von drei 
Millionen Franken der luxemburgischen Regierung die zum Bau 
der Hahnen gewährte Staatssubvention von 8 Millionen Franken 
unter gewissen Bedingungen zurückzuerstatten, insbesondere 
sobald der Betrieb der Bahnen eine Verzinsung des Anlagekapi- 
tals von mehr als 0% gewähren würde. Dieser Vertrag erhielt 
vjine politische Note dadurch, daß Frankreich die der Ostbahn 
daraus erwachsenden Einbußen durch Garantie auf seine Rech« 
nung übernahm. Dies war das Verhältnis zwischen dem luxem- 
burgischen Staat, dem Eigentümer und dem Pächter, als der 
Krieg von 1870 ausbrach. Das Bahnnetz der Wilhelm-Luxem- 
burg-Bahn umfaßte damals 225 km, von denen 170 in Luxem- 
burg und 55 km in Belgien (Linie Luxemburg-Spaa) gelegen 
waren. Die luxemburgischen Konzessionen liefen bis Ende 195 Q r 
die belgischen bis 19. Februar 1957. 

Als dann infolge des Ausganges des Krieges die französische 
Ostbahn ihren Betrieb in Elsaß-Lothringen aufgeben mußte, sah 
sie sich auch vom Betrieb der Wilhelm-Luxemburg-Bahnen ab- 
geschnitten, die bisher mit ihrem übrigen Netz nur durch die 
Linie Luxemburg-Metz verbunden gewesen waren. Die Lösung 
des Pachtverhältnisses war nicht zu umgehen. 

Dem Zusatzartikel 1 zum Frankfurter Friedensvertrag vom 
10. Mai 1871 gemäß hatte die Ostbahn ihre Rechte und Pflich- 
ten aus den über den Betrieb der luxemburgischen Bahnen ab- 
geschlossenen Konventionen Frankreich zu übertragen und die- 
ses dieselben dem Deutschen Reich unentgeltlich abzutreten. 
Letzteres hatte nicht die Absicht, diese Rechte an eine Eisenbahn- 
gesellschaft abzutreten, wollte vielmehr den Übergang auf die 
Verwaltung der Eisenbahnen in Elsaß-Lothringen, d. h. auf eine 
Reichsverwaltung. 1 ) 

Hiergegen hatte Luxemburg die größten Bedenken mit 
Rücksicht auf seine Neutralität und Unabhängigkeit. Es bestritt 
daher die Rechtsgültigkeit der die luxemburgischen Eisenbahnen 
betreffenden Abmachungen des Friedensvertrags. Denn wenn 
die Wilhelm-Luxemburg-Bahn der französischen Ostbahn mit 
Zustimmung der luxemburgischen Regierung den Betrieb ihrer 
Bahnen übertragen hatte, so war die Ostbahn ihrerseits in keiner 
Weise befugt, diesen Betrieb einem anderen zu übertragen ohne 
Zustimmung der luxemburgischen Regierung. Vollends war ein 
solcher direkter oder indirekter Übergang des Betriebes an einen 
anderen Staat nach ausdrücklicher Bestimmung des Art. 24 des- 
luxemburgischen Gesetzes vom 25. November 1855 unzulässig, 

0 Das Reichskanzleramt an die luxemburgische Regierung am 17 
Februy 1873. 
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Zur Erledigung dieser Angelegenheit reisten im März 1873 
drei luxemburgische Unterhändler, Foehr, Jurion und Ulveling 
nach Berlin. Nach ihren Instruktionen sollten sie versuchen, 
Deutschlands Zustimmung zur Übertragung sämtlicher luxem- 
burgischen Bahnen, also auch der Prinz Heinrich-Bahn an eine 
Privatgesellschaft unter deutscher Führung zu erlangen, bei 
hartnäckigem Widerstand deutscherseits bliebe jedoch nichts 
übrig, als die deutsche Forderung anzunehmen. In diesem Falle 
wäre die Verlängerung des Zollanschlusses auf die Dauer der 
Übertragung des Betriebes der Wilhelm-Luxemburg-Bahn an 
Deutschland unerläßlich. 

Über den Zollanschluß hatte sich der luxemburgische Staats- 
rat in einem Bericht vom 9. März 1872 über die in der deutschen 
J\ T ofe v.»m 17. Februar 1872 enthaltenen Forderungen folgender- 
maßen geäußert: 

* Quant au Zollverein il imporlcrait decarter au sujet de sa 
duree toute preoccupation du cöte de l'Allemagne et ce dans l'in- 
1erel reeiproque des rapports commerciaux, de leur developpe- 
ment et de leur securite. Le Grand -Dache s'est fait au regime 
du Zollverein de])uis de longucs an neos; ses grandes industries 
sc sont etablies et ont prospere sous l'empire de ses lois econo- 
miques. et quoiqu'il impose de fortes charges ä la consommation 
et quo l agriculture du pays n'y trouve pas des ressources desi- 
rables pour son extension, il serait difficile de s'y soustraire, 
surtout apres les nouveaux changemeuts territoriaux, eans de 
grands inconvenients. 

D'un autre cöte, le commerce des provinces allemandes limi- 
trophes sait apprecier les avantages que lui procure le däbouche 
luxembourgeois, et l'administration du Zollverein peut aussi 
apprecier les revenus que lui procure la consommation indigene. 

La Convention d'exploitation de nos chemins de fer se lie 
tellement aux relations commerciales et industrielles, qu'il sem- 
ble enfiu que les deux objets devraient etre regles simultanement 
et avoir la meme duree.» 

Während der Zollanschluß-Erneuerungsvertrag von 1865 
noch bis Ende des Jahres 1877 lief, beanspruchte Deutschland 
auf Grund der Abmachung im Frankfurter Friedensvertrag den 
Betrieb der Wilhelm-Luxemburg-Bahn für dieselbe Zeit, wie er 
seinerzeit der französischen Ostbahn übertragen worden war, 
nämlich für 41 Jahre, d. h. bis 31. Dezember 1912. 

Das Ergebnis der Verhandlungen war der deutsch-luxein- 
bu rasche Eisenbahn vertrag vom 11. Juni 1872, in dem Luxem- 
burg in den Betrieb der betreffenden Bahnen durch die Kaiser- 
liche General-Direktion der Eisenbahnen in Elsaß-Lothringen in 
Straßburg bis 31. Dezember 1912 einwilligte. 

Die dem Betriebsunternehmer obliegende Verpflichtung zur 
Bückzahlung der Subvention des luxemburgischen Staates wurde 
anderweit dahin geregelt, daß der alljährlich nach bestimmten 

9 



Digitized by Google 



»- 143 — 



Grundsätzen zu ermittelnde Überschuß der Einnahmen über die 
Ausgaben bis zur Erfüllung der 8 Millionen ausschließlich Lu- 
xemburg zufiel, später aber nach vollständiger Rückzahlung der 
Subvention zwischen Luxemburg und der deutschen Verwaltung, 
zur Hälfte geteilt werden sollte. 

Über die belgischen Strecken der Wilhelm-Luxemburg-Bahn 
wurde am 11. Juli 1872 ein besonderer Vertrag zwischen 
Den Ischland und Belgien geschlossen. 

Die Wilhelm-Luxemburg-Gesellschaft erhob anfänglich gegen, 
das ohne ihren Willen erfolgte Eintreten der deutschen Verwal- 
tung Einspruch, fand sich aber später mit den tatsächlichen 
Verhältnissen ab und verpachtete auch die ihr weiter konzes- 
sionierten neuen Bahnlinien in Luxemburg ebenfalls an die 
Kaiserl. General-Direktion der Eisenbahnen in Elsaß-Lothringen.. 

Über den Zollanschluß bestimmte § 14 dieses Vertrages: 

«Beide vertragschließende Regierungen werden von dem 
ihnen zustehenden Recht zur Kündigung des Vertrags vom 
20./25. Oktober 1865 betreffend die Fortdauer des Anschlusses 
des Oroßh. Luxemburg an das Zollsystem Preußens und der 
übrigen Staaten des Zollvereins keinen Gebrauch machen, so- 
lange die im $ 1 bezeichneten Bahnstrecken von der KaiserL 
General-Direktion der Eisenbahnen in Straßburg oder von einer 
anderen, an deren Stelle getretenen Reichsbehörde verwaltet und. 
betrieben werden.» 

Damit war der Zolhmschluß Luxemburgs bis 31. Dezember 
1912 festgelegt. 

Zur Sicherung der Neutralität des Großherzogtums war in. 
§ 2 des Vertrages die Bestimmung aufgenommen worden: 

«Die deutsche Regierung verpflichtet sich, die Wilhelm- 
Luxemburg-Bahn zu keiner Zeit zum Transport von Truppen,. 
Waffen, Kriegsmaterial und Munition zu benutzen, und während 
eines Krieges, an dem Deutschland beteiligt sein sollte, sich der- 
selben für die Proviantierung der Truppen, auf keine die Neu- 
tralität des Großherzogtums verletzende Weise zu bedienen, sowie 
überhaupt im Betriebe dieser Bahnen Handlungen, welche dem 
Großherzogtum als neutralem Staat obliegenden Verpflichtungen 
nicht vollkommen entsprechen, weder vorzunehmen noch zuzu- 
lassen.» 

Zur Beschlußfassung über den Eisenbahnbetriebs vertrag, 
trat die luxemburgische Kammer am 24. Juni 1872 zu einer 
dreitägigen außerordentlichen Session zusammen. 

Das Expose, mit welchem der damalige Staatsminister und 
Präsident der Regierung Emmanuel Scrvais 1 ) die Entstehung und 
den Inhalt der Konvention unterbreitete, schloß mit den Worten: 

«Je vous dirai, en somme, ce que la Convention represente. 
Elle impose au Gouvernement allemand les obligations que la. 
Compagnie de l'Est avait garanties. Et puis eile nous assure le- 

■ 

*) Comptc-rendu des Seances 1872, Seite 43. 
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maintien de l'Union douaniere. U est inutile que jätende mes 
explications sur les details; les pieces produites vous permettront 
d'apprecier toutes les dispositions de la Convention. Mais je dis 
que cette Convention nous presente, dans notre Situation actuelle, 
des avantages que j'apprecie fort Elle consolide notre Position 
poiitique, commerciale et industrielle. C'est sous ce rapport que 
je vous la recommande. Elle consolide notre Position poiitique. 
Üepuis deux ans, en effet, nous etions dans l'incertitude sur no- 
tre sort; on ne saurait le meconnaitre. A chaque moment l'in- 
quietude de la population montrait que Ton n'etait pas rassure. 
Tout danger disparait maintenant. Nous avons fait une Conven- 
tion avec la Puissance que Ton craignait. Par la Convention, 
cette puissance reconnait notre neutralite et declare qu'elle veut 
la respecter. Nous avons ici une garantie qui est d'un grand 
prix. Personne ne se refusera daccorder une grande valeur 
aux engagements resultant d'une Convention, quelque peu de 
confiance qu'on puisse d'ailleurs avoir dans les determinations 
de ceux que les considerations politiques dirigent. Ensuite notre 
maintien dans l'Union douaniere consolide notre Position sous le 
rapport commercial et industriel. Notre industrie est desormais 
delivree des inquietudes qu'elle pouvait avoir devant une inter- 
ruption possible des relations avec l'Union douaniere. Les in- 
dustries souf front enormement de ces changements de relations; 
olles aiment ä pouvoir compter sur un avenir plus ou moins 
long. Je dis donc que sous le point de vue poiitique comme sous 
le point de vue commercial et industriel, nous devons nous feli- 
citer que la question de l'exploitation de nos chemins de fer soit 
terininee.» 

Eine ähnliche Auffassung der Verstärkung der politischen 
und wirtschaftlichen Lage des Großherzogtums vertrat der Abge- 
ordnete und Hüttenbesitzer Norbert Metz, der unter anderem 
über die Verlängerung des Zollanschlusses folgendes äußerte: 

«On l'a dejä dit souvent, le Zollverein est indispensable au 
maintien de notre independance. Je viens aujourd'hui, peut- 
etre pour la derniere fois, repeter cette verite. II est certain 
pour moi et il doit etre certain pour tout le monde, que si nous 
perdions l'Union douaniere, nous devrions nous resoudre a l'iso- 
lement ou ä une annexion ä l'un ou l'autre pays voisin. Pour 
tout liomme raisonnable, l'isolement serait le commencement de 
la fin. 

Le maintien du Zollverein pendant quarante ans garantit 
donc au mieux notre independance. 

Pendant quarante ans le traite evitera que le Zollverein 
puisse devenir un moyen de pression sur nous. 

Sous le rapport commercial et industriel, le Zollverein en- 
core satisfait mieux que toute autre Solution ä nos interets; per- 
sonne, je pense, ne prouvera le contraire.» J ) 

J ) Compte-rendu Seite 79. 
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Wenigei optimistisch äußerte sich der Abgeordnete Baron 

von Blochausen. 
cJe ne me joindrai pas a la declaration de Thon. Ministre 
d'Etat qui nous disait que cette Convention etait de nature ä con- 
solidcr notre neutralite et riotre independance. Je ne le crois 
pas; mais je crois au moins une chose, cest que, teile qu'elle est 
aujourd'hui, eile compromet cette independance le moins pos- 
sible, et avec la reserve attachee a notre vote, 1 ) notre neutralite* 
peut etre egalement consideree comme sauvegardec. Voilä pour- 
quoi je voterai la Convention. J'aurais prefere ne pas avoir be- 
soin de la voter; car en 1'acceptant nous subissons une pression 
etrangere, mais enfin je pense au moins qu'au point de vue ma- 
teriel la Convention du 11 juin repond aux interets du pays.» 2 ) 
Auch Servais scheint später zu einer nüchterneren Auffas- 
sung des Vertrags vom 11. Januar 1872, der auf Grund des 
Frankfurter Friedensvertrags, an dem Luxemburg in keiner 
Weise beteiligt gewesen, dem Großherzogtum ebenso aufge- 
zwungen worden war, wie der ursprüngliche Zollanschlußver- 
trag von 1842, gelangt zu sein, denn er bezeichnet ihn in seinen 
später erschienenen Memoiren als unvereinbar mit der Neutra- 
lität und der Selbständigkeit des Großherzogtums. 3 ) 

Nach einer kurzen Diskussion wurde der Vertrag am 27. 
Juni 1872 in der Abgeordnetenkammer einstimmig angenommen. 

Der Staatsrat hatte sich schon vorher für die Annahme des 
Vertrages ausgesprochen, jedoch unter der Voraussetzung, daß 
die Zustimmung der Garantiemächte der luxemburgischen Neu- 
tralität vor der Ratifikation eingeholt würde. Unter demselben 
Vorbehalt hatte auch die Zentralsektion der Kammer den Ver- 
trag einstimmig angenommen, und auch die Kammer schloß sich 
dem an. 

Im Einverständnis mit der deutschen Regierung richtete 
demgemäß der luxemburgische Staatsminister Servais eine Zir- 
kularnote an die Signatarmächte des Londoner Vertrags vom 
11. Mai 1867 mit der Bitte zu erklären, daß der Eisenbahn- 
betriebsvertrag vom 11. Juni 1872 die durch die Signatarmächte 
■des Londoner Vertrages übernommenen Verpflichtungen in kei- 
ner Weise verändert habe («que la Convention du 11 juin 1872 
n'a en rien modifie les engagements contractes par les Puis- 
sances signataires du Traite de Londres»)- 

Diese Erklärung gaben Österreich. Frankreich und Ruß- 
land ab, während Belgien sie mit dem Hinweis ablehnte, daß es 
nicht zu den die luxemburgische Neutralität garantierenden 
Mächten gehöre, und Italien, eine präzise Beantwortung der 
luxemburgischen Anfrage vermeidend, sich darauf beschränkte, 
«d'exprimer le plaisir eprouve par Tltalie, en apprenant que 
l'applanissement des diffieultes administratives qui avaient surgi 

J ) Gemeint ist die Zustimmung der fiarantiemächte zu dem Vertrag. 
2 ) Compte-rendu Seite 78. 
*) Autobiographie, Seite 90. 
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au sujet de l'exploitation du chemin de fer du Luxembourg, a 
ete obtenu Sans prejudice de la Situation poiitique exterieure du 
Grand-Duehe.» 

haue besondere Stellung nahmen England und Holland ein. 
Sie erklärten, daß, da die Garantie der luxemburgischen Neu- 
tralität eine Kollektivgarantie sei, die von der luxemburgischen 
Regierung gewünschte offizielle Erklärung nicht ohne Fühlung- 
nahme mit. den übrigen Garan tiemächten abgegeben werden 
könnte. 

Die holländische Antwort enthielt die offiziöse Erklärung, 
daß die Uestimmungen des Vertrags keine Änderung der im 
Londoner Vertrag übernommenen Verpflichtungen bewirkten, 
und fügte hinzu: «Si le bul quo se proposait Votre Excellence 
etait .... d'obtenir une declaration officielle ayant une valeur 
plus effective, je devrais, dans ce cas, me permettre, M. le mi- 
nistre d'Etat, de faire observcr qu'en raison du earaetere collec- 
tif de la garan tie sanctionnee par le Traite de Londres. une 
entente prealable entre les Puissanees signataires de ce traite eüt 
ete desirable.» 

In der englischen Antwort lehnte Lord Granville die luxem- 
burgischerseits gewünschte Erklärung ab «without a previous 
consultation with the other Powers Parties to the Treaty of 
1867» und begründete dies damit, daß die Garantie der luxem- 
burgischen Neutralität eine kollektive sei. Nachdem Granville 
auf die im Vertrag vom 11. Juni enthaltenen besonderen Ver- 
pflichtungen Deutschlands hinsichtlich der Vermeidung neu- 
tralifätswidrigcr Handlungen bei dein Betrieb der luxembur- 
gischen Dahnen hingewiesen hatle. fügte er hinzu: 

These engagements appear to Her Majesty's Government to 
respeet the principle of neutrality. vvhich was guaranteed by 
Great-Britain by the Treaty of 1807 eolleetively with the other 
Parties thereto. But Her Majesty's Government, forbearing on 
the grounds already mentioned to express separately a formal 
opinion on this point. can only state it as their own impression 
and as uiven separately and iuformally in consequence of the 
pressure? of time. which does not allow theni to consult their 
co-contracting Parties. 

Her Majesty's Government, however, must at the same time 
say, although they do not object, in the peculiar circumstances 
of the present case, to the arrangement respectivy the Luxem- 
burg Railways which has been made by the Convention of the 
11th ultimo, they cannot consider it as one which ought to be a 
precedent with regard to other countries declared to be neutral.» 
Hier hatte England wohl die belgischen Eisenbahnen im Auge. 
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XXIV. Die fünfte Periode des Zollanschlusses 
Luxemburgs (1872—1902). 

Über das luxemburgische Zollweseu in der Zeit von 1872 
bis 1902 ist wenig zu berichten. Die Kämpfe zwischen der luxem- 
burgischen Regierung und der Zolidirektion in Luxemburg und 
die politischen Schwierigkeiten, die in früheren Zeiten teils die 
Ursache und teils die Wirkung dieser Kompetenzkonflikte ge- 
wesen waren, hatten völlig aufgehört. Eine Tradition in der 
Abgrenzung der Befugnisse und in der gemeinsamen Erledigung 
der Geschäfte hatte sich herausgebildet. Die preußischen Beam- 
ten, denen die Leitung der luxemburgischen Zolldirektion anver- 
traut wurde, hatten die Wege, die ihr erster Vorgänger im Amte 
eingeschlagen hatte, verlassen und an der Herstellung eines 
freundschaftlichen Verhältnisses zur Landesregierung mit Er- 
lolg gewirkt. 

Wie bereits oben erwähnt, war 18(59 Keller-Holl zum Zoll- 
direktor ernannt worden, im Dezember 1875 wurde er in den 
Heichsdienst zurückberufen und durch den Regierungsrat Stad- 
ler ersetzt. Beim Tode Stadlers trat im Juli 1887 Geheimrat 
Löhning an dessen Stelle. Nach Löhnings Entlassung wurde 
der Geheimrat Jungeblodt im Mai 1893 ernannt. Dieser war 
der letzte Zolldirektor in Luxemburg. Als er am 1. Januar 1919 
infolge der Lösung des Zollanschlusses von seinen Funktionen 
zurücktrat, konnte er auf eine 20jährige Amtstätigkeit an der 
Spitze der luxemburgischen Zollverwaltung zurückblicken, wäh- 
rend der sich der deutsch-luxemburgische Verkehr in Zollange- 
legenheitcn reibungslos vollzogen hatte. Im Unterschied von 
manchem seiner Amtsvorgänger hatte sich Jungeblodt in die 
luxemburgischen Verhältnisse ohne Voreingenommenheit ein- 
gelebt, und er konnte deshalb im Sinne der Vermittlung und der 
Verständigung eine ersprießliche Tätigkeil entwickeln. 

Die dreißig Jahre, die zwischen dem ersten und dem zweiten 
deutsch - luxemburgischen Eisenbahubctriebsvertrag, zwischen 
der vorletzten und der letzten Zollanschlußerneuerung, verflos- 
sen sind, bilden keine abgeschlossene Periode in der wirtschaft- 
lichen Entwicklung des Großherzogtums. Sie sind vielmehr eine 
Übergangszeit. Denn das erste Dezennium trug noch die charak- 
teristischen Merkmale der Eisenbahnbauzeit der 60er Jahre mit 
ihrer Kräftigung des Wirtschaftslebens und der Ausbreitung des 
Wohlstandes in allen Klassen der Bevölkerung, während das 
letzte Dezennium, also die 90er Jahre, schon zu der Zeit gewal- 
tigen wirtschaftlichen Aufschwunges gehört, mit tiein das XX. 
Jahrhundert in Deutschland einsetzte, und in der die fahre 1910 
bis 1912 den Höbepunkt darstellen. Es ist die Zeit, in der die 
luxemburgische Eisenindustrie, eine Hauptsäule des Wirtschafte- 
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lebens des Großherzogtums, eine Weltbedeutung erlangt und 
Luxemburg in die Reihe der reichsten Länder Europas eintritt 

Wenn also die Jahre 1872 bis 1902 ausgesprochenermaßen 
eine Zeit des Überganges darstellen, so seien dennoch hier die 
Hauptzüge der wirtschaftlichen Entwicklung des Großherzog- 
tnins gezeichnet, da diese auch den Schlüssel gibt für die vorzei- 
tige Erneuerung des Zollanschlusses im Jahre 1902. 

Die Bewegungen der Bevölkerungszahl des Großherzogtums 
in den auf den deutsch-französischen Krieg folgenden Jahrzehn- 
ten zeigt folgende Tabelle 1 )" 



Jahrzehnte. 


Zunahme der 
Bevölkerung in abso- 
luten Zahlen. 


Zunahme der 
Bevölkerung in 
Prozenten. 


1871-1880 


12 242 


6,2 


1880 -1890 


1 518 


0,72 


1890-1900 


24 866 


11,78 


1900-1910 


23 937 


10,14 


1871—1910 


62 563 


31,71 



Diese Bevölkerungsbewegung bietet besonders seit der Volks- 
zählung von 1895 ein außerordentlich günstiges Bild und bildet 
einen auffälligen Kontrast zu den früheren zeitweiligen Ver- 
minderungen der Bevölkerung. 2 ) Im Zusammenhang mit der 
wirtschaftlichen Blüte hörte auch um jene Zeit die Auswande- 
rung nach der neuen Welt auf, nachdem sie auch schon in den 
vorhergehenden Dezennien nicht mehr den proletarischen Zug 
gehabt hatte, der die Bewegung in den 40er bis 60er Jahren des 
XIX. Jahrhunderts als Folgeerscheinung des wirtschaftlichen 
Elendes im Großherzegtum charakterisierte. 

Die obigen Zahlen ergeben für die Zeit von 1871 bis 1910 
eine Zunahme der Bevölkerung Luxemburgs von 31,71%. Diese 
Zunahme blies aber noch weit hinter derjenigen Deutschlands, 
die in derselben Zeit 58% betrug, zurück. 



Jahr. 


Bevölkerung insgesamt. 


Zahl der Einwohner auf 
1 qkm. 


1871 


197 528 


76,3 


1875 


205 158 


79,3 


1880 


209 570 


81 


1885 


213 283 


82,5 


1890 


211 088 


81,6 


1895 


217 583 


84,1 


1900 


235 954 


91,2 



0 Ergebnisse der Volkszählung (Publikationen der ständigen Kom- 
mission für Statistik, Heft XXX VI, S. 6). 
- *) Siehe oben Kap. XIV die Ergebnisse der Volkszählungen. 
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Mit 91,2 Einwohner auf 1 qkin nahm das Großherzogtum im 
Jahre 1900 die sechste Stelle unter den europäischen Staaten ein: 
Belgien 231, Niederland 157, England 133, Italien 110 und 
Deutschland 104. 

Der geringe Kapitalreicidum, eine Folge der früheren 
schlechten wirtschaftlichen Zustände, war von jeher ein wunder 
Punkt in der luxemhurgischen Wirtschaft gewesen. Der Ka- 
pitalmangel war insbesondere ein Hauptgrund für die geringen 
Fortschritte der Landwirtschaft gewesen. Das landwirtschaft- 
liche Kreditwesen war völlig unorganisiert geblieben. In dem 
vorwiegend agrarischen Land vollzog sich die Kapitalbildung 
außerordentlich langsam. Die Industrie hatte ihr Kapital bis 
dahin zum größeren Teil aus dem Auslande, vornehmlich aus 
Belgien erhalten. Erst mit dem Aufblühen der Eisenindustrie 
schlug der Prozeß der Kapitalbildung ein schnelleres Tempo ein. 
Neue Bedürfnisse schufen neue Finanzorgane und erweiterten 
die bereits bestehenden. 

Die 1856 gegründete Internationale Bank in Luxemburg 
verdoppelte 1872 ihr eingezahltes Kapital auf 20 Millionen, 
eröffnete Filialen in Metz und Saarbrücken, kommanditierte die 
Bankhäuser Delbrück, Schickler & Co. in Berlin und Beverchon 
& Co. in Trier. 

Durch Gesetz vom 16. Mai 1873 war eine neue private Kredit- 
und Notenbank, die Nationalbank, mit einem Aktienkapital von 
15 Millionen Fr., auf die 50% eingezahlt waren, in Luxemburg 
errichtet worden. Ihr Schwerpunkt sollte im Diskontgeschäft 
Hegen. Aber schon 1881 brach diese Gründung zusammen. 

Kine andere Gründung vom Jahre 1874, die Kommandit- 
gesellschaft Ant. Fehlen & Co., die die 1875 aufgelöste Caisse 
commerciale et industrielle F. Berger & Co.. in Luxemburg 
übernommen hatte, hatte ebenfalls nur ein ephemäres Dasein. 

Im Jahre 1900 wurde die mit einer staatlichen Dotation 
von 500 000 Fr. ausgestattete, an die Staalssparkasse angelehnte 
Staatsgrundkreditanstalt eröffnet, nachdem die der Internatio- 
nalen Bank in Luxemburg als Kompensation für die Verleihung 
des Notenprivilegs auferlegte Verpflichtung zur Errichtung 
einer Kasse für Hypothekardarlehn praktisch zu nichts geführt 
hatte, und auch ein 1879 errichteter «Credit foncier luxembour- 
geois» nicht von Dauer gewesen war. 

Bis ungefähr zum Jahre 1890 befand sich die Landwirt- 
schaff in einer durch die überseeische Konkurrenz und die 
dadurch bewirkten niedrigen Preise für landwirtschaftliche 
Erzeugnisse hervorgerufenen Krisis. Tn Luxemburg hatten sich 
die Landwirte noch nicht dazu bewegen lassen, die traditionellen 
empirischen Produktionsmethoden ihrer Väter zu verlassen. Der 
chemische Dünger, der ihnen das Mittel brachte, um den 
natürlichen Nachteil der geringen Fruchtbarkeit des Bodens 
auszugleichen, hatte noch keinen Anklan? hei ihnen gefunden. 
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Als daher die ökonomischen Produktionsbcdingungen sieh 
merklirli zu Ungunsten der luxemburgischen Landwirtschaft 
verschoben, fehlte dieser die nötige Anpassungsfähigkeit, und sie 
winde aus dem Sattel geworfen. 

Diese schlimme Lage der Landwirtschaft wurde erst allmäh- 
lich durch ihre technischen Fortschritte und durch die Einfüh- 
rung der Agrarzölle im Zolltarif von 1879 behoben, der aller- 
dings zunächst nur geringe Schutzzölle für Getreide. Vieh, 
Fleisch und Holz brachte. 

In den folgenden Jahrzehnten vollzogen die luxembur- 
gischen Landwirte die Umstellung ihrer Betriebe auf die Vieh- 
und die Milchwirtschaft. 

Die erzielten Fortschritte und die Wandlungen in den Kul- 
turen sind im allgemeinen aus folgender Statistik des Kataster- 
ertrages (in Franken) des unbebauten Eigentums und der Art 
der Bodennutzung zu ersehen. 



Landwirtschaftlicher Katasterertrag. 





Ertrag im 
Jahre 1864. 


Ertrag im 
Jahre 1903. 




3 733 671 


4 518 174 




1 785 961 


2 400 589 




1 384 504 


1 279 216 




77Q 762 


467 924 




6 732 


208 688 


Gärten 


281 029 


375 495 




191 150 


558 552 




21 230 


32 193 


Weidengebüsch 


370 


10 230 


Gestrüpp, Ödland, usw 


84 653 


75 753 




8 269 062 


Q 926 814 



Statistik der landwirtschaftlichen Bodennutzung in Hektar. ') 





1845 


1864 


1889 


1902 




113 836 


123 993 


125 041 


120 230 




25 093 


25 447 


26 472 


27 157 






55 532 


55 179 


50321 




| 58 474 


7 148 




21 183 


22 312 


22 980 


25 727 




3 280 


3 301 


3 406 


3 143 




837 


1 097 


1 080 


1472 




707 


473 


549 


554 










73 




32 520 


18212 


17 982 


13380 



») Siehe Bd. I, Seite 45. 
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Deutlich kommt die Wandlung der luxemburgischen Land- 
wirtschaft in der Richtung einer intensiveren Kultur durch ge- 
steigerte Gewinnung animalischer Produkte in der Statistik der 
Viehhaltung zum Ausdruck, deren Zahlen für die früheren 
Jahrzehnte ich im 1. Band. Seite 44. mitgeteilt habe. 



Statistik der Viehhaltung 



Jahr. 


Pferde 


Hornvieh. 


Schate. 


Schweine. 


Zielen. 


1870 


19 294 


S7 809 


72 311 


76 750 


12 356 


1880 


19 OSO 


93 499 


48 567 


52 950 


13 723 


1890 


17 021 


S(> 104 


20 S39 


70 598 


12 63<> 


1900 


19 557 


94 849 


19 689 


109 355 


13 514 



Kennzeichnend ist der Rückgang der Schafzucht und die 
erhebliche Steigerung der Schweinezucht, mit der Luxemburg 
alle seine Nachbarn im Verhältnis zu seiner Bevölkerung über- 
flügelte. Das Hornvieh hatte der Zahl nach nicht unbedeutend 
zugenommen und der Qualität nach große Fortschritte aufzu- 
weisen. 

Die Milchwirtschaft hatte sich zu einem ertragreichen Zweig 
der landwirtschaftlichen Tätigkeit entwickelt, dank der gestei- 
gerten Kaufkraft der Bevölkerung und der Tätigkeit der genos- 
senschaftlichen Molkereien, von denen die erste 1892 errichtet 
wurde und -deren Zahl um das Jahr 1900 etwa 100 betrug. Den 
Absatz im In- und Ausland besorgte das Molkerei-Syndikat. 
Dessen Absatz betrug im Jahre 1900 370 000 kg Butter im Werte 
von fast einer Million Franken. 

Ungefähr ein Drittel der landwirtschaftlich benutzten Bodeu- 
fläche entfiel auf Wälder, so daß das Großherzogtum nach wie 
vor zu den waldreichsten Bezirken Europas gehörte. 

Der Niedergang der luxemburgischen Gerberei nach dem 
Jahre 1880 verbunden mit dem späteren Übergang der lebens- 
fähig gebliebenen Betriebe zu neuen Gerbereimethoden brachte 
eine rapide Entwertung der Lohheckenkulturen. Die Eichenlohe, 
die im Jahre 1875 einen Preis von Fr. 5.70 für die 50pfündige 
Bürde erreicht hatte, war 1900 auf Fr. 2.50 gesunken und sie 
fand im Jahre 1904 kaum noch welche Käufer. Die Lohhecken- 
besitzer mußten diese Kulturen aufgeben und sie teils in Nadel- 
holzwaldungen, teils in Ackerland mit bedeutendem Kapital- 
aufwand umwandeln. 

Die Thanntweinfabrikation hatte ihren Charakter als 
Nebengewerbe des Landwirtes und des Winzers beibehalten. Das 
Brennen hing von dem Ausfall der Ernte ab. Bei guter Obst- 
und Weinernte wurde viel Branntwein hergestellt. Desgleichen 
bei knapper Futteremte. indem der Landwirt das fehlende Futter 
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durch die aus der Destillation gewonnene Schlempe zu ersetzen 
bestrebt war. Daher auch die großen Schwankungen in der Be- 
schäftigung der Brennereien: 



Es waren alles Kleinbetriebe. Ein einziger hatte industriellen 
Charakter, die 1800 gegründete «Distillerie du Grand-Duche» 
Koni.-Ges. in Höhenhof, 1872 in eine Aktiengesellschaft mit einem 
Aktienkapital von 1 250 Oüü Fr. umgewandelt und durch eine 
Filiale in Roodt ergänzt. Dieser Betrieb, der ausschließlich für 
den Export nach Deutschland arbeitete, mußte aber schon 1875 
nach kurzer Lebensdauer seine Pforten schließen. 

Nach dem Kriege von 1870 hatten die Gründer jähre die 
luxemburgische Eisenindustrie mit neuen Betrieben auf 
kapitalistischer Grundlage, neben den älteren nach patriarcha- 
lischer Art geführten Unternehmungen ausgestattet. Aus den 14 
Hochöfen des Jahres 1865 mit einer Tagesproduktion von 190 
Tonnen, waren 1873 24 Öfen mit 360 Tonnen Tagesleistung 
geworden. Seit 1868 waren die letzten Öfen mit Holzfeuerung 
verschwunden. 

Die Eisenindustrie hatte sich zum Zentrum des Wirtschafts- 
lebens entwickelt. Von ihrem Wohlergehen waren die Eisen- 
bahnen, die Staatsfinanzen, die Landwirtschaft, Handel und 
Wandel in hohem Maße abhängig. 

Mitte 1873 setzte ein Rückschlag ein, der durch die Abschaf- 
fung des deutschen Zolles auf ausländisches Eisen ab 1. Oktober 
1873 noch verschärft wurde. Seit 1865 war im Verfolg der durch 
den Handelsvertrag mit Frankreich inaugurierten Freihandels- 
polilik der Roheisenzoll auf 10 Mark für die Tonne ermäßigt 
worden, 1870 wurde er auf die Hälfte herabgesetzt und nun 
ganz beseitigt. Am 1. Januar 1877 wurden dann auch die übrigen 
Eisenzölle beseitigt. Die Folge war, daß das englische Roheisen 
nun massenhaft hereinströmte. 

Die luxemburgischen Werke mußten starke Produktions- 
einschränkungen vornehmen. 1877 waren von 20 Hochöfen nur 
noch 8 in Betrieb, und das einzige Walzwerk mußte still gelegt 
werden. 

Mit der Abkehr Deutschlands von der Freihandelspolitik 
setzte 1879 der Umschlag ein. Ab 1. Juli 1879 wurde der 
Roheisenzoll von 10 Mk. wieder eingeführt. Damit hatte die 
Krisis ihr Ende erreicht. 



Jahr. 
1840 
1888 
1898 
1908 



Zahl der Brennereien, die in Betrieb waren. 



1864 
2084 
1022 
1144 
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Statistik der Eisenerzförderung und der Eisen Produktion des Groß- 

Herzogtums Luxemburg seit 1868.*) 





Erzförderung 
in Tonnen. 


Zahl der 


Produktion 


Produktion 


Produktion 


Jahr. 


Hoch- 


der Hochöfen 


der Stahlwerke 


der Giessereien 




öfen 


in Tonnen. 


in Tonnen 

■ II 1 vllllVIli 


in Tonnen. 


1868 


772 


039 


15 


93 


408 




1 


200 


1869 


924 


382 


14 


122 


554 




1 


011 


1870 


911 


695 


14 


128 


300 




1 


141 


1871 


990 


499 


14 


142 


897 




1 


536 


1872 


1174 


334 


16 


184 


573 




1 


615 


1873 


1331 


743 


18 


256 


449 




1 


413 


1874 


1442 


668 


19 


246 


600 




1 


310 


1875 


1090 


845 


21 * 


270 


377 




1 


341 


1876 


1196 


729 


21 


230 


500 




1 


370 


1877 


1262 


825 


20 


215 


388 




1 


269 


1878 


1407 


617 


19 


248 


377 




1 


394 


1879 


1613 


392 


17 


261 


236 




1 


205 


1880 


2173 


463 


18 


260 


666 




1 


701 


1881 


2161 


881 


18 


293 


615 




1 


579 


1882 


2539 


295 


18 


276 


587 




1 


726 


1883 


2551 


090 


18 


334 


688 




1 


827 


1884 


2447 


634 


18 


365 


997 




1 


670 


1883 


2648 


449 


21 


419 


610 




1 440 


1886 


2361 


372 


21 


300 


644 


20 554 


2 585 


1887 


2649 


710 


21 


492 


038 


57 345 


3 644 


1888 


3261 


925 


21 


523 


776 


69 739 


4 


615 


1889 


3102 


753 


21 


561 


733 


97 900 


4 


642 


1890 


3359 


413 


21 


599 


912 


97 462 


5 9fJ9 


1891 


3102 


050 


21 


544 


994 


110 920 


7 


062 


1892 


3370 


352 


22 


586 


515 


103 310 


6 281 


1893 


3351 


938 


23 


558 


289 


129 123 


7 764 


1894 


3958 


280 


23 


679 


816 


131 220 


8 328 


1895 


3913 


076 


23 


694 


812 


134 812 


8 747 


18% 


4758 


741 


25 


898 


898 


136 955 


9 307 


1897 


5349 


009 


27 


870 


373 


143 692 


9 874 


189S 


5348 


951 


28 


954 


867 


170 153 


9 358 


1S99 


6014 


394 


28 


982 


929 


166 206 


11 


154 


1900 


6171 


229 


28 


970 


885 


184 714 


11 


293 


1901 


4 155 


179 


23 


916 


403 


257 055 


9 981 


1902 


5130 


069 


27 


1080 


305 


314 930 


9 658 


1903 


6010 


012 


27 


1217 


830 


371 979 


11 


119 


1904 


6347 


781 


28 


1198 


002 


366 302 


13 437 


1903 


6595 


860 


32 


1368 


252 


397 942 


13 628 


1906 


7229 


385 


33 


1460 


105 


435 285 


16 


877 


1907 


7492 


870 


33 


1485 


272 


444 268 


18 054 


1908 


5800 


868 


31 


1299 


918 


460 576 


16 382 


1909 


5793 


875 


34 


1552 


590 


535 202 


15 


442 


1910 


6263 


383 


34 


1682 


519 


598 310 


17 217 


191 1 


6059 


797 


38 


3728 


973 


716 194 


16 002 


1912 


6533 


930 


43 


2252 


229 


947 184 


20 893 


1913 


7333 


372 


45 


2547 


861 


1182 227 


26 


513 


1914 


5007 


457 


47 


1827 


270 


1136 495 


22 


954 


1915 


6139 


434 


47 


1590 


773 


980 384 


16 649 


1916 


6752 


207 


47 


1950 


514 


1296 407 


24 571 


1917 


4276 


550 


47 


1528 


865 


1053 596 


23 


609 


1918 


3131 


400 


47 


1266 


671 


857 937 


19 068 



•j Nach den Berichten der Handelskammer 



in Luxemburg. 
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In dieselbe Zeit fällt die Gründung des lothriugisch-luxem- 
-burgischen Roheiseusyndikates (Oktober 1879) zur Regulierung 
der Preise und die epochemachende Einführung des Thoinas- 
Verfahrens, das bekanntlich die phosphorreichen Erze 
Lothringens und Luxemburgs zur Stahlgewinnung tauglich 
machte, wodurch England des Vorsprungs, den ihm seine phos- 
phorarmen Erze bisher verliehen hatten, verlustig ging und die 
luxemburgische Minette einen ungeahnten Wert erlangte. 

Aul die günstigen Jahre von 188Ü bis 1882, während denen 
neue Betriebe in Düddingen und Kümelingen errichtet wurden, 
folgte eine Depression, die bis 1886 anhielt, in welchem Jahre 
das erste luxemburgische Stahlwerk in Betrieb gesetzt wurde. 
Von diesem Zeitpunkt an war die Konjunktur, abgesehen von der 
scharfen Krisis von 1901) — 1902, ununterbrochen günstig. 

Der Aufschwung der luxemburgischen Eisenindustrie, be- 
sonders während dieser letzteren Zeit, erhellt aus der Statistik 
Seite 153, die in Verbindung mit der im folgenden Kapitel auf 
Seite 159 wiedergegebenen Statistik des Güterverkehrs auf der 
Wilhelm-Luxemburg- Bahn einen guten Gradmesser für die 
glänzende Entwicklung des luxemburgischen Wirtschaftslebens 
abgibt. 

Infolge zeitweiliger Überproduktion und besonders wegen der 
amerikanischen Konkurrenz, die die Preise des Leders auf dem 
Weltmarkt auf ein Niveau drückte, wo der luxemburgische 
Gerber wegen der Preise seines Rohmaterials und der Kosten 
seiner Gerbmethoden nicht mehr konkurrenzfähig war, hatte 
1ö78 der schmerzhafte und ruinöse Abstieg der luxemburgischen 
Girier ei -Industrie begonnen, die einst auf so stolzer Höhe ge- 
standen hatte. Die 1880 eingetretene Erhöhung des Einfuhrzolles 
auf amerikanisches Leder vermochte nicht, der rückläufigen 
Bewegung Einhalt zu gebieten. Um das Jahr 1890 stand fest, 
daß die luxemburgische Gerberei dem Untergang geweiht war, 
wenn sie nicht moderne Produktionsmethoden einführte, zur 
Sohnellgerberei überging. Eine Menge Kleinbetriebe gingen ein, 
die anderen modernisierten sich, gaben die Lohgerberei zu 
Gunsten der Gerbextrakte auf. Im Jahre 1900 beschäftigten 75 
Betriebe 480 Arbeiter, 1907 waren es nur noch 45 Betriebe mit 
517 Arbeitern. Auf den Ruinen zahlreicher Kleinbetriebe 
blühten einige größere Gebereien, zu denen 1906 ein neu 
errichteter Großbetrieb, die Tdealleder Akt. Ges. in Wiltz trat. 



Der Krieg von 1870, der 200 französiche Handschiihfabriken 
lahm gelegt hatte, hatte die luxemburgischen Fabriken in eine 
günstige Lage versetzt, deren Produktion bis auf 2V2 Millionen 
Fr. steigen konnte. Das Jahr 1873 brachte den Rückschlag, die 
Produktion ging um ein Drittel zurück. 

1886 zählte die Handschuhindustrie in Luxemburg 5 
Fabriken und 2 kleinere Betriebe mit 2000 Arbeitern und Arbei- 
terinnen, deren Zahl aber in den folgenden Jahren infolge der 



i.V) — 



Einführung von Maschinen abnahm. Es betrug die Zahl der 
Arbeiter 1895 1500, 1900 1800, 1905 2550 und 1910 2150. 

Mit dem Jahre 188b' hatte für diese Industrie eine Aera der 
Prosperität begonnen, die durch die Krisis in den Vereinigten 
Staaten, dem Hauptexportlande der luxemburgischen Fabriken, 
in den Jahren 1896 und 1897 unterbrochen, nachdem wieder 
einsetzte und 1900 den Höhepunkt erreichte. Vor dem Weltkrieg 
belief sich die Jahresproduktion der luxemburgischen Betriehe 
auf ca. 5 Millionen Fr., die hauptsächlich nach England und den 
Vereinigten Staaten exportiert wurde. 

Die luxemburgische Textilindustrie, die hauptsächlich Tuch- 
und Tricot fabriken umfaßte, hatte mit großen Schwierigkeiten 
zu kämpfen. Im Jahre 1900 beschäftigte sie in 6 Betrieben 850 
Arbeiter und produzierte Fabrikate im Werte von ca. 3 Millionen 
Fr. jährlich. Sie umfaßte die Tuchfabriken von Schleifmühle, 
Fels, Wiltz und Esch a. d. Sauer, die Tricotfabrik in Pulvermühl, 
die Wollspinnerei von Ettelbrück, die Wollwebereien von Fels, 
Wiltz, überpallen und Platen, sowie die Färbereien von Fels und 
Mühlenbach. 

Im Jahre 1871 war die Fuyencerie- Industrie in Luxemburg 
nur mehr durch die Fabrik in Siebenbrunnen, die mit 150 
Arbeitern mühsam jährlich für 250 000 Fr. absetzte, repräsen- 
tiert. 1900 beschäftigte sie 250 Arbeiter und 1910 deren 300. 
Ein weiterer Betrieb der keramischen Industrie winde 1886 in 
Wasserbillig errichtet, der 1900 400 Arbeiter und 1910 deren 
450 beschäftigte. 

Seit 1880 hatte sich in Luxemburg dicht an der belgischen 
Grenze in den Ortschaften Perl und Martelingen die Schief er- 
wdustrie entwickelt. Geschützt gegen die belgische und die fran- 
zösische Konkurrenz durch einen hohen Zoll, hatte diese auf- 
keimende Industrie bei dem steigenden Inlandsbedarf an dieser 
Luxusbedachung günstigen Absatz gefunden. 1898 gingen alle 
Gruben in den Besitz der Firma Gebrüder Hother in Frankfurt 
a. M. über, die diese Industrie als Fxportindustrie nach Deutsch- 
land entwickelte 

T)ie Entwicklung der Schieferindustrie in Luxemburg zeigen 
folgende Zahlen. 



Produktion. 



Jahr. 



Zahl 
der Arbeiter. 



Dachschiefer 
in 1000 Stück. 



Platten in qm. 



Wassersteine 
in Stück 



1839 
1890 
1895 
1900 
1905 
1910 
1915 



10 

278 

481 

008 

606 

511 

'390 



8 415 
15 835 
18 061 
27 844 
23 499 
12 339 



1 043 
12 200 
1 166 



466 
2 420 



438 
996 



481 

905 
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Im Jahre 1871 zählte Luxemburg noch zwei größere Papier- 
fabriken. Die im Jahre 1873 erfolgte Aufhebung des Ausfuhr- 
zolles auf Lumpen, der eine Verteuerung dieses Rohstoffes be- 
wirkte, war für diese Betriebe sehr ungünstig, von denen der 
eine in Senningen denn auch 1882 einging. Auch ein kleinerer 
Betrieb in Wiltz, der Pappe herstellte, folgte diesem Beispiel im 
Jahre 1886, so daß von diesem Zeitpunkte an nur mehr die 
Papierfabrik in Mantcrnach mit (50 Arbeitern übrig blieb. 

Der deutsch-französische Krieg und die darauf folgenden 
Jahre bedeuteten für die luxemburgische Tabakindustrie eine 
Zeit der Hochkonjunktur. Sie nahm nunmehr den Absatz nach 
Elsaß-Lothringen besonders eifrig und mit dem Erfolg auf, daß, 
trotz der schwer zu überwindenden Konkurrenz der Kaiser- 
lichen Tabakmanufaktur in Straßburg, 1880 ungefähr ein Vier- 
tel der Gesamtproduktion nach Elsaß-Lothringen gebracht wur- 
den konnte. 

Die hohen Zölle hatten 1894 den früher bedeutenden Export 
nach den französischen Kolonien unmöglich gemacht. 1900 hörte 
der Export außerhalb des Zollvereins gänzlich auf. Als Haupt- 
abnehmer verblieb nur noch Elsaß-Lothringen. 

Die luxemburgischen Tabakfabrikanten verarbeiteten haupt- 
sächlich deutschen Tabak aus der Pfalz, in geringem Maße auch 
Überseetabak. Der Inlandstabak spielte keine Rolle. 

Auch in dieser Industrie war eine Konzentration der Be- 
triebe eingetreten, wie aus folgenden Zahlen hervorgeht: 



Jahr. 


Zahl der Betriebe. 


Zahl der Arbeiter. 


Wert der Produktion 
in Fr. 


1871 


22 


300 


? 


1880 


24 


260 


1 425 000 


1885 


27 


350 


2 432 000 


1890 


29 


400 


2 294 000 


1895 


20 


350 


2 255 000 


1900 


12 


450 


3 350 000 


1905 


16 


500 


3 800 O00 


1910 


14 


420 


3 800 000 



Veranlaßt durch die Ausdehnung der Minettegewimiung im 
lothringisch-luxemburgischen Revier war 1872 in Kockelscheuer 
bei Luxemburg eine Pulverfabrik errichtet worden. Ihre Pro- 
duktion, die anfänglich 150 t jährlich betrug, war bis 1890 auf 
800 bis 400 t gestiegen. Im Jahre 1913 beschäftigte diese Fabrik 
III Arbeiter und erreichte eine Jahresproduktion von 2110 
Tonnen. 

Die Rohstoffe für die Herstellung der industriellen Spreng- 
stoffe bezog diese Industrie aus Deutschland. Absatzgebiete waren 
Luxemburg und Lothringen. 

Tri der Brauerei-Industrie hatte sich, veranlaßt durch die 
technischen Fortschritte, der Konzentrations- und Ausleseprozeß 
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fortgesetzt. Die Zahl der Betriebe, die 1866 35 betragen hatte, 
belief sich 1889 nur mehr auf 15. 

Hauptproduzent war die 1870 mit einer Million Franken 
Aktienkapital gegründete Aktienbrauerei in Diekirch, die auch 
den Export pflegte. 

Folgende Statistik gibt eine Übersicht 1 ) der Entwicklung 
des luxemburgischen Braugewerbes. 



To Vir 
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Produktion 


janr. 
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Produktion 


Betriebe. 


in hl. 


Betriebe. 
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ZJ 


51 812 


1903 


13 


158 804 


1878 


22 


S3 872 




13 


208 663 


1879 


22 


59 228 


1905 


12 


210 621 


1880 


29 


74 783 


1906 


12 


224 282 


1881 


23 


73 464 


1907 


12 


267 520 


1882 


22 


75 571 


1908 


12 


255 728 


1883 


18 


89 028 


1909 


12 


249 335 


1884 


17 


84 984 


1910 


12 


286 255 


1885 


16 


83 808 


1911 


12 


326 946 


1886 


15 


79 637 


1912 


12 


297 986 


1887 


15 


90 452 


1913 


12 


318 475 


1888 


14 


89 629 


1914 


12 


307 795 


1880 


15 


94 598 


1915 


12 


210 602 


1890 




94 000 


1916 


12 


127 390 


1891 


7 

• 


102 880 


1917 


12 


85 000 


1892 


• 


-> 



Diese Industrie beschäftigte zuletzt 300 bis 400 Arbeiter. Der 
Wert ihrer Jahresproduktion erreichte annähernd 10 Millionen 
Franken. Ihr Export betrug seit 1912 za. 12 000 hl jährlich, 
also etwa 4% der Gesamtproduktion. 



Seit dem Jahre 1900 hatte infolge der gesteigerten Bau- 
tätigkeit im Zusammenhang mit der Ausdehnung der Eisen- 
industrie die Zementindustrie eine gewisse Bedeutung im Groß- 
herzogtum erlangt. Um diese Zeit bestanden drei Betriebe: 

1. Eine Portlandzement-Fabrik in Dommeldingen mit 100 
Arbeitern und einer Tagesproduktion von 8 bis 10 Tonnen. 

2. Eine Puzzolanzementfabrik in Bümelingen mit ca. 20 
Arbeitern und einer Tagesproduktion von 10 bis 20 Tonnen. 

3. Eine Zementfabrik in Hollerich mit 50 bis 100 Arbeitern. 



*) Die Zahlen sind bis zum Jahre 1889 Fischer & Koltz, Etat gerieral 
de 1'AgricuIture de 1839 ä 1889, für die folgenden Jahre den Berichten der 
Handelskammer entnommen. 
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lü 13 entstand eine weitere Zeinentfabrik in Esch a. d. Alz. 
mit 100 Arbeitern und 80 bis 1UÜ Tonnen Tagesproduktion. 

Ein zusammenfassender Rückblick läßt die Jahre 1872 bis 
19U2 als eine Periode ausgesprochenen wirtschaftlichen Auf- 
schwunges, an dem vor allem die Industrie, aber auch die Land- 
wirtschaft, wenigstens seit 1890, teilnahm, ferner aber auch als 
eine solche erkennen, in der die fortschreitende Industriali- 
sierung des UrobherzogUnns eine Verflechtung seiner wirtschaft- 
lichen Interessen mit denjenigen des Deutschen Reiches in einem 
bisher nicht bekannten Maße bewirkte. Denn im Unterschied von 
der im Inlandsbedarf verankerten Landwirtschaft, waren alle 
luxemburgischen Industrien, woran die Eisenindustrie als die 
bedeutendste, in ihrem Rohstoffbezug auf Deutschland ange- 
wiesen und in ihrem Absatz gänzlich nach Deutschland orien- 
tiert — eine Entwicklung, die durch die Einbeziehung 
Lothringens, das von jeher ein Hauptabsatzgebiet des luxem- 
burgischen Gewerbes gewesen war, in den deutschen Zollverband 
nach 1871 gefördert worden war. 

Kurz, die Anpassung Luxemburgs an das Wirtschaftsleben 
Deutschlands hatte einen solchen Grad erreicht, daß die Lösung 
des Zollanschlusses als ein utopischer Gedanke erschien. Er 
war eine Tatsache geworden, an der nicht mehr zu rütteln war. 

XXV. Die Erneuerung des Zollanschlusses 
im zweiten deutsch luxemburgischen Eisenbahn- 
betriebsvertrag von 1902. 

In den auf die luxemburgisch-deutsche Eisen bahnbetriebs- 
konvention von 1872 folgenden 30 Jahren hatte der Verkehr 
auf den Strecken der Wilhelm-Luxemburg-Iiabn, vornehmlich 
/lach der Erfindung des Thomasverfahrens, das den phosphor- 
reichen luxemburgischen Eisenerzen höheren Wert verlieh, 
eine außerordentliche Zunahme erfahren, wie folgende Tabelle l ) 
zeigt, die auch gleichzeitig ein Bild gibt von dem wirtschaftlichen 
Aufschwung Luxemburgs — einem Aufschwung, der nach Über- 
windung der wirtschaftlichen Krisis von 190fr — 1901 ein noch 
beschleunigteres Tempo einschlug, bis die stürmische Aufwärts- 
bewegung am 1. August 1914 jäh abbrach. Vor allem springt in 
diesen Zahlen einerseits die durch den Transport der Massen- 
güter bewirkte Zunahme des Güterverkehrs und anderseits die 
Spannung zwischen den etatsmäßig und den vertragsmäßig 
erzielten Überschüssen, die bis zu 2 Millionen Mark jährlich 
betrug, in die Augen. 

0 Die Zahlen sind der dem Reichstag bei der Beratung des deutsch- 
luxemburgischen Eisenbahnvertrages von 1902 überreichten Denkschrift 
«ntnommen. 
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Trotz diosiT ^liin/eiuiLMi betrieblichen und finanziellen Ent- 
wicklung hatte der luxemburgische Staat bisher noch keinen 
Anieil am Reingewinn bezogen, ja noch nicht einmal auf seine 
Subvention von S Millionen irgendwelche Rückzahlung 
bekommen. Luxemburgischerseits wurde dieses schreiende Miß- 
\erhältnis, das die Tabelle besonders deutlich illustriert, auf die 
im Vei trag von 1872 festgelegten Grundsatze für die Berechnung 
des Reinertrages zurückgeführt, die für Luxemburg sehr un- 
günstig waren und besonders bei der Normierung der Ausgaben 
für die Abnutzung (Verschleißklausel) von unrichtigen Voraus- 
setzungen ausgingen. Das Bestreben der luxemburgischen 
Regierung ging deshalb seit Jahren dahin, eine Änderung dieser 
Vertragsbestimmungen mit rückwirkender Kraft zu erlangen, 
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•die ihr noch während der laufenden Pachtzeit die Rückerstat- 
tung der gesamten Subvention und die Hälfte des erzielten 
Reingewinns gesichert hätten. Deutscherseits wurde die Berech- 
tigung der luxemburgischen Anträge zwar zugegeben, aber 
dennoch abgelehnt, etwas von den vertragsmäßigen Vorteilen 
nachzulassen, solange der Reichseisenbahn Verwaltung nicht auch 
über das Jahr 1912 hinaus, zu welcher Zeit die Pacht ablief, 
der Weiterbetrieb der Bahnen gesichert und ihr dadurch ermög- 
licht werde, die luxemburgischerseits geforderten finanziellen 
Opfer durch Überschüsse späterer Jahre auszugleichen. 

An einer rechtzeitigen Erneuerung des bestehenden Ver- 
hältnisses waren die Wilhelm-Luxemburg-Bahn, Luxemburg und 
das Pen Ische Reich lebhaft interessiert. 

Deutschland hatte die elsaß-lothringischen Bahnen in die 
Höhe gebracht und zwischen den belgischen Häfen und der 
Schweiz eine über die luxemburgischen und elsaß-lothringischen 
Bahnen führende Verkehrsstraße von steigender internationaler 
Bedeutung geschaffen. Die Zunahme dieses Verkehrs wie auch 
die gewaltige Steigerung der Kokstransporte aus Rheinland - 
Westfalen nach dem lothringisch-luxemburgischen Eisenrevier 
und der Erz- und Eisentransporte in umgekehrter Richtung 
erforderten dringend den weiteren Ausbau der Strecken der 
Wilhelm-Luxemburg-Bahn durch Herstellung zweiter Geleise, 
vergrößerter Bahnhöfe und Verstärkung des Oberbaues, wozu der 
Pächter nicht zu veranlassen war, solange ihm nicht die Ver- 
längerung der Pachtzeit über 1912 hinaus gesichert erschien. 
Ob auch deutscherseits nicht gewisse militärische Einwirkungen 
die treibende Kraft waren, um durch einen Druck auf Luxem- 
burg, möglichst bald eine Verlängerung der Pachtzeit zu er- 
langen, die die geplanten und nach der Erneuerung des Vertrags 
1902 unverzüglich in Angriff genommenen Arbeiten zur Er- 
höhung der Leistungsfähigkeit der Wilhelm-Luxemburg-Bahnen 
weniger auffällig erscheinen ließ — diese Vermutung darf im 
Lichte der Ereignisse im August 1914 nicht von der Hand ge- 
wiesen werden. 

Auch für das Großherzogtum erschien eine rechtzeitige Ver- 
längerung der Pachtzeit im Interesse der Kontinuität des Eisen- 
bahnbetriebes und auch wegen der in Aussicht gestellten 
finanziellen Vorteile durch die Beseitigung bisheriger Ab- 
machungen verlockend. 

Das größte Interesse aber, mit den Erneuerungsverhand- 
limgen nicht bis zum letzten Augenblick zu warten, hatte die 
Wilhelm-Luxemburg-Bahngesellschaft, die in keiner Weise auf 
den Betrieb ihrer Bahnen eingerichtet war, da sie weder Material 
noch Personal dazu besaß und daher in die größte Verlegenheit 
gekommen wäre, wenn sie 1912, in Ermangelung eines neuen 
Pächters, den Betrieb hätte selbst übernehmen müssen. 

Tin April 1900 wurde der luxemburgische Geschäftsträger 
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in Berlin de Yillors, der Präsident dos Staatsrates Vannerus und 
der Eisenbahnkoinniissar Lefort zu kommissarischen Verhand- 
lungen nach Berlin entsandt, nachdem die bisherigen Verhand- 
lungen über die Verschleißklausel auf einen toten Punkt gelangt 
waren und Deutschland das von Luxemburg zur Schlichtung 
des Streites vorgeschlagene schiedsrichterliche Verfahren abge- 
lehnt hatte. Angesichts des Verhaltens der deutschen Regierung 
blieb der luxemburgischen nur übrig, entweder auf ihre finan- 
ziellen Ansprüche zu verzichten oder über einen neuen Vertrag 
zu verhandeln, denn es war anzunehmen, daß die unnachgiebige 
Haltung Deutsehlands das Mittel war, um zu einer Pachtver- 
längerung zu gelangen. 

Für den Fall, daß deutscherseits angeregt würde, schon jetzt 
den Vertrag von 1872 zu erneuern, waren die luxemburgischen 
Vertreter ermächtigt zu erklären, da Li sobald die deutsche 
Regierung eine Fortdauer des Betriebs Verhältnisses mit der 
Wilhelm-Luxemburg-Bahn vereinbart haben würde, auch die 
luxemburgische Regierung bereit sei, über die Erneuerung zu 
verhandeln. 

In den Verhandlungen zwischen den luxemburgischen und 
den deutschen Kommissarien stellte sich sofort heraus, daß eine 
Einigung ausgeschlossen sei, da keine Partei zu Konzessionen 
bereit war, und so wurde deutscherseits der Abschluß eines 
neuen Vortrages auf Grund der vom Chef des Reichsamtes für 
die Verwaltung der Reichseisenbahnen am 7. Oktober 1898 an 
den luxemburgischen General-Direktor der öffentlichen Arbeiten 
abgegebenen Erklärung, angeregt, ♦daß deutscherseits die Be- 
tätigung eines größeren Entgegenkommens nur für den Fall in 
Aussieht gestellt werden könnte, daß die Reichseisenbahnverwal- 
tung in den Stand gesetzt würde, für ihre in der gegenwärtigen 
Pachtperiode ungedeckt bleibenden Aufwendungen in der Ver- 
längerung des Pachtverhältnisses — etwa auf die Dauer der der 
Wilhelm-Luxemburg Eisenbahngesellschaft erteilten Konzession 
— einen angemessenen Ausgleich zu finden.» 

Nachdem die Kommission ein ganzes Jahr in Berlin ver- 
handelt hatte, kam am 16. Juli 1902 zunächst ein Vertrag der 
Kaiserl. Gen.-Direktion der Eisenbahnen in Elsaß-Lothringen 
mit der Wilhelm - Luxemburg - Eisenbahngesellschaft zuwege, 
durch den letztere ersterer den Betrieb der Bahnen vorbehaltlich 
der Zustimmung der luxemburgischen Regierung bis 1959 über- 
trug. Dieser Vertrag wurde aber von der Generalversammlung 
der Gesellschaft verworfen und erst nach Änderungen am 
ersten Entwurf von dieser im August 1902 angenommen. 

Nachdem diese Einigung erzielt war, nahmen die Ver- 
handlungen in Berlin zwischen Deutschland und Luxemburg 
ihren Fortgang, die zum Vertrag vom 11. November 1902 
führten. 
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Durch diesen zweiten Eisenbahnbetriebsvertrag wurde das 
bisherige Verhältnis grundsätzlich beibehalten. 

Finanziell wurden die luxemburgischen Wünsche durch die 
Rückzahlung der Subvention in 16 Jahresraten von je Vt 
Million Fr., also bis 1918 erfüllt. Von diesem Zeitpunkte an 
sollte Luxemburg als feste Gewinnbeteiligung 250 000 Fr. jähr- 
lich erhalten. 

In der Denkschrift, mit welcher der Vertrag dem Reichstag 
zur Annahme vorgelegt wurde, hieß es: 

«Die großen Vorteile, die sich daraus ergeben, daß der Be- 
trieb der elsaß-lothringischen und der Wilhelm-Luxemburg- 
Eisenbahnen wie bisher in der Hand des Reichs vereinigt bleibt, 
sind leicht zu erkennen. Wie ein Blick auf die Karte ohne 
weiteres klar macht, bilden die Wilhelm-Luxemburg-Eisen- 
bahnen ihrer geographischen Lage nach die natürliche und 
wertvolle Ergänzung des Reichseisenbahnnetzes. Durch sie, unter 
Zuhilfenahme der den Schweizerischen Bundesbahnen abge- 
pachteten schweizerischen Strecke von der Grenze bei St. 
Ludwig bis Basel, beherrscht die Reichseisenbahnverwaltung 
eine sehr leistungsfähige, große internationale Route, die es ihr 
ermöglicht, in dem wichtigen Verkehr zwischen Italien und der 
Schweiz einerseits, und Belgien, Holland und England ander- 
seits einen wirksamen Wettbewerb gegen den denselben Verkehr 
bedienenden französiehen Bahnweg aufzunehmen. Aber auch 
bei dem Umtausch der Rohstoffe (Erz, Kohlen, Koks) und der 
Hüttenerzeugnisse (Roheisen), wie er sich unter den benach- 
barten Industriegebieten an der Ruhr, bei Aachen, in Lothringen 
— Luxemburg, bei Longwy und Lüttich in immer steigendem 
Maße vollzieht, spielen die Wilhelm-Luxeniburg-Eisenbahnen 
eine bedeutende Rolle. Hierbei haben sich während ihrer lang- 
dauernden Zugehörigkeit zum deutschen Gesamtnetz in An- 
sehung der Verkehrsleitung und der Tarife festgeordnete Ver- 
hältnisse herausgebildet, die den hervorgetretenen verschieden- 
artigen Bedürfnissen angepaßt sind und bei einem etwaigen 
Wechsel des Betriebsunternehmers der Wilhelm-Luxemburg- 
Eisenbahnen voraussichtlich in vielen Beziehungen eine den 
deutschen Interessen nachteilige Veränderung erfahren würden.» 

Zur Wahrung der Souveränität und der Neutralität des 
luxemburgischen Staates enthielt der neue Vertrag Klauseln, 
die die entsprechenden Abmachungen von 1872 ergänzten und 
erweiterten. * 

Nach dein Vertrag von 1872 hatte der Betrieb der Bahnen, 
außer nach den Konzessionsbedingungen und besonderen Ab- 
machungen, nach den luxemburgischen Gesetzen und Verord- 
nungen zu erfolgen, soweit diese am 10. Mai 1871 in Geltung 
gewesen waren. Letztere Einschränkung wurde diesmal besei- 
tigt, so daß auch zukünftige luxemburgische Gesetze und 
Verordnungen den Eisenbahnbetrieb beeinflussen konnten. 

Digitized by Google 



— 163 — 



«L'acceptation de cette clause implique un hominage rendu aux 
droits de souverainete et une reconnaissance implicite de notre 
autonomie et de notre independance.» 1 ) 

Außer der im Vertrag von 1872 bereits enthaltenen Verpflich- 
tung, die luxemburgischen Eisenbahnen deutscherseits niemals 
in einer dio Neutralität des Großherzogtums verletzenden Weise 
zu benutzen, wurde im Art. 2 die Verpflichtung hinzugefügt, 
deutscherseits zu jeder Zeit für ein dem regelmäßigen Verkehrs- 
bedürfnis entsprechendes Betriebsmaterial zu sorgen. Diese 
Klausel erfuhr eine eingehende Auslegung im Schlußprotokoll: 

«II. Zu Art. 2 des Vertrags. — Es besteht Einverständnis, 
daß die Worte «zu jeder Zeit» auch auf den Fall einer im 
Deutschen Reiche erfolgenden Mobilmachung zu beziehen sind. 

Auf Verlangen der luxemburgischen Regierung wird von 
fünf zu fünf Jahren ziffermäßig eine entsprechende Zahl von 
Lokomotiven, Personen-, Gepäck- und Güterwagen festgestellt, 
welche zum Betriebe der luxemburgischen Eisenbahnstrecken 
verfügbar bleiben muß. Über die Grundsätze, nach denen diese 
Zahl zu ermitteln ist, wird eine Verständigung zwischen dem 
Großherzoglich-Luxemburgischen Eisenbahnkommissar und der 
Kaiserlichen Generaldirektion erfolgen. 

Tritt der Fall der Mobilmachung im Deutschen Reiche ein» 
so werden für die Dauer des mobilen Zustandes die für den 
Betrieb der luxemburgischen Eisenbahnstrecken bestimmten 
Lokomotiven, Personen-, Gepäck- und Güterwagen in der erfor- 
derlichen, der getroffenen Feststellung entsprechenden Anzahl 
mit Aufschriften versehen werden, welche ihre Verwendung im 
Dienst des Eisenbahnwesens des Großherzogtums Luxemburg- 
ersichtlich machen.» 

Die luxemburgische Regierung hatte besonderen Wert auf 
diese Abmachung gelegt, deren Bedeutung sie im Expose des 
motifs unterstrich: 

«Le eas de mobilisation et de guerre ne constituera plus a 
l'avcnir un cas de force majeure elisif de toute responsabilits. 
L'Etat et tout particulier puiseront dans cette stipulation, en 
cas de simple faute de l'exploitant, le principe d'une reparation 
civile devant en droit etre sanctionnee par la justice. Et pour 
donner encore ä cette stipulation une sanction pratique, pour 
ainsi dire anticipativc, des mesures prealables et preparatoires 
sont prevues au proces-verbal final qui nous donnent l'assurance 
qu'au moment critique 1'utilite de cette clause aura une portee 
affective. Dans sa teneur comme dans son execution cette clause 
sera donc une garantie nouvelle pour la prosperite et la neutra- 
lite du Grand-Duche.» 

In der deutschen Denkschrift wurde die Abmachung fol- 
gendermaßen kommentiert: 

*) Expose des motifs bei der Vorlegung des Vertrags vor die Kam- 
mer der Abgeordneten. 
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■■'In gen wohnlichen Zeiten verbleiben diese Lokomotiven und 
Wagen im Fuhrpark der Keiehseiseidmhnverwaltung und unter- 
liegen hinsichtlich ihrer Verwendbarkeit keiner Dcschränkung. 
Dagegen sollen sie im .Falle einer dentsehen Mobilmachung 
für die Dauer des mobilen Zustandes zwecks ausschließlicher 
Verwendung auf den luxemburgischen Strecken ausgesondert 
werden. * 

Von besonderer Hedeutung waren auch die Abmachungen 
über die Anstellung der Luxemburger im Eisenbahndienst. Der 
schon im Art. ö des Vertrags von 1872 ausgesprochene Grund- 
satz, daß vorzugsweise Luxemburger, sofern sie den Anfor- 
derungen entsprachen, angestellt werden sollten, erfuhr eine 
Ergänzung im Sehlußprotokoll zum neuen Vertrag dahin, daß 
mindestens 90% der Deamten luxemburgische Staatsangehörige 
sein sollten. 

Lu xemburgischerseits bestand der dringendste Wunsch, 
auch fernerhin im Zollverein zu verbleiben; die Regierung hegte 
aber Befürchtungen, daß dieses Streben in Deutschland nicht 
im selben Maße vorhanden sei, da verschiedene Stimmen (die 
Textilindustriellen in einer Versammlung in Grünberg, Geheim- 
rat Lueg für die Eisenindustriellen und die rheinischen Schiefer- 
grubenbesitzer) sich gegen den Verbleib Luxemburgs im Zoll- 
verein ausgesprochen hatten. «Lorsque nous sommes entres en 
negociations, sagte nach dem Abschluß des Vertrags von 1902 
Staatsminister Eyschen in der luxemburgischen Kammer, 1 ) nous 
etions preoccupes de maintenir le statu quo, et nous etions trea 
heureux de penscr que notre maintien futur dans 1* Union 
dominiere ne nous coüterait pas trop de concessions politiques.» 
Ja, er hatte schon erwogen, was zu tun sei, wenn der Zollan- 
schluß nicht erneuert werden sollte. In diesem Falle sollten die 
Schutzzölle abgetragen werden, um die Lebenshaltung und die 
Rohstoffe zu verbilligen, und zugleich sollte ein Finanzzoll auf 
die Eisenerzausfuhr gelegt werden. Das war jedenfalls der Plan, 
den Staatsminister Eyschen bei demselben Anlaß in der Kammer 
erwähnte. 2 ) 

Auch in der langen Dauer des neuen Zollanschlusses — bis 
zum Jahre 1960 — glaubte Eyschen eine besonders vorteilhafte 
Abmachung erblicken zu können, indem die bisherige zwölf- 
jährige Erneuerungsdauer des Zollanschlußvertrags Luxem- 
burg immer wieder in die Gefahr bringe, aus dem Zollverein 
ausgeschlossen zu werden oder die Erneuerung des Zollan- 
schlusses durch Konzessionen erkaufen zu müssen. 8 ) 

Diese Befürchtungen des maßgebenden luxemburgischen 
Staatsmannes, dem 28 Jahre lang bis zu seinem Tode im Jahre 
1915 ununterbrochen die politische Leitung seines Vaterlandes 

0 Compte-rendu 1902/3, Seite 1270. 
*) Compte-rendu 1902/3, Seite 1258. 
') Compte-rendu S. 1260. 
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oblag, vor einer Ablehnung der Erneuei ung des Zollanschlusses 
deutscherseits erscheinen unbegreiflich — wenn man sie nicht 
auf das Niveau eines oratorischen Arguments herunter drückt, 
um eine möglichst, rasche und einstimmige Annahme des Eisen- 
bahnbetriebsvertrages von 1902 in der Abgeordnetenkammer 
herneizu fühien. Denn nicht bloß war Deutschland von je her 
ohne weiteres bereit gewesen, den luxemburgischen Zollanschluß 
zu verlängern, sondern es hatte Luxemburg diese Hereitwillig- 
keit sogar ausnutzen können, um in jedem Zollansehluß- 
Erneuerungsvertrag, ausgenommen in demjenigen von 18f>3, der 
eine Konfliktsperiode abschloß, einige Zugeständnisse von 
preußischer Seite, wenn auch nicht grundsätzliche]- Natur 
davonzutragen. Wie Preußen und der deutsche Zollverein 
etwaige Velleitäten Luxemburgs, aus dem Zollvereini auszu- 
treten, außerordentlich ungnädig aufgenommen und rücksichts- 
los zu denselben Mitteln der politischen Pression gegriffen 
hätten, denen sich Preußen 1841/1842 bedient hatte, um Luxem- 
burg den Zollanschluß aufzuzwingen — so besteht wohl gar 
kein Zweifel, daß die deutsche Reichsregierung niemals daran 
gedacht hatte, das immerhin nicht unbedeutende und vornehm- 
lich durch seinen Krzreichtum und seine blühende ICisenindustrie 
der deutschen Wirtschaft täglich unentbehrlicher werdende 
Großherzogtum zollpolitisch preiszugeben, und daß ein solches 
Bestreben Luxemburgs, falls es in Frankreich oder in Belgien 
eine Stütze gefunden hätte, zu einer der schwersten politischen 
Krisen geführt hätte. 

Die Vertrags-Parteien hatten sich dann auch in Berlin sehr 
rasch dahin geeinigt, ähnlich wie im Eisenbahnbetriebsvertrag 
von 1872, so auch im neuen den Zollanschluß Luxemburgs auf 
die Dauer der Gültigkeit des Eisimbahnbetriebsvertrags auszu- 
dehnen. Demgemäß hieß es in Art. 11: 

< Beide vertragschließende Teile werden von dem ihnen 
zustehenden Rechte zur Kündigung des Vertrages vom 20./25. 
Oktober 1865, betreffend die Fortdauer des Anschlusses des 
Großherzogtums Luxemburg an das Zollsystem Preussens und 
der übrigen Staaten des Zollvereins, nicht derart Gebrauch 
machen, daß dieser Vertrag während der Dauer des gegen- 
wärtigen Vertrags außer Kraft tritt.» 

Zu dieser antizipierten und der Dauer nach sehr bedeu- 
tenden Verlängerung des Zollanschlusses hieß es im luxembur- 
gischen Expose des motifs: 

«Depuis l'annee 1842 le Grand-Duche fait partie de l'Union 
dowaniero allemande. La violente röparation de 1839 et l'entrefi 
du Luxembourg dans le Zollverein avaient cause dans l'industrie 
et le commerce une perfurbation generale. Mais peu ä peu on 
p'est habitue au nouvel etat des choses, on a reussi a s'aecomoder 
au marche allemand. Ce mouvement est toujours alle en s'aecen- 
tuant, surtout depuis l'inlroduction, en 1879, des droits protec- 
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teurs qui ont rondu si rares et si difficiles nos relations avec les 
pays limitrophes. Depuis cetto derniere date, la production 
agricole memo a du se conformer aux conditions d'existence que 
lui faisait le nrilieu dana lequel eile devait acheter et vendre. 
Aussi, le sentiment geueral demande la continuation de ces rela- 
tions economiques qui ont perdure depuis soixante ans. 

Co n'est point qu'on admette generalement que le traite du 
Zollverein soit plus avantageux pour le Luxembourg que pour 
les Etats de l'Empire; on est au contraire enclin ä penser que si, 
d'une part, la grande industrie s'est developpee durant l'epoque 
du Zollverein, un grand nombre de petites industries indigenes 
8ont vcnues ä disparaitre, et que, depuis lors, le Luxembourg 
est devenu pour les produits allemands un pays d'iraportation 
et de eonsommation de tout premier ordre. Nous ne possedons 
et ne pouvons guere nous procurer des donnees statistiques süf- 
fisantes pour resoudre ee probleme, mais on ne saurait mecon- 
naitre que l'etat actuel a etö, en definitive, profitable aux doux 
contractants. Cctte constatation suffit pour rendre la continuation 
du traite desirable. La rupture eventuelle de relations aussi an- 
ciennes et aussi etroites ebranlerait de part et d'autre de nom- 
breuses situations fortement etablies. Le sentiment seul dejä d'une 
insecurite ä cet egard pour Tavenir jetcrait la perturbation dans 
bien des interets legitimes. Aussi, le premier devoir du legisla- 
teur est de chercher a assurer la Prolongation de la Convention 
douaniere actuelle.» 

Dieselben Erwägungen fanden deutscherseits ihren Aus- 
druck in der Denkschrift: 

«Ob aus dem nun schon seit länger als einem halben Jahr- 
hundert bestehenden Anschlüsse Luxemburgs an das deutsche 
Zollsystem dieses selbst oder das Deutsche Reich in finanzieller 
oder wirtschaftlicher Beziehung größeren Nutzen zieht, läßt sich 
ziffermäßig nicht feststollen. In Ermangelung einer Zollgrenze 
läßt sich keine Statistik führen, die über den Güteraustausch 
zwischen beiden Ländern und über den Umfang, in welchem 
die zoll- und steuerpflichtigen Waren in dem einen oder dem 
anderen Gebiete zum Verbrauche gelangen, zuverlässige Aus- 
kunft gibt. Es kann aber ohne Weiteres angenommen werden, 
daß der Zollanschluß für beide Teile gewinnbringend ist, und 
daß insbesondere auch für Deutschland die Vorteile, welche aus 
dem Verhältnisse sich ergeben, die etwaigen Nachteile über- 
wiesen. 

In Luxemburg ist die industrielle Tätigkeit namentlich auf 
dem Gebiete der Eisenerzförderung und der Roheisenerzeugung 
dank der dortigen mächtigen Lager von Eisenerz zu großer Ent- 
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wickolung gelangt, wie sich aus den nachstehenden Ziffern ergibt. 
Es wurden Eisenerze gefördert: 



1892 

1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 
1901 



An Roheisen wurden gewonnen: 
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Die luxemburgischen Eisenerze werden in großem Umfange 
von den Hüttenwerken des rheinisch-westfälischen Industrie- 
gebiets bezogen. Es wäre nicht erwünscht, wenn Luxemburg 
nach Aufhebung der Zollgemeinschaft etwa in die Lage käme, 
durch einen Ausfuhrzoll die Erze zur eigenen Verhüttung im 
Lande zu halten. Andererseits bildet die luxemburgische Roh- 
eisenerzeugung eine wertvolle Ergänzung für das deutsche 
Wirtschaftsleben. Stände das luxemburgische Roheisen nicht 
zur Verfügung, so würde voraussichtlich Deutschland ent- 
sprechend größere Mengen Roheisen aus dem Zollauslande 
beziehen müssen und wäre dadurch weit mehr als jetzt in 
der Beschaffung dieses, für seine Industrie unentbehrlichen 
Rohstoffs von fremden Wirtschaftsgebieten und den dort sich 
vollziehenden Fluktuationen abhängig. 

Abgesehen von der Erz- und Eisenindustrie sind die luxem- 
burgischen Industrien von verhältnismäßig geringer Bedeutung. 
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Besonders zu nennen sind Schieforbrüche, Steinbrüche, Stein- 
gutfabriken, Gerbereien, Handschubleder- und Handschuh- 
fabriken, einige Webereien und Wirkereien, einige Tabak- 
fabriken, sowie eine Schaumwein fabrik, die in größerem Um- 
fange Sekt aus ausländischen Rohweinen herstellt. 

Im Allgemeinen bietet Luxemburg im Verhältnisse zum 
Gebietsumfang und zur Einwohnerzahl ein schätzenswertes Ab- 
satzfeld für viele deutsche industrielle Erzeugnisse. Umgekehrt 
ist für die deutsche Landwirtschaft keine irgend fühlbare Be- 
einträchtigung darin zu finden, daß die luxemburgischen land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse unverzollt bei uns eingehen; denn 
die luxemburgische Landwirtschaft produziert im Wesentlichen 
unter den gleichen Bedingungen, wie .sie in den angrenzenden 
deutschen Gebieten obwalten. 

Es erscheint daher vom allgemeinen Standpunkt unbedenk- 
lich, daß durch den vorliegenden Vertrag die Zollgemeinschaft 
bis Ende 1959 festgelegt wird. Vom Standpunkte der Reichs- 
eisenbahnverwaltung aber ist diese Erstreckung der Zollgemein - 
schaft eine Notwendigkeit. Denn es bedarf keiner Ausführung, 
daß der Werl, den die Wilhelm-Luxemburg- Bahnen als Ergän- 
zung der elsaß-lothringischen Bahnen besitzen, nur dann voll- 
ständig ausgenutzt werden kann, wenn Luxemburg vom Deut- 
schen Reiche nicht durch Zollschranken abgeschlossen ist.» 

Formell wur.de die Verlängerung des Zollanschlusses im Art. 
11 des neuen Vertrags etwas anders formuliert als die ent- 
sprechende Abmachung in § 14 des Eisenbahn Vertrages von 1872. 

Art. 4 des Zollanschluß-Erneuerungsvertrags von 18(iö hatte 
bestimmt, daß die zunächst bis zum 31. Dezember 1877 festge- 
setzte Zollunion sich jeweilig um 12 Jahre verlängern sollte, 
wenn sie nicht von einer Partei mindestens 2 Jahre vor dem 
Ablauf einer solchen 12jährigen Periode gekündigt wurde. Durch 
§ 14 des Eisenbahnvertrags von 1872 war diese Abmachung 
dahin modifiziert worden, daß die Kündigung nicht stattfinden 
durfte, so lange die W T ilhelm-Luxemburg-Bahn vom Deutschen 
Reich beti ieben wurde, d. h. bis 31. März 1912. Somit liefen die 
Zollanschlußperiodcn jeweils Ende 1889, 1901 und 1913 ab, 
während die Abmachung über den Eisenbahnbetrieb 1912 auf- 
hörte. Deshalb brachte die Formulierung des Art. 11 im neuen 
Vertrag, der den Zollanschluß bis Ende 1959 verlängerte, klarer 
zum Ausdruck, daß eine während des Betriebsverhältnisses er- 
folgte Kündigung des Zollanschlusses zwar ihre Wirkung erst 
mit Endigung des Betriebsverhältnisses äußerte, daß sie aber 
nicht formell unstatthaft war. Somit bestand die Möglichkeit, 
die Zollgemeinschaft trotz der im Art. 4 des Vertrags von 1865 
festgesetzten Fristen genau am Endtermin des Eisenbahnbetriebs- 
verhältnisses aufhören zu lassen. 

Während ferner der erste Eisenbahnbetriebsvertrag von 1872 
sich hinsichtlich des Zollanschlusses darauf beschränkt hatte. 
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gleichsam heiläufig dessen Dauer mit der Dauer des Eisenbahn- 
hetriehsverhältnisses in Übereinstimmung zu bringen, enthielt 
der neue Vertrag noch besondere Abmachungen über das Zoll- 
west n unter V des Schlußprotokolles. 

«V. Zu Art. 11 des Vertrags. — Während der Dauer des 
Vertrags vom 20./ 27}. Oktober 18(>5, betreffend die Fortdauer des 
Anschlusses des Großherzogtunis Luxemburg an das Zollsystem 
Preußens und der übrigen Staaten des Zollvereins, werden die- 
jenigen Verbote oder Beschränkungen der Einfuhr, Ausfuhr 
oder Durchfuhr, welche im Deutschen Reiche dritten Ländern 
gegenüber aus gesund heitspolizeilichen Rücksichten oder zu dem 
Zweck erlassen werden, Vieh oder Nutzpflanzen gegen Krank- 
heiten oder Schädlinge zu schützen, im Großherzogtum Luxem- 
burg ebenso in Anwendung gebracht werden, wie dies in der 
Preußischen Rheinprovinz geschieht. 

Die vertragschließenden Teile erklären, daß im Interesse 
des freien Verkehrs es wünschenswert erscheint, in gewissen 
Fragen bezüglich des Gesundheits- und Veterinärwesens, des 
Pflanzenschutzes und des Verkehrs mit Nahrungs- und Genuß- 
initteln die beiderseitige Gesetzgebung in Übereinstimmung zu 
bringen. 

Andererseits sind die vertragschließenden Teile darüber 
einverstanden, daß Beschränkungen des wechselseitigen freien 
Verkehrs sowohl beim Eintritt außerordentlicher Umstände oder 
zur Abwehr gefährlicher ansteckender Krankheiten für Men- 
schen oder Vieh (Absatz 3 und 4 des Separatartikels 4 zum Ver- 
trag vom 8. Februar 1842, bei reffend den Anschluß des Groß- 
herzogtums Luxemburg an das Zollsystem Preußens und der 
übrigen Staaten des Zollvereins), als auch aus sonstigen gesund- 
heits- und veterinärpolizeilichen Rücksichten, aus Rücksichten 
des Pflanzenschutzes oder der Regelung des Verkehrs mit Nah- 
rungs- oder Genußmitteln, ferner zur Verhinderung unlauteren 
Wettbewerbs, zum Schutz des geistigen oder gewerblichen Eigen- 
tums oder zur Fernhaltung unsittlicher oder gemeinschädlicher 
Drucksachen und Abbildungen oder sonstiger für die öffentliche 
Moral oder Sicherheit gefährlicher Gegenstände erlassen werden 
dürfen. Solche Beschränkungen sollen jedoch nur im Falle drin- 
genden Bedürfnisses und nur insofern verfügt werden, als sie 
sich nicht durch die* Übereinstimmung der Gesetzgebung der bei- 
den vertragschließenden Teile erübrigen. 

Die im Separatartikel 9 TV 2 des Vertrages vom 8. Februar 
1842 vorgesehene Mitwirkung des Königlich-Preußischen Finanz- 
ministeriums bei der Anstellung, Beförderung und Versetzung 
von Beamten soll sich nur auf die mittleren Zollbeamten be- 
ziehen. Die Anstellung, Beförderung oder Versetzung kann 
künftig erfolgen, nachdem zuvor dem Königlich Preußischen 
Finanzminister Gelegenheit zur Äußerung hierüber gegeben ist.» 

Artikel 5 des Vertrags vom 8. Februar 1842 hatte bestimmt: 



Digitized by Google 



«Mit der vollständigen Ausführung des gegenwärtigen Ver- 
trags hören die Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangsabgaben 
an den Grenzen zwischen Preußen und dem Großherzogtum 
Luxemburg auf, und es können alle Gegenstände des freien 
Verkehrs aus letzterem frei und unbeschwert in die Preußischen 
und die mit Preußen im Zollverein befindlichen Staaten und 
rumgekehrt aus diesen in jenes eingeführt werden, mit alleinigem 
Vorbehalte: 

a) der zu den Staatsmonopolicn gehörigen Gegenstände 
.(Salz), ingleichen der Spielkarten und Kalender nach Maßgabe 
'der Artikel 6 und 7; 

b) der im Innern der zu dem Zollvereine gehörigen Staaten 
mit einer Steuer belegten inländischen Erzeugnisse, nach Maß- 
gabe des Artikels 8, und endlich 

cj solcher Gegenstände, welche ohne Eingriff in die von 
»einem der kontrahierenden Staaten erteilten Erfindungs-Privi- 
legien (Patente) nicht nachgemacht oder eingeführt werden 
können und daher für die Dauer der Privilegien (Patente) von 
der Einfuhr in den Staat, welcher dieselben erteilt hat, ausge- 
schlossen bleiben müssen.» 

Dieser Artikel 5 wurde durch den Separatartikel 4 zum 
Vertrage vom 8. Februar 1842 ergänzt, welcher in seinen hier 
in Betracht kommenden Absätzen 3 und 4 wie folgt lautete: 

«Nicht minder schließen Seine Majestät der König-Groß- 
herzog Sich der Verabredung an, daß die Freiheit dos Handels 
und Verkehrs zwischen den kontrahierenden Staaten auch dann 
keine Ausnahme erleiden soll, wenn bei dem Eintritt außer- 
ordentlicher Umstände, insbesondere auch bei einem drohenden 
oder ausgebrochenen Bundeskriege, einer jener Staaten sich 
veranlaßt finden sollte, die Ausfuhr gewisser, im inneren freien 
Verkehr befindlicher Erzeugnisse oder Fabrikate in das Ausland 
für die Dauer jener außerordentlichen Umstände zu verbieten. 

Sollte jedoch einer oder der andere dieser Staaten es seinem 
Interesse nicht angemessen finden, auch seinerseits jenes Verbot 
anzuordnen, so bleibt demjenigen oder denjenigen Staaten, 
welche solches zu erlassen für nötig finden, die Befugnis vorbei 
halten, dasselbe auch auf den Umfang des ihrem Beschluß nicht 
beitretenden Vereinsstaates auszudehnen. Ferner räumen die 
kontrahierenden Staaten sich gegenseitig das Recht ein, zur Ab- 
wehr gefährlicher ansteckender Krankheiten für Menschen und 
Vieh die erforderlichen Maßregeln zu ergreifen. Im Verhältnis 
von einem Vereinsstaat zu dem anderen dürfen jedoch keine 
hemmenden Einrichtungen getroffen werden, als unter gleichen 
Umständen den inneren Verkehr des Landes treffen, welches 
. sie anordnet.» 

Deutschland wünschte den Kreis der Fälle, in denen Sperr- 
maßregeln an der luxemburgischen Grenze zulässig sein sollten, 
zu erweitern und hatte deshalb Luxemburg eine solche Erweite- 
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rung zunächst in der Fassung des ersten Absatzes der oben mit- 
geteilten Abmachung unter V des Schlußprotokolles vorgeschla- 
gen, mit der Luxemburg auch einverstanden war. Nachträglich 
aber äußerte Deutschland noch weitere Wünsche in dieser Rich- 
tung in einem Promemoria: 

«Seit der letzten Erörterung dieses Punktes mit den luxem- 
burgischen Vertretern hat sich herausgestellt, daß durch diese 
Bestimmung den fraglichen Unzuträglichkeiten noch nicht aus- 
reichend abgeholfen werden würde. Bei der Vorberatung des 
Gesetzes vom 24. Mai 1901 über den Verkehr mit Wein, wein- 
haltigen und weinähnlichen Getränken (Reichsgesetzblatt 1901 
S. 175) ließ es sich nicht umgehen, im Reichstag darauf hinzu- 
weisen, daß die Kaiserliche Regierung nach dem Wortlaut des 
Artikels 5 des Zollanschluß- Vertrages vom 8. Februar 1842 und 
des zugehörigen Separatartikels 4 nicht befugt sein würde,. aus 
rein gewerbepolizeilichen Gründen Beschränkungen des freien 
Verkehrs mit Luxemburg zu verfügen, so daß das Deutsche Reich 
sich gegen die Einbringung luxemburgischen Kunstweins nicht 
durch ein Einfuhrverbot schützen könnte. Nun ergibt sich aber 
bei der neuzeitlichen Entwicklung vielfach gerade für Verkehrs- 
beschränkungen aus gewerbepolizeilichen Gründen ein dringen- 
des Bedürfnis. 

Nachdem die in dieser Hinsicht unzweifelhaft bestehende 
Lücke des Vertragsverhältnisses zu Luxemburg solcherart aufge- 
deckt worden ist, muß befürchtet werden, daß im Reichstag nicht 
zu unterschätzende Schwierigkeiten erwachsen werden, wenn die 
Verlängerung dieses Verhältnisses vorgeschlagen wird, ohne daß 
für Schließung der Lücke Sorge getragen ist. 

Die Kaiserliche Regierung muß daher großen Wert darauf 
legen, daß der obenerwähnten Bestimmung im Schlußprotokoll 
des zu schließenden Vertrags noch folgender Zusatz, der auch 
auf die Bedürfnisse der Sicherheitspolizei Rücksicht nimmt, 
beigefügt wird: 

«Um während der Dauer des erwähnten Vertrags vom 
20./25. Oktober 1865 die Aufrechterhaltung eines möglichst 
freien Verkehrs zwischen dem Deutschen Reich und Luxemburg 
zu ermöglichen, erklärt die Großherzoglich-Luxemburgische Re- 
gierung sich auch bereit, tunlichst dafür Sorge zu tragen, daß 
die wirtschaftliche Gesetzgebung in Luxemburg, insbesondere 
auf dem Gebiete des Gesundheits- und Veterinärwesens, des 
Pflanzenschutzes, des Verkehrs mit Nahrungs- und Genuß- 
mitteln und der Gewerbepolizei, mit der entsprechenden Gesetz- 
gebung des Deutschen Reichs übereinstimmt. 

Andererseits sind die vertragschließenden Teile darüber 
einverstanden, daß Beschränkungen des wechselseitigen freien 
Verkehrs sowohl beim Eintritt außerordentlicher Umstände oder 
zur Abwehr gefährlicher ansteckender Krankheiten für Men- 
schen oder Vieh (Absatz 3 und 4 des Separatartikels 4 zum Ver- 
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trag vom 8. Februar 1642, betreffend dun Anschluß dus Groß- 
herzogtums Luxemburg au das Zollsystem Greußens und der 
übrigen Staaten des Zollvereins), als auch aus sonstigen gesund- 
heits- oder vuterinärpolizeilichen Rücksichtun, ferner aus Rück- 
sichtun des Pflanzenschutzes, der Regelung des Verkehrs mit 
Nünnings- und Genußmitteln, der Gewerbe- und der Sicher- 
heitspolizei erhissen werden dürfen. Solche Beschränkungen 
sollen jedoch nur im Falle dringenden Bedürfnisses und insbe- 
sondere nur insofern verfügt werden, als sie sich nicht durch 
die zu erstrebende Übereinstimmung der wirtschaftlichen Gesetz- 
gebung der beiden vertragschließenden Teile erübrigen.» 

Mit diesem weiteren Vorschlag war die luxemburgische 
Regierung nicht einverstanden. Sie nahm besonders Anstoß an 
der Luxemburg aufzuerlegenden Verpflichtung, seine «wirt- 
schaftliche Gesetzgebung» mit der deutschen in Übereinstimmung 
zu bringen und antwortete der deutschen Regierung Ende Au- 
gust 1Ü02: 

«Ein solcher Vorschlag in dieser allgemeinen Fassung 
scheint nicht annehmbar. Vor Allem stellt sich die Frage, 
ob ein Staat auf sein Hoheitsrecht in wirtschaftlichen Sachen 
Verzicht leisten kann? Müßte einer Regierung die auf einen 
solchen Vorschlag einginge, nicht der größte Vorwurf gemacht 
werden? Eine bessere Handhabe gegen die geplante Erneuerung 
des Zoll Vereinsvertrages könnte man wohl kaum der Opposition 
bieten. 

Die deutsche Regierung und das deutsche Parlament be- 
handeln die desfallsigen Gesetzesvorlagen, ohne vorherige An- 
hörung noch Zustimmung der luxemburgischen Regierung und 
Kammer; ist es denkbar, daß in solch wichtigen Fragen, wo die 
Existenz ganzer Wirtschaftszweige auf dem Spiele stehen kann, 
ein Staat gezwungen wäre, eine fremde Gesetzgebung anzuneh- 
men, an welcher derselbe nicht mitgewirkt hätte! 

Üb rigens kann es für Deutschland wirtschaftliche Fragen 
geben, die für uns belanglos sind und umgekehrt. 

Der in Rede stehende Vorschlag involviert übrigens eine 
vollständige Umwälzung des bestehenden Vertragsverhältnisses. 
Art. 2 des Vertrags vom 8. Februar 1842 bestimmt: 

«In Folge dieses Beitritts werden Seine Majestät der König- 
Großherzog die Verwaltung der Eingangsabgaben in Überein- 
stimmung mit den desfallsigen Gesetzen des Zollvereins ein- 
richten.» 

Tin Anschluß hieran bestimmt Art. 3, daß etwaige künftige 
Änderungen der im vorstehenden Art. gedachten gesetzlichen 
Bestimmungen der Zustimmung der Großherzoglichen Regie- 
rung bedürfen. 

Diese Zustimmung ist aber niemals eingeholt worden; man 
scheint von dem Standpunkte ausgegangen zu sein, daß hier vor 
Allein das gegenseitige Interesse, das sich im Allgemeinen deckt, 
maßgebend sein muß. 
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Kiiif langjährige Praxis hat bewiesen, daß bis jetzt von 
beiden Seiten der Vertrag von 1842 loyal ausgeführt wurde; 
beide Staaten haben sich in der Hegel in Fragen des freien Ver- 
kehrs und des Schutzes gewisser Erwerbsgebiete verstanden.» 

Schließlich einigten sich die beiden Regierungen auf die 
oben mitgeteilte Fassung der drei ersten Absätze unter V des 
Schlußprotokolles, in welcher nicht mehr von einer Überein- 
stimmung der wirtschaftlichen Gesetzgebung in Luxemburg, ins- 
besondere auf dem Gebiet des Gesundheitswesens usw., mit der 
deutschen Gesetzgebung die Hede war, sondern bloß von einer 
Übereinstimmung in gewissen Fragen des Gesundheitswesens usw. 

Im ersten Absatz dieser Abmachung gab Luxemburg, in 
Bestätigung einer bisher schon regelmäßig befolgten Praxis, die 
Zusage, sich den in Deutschland aus gesundheits- oder veteri- 
närpolizeilichen Gründen oder zum Schutze von Nutzpflanzen 
ergehenden, gegen das Zollausland gerichteten Verboten oder 
Beschränkungen der Ein-, Aus- oder Durchfuhr auch seinerseits 
anzuschließen. Hierdurch sollte es Deutschland — in Anbetracht, 
daß die Durchführung von Spernnaßregeln zwischen zollgeeinten 
Ländern wegen der fehlenden Zollgrenze und Zollbeamten 
schwierig und kostspielig ist, — ermöglicht werden, von einer 
Sperrung der Grenze gegen Luxemburg solange abzusehen, als 
nicht eine besondere Gefahr gerade aus Luxemburg selbst drohte. 

Der zweite Absatz formulierte einen Wunsch der gesetz- 
geberischen Anpassung, dem Luxemburg schon bisher nach 
Möglichkeit gefolgt war. 

Der dritte Absatz bestimmte, daß Verkehrsbeschränkungen, 
für die ein dringendes Bedürfnis bestand, und die sich nicht 
durch die Übereinstimmung der beiderseitigen Gesetzgebung er- 
übrigten, außer aus den im Vertrag von 1842 genannten Grün- 
den auch aus einer Reihe hier weiter genannter Gründe verfügt 
werden durften. 

Der letzte Absatz der Nr. V des Schlußprotokolls bezog sich 
auf das luxemburgische Zollpersonal. Um die einheitliche Hand- 
habung der Zollvorschriften zu sichern, hatte Luxemburg in den 
Zollanschlußverträgen dem preußischen Finanzministerium eine 
gewisse Mitwirkung bei der Anstellung der Zollbeamten einge- 
räumt. Beispielsweise wurde der Zolldirektor von der luxembur- 
gischen Regierung auf Vorschlag des preußischen Finanz- 
ministeriums ernannt; vor der Ernennung des Rates bei der 
Zolldirektion hatte eine Verständigung mit dem genannten 
Finanzministerium stattzufinden. 

Ferner bestimmte unter anderem Ziffer IV2 des Separat- 
artikels 9 zum Vertrage vom 8. Februar 1842: 

«Die in den Attributen der Großherzoglichen Regierung und 
der Zolldirektion liegenden Anstellungen, Beförderungen und 
Versetzungen können, insofern sie Beamte treffen, die aus 
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der oben unter I. A. 1 erwähnten Pauschsumine ein höhere» 
Diensteinkommen als 400 Thlr. erhalten, nur unter Zu- 
stimmung des Königlich-Preußischen Finanzministeriums 
erfolgen.» 

üiese Bestimmung wurde jetzt im vierten Absätze der Nr. 
V des Schlußprotokolls entsprechend der bisherigen Übung dahin 
ausgelegt, daß sie sich trotz der in den Gehalts Verhältnissen ein- 
getretenen Veränderung und der danach möglichen Einbe- 
ziehung der unteren Aufsichtsbeamten nur auf die — mit den 
Assistenten beginnende — Klasse der mittleren Zollbeamten 
bezog. Ferner wurde das dabei einzuhaltende Verfahren dahin 
geregelt, daß vor der Anstellung, Beförderung oder Versetzung 
dieser Beamten dem preußischen Finanzministerium Gelegenheit 
zur Äußerung gegeben wurde. Da Luxemburg die Vorschriften 
über die Ausbildung der mittleren Zollbeamten den in Preußen 
geltenden angepaßt hatte, so erschien das deutsche Interesse an 
der Besetzung der Zollbeamlenstellen in Luxemburg hierdurch 
genügend gewahrt. 

Die neue Abmachung bedeutete also, daß in Zukunft die 
Ernennung der mittleren Zollbeamten ausschließlich der luxem- 
burgischen Regierung ohne vorherige Zustimmung der deutschen 
Regierung vorbehalten, während die Ernennung der unteren 
Beamten nach wie vor dem Zolldirektor verbleiben sollte. 

Dem Eisenbahnbetriebsvertrag vom 11. November 1902 gab 
der luxemburgische Staatsrat in einem Gutachten vom 9. März 
1903 einstimmig seine Zustimmung mit der Begründung: 

Le maintien de l'Union douaniere repond aux vceux de la 
grande majorite de nos habitants. L'on est generalement d'accord 
que ce maintien est favorable aux deux pays interesses et qu'une 
rupturc pout avoir pour nous des consequences de la plus grande 
gravite. L'echeance du 31. decembre 1912, quoique lointaine, 
suffit d'ores et dejä pour ern pecher la creation de certaines 
industries nouvelles. 

II resulte de l'examen de ce qui precede que le traite nous 
assure des avantages serieux. Aussi le Gonseil ne peut-il qu'en 
proposer Fadoption a la Ghambrc des Deputes.» 

In der Kammer wies der Berichterstatter, Rechtsanwalt 
Adolph Schmit, auf den «developpement inoui», den die luxem- 
burgische Industrie in den 30 Jahren, die seit dem Vertrag von 
1872 verflossen waren, genommen hatte und auf die beneidens- 
werte Lage der luxemburgischen Finanzen hin, erwähnte, daß 
die Zentralsektion der Kammer sich einstimmig für die An- 
nahme des Vertrages ausgesprochen hatte, und schloß mit den 
Worten: 

«S'il est vrai que nous abandonnons ä une puissance 
etrangere une partie d'un de nos Services publica, Texp&rience 
est acquise que si un pareil abandon peut etre sensible ä notre 
fibre nationale, il ne nous a pourtant, sous aucun rapport, miß 
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dans une plus grande dependance de rAlleuiagno que le Zoll- 
verein ne l'a fait et, tout en reconnaissant que nous ne pouvons 
pas nous assurer les avantages du traite sans en rabattre un 
peu de notrc amour-propre, que d'autres taxeront peut-etre de 
susceptibilite, niais qui n'en restera pas moins un sentiraent 
respectable et legitime, nous pouvons dire, avec lc Gonseil d'Etat r 
que le traite est aceeptable, parce qu'il est dans les convenances 
des trois parties.» 

Der Vertrag wurde in der Kammer mit zwei Stimmen- 
enthaltungen angenommen. 

Die Handelskammer begrüßte die Erneuerung des Zoll- 
vereins in ihrem Jahresbericht für 1902 mit den Worten: 

«Depuis l'annee 1842 que nous faisons partie du Zollverein, 
notre commerce a pris son pli definitif. Ses voies sont tracees. 
Nos relations d'af faires avec los pays du Zollverein sunt deveuues 
plus intimes d'annec en annee et la seule possibilite, quoique 
vague, que cet etat de choses pourrait etre bouleverse ä l'ex- 
piration de rancienne Convention avec l'Allemagne, suffisait pour 
faire naitre des inquietudes. 

Aussi la prevoyante initiative du Gouvernement a dissiper, 
des maintenant, l'incertitude inquietante qui regnait a cet 
egard, par une nouvelle Convention qui proroge la Situation 
jusqu'en 1959, a-t-elle ete accueillie avec une satisfaction des 
plus vives par nos industriels et nos commercants.» 

Hinsichtlich des Einflusses des neuen Vertrages auf die 
luxemburgische Neutralität hatte der Staatsrat in seinem Gut- 
achten darauf hingewiesen, daß der Eisenbahnbetriebs- und 
Zollanschlußernenerungsvcrtrag von 1872 der Zustimmung der 
Signatarmächte des Londoner Vertrages von 18(i7 unterbreitet 
worden war und zwar nicht, weil dadurch der Zollanschluß 
verlängert wurde — denn dieser war 1867 in London als mit der 
Neutralität des Großherzogtums vereinbar anerkannt worden 
— sondern wegen der etwaigen politischen und militärischen 
Folgen des Betriebes der luxemburgischen Bahnen durch eine 
fremde Macht. Da jedoch der Vertrag von 1872 seitens der 
Garantiemächte zu keiner Bemerkung Anlaß gegeben habe, so 
hielt der Staatsrat eine Mitteilung des neuen Vertrags an die- 
selben Mächte für überflüssig. 

In der Diskussion der Gesetzvorlage in der Kammer griff 
der Abg. Steichen diesen Gedanken auf und verlangte, m. E. 
nicht mit Unrecht, unter Hinweis auf die oben Seite 145 mitge- 
feilten Erklärungen der niederländischen und der englischen 
Regierung im Jahre 1872, daß der neue Vertrag ebenfalls den 
Garantiemächten unterbreitet werde und zwar nicht um, wie 
1872, einzelne Rückäußer ungen dieser Mächte herbeizuführen r 
sondern um eine der Kollektivgarantie der luxemburgischen 
Neutralität entsprechende Kollektiverklärung der betreffenden 
Mächte zu erzielen. Dieser Anregung wurde keine Folge gegeben. 
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XXVI. Die sechste Periode 
des Zollanschlusses Luxemburgs (1902 — 1914). 

Im Unterschied von den früheren Zollauschlußpcrioden ist 
bezüglich der luxemburgischen Zollverwaltung aus der Zeit nacn 
dem Jahre 1902 nur wenig zu berichten. 

Im Interesse des Dienstes waren 1905 die Beamten der Zoll- 
direktion, deren Bezüge Luxemburg ausschließlich zu bestreiten 
hatte, den entsprechenden Beamten des aktiven Zolldienstes, 
deren Gehälter, die der gemeinsamen Zollkasse zur Last fielen, 
aufgebessert worden waren, durch ein luxemburgisches Gesetz 
vom 5. April 190b' gleichgestellt worden. Im Jahre 1908 erhöhte 
das preußische Finanzministerium die Bezüge der luxembur- 
gischen Grenzaufsichtsbeamten, um sie den preußischen Beamten 
gleichzustellen, wodurch die Gleichstellung dieser Beamten mit 
den entsprechenden! Beamten der luxemburgischen Zolldirektion, 
deren Gehälter das erwähnte luxemburgische Gesetz festgelegt 
hatte, wieder gestört wurde. Die entsprechenden Gehalts- 
steigerungen bei den Beamten der luxemburgischen Zolldirektion 
waren aber nicht zu umgehen. Sie erfolgten durch ein luxem- 
burgisches Gesetz vom 21. Juli 1909. 

Gleichzeitig mit der Neuordnung der Gehälter waren preus- 
sischerseils neue Amtsbezeichnungen eingeführt worden, die, 
insoweit sie das Zollgrenzpersonal betrafen, auch in Luxemburg 
durch Bekanntmachung des Generaldirektors der Finanzen im 
Memorial (Jahrg. 190S, S. r>r>2) Eingang fanden. Auch für die 
Beamten der Zolldirektion waren neue Amtsbezeichnungen fest- 
gesetzt worden. Insbesondere war seit dem 15. Januar 1908 in 
Preußen die Bezeichnung Provinzialsteuerdirektor durch Prä- 
sident der Oberzolldirektion ersetzt worden. Da nun der bis- 
herige luxemburgische Zolldirektor dieselbe Stellung einnahm 
wie die preußischen Piovinzialsteuerdirektoren. so lag die ent- 
sprechende Änderung nahe. Nun war aber der Zolldirektor in 
Luxemburg Mitglied und Leiter einer luxemburgischen Behörde, 
und in der luxemburgischen Behördenorganisation wurde die 
Bezeichnung Präsident nur für den Vorsitzenden einer kolle- 
gialen Behörde als primus inter pares einer beschließenden 
Körperschaft gebraucht. Einen solchen Charakter besaß der 
Zolldircktor jedoch nicht, da ihm ja allein die Entscheidungs- 
befugnis zustand, und der einzige neben ihm in der Zolldirektion 
fungierende höhere Beamte, der Zollrat, lediglich beratende 
Stimme besaß. Anderseits war die Notwendigkeit zu berück- 
sichtigen, auch in der Amtsbezeichnung die Tatsache auszu- 
drücken, daß nach Separatartikel 9 ItT 6 des Zollanschlußver- 
trags von 1842 der luxemburgische Zolldirektor den damaligen 
Provinzialsteuerdirektoren gleichstand. Diese letztere Erwägung 
?ab den Ausschlag. Art. 1 Absatz 2 des luxemburgischen Ge- 
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setzes vom 24. Juli 1909 verlieh dem bisherigen Zolldirektor in 
Luxemburg die Bezeichnung Präsident der Zolldirektion. 

Endlieh wurde durch großh. Beschluß vom 13. Februar 
1911, wie in Deutschland, eine neue Bekleidungsordnung für die 
Zollverwaltung erlassen. 

Die Zeit der wirtschaftlichen Blüte von Landwirtschaft und 
Industrie, von Handel und Wandel in Luxemburg, die für das 
Ende der vorhergehenden Periode in Kap. XXlV geschildert 
wurde, setzte sich nach der Überwindung der Krisis von 1900 
bis 1902 in noch verstärktem Maße fort. Der leichte Rückschlag 
des Jahres 1908 wurde rasch überholt, und in den Jahren, die 
unmittelbar dem Ausbruch des Weltkrieges vorangingen, stand 
das Wirtschaftsleben des Großherzogtums auf einer Höhe, die 
es in früheren Zeiten seiner Geschichte wohl niemals erstiegen 
hatte. 

Eingeleitet wurde diese Epoche der wirtschaftlichen Expan- 
sion durch den deutschen Schutzzolltarif vom 14. Dezember 1902 
and durch die auf dieser Grundlage abgeschlossenen Handels- 
verträge. Die Schutzzölle kamen vornehmlich der Landwirtschaft 
zu gute, deren Erzeugnisse eine Preishöhe erreichten, die be- 
sondere Maßnahmen zum Schutze der Minderbemittelten und 
der Festbesoldeten dringend erheischten. 

Die Entwicklung der Hauptzweige der luxemburgischen 
Industrie während dieser Zeit habe ich im Zusammenhang mit 
der vorhergehenden Periode bereits im Kap. XXIV dargelegt. 
Hier soll noch das Hauptkennzeichen der wirtschaftlichen Ent- 
wicklung des Großherzogtums während der Zeit seit dem Ab- 
schluß des zweiten Eisenbahnbetriebsvertrags bis zum August 
1914 hervorgehoben werden: die Verschmelzung des luxembur- 
gischen Wirtschaftslebens mit dem deutschen. Von dieser Be- 
wegung wurde die bodenständigere, in erster Linie für den 
Inlandsbedarf produzierende Landwirtschaft am wenigsten, die 
Industrie und die luxemburgischen Staatsfinanzen am meisten 
erfaßt. Von der Beeinflussung des Staatshaushalts des Groß- 
herzogtums durch die deutsche Steuerpolitk, vornehmlich durch 
die mit dem Zollwesen eng verbundenen indirekten Verbrauchs- 
abgaben soll im nächsten Kapitel die Rede sein. 

Selbst die Landwirtschaft hatte sich der durch den Zoll- 
anschluß bewirkten Orientierung Luxemburgs nach der deut- 
schen Wirtschaft auf die Dauer nicht entziehen können. Die auf 
die Fleisch- und Milchwirtschaft eingestellte luxemburgische 
Landwirtschaft brachte ihre Überschüsse an Schlachtvieh, vor- 
nehmlich an gemästeten Schweinen, und an Butter ausschließ- 
lich auf die zahlungsfähigen Märkte des Rheinlandes und Lo- 
thringens. Aus Deutschland bezog die intensiv produzierende 
Landwirtschaft des Großherzogtums den Kali, wosresen das phos- 
phorhaltige luxemburgische Thomasmehl, das in Mengen erzeugt 
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wurde, die den Inlandsbedarf weit überstiegen, nach Deutsch- 
land gebracht wurde. 

In die abhängigste Stellung war der luxemburgische Wein- 
bau geraten. Er war nur noch ein Anhängsel des deutschen 
Weinhandels an der unteren Mosel und in der Pfalz. Von den 
80 000 hl, die im Durchschnitt jährlich erzeugt wurden, wurden 
nur 10 bis 15% im Inland konsumiert und der Überschuß als 
Verschnittwein zur Veredlung der deutschen Erzeugnisse aus- 
schließlich nach Deutschland ausgeführt. In der luxemburgischen 
Handelsbilanz war der Wein einer der bedeutendsten Export- 
artikel geworden, und auf diesen Export hatte sich der luxem- 
burgische Weinbau eingerichtet. 

Am auffälligsten und fortgeschrittensten war der wirtschaft- 
liche Verschmelzungsprozeß mit Deutschland in dem einzigen 
Zweig der hochkapitalistischen Industrie in Luxemburg, in der 
Eisenindustrie, die in der Zahl ihrer Angestellten und Arbeiter, 
in dem Wert der darin investierten Kapitalien und in dem Wert 
der Erzeugnisse bei weitem alle anderen Industriezweige des 
Großherzogtums zusammen überragte. 

Den Anlaß zu dieser Verschmelzung luxemburgischer und 
deutscher Interessen unter deutscher Führung bot der ungefähr 
seit Beginn des XX. Jahrhunderts einsetzende Konzentrations- 
prozeß in der deutschen Eisenindustrie, verbunden mit der Ab- 
wanderung der deutschen Eisenwerke aus den Kohlengebieten 
Rheinland- Westfalens nach dem Erzgebiet Lothringen-Luxem- 
burgs. Der technischen Fortschritten und wirtschaftlichen Er- 
wägungen entsprungene Konzentrationsprozeß in der Eisen- 
industrie hatte die Beherrschung des gesamten Produktions- 
vorganges von den beiden Rohstoffen Kohlen und Erz bis zum 
Fertigfabrikat zum Ziele, sei es durch den Ausbau der reinen 
Hochofenbetriebe zu Stahl- und Walzwerken, sei es durch deren 
Verbindung mit Kohlenzechen, sei es endlich durch den Zusam- 
menschluß benachbarter oder sich in der Produktion ergänzen- 
der Betriebe. 

Bis 1882 waren die luxemburgischen Eisenwerke samt und 
sonders reine Hochofenwerke geblieben. Erst in diesem Jahre 
wurden die Düdelinger Hochöfen durch ein Stahl- und Walzwerk 
ergänzt, welchem Beispiel sodann 1896 die Differdinger Hoch- 
öfen folgten. Vom Jahre 1900 datiert nun in Luxemburg eine 
ununterbrochene Reihe von Fusionen, Umwandlungen, Interes- 
sengemeinschaften usw., die alle luxemburgischen Werke, die, 
wie gesagt, noch vor kurzem reine Hochofen werke gewesen 
waren, in gemischte Werke umwandelte und sie außerdem, mit 
Ausnahme der Rodinger Hütte, die unter belgischen Einfluß 
geriet, mit deutschen Werken in mehr oder minder enge Be- 
ziehungen brachte. 

Die finanzielle Folge dieser Vorgänge war, daß das belgische 
und das französische Kapital, welch ersteres bisher eine nam- 
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hafte, letzteres eine weniger bedeutende Stellung in der luxem- 
burgischen Eisenindustrie eingenommen hatte, von dem deut- 
schen Großkapital verdrängt wurde. Dieser Prozeß spielte sich 
wohl zuerst an der Differdinger Hütte ab. Der Name Dernburgs 
und der Bank für Handel und Industrie ist mit dieser ersten 
bedeutenden Finanztransaktion des deutschen Großkapitals in 
Luxemburg verknüpft. 

Durch technische Fortschritte, die den Kohlenbedarf der 
Eisenindustrie, besonders im Verhüttungsprozeß, stark ein- 
schränkten, verschob sich das bisherige Verhältnis der beiden 
Rohstoffe Kohle und Erz zu einander. Während bisher das Erz 
vielfach zur Kohle kam, also die Minette in den Kohlenbezirken 
der Ruhr zur Verhüttung gebracht wurde, setzte mit dem Beginn 
des XX. Jahrhunderts eine Gegenbewegung ein. Die rheinisch- 
westfälischen Großbetriebe wanderten nach der Mosel. Es waren 
die Gelsenkirchener Bergwerks A.-G., dio Deutsch-Luxembur- 
gische Bergwerks- und Hütten-A.-G. und die Firma Feiten & 
Guilleaume, die ihre bedeutenden Werkserweiterungen und Neu- 
anlagen nicht in ihren deutschen Niederlassungen, sondern in 
Luxemburg vornahmen. 

Eine kurze Übersicht der luxemburgischen Hüttenwerke und 
ihrer Verbindungen mit deutschen Werken soll das Gesagte 
illustrieren und den entscheidenden wirtschaftlichen Einfluß 
Deutschlands in Luxemburg in den beiden letzten Jahrzehnten 
erkennen lassen. 

Im Jahre 1892 erwarb der Aachener Hütten-Aktien- Verein 
in Rote Erde bei Aachen die Luxemburger Hochofen- A.-G. in 
Esch und 10 Jahre später die benachbarte, auf lothringischem 
Boden belegene Hütte der Hochofen-A.-G. in Deutsch-Oth. 1904 
schloß der Aachener Hütten-A.-V. unter Zuziehung des Schalker 
Gruben- und Hüttenvereins eine Interessengemeinschaft mit der 
Gelsenkirchener Bergwerks-A.-G., die 1907 zur Fusion dieser 
Unternehmungen führte. 1909 begann Gelsenkirchen ein groß- 
zügiges Erweiterungsprogramm ihrer Anlagen in Luxemburg. 
Die drei Hochöfen der Escher Hütte wurden um zwei vermehrt. 
Neben diesem alten reinen Hochofenbetrieb wurde aus einem 
Guß binnen drei Jahren ein neues Werk, bestehend aus acht 
Hochöfen sowie einem Stahl- und Walzwerk errichtet, und daa 
Ganze nach den Brüdern Kirdorf Adolf-Emil-Hütte benannt. 

Nächst Krupp wurde Gelsenkirchen mit 180 Millionen Mark 
Aktienkapital das bedeutendste deutsche Montan-Unternehmen. 
Ihm folgte die Deutsch-Luxemburgische Bergwerks- und Hütten- 
A.-G. in Bochum mit 130 Millionen, die in Differdingen Fuß 
gefaßt hatte. 

Aus der Vereinigung der 1896 gegründeten Differdinger 
Hochöfen- A.-G. mit der Zeche Dannenbaum in Bochum war 1899" 
die A.-G. für Eisen- und Kohlenindustrie Differdingen-Dannen- 
baum entstanden. Während das Differdinger Werk in ein gros- 
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ses Hüttenwerk mit Stahl- und Walzwerken umgewandelt wurde, 
geriet diese Gesellschaft in finanzielle Bedrängnis. Aus ihrer 
finanziellen Reorganisation entstand die Deutsch-Luxembur- 
gische Gesellschaft, die unter der Führung Stinnes' in den fol- 
genden Jahren eine schier rastlose Expansionspolitik betrieb. 
Sie gliederte sich die Kohlenzeche Friedlicher Nachbar zu Lin- 
den a. d. Ruhr, die Friedrich- Wilhelmshütte in Mülheim a. d. 
Ruhr, die Louise-Tiefbau-Zeche in Dortmund, die Gewerkschaft 
Kaiser Friedrich in Barop, die Dortmunder Union, die Nord- 
seewerke in Emden und das Meggener Walzwerk an, erwarb eine 
starke Beteiligung an der Saar- und Mosel-Bergwerks-Gesell- 
schaft in Karlingen und an der Hohenzollernhütto in Emden 
und schloß 1911 eine Interessengemeinschaft mit einer luxem- 
burgischen Eisenhütte in Rümelingen. 

Das Hochofen werk in Rümelingen war 1872 von luxem- 
burgischem, belgischem und französischem Kapital errichtet 
worden. Nach manchen finanziellen Mißgeschicken war diese 
Hütte in den Besitz der 1888 mit einem Aktienkapital von 
3 750 000 Fr. gegründeten Rümelinger Hochöfen-A.-G. gelangt' 
1905 fusionierte diese mit dem Eisenwerk Kraemer in St. Ing- 
bert in der Pfalz unter der Firma Rümelinger und St. Ingberter 
Hochöfen- und Slahlwerks-A.-G. mit einem Aktienkapital von 
7,5 Millionen Fr., worauf 1911 die erwähnte Interessengemein- 
schaft mit Deutsch-Luxemburg geschlossen wurde. Rümelingen 
ist reines Hochofen werk geblieben. 

1882 wurde der Düdelinger Eisenhütten-Aktien-Verein mit 
8 Millionen Franken Aktienkapital gegründet, der ein Hoch- 
ofenwerk errichtete, dem 188G Stahl- und Walzwerke angeglie- 
dert wurden. 1912 fusionierte Düddingen mit der Luxemburger 
Bergwerks- und Saarbrecker Eisenhütten-A.-G., einer ursprüng- 
lich belgischen Gründung, die zwei Stahlwerke und eine Kokerei 
bei Saarbrücken besaß, und mit der Eicherhüttc, die Hochöfen 
in Eich und in Esch betrieb, unter der Bezeichnung Vereinigte 
Stahlwerke Burbach-Eich-Düdelingen (Arbed) mit dem Sitz in 
Düddingen und einem Kapital bestehend aus 84 300 Anteilen 
ohne Nennwert, die sich in luxemburgischen und belgischen 
Händen befanden. 1913 schloß die Arbed eine Interessengemein- 
schaft mit dem Eschweiler Bergwerks- Verein, einem Betriebe 
des Aachener Kohlenbeckens, der sich 1910 seinerseits die Esch- 
weiler-Köln-Eisenwerke angegliedert hatte. 

Die dicht an der belgischen Grenze gelegenen, 1846 errich- 
teten Hochöfen in Steinfort, die zuletzt unter der Firma Ch. & 
J. Collart betrieben wurden, wurden 1912 unter dem Namen 
Hochofen- und Stahlwerk Steinfort mit 7 Millionen Fr. Aktien- 
kapital der Firma Feiten & Guilleaume in Köln-Mülheim an- 
gegliedert, die, ihrerseits aus einer Hanfseilerei entstanden, sich 
zur Drahtseilfabrik entwickelt hatte und in den Konzern der 
Allgemeinen Elektrizitäts-Gesellschaft einbezogen worden war. 
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In den letzten Jahren wurde die Steinfortor Hütte durch ein 
Stahl- und Walzwerk erweitert. 

Die ebenfalls an der belgischen Grenze gelegene Rodinger 
Hochöfen-A.-(i. bildete seit 19U5 einen Bestandteil der belgischen 
Gesellschaft Ougree-Marihaye bei Lüttich und wurde ebenfalls 
zu einem Stahl- und Walzwerk ausgebaut. 

Zusammenfassend waren also von den sämtlichen luxem- 
burgischen Hüttenwerken zwei (Differdingen und Esch) Abtei- 
lungen deutscher rnternehniungcn geworden, zwei weitere wur- 
den als selbständige .Kinnen unter deutscher Kontrolle betrieben 
(Rüineiingen und Steinfort), eine war ein Teil eines belgischen 
Unternehmens (Rodingen) und nur in einem Unternehmen, 
deren luxemburgische Niederlassungen sieh in Düddingen, 
Eich und Esch befanden, war noch ein gewisser luxemburgischer 
Einfluß erhalten geblieben. 

Die Bedeutung der genannten Werke erhellt aus folgenden 
Zahlen für das Jahr 1913: 
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Verstärkt wurde noch der deutsche Einfluß auf die luxem- 
burgische Eisenindustrie durch die Einbeziehung dieser Werke 
In die deutschen Verkaufsvereinigungen der Montanindustrie. 

Das erste Kartell, in das die luxemburgischen Hütten ein- 
bezogen wurden, war das bereits erwähnte Lothringisch-Luxem- 
burgische Roheiscnverkaufs-Syndikat, das 1879 in Luxemburg 
errichtet, später Vereinbarungen mit dem 1897 gebildeten Rhei- 
nisch-Westfälischen Roheisensyndikat und dem Siegerländer 
Roheisensyndikat zwecks einheitlicher Absatzpolitik im Zoll- 
inland abschloß, während der Export frei 1)1 ieb. Als 1909 wegen 
der von den gemischten Werken verursachten Schwierigkeiten 
das Rheinisch- Westfälische Roheisensyndikat aufgelöst wurde, 
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teilte auch das Lothringisch-Luxemburgische Syndikat dieses 
Schicksal. Erst 1910 entstand wieder ein Roheisenverband mit 
dem Sitz in Essen, 1 ) mit dem auch die lothringisch-luxembur- 
gischen Werke in Beziehung traten. 

Im Anschluß an das Lothringisch-Luxemburgische Roh- 
eisensyndikat war 1889 auch ein Lothringisch-Luxemburgischer 
Stahlwerksverband gebildet worden. Nachdem in Rheinland- 
Westfalen zunächst Vereinigungen für die einzelnen Stahlerzeug- 
nisse — Träger verband, Halbzeugverband und Schienen- und 
Schwellengemeinschaft — bestanden hatten, entstand 1904 der 
Stahlwerksverband mit dem Sitz in Düsseldorf, zu dem auch die 
luxemburgischen Stahlwerke gehörten. 

Auch hinsichtlich des Nebenproduktes der Stahlerzeugung, 
dein Thomasschlackenmehl, traten die luxemburgischen Werke 
dem Syndikat der deutschen Thonuusschlackenmühlen, das den 
Absatz dieses Düngemittels organisierte, bei. 

Was diese Beherrschung des Absatzes der luxemburgischen 
Eisenhütten durch die deutschen Verkaufsorganisationen bedeu- 
tete, erhellt daraus, daß diese Hütten nicht weniger als 95°/o 
ihrer Produktion exportieren mußten, da der Inlandsbedarf bei 
dem Fehlen einer entsprechend entwickelten Eisenverarbeitungs- 
industrie nur geringe Mengen an Roheisen und Stahl verbrau- 
chen konnte. 

Hinsichtlich des Brennmaterials war die luxemburgische 
Eisenindustrie völlig auf den deutschen Koks angewiesen. Von 
den 1913 in Luxemburg eingeführten 2,9 Millionen Tonnen Koks 
kamen nicht weniger als 2,7 Millionen, d. h. 93% aus Deutsch- 
land. Der belgische Koksimport, der früher nicht unbedeutend 
gewesen war, spielte keine Rolle mehr. 

Mit einem Worte, die luxemburgische Eisenindustrie war, 
mit Ausnahme des Rodinger Hüttenwerkes, hinsichtlich ihres* 
Kapitals, ihrer kaufmännischen und technischen Leitung und 
des Absatzes ihrer Produkte seit Beginn des XX. Jahrhunderts 
völlig unter deutschen Einfluß geraten. Nur die Gruppe Bur- 
bach-Eich-Düdelingen hatte bis zu einem gewissen Grade ihre 
Selbständigkeit gewahrt, obgleich auch diese durch ihre Nieder- 
lassungen in Saarbrücken, ihre Interessengemeinschaft mit Esch- 
weiler und ihre Zugehörigkeit zu den deutschen Verkauf sver- 
bänden allmählich immer mehr in das Fahrwasser der deut- 
schen Montanindustrie geraten war. 

') Bei der Gründung dieses Verbandes bildeten die luxemburgischen 
Werke zwei Gruppen. Die ersterc, umfassend Deutsch-Luxemburg, Gel- 
serkirchen und Rüinelingcn-St. Ingbert, nahm unmittelbar an den ver- 
traglichen Abmachungen zwischen dem Verband und den Hochofenwerken 
teil Die zweite, bestehend aus Burbach-Eich-Düdelingen, Steinfort und 
Roringen, beschränkte ihre Teilnahme auf eine Verständigung über die 
Gewinnbeteiligung des luxemburgischen Roheisens mit dem Essener Ver- 
band. Diese Werke bildeten unter sich eine «Association de vente des 
fontes luxembourgeoises». 
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Wenn auch nicht in demselben eklatanten Maße wie bei der 
Eisenindustrie, so ist die fortschreitende Unterstellung unter 
deutschen Einfluß durch die Organisation des Absatzes und den 
Rohstoff bezug auch bei den übrigen Gewerbezweigen des Groß- 
herzogtums nachweisbar. Soweit es sich hierbei um Großbetriebe 
handelt, standen sie meist unter der Leitung des deutschen Ka- 
pitals. 

In der Gerberei-Industrie, die drei Viertel ihrer Produktion 
in Deutschland absetzte, standen die beiden größten Betriebe in 
Wiltz unter deutschem Einfluß. Die Fabrik für Idealleder mit 
525 000 Fr. Aktienkapital war eine deutsche Gründung aus dem 
Jahre 1911, und an der A.-G. Lederfabrik Wiltz, vormals F. 
Lambert in Niederwiltz, mit 3 250 000 Fr. Aktienkapital war 
Adler & Oppenheimer A.-G. in Straßburg seit 1912 mit 1,5 Mil- 
lionen beteiligt. 

In der keramischen Industrie war die 1874 errichtete Ton- 
und Mosaikplattenfabrik in Wasserbillig ein Zweigbetrieb der 
Firma l'tzschneider & Jaunez in Saargemünd. 

In der Schieferindustrie gab es nur eine Firma, und diese 
war eine deutsche: die Obermosel-Dachschiefer- und Platten- 
werke, gegründet 1910 mit 3 Millionen Fr. Aktienkapital. Ihr 
Absatzfeld war Deutschland. 

Die Ziegelei-Industrie, die im letzten Jahrzehnt in Luxem- 
burg eine gewisse Bedeutung erlangt hatte — der erste Ring- 
ofen war 1894 in Mersch errichtet worden — und 1913 eine 
Jahresproduktion von za. 1 000 000 Fr. erreichte, war in daß 
Kartell der Rheinisch-Lothringischen Ziegelwerke einbezogen 
worden. Ihr Absatzgebiet war vornehmlich das Inland, daneben 
Lothringen. 

Von den in Luxemburg bestehenden Gaswerken hatte das 
Gas- und Elektrizitätswerk Grevenmacher seinen Sitz in Cassel 
(Aktienkapital 250 000 Mk.), das Hollericher Gaswerk, sowie 
die Gasanstalten in Esch und in Differdingen waren Gründungen 
der Thüringer Gasgesellschaft in Leipzig, das Gaswerk in Re- 
nnen gehörte einer deutschen Gesellschaft mit Sitz in Dieden- 
hofen < Akt.-Kap. 180 000 Mk.). 

Nur die Tabakfabrikanten, trotzdem sie ihren Rohstoff aus 
Deutschland bezogen und ihre Fabrikate meist nach Elsaß- 
Lothringen exportierten, hatten ihre Selbständigkeit bewahrt. 
Ebenso die Brauerei-Industrie, die zwar Malz und Gerste aus 
Deutschland und Österreich bezog, deren Export nach Deutsch- 
land jedoch gering war. 

Anderseits war in der Zement- und in der Steinindustrie 
belgisches Kapital tätig. 

Auch in der Bevölkerungsstatistik kam die Stärke des deut- 
schen Elementes zum Ausdruck *). Nach der Volkszählung von 

*) Ergebnisse der Volkszählung (Publikationen der ständigen Kom- 
inission für Statistik. Heft XXXVI) Luxemburg 1911. 
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1910 zählte das Uroßherzogtum bei 259 891 Einwohnern nicht 
weniger als 39 723 Ausländer. Dies besagte, daß 15,28% der 
Bevölkerung Ausländer waren, während diese Quote in Deutsch- 
land 1,7% und in dem benachbarten, ebenfalls stark industria- 
lisierten und mit italienischen Arbeiterkolonien durchsetzten 
Lothringen 8,12%, ja selbst in der Schweiz nur 15,01% betrug. 
Die Zusammensetzung dieser Ausländer war folgende; 



Staaten. 


Zahl der Auslander 
1905 1910 


Auf KO 1 
berec 

1905 


:in\xohner 
linet. 

1910 


Von 100 Auslandern 
entfielen im Jahre 
1910 auf dir ein- 
zelnen Staaten 


Deutschland 

Sonstige 

♦ 


17 243 

S 079 
3 858 
2 168 
991 


21 7(>2 
10 138 
3 964 
2 103 
1 75G 


7,00 
3,28 
1,56 
0,88 
0,40 


8,37 
3,90 
1,53 
0,81 
0,67 


54,78 
25,52 
9,9S 
5,29 


32 339 


39 723 


13,12 


15/28 


100 



Das Tätigkeitsfeld dieser eingewanderten Deutschen waren 
die Industriegebiete, vor allem das der Eisenindustrie. Denn von 
ihnen hatten 

11 513 d. h. über die Hälfte, ihren Wohnsitz im 

Kanton Esch, 
2 675 ihren Wohnsitz im Kanton Luxemburg-Land, 
1 919 ihren Wohnsitz im Kanton Luxemburg-Stadt, 
und nur 5 655 ihren Wohnsitz in den übrigen 10 mehr länd- 

liehen Kantonen. 

21 762 

XXVII. Die Anpassung des luxemburgischen 
Steuerwesens an das deutsche System der Ver- 
brauchsabgaben. 

In Artikel 4 dea Zollanschlußvertrages von 1842 hatte sich 
Luxemburg verpflichtet, seine Besteuerung des Bieres, Weines,. 
Branntweines, Tabaks und Salzes in Übereinstimmung mit den 
preußischen Abgaben zu bringen. Im Laufe der Jahre war 
dann im Zollverein, wie bereits berichtet wurde, die Weinsteuer 
1865 abgeschafft und als neue Verbrauchsabgabe 1844 die 
Zuckersteuer eingeführt worden. 

Die im Finanzsystem des Deutschen Reiches durchgeführte 
Scheidung der Steuerquellen zwischen dem Reiche und den 
Einzelstaaten, die ersteres zur Deckung des Finanzbedarfes auf 
das Gebiet der indirekten Steuern, also vornehmlich der Zölle 
und der damit eng verbundenen Abgaben auf Verbrauchsgegen- 
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ständen verwies, bewirkte, in demselben Muße als die finanziel- 
len Bedürfnisse des Reiches stiegen, sowohl eine allgemeine Er- 
höhung der Zölle im Zusammenhang mit der Neuorientierung 
der deutscheu Handelspolitik in schutzzöllneriseher Richtung 
seit 1879 als auch eine Erhöhung der bestehenden und die Ein- 
führung neuer Verbrauchsabgaben, vor allem durch die ver- 
suchten Finanzreformen in den Jahren 1904, 1900 und 1909. 

Eber die Eventualität der Einführung neuer Verbrauchs- 
abgaben in Preußen hatte Art. 3 der Separatartikel zum Zoll- 
ansehlußvertrag von 1812 bestimmt: «Zum Zwecke der steten 
Aufrechthaltung eines möglichst freien Verkehrs zwischen dem 
Großherzogtum Luxemburg und dem angrenzenden preußischen 
Gebiet erklären S. M. (der König-Großherzog) ferner Ihre Be- 
reitwilligkeit, in dem Falle, daß in der Folge in den preußischen 
Staaten, noch auf andere, dem größeren Handelsverkehr an ge- 
hörige innere Erzeugnisse, als die im Art. 4 des offenen Vertrags 
benannten, Steuern gelegt werden sollten, deren gleichzeitige 
Einführung im Großherzogtum preußischerseits gewünscht 
würde, den desfallsigen Anträgen der Kgl. Preußischen Regie- 
rung insoweit zu entsprechen, als die Interessen der eigenen 
Untertanen dieses irgend gestatten werden.» 

Aus diesem unverbindlichen und verklausulierten Ver- 
sprechen konnte zwar keine unbedingte vertragsmäßige Ver- 
pflichtung Luxemburgs zur Einführung neuer, in Preußen ent- 
standener Verbrauchsabgaben abgeleitet werden, ale<- nichts- 
destoweniger lag in der Sorge um die Erhaltung des den Haupt- 
zweck des Zollanschlusses bildenden freien und unkontrollierten 
Verkehrs an der preußisch-luxemburgischen Grenze eine sehr 
wirksame wirtschaftliche Nötigung zur stetigen und unbedingten 
Anpassung der luxemburgischen Verbrauchsabgaben an die 
jeweils in Preußen bestehenden. Besonders die unangenehmen 
Erfahrungen, die die luxemburgische Grenzbevölkerung in den 
Jahren 1887 bis 1890 mit dem preußischerseits aus Anlaß 
eines noch zu erwähnenden Streites über die Branntwein- 
besteuerung errichteten Zollkordon an der luxemburgischen 
Grenze gemacht hatte, ließ die Wiederkehr solcher Zustände 
als ein Übel ansehen, dem gegenüber die Erhöhung bestehender 
Abgaben auf die deutschen Sätze bezw. die Einführung neuer 
deutscher Verbrauchsabgaben stets als das kleinere Übel er- 
scheinen mußte. 

Diese im einzelnen noch darzustellenden steuerlichen Maß- 
nahmen waren einfach eine gegebene Konsequenz des bestehen- 
den Zollanschlusses, eine notwendige Folge der Tatsache, daß 
das luxemburgische Wirtschaftsleben immer inniger mit dem 
deutschen verflochten wurde, und daß deshalb steuerliche Maß- 
nahmen deutscherseits, die eine Grenzbewachung mit sich hätten 
bringen können, nolens volens von Luxemburg im Interesse des 
freien Verkehrs mit Deutschland nachgeahmt werden mußten. 
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So führte die um eine gutachtliche Äußerung über die Zweck- 
mäßigkeit der Einführung der deutschen Leuchtmittel- und 
Zündwarensteuer im Großherzogtum angegangene Handels- 
kammer in Luxemburg im Jahre 1909 aus: «La Chambre estime 
que l'attitude du Grand-Duche dans cette question doit etre die- 
tee cxclusivemont par le souci du maintien de la libre circula- 
tion avec le Zollverein. En refusant d'aeeepter la communaute 
des taxes de consommation pour ces deux articles, il risquerait, 
soit d'avoir ä supporter toutes les charges qu'elles entraineraient 
sans aueune compensation. soit de voir renaitre los tracasseries 
de frontieres si regrettables auxquelles a donne lieu autrefois 
le regime des oaux-de-vie. Cette alternative doit faire tomber 
les arguments — tres serieux au domeurant — qu'on pourrait 
faire valoir ici contro raugmontation des charges fiscalos. La 
Chambre a donc l'honnour d'ongager le Gouvernement, pour 
eviter los difficultes de frontieres possiblos, ä se rallier sans res- 
triction aux taxes proposees». 

So sah sich Luxemburg, wie schon vor der Gründung des 
Deutschen Reiches, auch nach 1871, in besonders starkem Maße 
aber etwa seit 1902 veranlaßt, sich ein immer mehr ausgedehntes, 
mit entsprechenden Zöllen verbundenes System der indirekten 
Steuern anzueignen, das sich, außer auf die schon bestehende 
Salz-, Branntwein-, Drau-, Tabak- und Zuckersteuer, auch auf 
die Zigaretten-, Schaumwein-, Essigsäure-, Leuchtmittel-, Zünd- 
waren- und Kohlensteuer, d. h. auf alle im Deutschen Reiche 
bestehenden Verbrauchsabgaben erstreckte. Für die meisten 
dieser Abgaben erschien es luxemburgischerseits zweckmäßig, 
eine Steuergemeinschaft mit dem Deutschen Reiche unter Ver- 
teilung des gemeinsamen Ertrags im Verhältnis zur beidersei- - 
tigen Bevölkerung einzugehen, während für andere Abgaben 
(Branntweinsteuer bis 1. Oktober 1918) lediglich eine Überein- 
stimmung der beiderseitigen Gesetze und Ausführungsbestim- 
mungen mit selbständiger Erhebung und Verrechnung des Er- 
trags hergestellt wurde. Nur bezüglich des Bieres und seit 1. Ok- 
tober 1918 auch bezüglich des Branntweines bestand weder eine 
Steuergemeinschaft noch eine Übereinstimmung der beidersei- 
tigen Gesetzgebung. 

Alle diese mit entsprechenden Zöllen auf die aus dem Aus- 
land eingeführten abgabepflichtigen Verbrauchsgegenstände 
verbundenen neuen indirekten Steuern und Steuererhöhungen, 
die Luxemburg mitmachen mußte, bedeuteten nicht bloß eine 
Übernahme der betreffenden deutschen Steuergesetzgebung, son- 
dern, was noch wichtiger war, eine Nachahmung der Finanz- 
politik des Deutschen Reiches unter gänzlich anders gearteten 
wirtschaftlichen und politischen Verhältnissen, als deren Haupt- 
wirkungen vom luxemburgischen Standpunkte aus eine uner- 
wünschte starke Belastung der Konsumenten und eine Über- 
sättigung der Staatskasse erschienen. Die steigende Belastung 
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des Konsums mit Zöllen und Abgaben zeitigte auch in Luxem- 
burg, bis dahin ein Land der billigen Lebenshaltung, das mit 
besonderer Schärfe etwa seit 1900 auftretende Problem der Ver- 
teuerung der Lebenshaltung mit ihren sozialen Schäden. Ander- 
seits war die Füllung der Staatskasse zeitweilig eine derartige, 
daß, während in allen europäischen Parlamenten der Streit um 
die Vornahme neuer Steuerbelastungen des Besitzes oder des 
Einkommens, der Börse oder der Landwirtschaft tobte, Luxem- 
burg jahrelang das einzigartige Schauspiel homerischer Käm- 
pfe in der politischen Arena um die Verwendung der Millionen- 
Überschüsse der staatlichen Einnahmen über die Ausgaben dar- 
bot. *) Während in Deutschland die durch die Erhöhung der 
Zölle und der Abgaben erschlossenen neuen Mittel direkt oder 
indirekt größtenteils zur Finanzierung der Rüstungen zu Was- 
ser und zu Lande Verwendung fanden, war Luxemburg in der 
glücklichen Lage, diese reichen Mittel zur Entlastung der Ge- 
meinden, zu Bahn- und sonstigen öffentlichen Bauten, insbe- 
sondere Schulbauten, zu sozialen und Bildungszwecken nutzbar 
zu machen. So wurde gemäß Art. 18 des luxemburgischen 
Branntweinsteuergesetzes vom 2(>. September "1909, wie in der 
Schweiz, ein Teil der Kinnahmen aus der erhöhten Branntwein- 
steuer zur Schaffung eines Fonds zur Errichtung der Invaliden- 
und Altersversicherung benutzt. 

Im allgemeinen überstiegen vom luxemburgischen Stand- 
punkte aus diese Einnahmen aus Zöllen und Steuern wegen der 
damit verbundenen Nachteile das erwünschte Maß. Nur die 
während des Weltkrieges nach deutschem Vorbilde eingeführte 
Kohlensteuer wurde als eine erwünschte Mehreinnahme für die 
Deckung der dem Staat durch die Beschaffung der Lebensmittel 
erwachsenen außerordentlichen Ausgaben und Verluste em- 
pfunden. 

Ich lasse nun eine kurze Übersicht der Entwicklung der 
einzelnen Verbrauchsabgaben in Luxemburg seit 1871 folgen. 

Salzsteuer. 

Bei der obigen Darstellung der Erneuerung des Zollvereins 
im Jahre 1867 wurde bereits berichtet, daß damals das Salz- 
monopol abgeschafft und innerhalb des Zollvereins eine Steuer- 
gemeinschaft mit Verteilung des Ertrages der Salzsteuer nach 
dem Verhältnis der Bevölkerung errichtet wurde. 

Bis dahin hatte das Salzmonopol in Luxemburg bei einem 
inländischen Jahreskonsum von 28 000 Zentner und einem Ge- 
winn der Salzregie von 10 Fr. per Zentner dem Staate jährlich 
280 Q00 Fr. eingebracht. Die mit dem 1. Januar 1802 mit einem 
Steuersatz von 2 Taler per Zentner begonnene Salzsteuergcmein- 

0 Im Jahre 1898 betrug bei 14 Millionen Einnahmen, der Überschuß 
über die Aussahen nicht- weniger als 4 Millionen Fr. 
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schaft halte zur Folge, daü der Auteil Luxemburgs an dem im 
Zollinland produzierten Salz in den Jahren 18(58 bis 1870 za. 
53 000 Taler betrug. Der Zoll auf das vom Ausland eingeführte 
Salz, der in den Zolleinnahmen enthalten war, ergab für Luxem- 
burg einen Anteil von 8500 Taler jährlich, sodaß der Gesamt- 
ertrag der neuen Slouergemcinschaft für Luxemburg bloß Gl 500 
Taler oder 230 025 Fr. betrug, gegenüber einer bisherigen Mono- 
poleinnahme von 280 000 Fr. Dieser Ausfall wurde aber bald 
wettgemacht, da der Anteil Luxemburgs an der Steuer auf das 
Zollinlamlssalz schon 1871 auf za. 55 000 Taler jährlich stieg. 1 ) 
Int Jahre 19 Li war dieser Anteil auf rund 254 000 M. gestiegen. 

Die 181)7 gebildete Salzsteuergemeinschaft blieb nach der 
Errichtung des Deutschen Reiches mit Luxemburg unverändert 
bestellen. Wie bereits erwähnt wurde, war die luxemburgische 
Regierung ermächtigt worden, die deutsche Reichsgesetzgebung 
bezüglich der Salzsteuer durch großherzoglichen Beschluß zu 
veröffentlichen und dieser dadurch bindende Kraft im (j roßher- 
zogt um zu verleihen. 

Das bereits erwähnte luxemburgische Gesetz vom 1. Dezem- 
ber 1854 hatte die in Preußen geltende .Brausteuer übernommen 
und gleichzeitig die Regierung ein für allemal berechtigt, von 
sich aus alle Verfügungen zu treffen, um die Übereinstimmung 
der luxemburgischen Brausteuer mit der jeweils in Preußen 
geltenden aufrecht zu halten. Demgemäß wurde in Überein- 
stimmung mit einem Gesetz des Norddeutschen Bundes vom 4. 
Juli 1808 durch kgl.-großh. Beschluß vom 4. Oktober 1871 das 
Steuerabonnement eingeführt, welches dem Brauer anheim- 
stellte, die Steuer in einer mit der Verwaltung vereinbarten 
Pauschsunnno zu entrichten und sich dadurch aller lästigen 
Kontrnllniaßnahmen des Fiskus bezüglich des Malzverbrauches 
zu entledigen. In dem ersten Jahre des Inkrafttretens dieser 
Bestimmung (1872) hatten sich von M2 Brauereien 8 abon- 
nioit, 1873 waren es 21, später ging ihre Zahl aber zurück; so 
waren 1879 von 22 Brauereien nur die Hälfte abonniert. 

Ein weiterer kgl.-großh. Beschluß vom 4. September 1873 
führte in Übereinstimmung mit dem deutschen Reichsgesetz vom 
31. Mai 1872 die Besteuerung der Malzsurrogate ein. 

Die Steuerrückvergütung auf das exportierte Bier wurde 
in Luxemburg durch kgl.-großh. Beschluß vom 17. April 1869 
eingeführt und durch weitere Beschlüsse vom 4. Oktober 1871, 
7. Januar 1885, 8. Dezember 1894 und 29. Februar 1904 mit 
den deutschen Bestimmungen in Einklang gebracht. 

I:i diesem Zeitpunkt erhob Luxemburg die Brausteuer 1 anf 
seinem Gebiet für eigene Rechnung und stand auf Grund gleich- 

') Expose de la Situation administrative du G.-D. de Luxcmbourjt 
1*71, 1874. 
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müßiget Besteuerung im freien Verkehr mit den Staaten der 
Isioi uueutsctien Brausteuergemeinscnaft. Bas Bier, das aus 
Bayern, Württemberg, Bauen und Elsaß-Lothringen nach der 
.Nordiieii Ischen rirausteuergemeinschait exportiert wurde, unter- 
lag hei seiner Einruhr einer Uhergangsabgabe von Mk. 2 per 
Hektoliter, an welcher Abgabe das Großherzogtum im Verhält- 
nis seiner Bevölkerung teilnahm. 

Bei der Keichstinanzreform wurde durch Gesetz vom 3. Juni 
1901$ die Brausieuer ab 1. Juli desselben Jahres erhöht und die 
Verwendung der Hopfensurrogate verboten. Basselbe geschah 
in Luxemburg durch Beschluß vom 27. Juni 1900. 

Buren ein luxemburgisches Gesetz vom 27. Juni 1906, das 
gleichzeitig die deutsche Zigarettensteuer einführte, wurde die 
luxemburgische Regierung ermächtigt, mit der deutschen ein 
Abkommen zu treffen über die Verteilung der Gefälle der Brau- 
und Oer Zigarettensteuer. Bies bedeutete, daß Luxemburg den 
Ein Iii tt in die Norddeutsche Brausteuergemeinschaft in Aus- 
sicht nahm. 

Durch Vertrag vom 2. März 1907 erfolgte denn auch der 
Beitritt des Großherzogtums zu dieser Steuergemeinschaft mit 
Gültigkeit ab 1. April 1907. Dadurch kam zu der bereits be- 
stehenden Gemeinschaft der Übergangsabgabe von Bier auch eine 
Gemeinschaft der Brausteuer mit Verteilung nach der Bevölke- 
rungsziffer. Der Vertrag sollte für die Dauer des Zollanschlusses 
Luxemburgs, d. h. bis Ende des Jahres 1959 gelten, doch war 
jeder vertragschließende Teil befugt, das Abkommen mit ein- 
jähriger Frist für den 1. April eines jeden »Jahres zu kündigen. 
Im Falle einer Änderung der Brausteuer in Luxemburg oder in 
Deutschland konnte die Kündigung auch für einen anderen 
Termin mit halbjähriger Frist erfolgen. 

Dieser Vertrag brachte Luxemburg nicht die erwarteten 
Vorteile. Es stellte sich bald heraus, daß wegen des verhältnis- 
mäßig fast doppelt so großen Bierkonsums in Luxemburg als 
in Deutschland die Leistungen des Großherzogtums an die 
Brausteuergemeinschaft viel höher waren als der Anteil, der 
ihm gemäß seiner Bevölkerungsziffer bei der Verteilung zukam. 
Da außerdem in Beutschland eine Erhöhung der Brausteuer 
geplant wurde, der sich anzupassen, Luxemburg Bedenken 
empfand, so wurde luxemburgischerseits die Mitgliedschaft bei 
der norddeutschen Brausteuergemeinschaft zum 1. August 1909 
gekündigt. Damit hörte auch die seit 1842 bestandene Gemein- 
schaft für die Übergangsabgabe von dem süddeutschen Bier auf, 
so daß Luxemburg nunmehr in der Brausteuer völlige Autonomie 
erlangte. Durch die Erhöhung der Brausteucr in Deutschland 
nach dem Gesetz vom 15. Juli 1909 ging auch die bisherige 
gleichmäßige Besteuerung verloren. Die Folge war, daß nunmehr 
das nach Deutschland ausgeführte luxemburgische Bier dort 
einer Ü bergan gsabgabe, ebenso wie das von Deutschland nach 
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Luxemburg ausgeführte Bier hier einer solchen Abgabe für 
eigene Rechnung unterworfen wurde. 1 ) 

Branntweinsteuer. 

Seit 1858 bestand zwischen Preußen nebst den mit ihm in 
Branntweinsteuergemeinschaft stehenden Staaten einerseits und 
Luxemburg anderseits das in Kapitel XVIII geschilderte Ab- 
kommen, wonach die ersteren für denjenigen Branntwein, der 
aus diesen Staaten nach Luxemburg eingeführt wurde, abzüglich 
des Branntweins, der von Luxemburg nach Preußen und den 
anderen Staaten ausgeführt wurde, eine Übergangsabgabe an 
Luxemburg zu zahlen hatten. 

Gemäß diesem Abkommen hatte Luxemburg von der Brannte 
weinstpuprgemeinschaft erhalten: 



Im Jahre 


für eine Menge 
von hl. 


eine Übergangsab*abe 
von Fr. 


1858 


613 


6 131 


1859 


587 


5 868 


1860 


1668 


16 680 


1861 


2801 


28 015 


1S62 


3601 


36 Oll 


1863 


3432 


34 325 


1864 


2683 


26 834 


1865 


2367 


23 tnl 


1866 


1356 


13 558 


1867 


1663 


16 627 


1868 


1739 


17 367 



Zur Feststellung der ein- und ausgehenden Mengen waren 
Kontroll-Formalitäten erforderlich, die für' den Grenzverkehr 
außerordentlich lästig waren, und deshalb Luxemburg 1867 zu 
Vorschlägen veranlaßten, um diese Hemmungen des freien 
Verkehrs zu beseitigen. Nach langwierigen Verhandlungen kam 
am 31. Dezember 1868 in Berlin zwischen dem preußischen Geh. 
Oberfinanzrat Henning für den Norddeutschen Bund und dem 
luxemburgischen Geschäftsträger Föhr eine Abmachung') zu 
stände, an der auch der Zolldirektor in Luxemburg von Lessing 
eifrig mitgewirkt hatte, wonach vom 1. Januar 1869 an ein völlig 
freier Verkehr mit Branntwein ohne jegliche Abgabe und 
Kontrolle eintreten und Luxemburg eine feste jährliche 
Pauschale von Fr. 17625,20 als Ersatz für die bisherige Über- 
gangsabgabe erhalten sollte. Der Vertrag konnte jeweils 
spätestens am 1. Juli eines jeden Jahres für den Schluß des 

') Memorial 1909, S. 720. 
■> Memorial 1869 I 85. 
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Kalenderjahres gekündigt werden, in welchem Falle die Verab- 
redungen vom 31. März/14. April 1858 und vom 20./25. Oktober 
1865 wieder in Kraft traten. 

Dieser Vertrag beruhte auf der Annahme, daß Preußen 
mehr Branntwein nach Luxemburg exportiere als Luxemburg 
nach Preußen. Als daher später eine luxemburgische Brennerei 
in Roodt große Versendungen von Branntwein nach Deutschland 
vornahm und infolgedessen vorübergehend das umgekehrte Ver- 
hältnis eintrat, wurde das Übereinkommen preußischerseitA ge- 
kündigt, und vom 1. Januar 1870 an trat die frühere Verein- 
barung von 1858 wieder in Kraft. Gleichzeitig machte Deutsch- 
land von der ihm im Vertrag von 1858 eingeräumten Befugnis 
Gebrauch, eine Ausgleichsabgabe von dem nach Preußen ge- 
brachten luxemburgischen Branntwein, der geringer besteuert 
war als der preußische, im Betrag eines Drittels der Übergangs- 
abgabe zu erheben. 

Als aber am 1. Januar 187(5 die Abmachung von 1858 
wieder auflebte, war die Brennerei von Roodt inzwischen einge- 
gangen und damit das alte Übergewicht des preußischen über 
den luxemburgischen Export wieder hergestellt. 

Von der Branntweinsteuergemeinschaft, der alle deutschen 
Staaten mit Ausnahme von Bayern, Württemberg, Hohenzollern 
und Baden angehörten, erhielt nunmehr das Großherzogtum; 
Luxemburg: 



Im Jahre. 


für eine Menge 
von hl. 


Fr. 


1876 


3287 


52 651 


1877 (1. Quartal). 




13 200 


1877«) 


3126 


51 016 


1878 


3214 


51 516 


1879 


3712 


59 393 


1880 


4143 


66 390 


1881 


3769 


60 314 


1882 


3758 


61 045 


1883 


4428 


71 845 


1884 


3812 


60 997 


1885 


3662 


58 599 


1886 


3859 


61 756 


1887 


4571 


73 134 


1888 


4949 


79 190 



Die Zahlen lassen die steigende Bedeutung des deutschen 
Branntweinexportes nach Luxemburg erkennen. 

Am 24. Juni 1887 wurde in Deutschland eine neue Brannt- 
weinsteuer eingeführt, indem der bisherigen Brennsteuer eine 
Verbrauchsabgabe zugefügt wurde, die beim Übergang des 
Branntweins in den Verkehr von dem zu entrichten war, der 

*) Von hier ab gilt das Rechnungsjahr vom 1. April bis 31. März des. 
nächsten Jahres. 
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diesen zur freien Verfügung erhielt. Diese Neuerung bedeutete 
eine Vervierfachung der bisherigen Steuersätze. Die Branntwein- 
produktion in den Staaten der Braimtweinsteuergemcinschaft 
wurde auf 4-Vs Liter für den Kopf der Bevölkerung kontingentiert 
unter Verteilung des Kontingents unter die bestehenden 
Brennereien im Verhältnis zu ihrer Produktion in den sieben 
letzten Jahren. Für die Fabrikation, die das Kontingent über- 
sehritt, war eine höhere Verbrauchsabgabc zu entrichten. Gleich- 
zeitig wurden mit Wirkung vom 1. Oktober 1887 ab auch die 
süddeutschen Staaten in die Branntweinsteuergemeinschaft auf- 
genommen, die nunmehr alle Staaten des Zollgebietes mit Aus- 
nahme Luxemburgs umfaßte. 

Da Luxemburg mit Bücksicht darauf, daß seine Brennereien 
keine Fabriken, sondern landwirtschaftliche iVebenbetriebe 
waren, diese Steuererhöhung nicht mitmachte, wurde nunmehr 
der luxemburgische Branntwein deutscherseits einer Übergangs- 
und einer Verbrauchsabgabe unterworfen und zur Erfassung 
dieser übergeführten Branntweinmengen eine Zollbewachung 
längs der luxemburgischen Grenze errichtet, die sich bald zu 
einem unerschöpflichen Born von Schwierigkeiten aller Art ent- 
wickelte. 

Dieser Zustand war unhaltbar, und die luxemburgische 
Regierung faßte auch sehr bald dessen Beseitigung ins Auge. 
Mittlerweile wurden die größten Anstrengungen gemacht, um 
die kleinen, technisch rückständigen luxemburgischen Brenne- 
reien auf die Höhe zu bringen, damit sie im Falle einer Steuer- 
erhöhung lebensfähig bleiben könnten. 

Inzwischen hatte der deutsche Branntweinexport nach 
Luxemburg immer mehr zugenommen und der luxemburgische 
nach Deutschland ganz aufgehört. Als Heilmittel griff nach 
einigen Jahren die luxemburgische Regierung zu einer Erhöhung 
der luxemburgischen Branntweinsteuer auf die in Deutschland 
geltenden Sätze in der Annahme, daß der luxemburgische 
Qualitätsbranntwein nach der erfolgten Modernisierung der 
Betriebe diese Steuererhöhung leichter tragen könnte als der 
aus Deutschland importierte billige und minderwertige Brannt- 
wein. 

Dieses geschah durch ein luxemburgisches Gesetz vom 21. 
Mai 1896, das auch tatsächlich einen Rückgang des deutschen 
Importes zu Gunsten des Verbrauches inländischen Brannt- 
weins bewirkte. 

Infolge dieser Wiederherstellung der gleichmäßigen Be- 
steuerung wurde die 1887 erreichte Zollinie an der luxembur- 
gischen Grenze wieder abgeschafft. Außerdem war dadurch der 
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Boden vorbereitet für ein neues Abkommen mit Deutschland. 
Durch Vertrag vom 22. Mai 189(> wurde der freie Verkehr des 
Branntweins zwischen Deutschland und Luxemburg ohne Aus- 
fuhrvergütung und ohne !• bergan gsabgabe im Lande der Ein- 
fuhr gestattet. Für die Branntweinmenge, die im freien Verkehr 
auf Übergangsschein von dem einen Staat nach dem andern 
mehr ausgeführt wurde als von diesem nach jenem, sollte der 
mehrausführende Staat dem anderen die Maischbottichsteuer 
■und die Verbrauchsabgabe zurückerstatten. Von dem Brannt- 
wein, der im gebundenem Verkehr 1 ) mit Branntwein versendungs- 
schein von dem einen Staat nach dem anderen ausgeführt wurde, 
erhob der ein führende Staat die Maischbottiehsteuer und die Ver- 
1)rauchsabgabe, die im Ausfuhrlande nicht erhoben wurden. 
Branntwein, der im freien Verkehr ohne Übergaugsschein ein- 
geführt wurde, unterlag einer Übergangsabgabe. 

Unter der Wirkung des Gesetzes vom 21. März 1896 ge- 
langten die luxemburgischen Brennereien zu einer Blüte, die sie 
noch nicht kennen gelernt hatten. Es gelang ihnen, wie folgende 
Zahlen zeigen, den inländischen Markt im Konkurrenzkampf 
anit den deutschen Spiritusfabriken wieder zu erobern. 



F.tatsjahr. 


Deutscher Export von 
Branntwein nach Luxembg 
in hl. 


Luxemburgischer Brannt- 
weinexport nach Deutsch- 
land in hl. 


1897/8 


2611 


423 


1898/9 


2340 


530 


1899/1900 


1943 


570 


1900/1 


1780 


681 


1901/2 


1077 


857 


1902/3 


1080 


1233 


1903/4 


1037 


1672 


1904/5 


883 


2266 


1905/6 


1125 


1619 


1906/7 


1638 


1308 


1907/8 


1879 


1233 


1908/9 


1*05 


1081 


1909/10 


1619 


1294 


1910/11 


1073 


1597 


1911/12 


1169 


1505 


1912/13 


1806 


1696 


1913/14 


2282 


1709 


1914/15 


3915 


740 


1915/16 


2417 


1235 


1916/17 


62 


139 


.1917/18 


17 


3 



') Solange der Branntwein unter Aufsicht der Verwaltung stand, 
befand er sich im gebundenen Verkehr. Er gelangte in den freien Verkehr 
.erst nach Entrichtung der Abgaben. 

13 
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Die Gründe dieser günstigen Entwicklung erblickte der 
luxemburgische Staatsrat in einem Gutachten vom 7. September 
1909 in den technischen Fortschritten der kleinen luxembur- 
gischen Brenner, in der Verarbeitung erstklassiger Rohstoffe,, 
in dem Übergang zu zeitgemäßen Verkaufsmethoden und in 
den gesetzlichen Maßnahmen zum Schutze der inländischen 
landwirtschaftlichen Brennereien gegenüber den ausländischen 
Fabriken. Daneben spielte auch zweifellos die mildere Hand- 
habung der Steuergesetze in Luxemburg, sowie der Umstand 
eine Rolle, daß die luxemburgischen Qualitätserzeugnisse in den 
angrenzenden Gebieten, so vor allem in Lothringen außerordent- 
lich geschätzt wurden. 

Am 7. Juli 1902 erfuhren die deutschen Branntweinsteuer- 
gesetze von 1887 und 1895 Änderungen, denen sich auch 
Luxemburg durch Gesetz vom 27. Februar 1903 anschloß. 

Eine letzte Regelung der Branntweinsteuer erfolgte in 
Deutschland durch (Jcsetz vom 15. Juli 1909 und dem ent- 
sprechend in Luxemburg durch Gesetz vom 26. September 1909. 
Es wurden die Steuersätze erhöht, die Maischbottichsteuer abge- 
schafft und nur die Verbrauchsabgabe und die Betriebsauflage,, 
welch letztere der früheren Brennsteuer entsprach, beibehalten. 

Nach wie vor stimmte die Branntweinsteuer in Luxemburg: 
mit derjenigen in Deutschland überein, ohne daß jedoch das- 
Großherzogtum in die Branntweinsteuergemeinschaft einge- 
treten wäre. 

In Anbetracht der zahlreichen Änderungen, die die Brannt- 
weinsteuergesetzgebung in Luxemburg entsprechend den in 
Deutschland beschlossenen Modifikationen im Laufe der Jahre- 
erfahren hatte, welchen Änderungen in Luxemburg häufig nur 
durch provisorische Maßnahmen entsprochen worden war,, 
brachte ein luxemburgisches Branntweinsteuer gesetz vom 14. 
April 1911 eine zusammenhängende Kodifikation der Materie, 
Gleichzeitig enthielt dieses Gesetz einige Modifikationen der bis- 
herigen luxemburgischen Gesetzgebung, um sie den deutschen Be- 
stimmungen möglichst zu nähern und dadurch einem Abkommen 
mit Deutschland sowohl bezüglich der Übergangsabgabe von 
Branntwein, der aus Deutschland nach Luxemburg und in umge- 
kehrter Richtung überging, als auch eventuell wegen der 
Betriebsauflage die Wege zu ebnen. 

Ein solches Abkommen über die Übergangsabgabe kam 
durch Vertrag vom 31. Oktober 1911 mit Gültigkeit vom 1. 
Oktober 1911 ab für die Dauer des Zollanschlusses zu stände. 

Am 1. Oktober 1918 wurde im Deutschen Reiche das 
Branntweinmonopol eingeführt. Diese grundlegende Änderung, 
der sich Luxemburg nicht anschloß, bewirkte die Lösung des 
deutsch-luxemburgischen Abkommens vom 31. Oktober 1911 
über den Verkehr mit Branntwein, so daß vom 1. Oktober ab von 
^em firänht wein, der von Luxemburg nach Deutschland und 
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umgekehrt versandt wurde, soweit er nicht, nachweislich vorzollt 
war, im Lande der Einfuhr die Übergangsabgabe erhoben wurde. 

Tabaksteuer, 

Im Zollvereinsvertrag von 1867 war die Tabaksteuer zur 
gemeinschaftlichen Steuer für alle Vereinsstaaten einschließlich 
Luxemburgs erklärt worden mit Verteilung des Ertrags nach 
der Kopfzahl der Bevölkerung. 

Bis dahin war im Gebiet des Norddeutschen Bundes der 
Tabakbau steuerpflichtig gewesen, in Süddeutschland dagegen 
nicht, was die Erhebung einer Übergangsabgabe von dem nach 
Nordddeutschland übergeführten süddeutschen Tabak zur Folge 
hatte. Um diese Übergangsabgabe abzuschaffen und um über- 
haupt das im Zollvereinsvertrag von 1867 aufgestellte Prinzip 
der Gemeinschaft der Tabaksteuer zu verwirklichen, wurde durch 
ein Zoll Vereinsgesetz vom 26. Mai 1868 die bereits im Norden 
in Form einer Bodensteuer bestehende Tabaksteuer auf das ge- 
samte Zollgebiet ausgedehnt. Am 1. Juli 1869 wurde infolge- 
dessen die bisherige Übergangsabgabe auf Tabak hinfällig. 

Durch kgl.-großh. Beschluß vom 13. Mai 1870 (Memorial 
1870 I 97) wurde dieses Zollvereinsgesetz, die Ausführungs- 
bestimmungen dazu, die Bestimmungen über den Erlaß der 
Tabaksteuer und das Regulativ für die Gewährung der Zoll- und 
Steuervergütung für den exportierten Tabak in Luxemburg 
übernommen. 

Durch deutsches Reichsgesetz vom 16. Juli 1879 wurde die 
Tabaksteuer, die bisher eine Flächensteuer gewesen war, zur 
Gewichtssteuer umgestaltet. Dasselbe Gesetz wurde in Luxem- 
burg durch Beschluß vom 13. August 1879 eingeführt. Auch 
die Bestimmungen der deutschen Reichsgesetze vom 15. Juli 
1909 und 12. Juni 1916 fanden durch Beschlüsse vom 5. August 
1909 und 27. Juni 1916 in Luxemburg Eingang. 

- . 

Zuckersteuer. 

Die Zuckersteuer, für die eine Steuergemeinschaft zwischen 
den Zollvereinsstaaten einschließlich Luxemburgs bestand, blieb 
auf Grund des auch von Luxemburg übernommenen Gesetzes 
vom 26. Juni 1867 zunächst unverändert bis zum Jahre 1886 
bestehen. 

An dieser Zuckersteuergemeinschaft partizipierte Luxem- 
burg nach Maßgabe seiner Bevölkerung, obgleich es bis 1869 
keine Zuckerindustrie besaß. 

Diese Steuer wurde infolge des Überganges des Konsum» 
vom Rohrzucker zum billigen Rübenzucker immer ertragreicher. 

Zur Illustration dieser Umwälzung mögen folgende Zahlen, 
dienen. Es betrugen in Taler 

in den Jahren 1855 1869 

der Eingangszoll auf Zucker 4 743 150 552 37a 

die Verbrauchssteuer auf vereins- 
inländischem Rübenzucker 3 934931 13 436 331 
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Mit dem Jahre 1886 beginnt in Deutschland eine Reihe von 
Änderungen der Zuckersteuergesetzgebung (Gesetze vom 1. Juni 
1886, 9. Juli 1887, 31. Mai 1891, 27. Mai 1896 und 6. Jan. 1903), 
die jeweils nebst den Ausführungsbestimmungen in Luxemburg 
durch großh. Beschlüsse gemäß der der luxemburgischen Regie- 
rung durch Gesetz von 1869 erteilten Delegation zur jeweiligen 
Anpassung der luxemburgischen Zuckergesetzgebung an die 
deutsche, eingeführt wurden (Beschlüsse vom 23. Juli 1886, 
27. Juli 1887, Juni 1891, 6. Juni 1896 und 13. Februar 1903). 

- 

Essigsänre-Verbrnuchmbgabe. 

Durch großh. Beschluß vom 9. Dezember 1909 wurden in 
Verbindung mit dem luxemburgischen Branntweinsteuergesetz 
Vom 20. September 1909 die in Deutschland geltenden Bestim- 
mungen über die Essigsäure- Verbrauchsabgabe eingeführt, und 
eine Steuergemeinschaft mit Verteilung des Ertrags nach der 
Bevölkerung gemäß einein Abkommen vom 15. September 1911 
hergestellt. Das Abkommen trat am 1. Oktober 1909 in Kraft 
und sollte für die ganze Dauer des Zollanschlusses gelten. Eine 
Kündigung war mit einjähriger Kündigungsfrist zum 1. April 
eines jeden Jahres oder im Falle einer Änderung der betreffenden 
Gesetzgebung in Deutschland oder in Luxemburg mit dem 
Inkrafttreten der Änderung zulässig. 

Sc ha um wehwieuer. 

Im Jahre 1902 stand die Einführung dieser Steuer in 
Deutschland zur Debatte. Als der Reichstag den Entwurf des 
Gesetzes bereits in zweiter Lesung angenommen hatte, und kein 
Zweifel mehr bestand, daß er zum Gesetz erhoben würde, legte 
auch die luxemburgische Regierung der Kammer ein proviso- 
risches Schau in weinsteuergesetz vor. durch welches die Regie- 
rung ermächtigt wurde: 

1. provisorisch eine Verbrauchsabgabe vom inländischen 
Schaumwein nach denselben Modalitäten wie in Deutschland zu 
erheben und 

2. ein Abkommen mit der deutschen Regierung über die Her- 
stellung einer Steuergemeinschaft zu treffen. 

Diese rasche und provisorische Maßnahme war durch die 
kurze Frist motiviert, innerhalb welcher das neue Schaumwein- 
steuergesetz in Deutschland eingeführt werden sollte, nämlich 
bereits zum 1. Juli 1902 und durch den Umstand, daß eine be- 
deutende französische Champagnerfirma in Luxemburg eine 
Niederlassung besaß, für die die Offenhaltung des deutschen 
Marktes eine Lebensfrage war. 

Das luxemburgische provisorische Gesetz vom 3. Mai 1902 
sollte jedoch bloß bis zum 1. Juli 1903 Gültigkeit haben. 

Im Oktober 1902 legte daher die Regierung ein definitives 
Schaumweinsteuergesetz vor, nachdem am 10. Mai 1902 durch 
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Vertrag mit dem Deutschen Reiche eine Steuergemeinschaft mit 
Verteilung des Ertrags nach der Bevölkerung auf Grund der 
Übereinstimmung der beiderseitigen Gesetzgebung vereinbart 
worden war. 

Das provisorische Gesetz vom 3. Mai 1902 hatte der Regierung 
die Delegation gegeben, wie sie bereits für die Brau-, Zucker-, 
Salz- und Tabaksteuer bestand, auch für die Schaumweinsteuer 
durch großh. Beschlüsse alle nötigen Änderungen zu treffen, um 
auch in Zukunft die Übereinstimmung der luxemburgischen 
Schaumweinsteuergesetzgebung mit der deutschen zu erhalten. 
Die späteren Steuererhöhungen in Deutschland hat Luxemburg 
daher im selben Maße mitgemacht. 

Zigaretten-steuer. 

i 

Zur Ergänzung der bisherigen Tabaksteuer wurde bei der 
deutschen Reichsfinanzreform durch Gesetz vom 3. Juni 1906 
ab 1. Juli 1906 eine Zigarettensteuer eingeführt. Sie wurde unter 
denselben Modalitäten in Luxemburg durch Gesetz vom 27. Juni 
1906 eingeführt. Dasselbe Gesetz ermächtigte die Regierung zu 
einem Abkommen mit Deutschland zwecks Herstellung einer 
Steuergemeinschaft für die Zigaretten und erteilte ihr die allge- 
meine Delegation für alle Änderungen, die in Zukunft nötig 
werden sollten, um die Übereinstimmimg der luxemmirgischen 
mit der deutschen Zigarettensteuer zu wahren. 

Auf Grund dieser übereinstimmenden Gesetzgebung kam 
durch Abkommen vom 11. Juli 1906 zwischen beiden Staaten 
eine Steuergemeinschaft ab 1. Juli 1906 mit Verteilung des Er- 
trages nach der Bevölkerung zu stände. Dauer und Kündigung 
dieses Abkommens waren dieselben wie bei dem Abkommen über 
den Beitritt Luxemburgs zur Norddeutschen Brausteuergemein- 
schaft. 

Die in Deutschland später beschlossenen Erhöhungen dieser 
Steuer erlangten auch in Luxemburg durch die großh. Beschlüsse 
vom 4. August 1909 und 27. Juni 1916 Geltung. 

Leuchtmittel- und Zündtvarensteuer. 

Die in Deutschland durch Gesetz vom 15. Juli 1909 einge- 
führte Leuchtmittel- und Zündwarensteuer wurde in Luxemburg 
durch Gesetz vom 27. September 1909 übernommen, welches die 
Regierung zu einem Abkommen mit dem Deutschen Reiche 
zwecks Herstellung einer Steuergemeinschaft ermächtigte. 

Solche Abkommen kamen für die Leuchtmittelsteuer am 14. 
Oktober 1909 (Memorial 1910 S. 94) und für die Zündwaren- 
steuer am 7. Mai 1910 (Memorial 1910 8. 554) zu stände. Die 
Verteilung des gemeinsamen Ertrages sollte im Verhältnis zur 
Bevölkerung erfolgen. Das Abkommen wurde ebenfalls für die 
Dauer des Zollanschlusses getroffen und mit denselben Kün- 
digungsmöglichkeiten, wie sie bereits im Abkommen über den 
» 
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Beitritt Luxemburgs zur Norddeutscheu Brausteuergemeinschaft 
vorgesehen waren. 

.. Auch durch dieses Gesetz erhielt die Regierung die allge- 
meine Ermächtigung, in Zukunft durch Beschlüsse die Überein- 
stimmung der Gesetzgebung über die Leuchtmittel- und Zünd- 
warensteuor in Luxemburg mit derjenigen in Deutschland zu 
erhalten. 

Der Grund für die Übernahme dieser Verbrauchsabgabe in 
Luxemburg war derselbe wie bei der Übernahme der übrigen 
neuen Verbrauchsabgaben und der Erhöhung der bisherigen 
Abgaben: die Erhaltung des freien Grenzverkehrs mit Deutsch- 
land. Denn wäre diese Steuer in Luxemburg nicht eingeführt 
worden, so wären sehr bald dort Fabriken für die Waren ent- 
standen — die es bisher nicht gab — , und Deutschland hätte 
eine scharfe Bewachung seiner Grenzen mit Luxemburg ein- 
richten müssen, um die Einfuhr dieser Artikel zu kontrollieren 
und dem der Vorbrauchsabgabe entsprechenden Zoll zu unter- 
werfen. 

Nach dem deutschen Gesetz betreffend die Leuchtmittel- und 
Zündwarensteuer sollte in den ersten fünf Jahren nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes, d. h. nach dem 1. Oktober 1909, eine 
Erhöhung der Steuersätze um 20% für Zündwaren aus neu ent- 
standenen, d. h. erst nach dem 1. Juni 1909 in Betrieb gesetzten 
Fabriken eintreten. Da Luxemburg bisher keine derartige Fabrik 
besaß, war diese Bestimmung geeignet, die an sich sehr er- 
wünschte und durchaus berechtigte Errichtung eines solchen 
Betriebes zu verhindern. Nach Verhandlungen mit der deutschen 
Reichsregierung erklärte sich diese bereit, diejenigen luxem- 
burgischen Fabriken von dem Steuerzuschlag zu befreien, deren 
Errichtung vor dem 24. September 1909, d. h. vor der Annahme 
des Gesetzes in der Kammer erklärt worden war unter der 
Voraussetzung, daß deren Produktion das dem Großherzogtum 
zustehende Kontingent nicht überschreite. (Luxemburgisches 
Gesetz vom 2. April 1910). Für die Überschreitung dieses Kon- 
tingents war der Steuerzuschlag von 20% zu entrichten. 

Ein deutsches Reichsgesetz vom 6. Juni 1911 verlängerte die 
auf fünf Jahre festgesetzte Frist für die Erhebung des Steuer- 
zuschlages von 20% auf Zündwaren auf zehn Jahre, um die 
bestehenden Fabriken gegen die Konkurrenz der neu gegrün- 
deten zu schützen. Um die bestehende Steuergemeinschaft nicht 
zu gefährden, schloß sich Luxemburg dieser Neuregelung durch 
ein Gesetz vom 19. Februar 1912 an. 

Kohlemteuer. 

I 

Durch deutsches Reichsgesetz vom 8. April 1917 wurde mit 
Gültigkeit vom 1. August 1917 an eine Kohlensteuer von 20% ein- 
geführt, die nach demselben Modus auch von Luxemburg durch 
Gesetz vom 28. Juli 1917 übernommen wurde. Wie bei den 
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bereits erwähnten Verbrauchsabgaben wurde durch dieses Gesetz 
der luxemburgischen Regierung die Delegation erteilt, in Zukunft 
durch Beschlüsse die etwa in Deutschland eintretenden Modifi- 
kationen dieser Steuer auch im Großherzogtum in Kraft treten 
zu lassen, und die Regierung zu einem Abkommen mit dem 
Deutschen Reiche zur Verteilung des Ertrags dieser Steuer 
ermächtigt. 

Hinsichtlich dieses letzteren Punktes strebte Luxemburg mit 
Rücksicht auf den außerordentlich hohen Kohlenverbrauch 
seiner Eisenindustrie an Stelle der Verteilung des gemeinsamen 
Ertrags der Kohlensteuer nach dem Verhältnis der Bevölkerung 
eine Verteilung nach dem tatsächlichen Verbrauch an, mit 
anderen Worten an die Stelle einer Steuergemeinschaft wollte 
Luxemburg eine Steuerüberweisung vereinbaren, wonach das 
Deutsche Reich, das ja die Kohlensteuer bei den Kohlenberg- 
werken erhob, Luxemburg die auf die nach dem Großherzogtum 
verbrachten Kohlenmengen entfallende Steuer zurückgezahlt 
hätte. Während in einer Steuergemeinschaft die Quote Luxem- 
burgs etwa 2 Millionen Mark betrug, hätte sich die Steuerüber- 
woisung auf etwa 15 Millionen Mark jährlich belaufen. 

Deutscherseits wurde auf die Herstellung einer Steuerge- 
meinschaft, wie sie bereits fast für alle Verbrauchabgaben mit 
Luxemburg existierte, auch für die Kohlensteuer bestanden mit 
der Begründung, daß nicht für jede einzelne Steuer eine andere 
Verteil ungsmethode zur Anwendung gelangen könnte, der Aus- 
gleich vielmehr darin zu erblicken sei, daß für dio verschieden- 
artigen Verbrauchssteuern u. Zölle ein und derselbe Verteilungs- 
schlüssel verwendet werde, nämlich die Verteilung nach dem 
Verhältnis der Bevölkerung. Luxemburg blieb nichts anderes 
übrig, als entweder auf die Steuergemeinschaft einzugehen oder 
aber auf diese unter den damaligen Verhältnissen nicht uner- 
wünschte Einnahme zu verzichten. Da letzteres der Staatskasse 
zum Nachteil gereicht hätte, ohne daß dadurch der luxembur- 
gische Konsum, der, da das Großherzogtum keine Kohlen besaß, 
auf den Verbrauch der deutschen Kohle angewiesen war und 
deshalb unter allen Umständen die deutsche Kohlensteuer zu 
entrichten hatte, eine Entlastung erfahren hätte, so konnte die 
Entscheidung zu Gunsten der Steuergemeinschaft, die dem 
luxem burgischen Staat wenigstens die Rückvergütung eines 
Teiles der von den Inländischen Kohlenverbrauchern an das 
Deutsche Reich entrichteten Steuern sicherte, nicht zweifelhaft 
sein. 

Durch Abkommen vom 10. August 1917 wurde die Kohlen- 
steuergemeinschaft mit Wirkung ab 1. August 1917 unter Ver- 
teilung des Ertrages nach der Bevölkerungsziffer vereinbart 
Auch dieses Abkommen sollte für die Dauer des Zollanschlusses 
gelten, und es waren dieselben Kündigungsmöglichkeiten vorge- 
sehen wie in dem Abkommen über den Beitritt Luxemburgs zur 
Norddeutschen Brausteuergemeinschaft. 
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XXVIII. Die Lösung des Zollanschlusses 
Luxemburgs an das Deutsche Reich. 

in der Nacht zum 2. August 1914 überschritten die deutschen 
Truppen die luxemburgische Grenze. Damit hatte das Deutsche 
Reich als Rechtsnachfolger Preußens nicht bloß den von diesem 
als Garantiemacht der luxemburgischen Neutralität unterzeich- 
neten Londoner Vertrag vom 11. Mai 1867, dessen Art. 2 oben 
Seite 122 mitgeteilt wurde, sondern auch die in dem ebenfalls 
oben Seite 143 mitgeteilten § 2 des ersten Eisenbahnbetriebs- und 
Zoüanschlußerneuerungsvertrags von 1872 u. in dem Art. 2 nebst 
der eingehenden Bestimmung unter Nr. II. des Schlußprotokolles 
des zweiten Eisenbahnbetriebs- und Zollanschlußerneuerungs- 
vertrags von 1902 übernommenen besonderen Verpflichtungen 
hinsichtlich der Wahrung der luxemburgischen Neutralität in 
Zeiten, in denen Deutschland sich im Mobilmachungs- bezw. im 
Kriegszustand befand, verletzt. (Siehe Seite 163). 

Durch diesen Einmarsch hatte das Deutsche Reich das an; 
dem ausgebrochenen Konflikt in keiner Weise beteiligte Groß- 
herzogtum in die schwerste Gefahr gebracht, der dieses in den 
ersten Augusttagen des Jahres 1914 und in den letzten Tagen 
des Weltkrieges im November 1919 nur durch ein Wunder 
entging. 

Nach dem Zusammenbruch der Zentralmächte, angesichts- 
der in Deutschland drohenden Anarchie im Innern, der Fort- 
dauer der Lebensmittel- und der Rohstoff-Blockade und der ge- 
waltigen finanziellen Ansprüche an die Besiegten, glaubte 
Luxemburg als Opfer einer Neutralitätsverletzung keine Veran- 
lassung zu haben, durch die Fortdauer des Zollanschlusses an 
Deutschland auf Jahrzehnte hinaus Opfer und Lasten mittragen 
zu müssen, die es nicht verursacht hatte, zumal es ja auf der 
Hand lag, daß im Zusammenhang mit der Wiederherstellung 
der deutsch-französischen Grenze von 1870 der Austritt Luxem- 
burgs aus dem Zollverein mit oder ohne Zustimmung des 
Großherzogtums schon mit Rücksicht auf den militärischen und 
wirtschaftlichen Wert der luxemburgischen Eisenindustrie er- 
zwungen werden würde. Wie Napoleons Sturz Preußen nach 
dem Rheinland und nach der Festung Luxemburg gebracht und 
die Einbeziehung Luxemburgs in den Verband des Deutschen 
Bundes und im weiteren Verlauf in denjenigen des Zollvereins 
zur Folge gehabt, wie im Halbjahrhundert später die Schlacht 
bei Sedan dem Deutschen Reiche den Betrieb der luxembur- 
gischen Bahnen verschafft hatte — so mußte auch ein weiteres 
Halbjahrhundert später der Austritt Luxemburgs aus dem 
deutschen Zollgebiet und die Lösung des Eisenbahnbetriebsver- 
hältnisses mit Deutschland die Folge der deutschen Niederlage- 
im Weltkriege sein. 

Außerdem war im Laufe des Weltkrieges aus der bisherigen 
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deutsch-luxemburgischen Zollunion ungefähr das Gegenteil eines- 
Zollbündnisses geworden. Für Menschen und Güter war der freie 
Verkehr an der deutsch-luxemburgischen Grenze aufgehoben 
worden. Selbst die Durchfahrt von Lebensmitteln, die Luxem- 
burg im neutralen Zollausland sich gesichert hatte, wurde 
deutscherseits, angeblich um die Kreise der deutschen Kriegs- 
gesellschaften nicht zu stören, verhindert. Aus dem Geist des 
Zollanschlusses war nach vier Kriegsjahren wenig mehr übrig 
geblieben. 

Aber auch vom rein wirtschaftlichen Gesichtspunkte aus, 
selbst wenn es möglich gewesen wäre, das luxemburgische 
Steuerwesen von den durch den Kriegsausgang völlig revolu- 
tionierten und ruinierten deutschen Finanzen zu lösen, und 
unter der Annahme, daß Luxemburg nicht weiter in die 
Blockade einbezogen worden wäre, wäre der weitere Verbleib 
des Großherzogtums im deutschen Zollgebiete wegen der Aus- 
scheidung Lothringens aus dem deutschen Zollverband eine 
schwere Schädigung vornehmlich der Interessen seiner alle 
anderen Gewerbe zusammen überragenden Eisenindustrie ge- 
wesen. Denn mit dem Wiederbesitz Lothringens erlangte Frank- 
reich die Verfügung über diejenigen Erzgebiete, aus denen 
Luxemburg vor dem Kriege fast die Hälfte des Bedarfs seiner 
Werke gedeckt hatte. 

Schon während des Krieges hatte die luxemburgische Re- 
gierung eine Kommission zum Studium der während des 
Krieges entstandenen wirtschaftlichen Fragen eingesetzt. Am 
7. Dezember sprach sich diese Kommission für die sofortige Kün- 
digung des Zoll- und Eisenbahnvertrags mit Deutschland aus. 

Demgemäß sandte die luxemburgische Regierung am 19. 
Dezember folgendes Schreiben an die deutsche Reichsregie- 
rung ab: 

«Durch Vertrag vom 11. November 1902 zwischen der 
Großherzoglichen Luxemburgischen Regierung und der Regie- 
rung des Deutschen Reiches, wurde der Betrieb der Wilhelm- 
Luxemburg-Eisenbahnen bis zum 31. Dezember 1959 an die 
Kaiserliche General-Direktion der Eisenbahnen in Elsaß- 
Lothringen verpachtet. 

Art. 2 der Vertragsbedingungen macht es der Kaiserlich 
Deutschen Regierung zur Pflicht, diese Eisenbahnen zur Beför- 
derung von Waffen, Kriegsmaterial und Munition nicht zu 
benutzen und sich ihrer während eines Krieges auf keine 
die Neutralität Luxemburgs verletzende Art zu bedienen. Art. 11 
des Vertrags legt beiden vertragschließenden Parteien die Ver- 
pflichtung auf, den Zollvertrag vom 20. — 25. Oktober 1865 
während der Dauer des Eisenbahnvertrages, d. h. bis zum 31. 
Dezember 1959, nicht zu kündigen. 

Der Eisenbahnvertrag, von 1902 enthält die erneute Be- 
stätigung des engen Znsammenhangs zwischen dem Eisenbahn- 
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vertrag und dem Zollvertrag, die fortan ein unteilbares Ganzes 
-bilden. 

Mit Ausbruch des Krieges hat die Deutsche Regierung diese 
■Verträge aufgehoben durch Handlungen, die nicht nur den 
wesentlichen Bestimmungen der Verträge zuwiderlaufen, sondern 
auch den Bestand Luxemburgs als eines freien und unabhängigen 
Staates in Frage stellen. 

Die Großherzoglich Luxemburgische Regierung nimmt die 
durch Handlungen deutlich bekundete Willensäußerung des 
Deutschen Reiches, die Verträge als nicht mehr bestehend anzu- 
sehen, zur Kenntnis. Sie erklärt Ihrerseits die tatsächliche Kün- 
digung dieser Verträge durch das Deutsche Reich anzunehmen 
und die Verträge als aufgehoben zu betrachten. 

Die beregten Verträge bilden, wie sich während des Krieges 
einwandfrei herausgestellt hat, eine Gefährdung der Selbständig- 
keit des Großherzogtums Luxemburg. Auch dieser Umstand, in 
Verbindung mit der gänzlich veränderten Sachlage, hat, abge- 
sehen von der vorerwähnten Aufhebung der Verträge, die Groß- 
herzoglich Luxemburgische Regierung zur Kündigung der be- 
treffenden Verträge berechtigt. 

Die Großherzoglich Luxemburgische Regierung beehrt sich 
demnach, der Regierung des Deutschen Reiches ergebenst zur 
Kenntnis zu bringen, daß sie die betreffenden Verträge als nicht 
jnehr verbindlich für die luxemburgische Regierung betrachtet. 
Sie kündigt hiermit ausdrücklich den Zollvcrtrag und erklärt, 
daß Luxemburg vom 31. Dezember 1918 ab aus dem Deut- 
schen Zollverein ausscheidet.» 

Mit Rücksicht auf die damals herrschenden Verkehrs^ 
Schwierigkeiten hatte die luxemburgische Regierung außerdem 
einen Auszug dieses Schreibens am 21. Dezember nach Berlin 
telegraphiert und um telegraphische Bestätigung gebeten. Die 
telcgraphische Rückäußerung des Auswärtigen Amtes vom 7. 
Januar 1919 lautete: «Es wird gebeten, die Frage der Abwick- 
lung der Geschäfte der Zolldirektion Luxemburg zu prüfen und 
Vorschläge hierher gelangen lassen zu wollen.» 

So schied am 1. Januar 1919 nach einem fast 77jährigen 
Anschluß Luxemburg aus dem Zollverein aus, nachdem die Wil- 
helm-Luxemburg-Bahnen schon seit dem 1. Dezember 1918 für 
Rechnung Frankreichs- von der Kommission der Feldeisenbahnen 
Elsaß-Lothringens in Straßburg betrieben wurden. 

Die Kündigung des Zollanschlusses führte in Luxemburg zu 
verfassungsrechtlichen Erörterungen darüber, ob diese in der 
richtigen Art und Weise erfolgt sei. 

Einerseits wurde von dem interimistischen Leiter der 
luxemburgischen Zolldirektion die Ansicht vertreten, die 
auf Befehl der Großherzogin, der nach Art. 33 der Ver- 
fassung ausschließlichen Trägerin der Exekutivgewalt, durch 
die Regierung erfolgte Kündigung des Zollanschlusses sei in 
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xcchtswirksamer Weise erfolgt, da Art. 37, Absatz 1, der luxem- 
burgischen Verfassung dem Souverän die absolute Zuständigkeit 
bezüglich internationaler Verträge zuspricht l ) Die im zweiten 
Absatz des Art. 37 2 ) formulierte Einschränkung der absoluten 
Zuständigkeit des Souveräns bezüglich internationaler Verträge 
sei, wie jede Ausnahme, strikt zu interpretieren. Also sei die 
Zustimmung der Kammer für die Lösung eines Handelsvertra- 
ges bezw. eines Zollanschlußvertrages nicht erfordert 

Der Staatsrat hingegen forderte für die Kündigung des 
Zollanschlusses die Mitwirkung derselben Organe, die beim Ab- 
schluß eines Handelsvertrages heranzuziehen wären, also die 
Kündigung durch den Souverän aber erst auf Grund eines ord- 
nungsmäßig unter Mitwirkung der Kammer zustande gekomme- 
nen diesbezüglichen Gesetzes. 

Um dieser juristischen Kontroverse ein Ende zu machen 
und jeden Zweifel an der Legalität der erfolgten Kündigung 
auszuschließen, wurde der Kammer am 11. April 1919 ein Ge- 
setzentwurf vorgelegt, dessen Art. 1 lautet: «La denonciation des 
trailes euueernant l'accession du G.-D. de Luxembourg ä l'Union 
douaniere allemande est approuvee pour sortir ses pleins et 
entiers effets ä partir du 1 er janvier 1919.» 

Nach der Kündigung des Zollanschlusses an Deutschland 
hatte die luxemburgische Regierung zunächst verfügt, daß die 
bisherigen Zoll- und Steuergesetze, insbesondere der Zolltarif, 
unverändert bleiben, daß sie gegenüber dem gesamten Zollaus- 
land nach dem Grundsatz der Meistbegünstigung ausgeführt 
werden, daß die Regierung an die Stelle des preußischen 
Finanzministeriums als oberste Verwaltungsbehörde in Zoll- 
sachen gelten und daß die in Mark festgesetzten Abgaben 
in Franken zum Satze von Fr. 1,25 für eine Mark umgerechnet 
werden sollten. Außerdem sollten Zollstationen an der preus- 
sischen und lothringischen Grenze errichtet werden. 

Die Ausführung dieses letzteren Beschlusses stieß jedoch 
auf derartige praktische Schwierigkeiten, daß die Regierung im 
Februar 1919 beschloß, nur mehr eine bestimmte Anzahl von 
Artikeln, namentlich solche, die fast ausschließlich im Güter- 
verkehr befördert wurden, dem Zoll zu unterwerfen. Auf diese 
Weise entstand folgender provisorischer, bedeutend vereinfach- 
ter, lediglich fiskalischen Zielen angepaßter Zolltarif, dessen 
Salze (in Franken für 100 kg) an allen Grenzen Luxemburgs 
gegen Deutschland, Frankreich und Belgien gleichermaßen zur 
Anwendung kamen: 

1. Kohlen, 0,15; 

2. Braunkohle und Briketts, 0,10; 

3. Koks, 0,15; 

f ) Art. 37, Absatz 1: *Lc Grand-Duc fait les traites... 

f ) Art. 37, Absatz 2: «Les traites de commerce n'ont d'clfct 

QtTapres avoir recu l'assentiment de la Chambre». 
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4. Dachschiefer, ü,Ö0; 

5. Salz, 16,00; 

6. Rohkaffee, 75,00; 

7. Zucker, 17,50; 

8. Rohtabak 1. Qualität, 220,00; Rohtabak 2. Qualität, 
100,00; 

9. Rippentabak, 100,00; 

10. Verarbeiteter Tabak; Zigarren, 700,00; Zigaretteu (außer 
lniandssteuer) 7U0,00; Rauchtabak (außer Inlands- 
steuer) Feinschnitt, Verkaufspreis über 20 Fr. das Kilo- 
gramm, 500,00; andere Rauchtabake, 400. 

Per Hektoliter in Franken: 

11. Essigessenzen in Flaschen: 50,00; Essigessenzen nicht 
in Flaschen, 20,00; 

12. Branntwein und Liköre, 000,00; 

13. Weine jeder Art (diejenigen Weine, welche per Liter 
200 Gr. Alkohol enthalten, sind als Branntweine zu 
behandeln), a) Schaumwein in Flaschen, 250,00, kein 
Schaumwein, 50,00; b) Traubensaft, Most, 25,00; 

I L Gerbstoffe, flüssige per 100 Kilogramm, 5,00; Gerb- 
stoffe feste, 0,00; 

15. Möbel roh, 15,00; Möbel gepolstert oder mit Stoff über- 
zogen, 40,00; andere 12,00 Franken. 

Die deutsche Regierung erließ ihrerseits im Juni 1919 fol- 
gende Bekanntmachung: 

«Das Großherzogtuin Luxemburg gehörte seit dem Jahre 
1842 zum deutschen Zollverein, es bildete mit dem Deutschen 
Reiche ein einheitliches Zoll-, Wirtschafts- und Handelsgebiet. 
Diese Zollgemeinschaft hat infolge einer Erklärung der luxem- 
burgischen Regierung mit dem 31. Dezember 1918 zu bestehen 
aufgehört. Das Großherzogtum Luxemburg ist jetzt dem Deut- 
schen Reich gegenüber Zollausland, und zwar sind luxembur- 
gische Waren bei der Einfuhr in das deutsche Zollgebiet den 
Zollsätzen des allgemeinen deutschen Zolltarifs vom 25. Dezem- 
ber 1902 und der diesen Tarif abändernden und ergänzenden 
Gesetze und Verordnungen unterworfen. 

Die für den Verkehr mit dem Zollausland zur Beaufsich- 
tigung und Erhebung des Zolles geltenden gesetzlichen Be- 
stimmungen sind in dem Vereinszollgesetz vom 1. Juli 1869 und 
den dazu ergangenen Ausführungsbestimmungen (Ordnungen 
und Regulativen) enthalten. Von besonderer Wichtigkeit für 
die Bewohner des Grenzbezirks ist folgendes: Die Ein- und 
Ausfuhr von Waren ist grundsätzlich nur auf bestimmten 
Straßen — den sog. Zollstraßen — und während der gesetzlich 
als Tageszeit festgesetzten Stunden zulässig. Zollstraßen 
sind: 1. alle die Grenzen gegen das Zollausland überschrei- 
tenden Eisenbahnen für den Eisenbahnverkehr; 2. die aus 
Luxemburg in den Grenzbezirk führenden und in der Bekannt- 
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machung der Oberzolldirektion Köln besonders bezeichneten 
Brücken und Straßen. Von der Bestimmung, daß die Grenze 
grundsätzlich nur während der festgesetzten Tageszeiten und 
nur auf einer Zollstraße überschritten werden darf, kann das 
zuständige Hauptzollamt in besonderen Fällen Ausnahmen zu- 
lassen. 

Sämtliche Waren sind bei der Einfuhr unmittelbar nach 
der Grenzüberschreitung oder vor der Ausfuhr bei dem an der 
betreffenden Zollstraße gelegenen Zollamt nach besonderen Vor- 
schriften anzumelden. Das Zollamt stellt fest, ob die Waren ein- 
oder ausgeführt werden dürfen und erhebt bei den zur Einfuhr 
zugelassenen Waren nach Vornahme der Beschau die Zoll- 
gefälle. 

Die Aufsicht über den Warenein- und -ausgang wird längs 
der Zollgrenze und im Grenzbezirke durch besondere Grenzauf- 
sichtsbeamte ausgeübt. Die Führer von Fuhrwerken und Schiffen 
sowie alle Personen, die Waren transportieren, müssen den 
Anordnungen der Grenzaufsichtsbeamten Folge leisten und alles 
unterlassen, wodurch diese in der Ausübung ihres Amtes ge- 
hindert werden würden. Personen, gegen die der Augenschein 
den Verdacht erregt, daß sie Waren unter den Kleidern ver- 
borgen haben und die der Aufforderung der Zollbeamten, sich 
der Gegenstände freiwillig zu entledigen, nicht sogleich voll- 
ständig genügen, können der körperliehen Durchsuchung unter- 
worfen werden. 

Im Grenzbezirk, dem in der amtlichen Bekanntmachung 
besonders bezeichneten Landstreifen, stehen den Zollbeamten 
zur Unterdrückung des Schleichhandels besonders weitgehende 
Befugnisse zu. So unterliegen auch zollpflichtige Gegenstände, 
die im Grenzbezirk gefunden werden, sofern ihr Eigentum von 
niemand in Anspruch genommen und der Nachweis ihrer Ver- 
zollung oder ihrer Herkunft aus dem freien Verkehr des Zoll- 
inlandes nicht erbracht wird, der Beschlagnahme durch die Zoll- 
verwaltung. 

Alle Maßnahmen, die darauf hinausgehen, Gegenstände, 
deren Ein-, Aus- oder Durchfuhr verboten ist, diesem Verbote 
zuwider ein-, aus- oder durchzuführen, werden im Vereinszollge- 
setz mit schweren Strafen bedroht. Diese Strafen, die in der Regel 
in der Einziehung der Ware und in einer Geldstrafe bestehen, 
werden im Wiederholungsfälle verschärft, in gewissen Fällen 
tritt sogar neben die Geldstrafe eine Gefängnis- oder Haftstrafe.» 

Die Kündigung des Zollanschlusses hatte das Großherzogtum 
in dieselbe handelspolitische Lage wie vor dem Jahre 1842 
zurückversetzt, indem es nunmehr wieder allseitig von Zoll- 
mauern umgeben war. Da nunmehr aber Luxemburg handels- 
politisch auf die Dauer nicht in dem Zustand der Isolierung ver- 
bleiben konnte, in den es durch die Lösung des bisherigen Zoll- 
anschlusses geraten war, und deshalb Verhandlungen mit 
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Frankreich und mit Belgien zwecks Herstellung eines neuen 
Zollanschlusses mit einem dieser Staaten, oder noch besser im, 
Interesse der Wahrung der politischen Selbständigkeit mit 
beiden Staaten erwünscht erschienen, wurde in einer am 30. 
Dezember 1918 unter dem Vorsitz der Großherzogin und unter 
Zuziehung der Präsidenten der Abgeordnetenkammer und des 
Staatsrates abgehaltenen Sitzung des Ministeriums beschlossen, 
den alliierten und assoziierten Regierung die stattgefundene 
Kündigung des Zoll- und Eisenbahnbetriebsvertrags mit Deutsch- 
land zu notifizieren. 

Dies geschah am 31. Dezember, worauf am 3. Januar 1919* 
England, Belgien, den Vereinigten Staaten, Frankreich und 
Italien folgende Note zugestellt wurde: 

«Repondant aux aspirations unanimes du peuple luxem- 
bourgeois, le gouvernement desire entamer des negociations en vue 
d'arriver ä un rapprochement economique entre les pays de 
TEntcnte et le Grand-Duche. II serait heureux de pouvoir exa~ 
miner avec les representants des puissances de l'Entente les 
conditions et les modalites d'un pareil rapprochement. Le gou- 
vernement grand-ducal rend hommage aux declarations faites 
par les gouvernements des puissances alliees et associees au sujet 
des droits des petits pays et s'empresse de placer l'independance 
du Grand-Duche, ainsi que les droits du peuple luxembourgeois 
ä l'egard de l'Allemagne, sous la haute protection de ces puis- 
sances. » 

In den Deutschland von den alliierten und assoziierten 
Regierungen vorgelegten Friedensbedingungen hieß es bezüglich 
Luxemburgs: 

Im III. Teil: Politische Klauseln für Europa. 

Art. 40. — Deutschland verzichtet in Bezug auf das Groß- 
herzogtum Luxemburg auf die Vorteile aller Bestimmungen, 
die zu seinen Gunsten in den Verträgen vom 8. Februar 1842, 
vom 2. April 1847, vom 20.— 25. Oktober 1865, vom 18. August 
1866, vom 21. Februar und vom 11. Mai 1867, vom 10. Mai 
1871, vom 11. Juni 1872, vom 11. November 1902 sowie in 
allen Abkommen, die diesen Verträgen folgten, enthalten sind. 

Deutschland erkennt an, daß das Großh. Luxemburg auf- 
gehört hat, mit dem 1. Januar 1919 dem deutschen Zollverein 
anzugehören, es verzichtet auf alle Rechte bezüglich des Be- 
triebes der Eienbahnen, es stimmt der Aufhebung des Regime» 
der Neutralität des Großherzogtums zu, und es nimmt im voraus 
alle internationalen Vereinbarungen an, die zwischen den ver- 
bündeten und assoziierten Mächten bezüglich des Großherzog- 
tums getroffen werden. 

Art. 41. — Deutschland verpflichtet sich, das Großherzogtum 
Luxemburg, nachdem es darum von den verbündeten und asso- 
ziierten Hauptmächten 1 ) angegangen werden wird, alle Vorteile 

*) Vereinigte Staaten, Britisches Reich, Frankreich, Italien und Japan. 
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und Rechte genießen zu lassen, die dieser Vertrag zu gunsten 
dieser Mächte oder ihrer Staatsangehörigen in wirtschaftlichen r 
Transport- und Luftschiffahrtsfragen festlegt. 

im X. Teil: Wirtschaftliche Bestimmungen. Abteilung I.r 
Handelsbeziehungen. Kapitel 1: Zollbestimmungen, Zolltarif, 
Zolleinschränkungen. 

Art. 268. — . . . . c) Die alliierten und assoziierten Mächte- 
behalten sieh das Recht vor, Deutschland die Verpflichtung 
aufzuerlegen, für die Rohstoffe und Fabrikate, welche aus dem 
Großherzogtum Luxemburg stammen oder von dort eingeführt 
werden, für einen Zeitraum von fünf Jahren von dem Inkraft- 
treten dieses Vertrags ab bei ihrer Einfuhr in das deutsche Zoll- 
gebiet völlige Zollfreiheit zu gewähren. 

Die Art und Menge der Erzeugnisse, welche diese Vorzugs- 
behandlung erfahren sollen, werden der deutschen Regierung all- 
jährlich mitgeteilt werden.. 

Die Mengen aller Erzeugnisse, die auf solche Weise jährlich 
nach Deutschland eingeführt werden können, sollen den Jahres- 
durchschnitt der im Laufe der Jahre 1911 bis 1913 versandten 
Mengen nicht übersteigen. 1 ) 

! ) Der neben dem englischen maßgebende französische Text dieser 
Artikel lautete wie folgt: 

Clauses politiques europtennes. 

Article 40. 

L'Allemagne renonce, en ce qui concerne Ie G.-D. de Luxembourg,, 
au bänefice de toutes dispositions inscrites en sa faveur dans les Trait6s 
du 8 fevrier 1842, 2 avril 1847, 20—25 octobre 1865, 18 aoüt 1866, 21 fevrier 
et 11 mai 1867, 10 mal 1871, 11 juin 1872, 11 novembre 1902, ainsi que dans 
toutes Conventions consäcutives aux dits Traitäs. 

L'Allemagne reconnait que le G.-D. de Luxembourg a cesse de faire 
Partie du Zollverein allemand ä dater du 1« janvier 1919, renonce ä tous 
droits sur l'exploitation des chemins de fer, adhere ä l'abrogation du re- 
gime de neutralite* du Grand-Duche* et aeeepte par avance tous engage- 
ments internationaux conclus par les Puissances alliees et assoctees rela- 
tivement au Grand-Duche\ 

Article 41. 

L'Allemagne s'engage ä faire b6n#lcler le G.-D. de Luxembourg, 
sur la demande qui lui sera adressle par les Principales Puissances alliges 
et assoctees, des avantages et droits, stiputes par le präsent Tratte" au 
Profit des dites Puissances ou de leurs ressortissants, en matteres econo- 
miqücs, de transport et de rtavigation aärienne. 

Clauses tconomiques. 
Article 268. 

. . . . c) Les Puissances alliges et associees se r£servent la faculte 
d'imposer ä 1'Allemagne l'obligation de recevoir en franchise de tous droits 
de douane, a leur enträe sur le territoire douanier allemand, les prodults 
naturels ou fabriqu£s, originales et en provenance du G.-D. de Luxem- 
bourg, pendant une Periode de cinq annäes ä dater de la mise en vlgueur 
du present TraitS. 

La nature et la quotite' des prodults qui ben6ficieront de ce regime- 
seront notlfiees chäque annle au Gouvernement allemand. 

Les quantitäs de chaque produit qui pourront Stre ainsi envoyäes an- 
nuellement en Allemagne ne pourront ddpasser la moyenne annuelle des 
quantitds envoy€es au cours des ann£es 1911 ä 1913. 
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In den Gegenvorschlägen der Deutsehen Regierung zu den 
.Friedensbedingungen hieß es bezüglich Luxemburgs: 

Es erscheint notwendig, daß sich Deutschland mit Luxem- 
burg über die Neuregelung der beiderseitigen Beziehungen 
verständigt. Den in wirtschaftspolitischer Hinsicht gemachten 
Vorschlägen kann nicht zugestimmt werden, da dies bedeuten 
würde, daß Luxemburg einseitig alle Vorteile aus der Zugehörig- 
keit zum deutschen Zollverein weiter genießt, während es gleich- 
zeitig aus ihm ausscheidet. Es muß an dem Grundsatz der 
•Gegenseitigkeit festgehalten werden. 

Worauf die Alliierten antworteten: 

Die Bemerkungen der deutschen Delegation über Luxemburg 
bedürfen keiner Beantwortung, da die Friedensbedingungen 
durch zwei unbestreitbare Tatsachen gerechtfertigt sind: die 
Verletzung der Neutralität des Großherzogtunis durch Deutsch- 
land während des Krieges und die Kündigung des Zollvereins, 
die Luxemburg selbst seit dem Abschluß des Waffenstillstandes 
.beschlossen und zur Kenntnis der alliierten und assoziierten 
Regierungen gebracht hat. 

An den Beratungen, die zu den obigen Abmachungen des 
Versailler Friedensvertrages bezüglich Luxemburgs führten, war 
das Großherzogtum in keiner Weise beteiligt gewesen. Deshalb 
heschränkte sich der Friedensvertrag zunächst darauf, den von 
Luxemburg ausgesprochenen, von Deutschand angenommenen 
und von Luxemburg den alliierten und assoziierten Regierungen 
offiziell notifizierten Austritt des Großherzogtums aus dem Zoll- 
verein und dem Eisenbahnbetriebsverhältnis im Art. 40 zu be- 
stätigen. 

Die weiteren Abmachungen unter Art. 41 — Gleichstellung 
der luxemburgischen Untertanen mit denjenigen der alliierten 
und assoziierten Hauptmächte hinsichtlich der diesen von 
Deutschland einzuräumenden Rechte und Vorteile in wirtschaft- 
lichen, Verkehrs- und Luftschiffahrtsangelegenheiten — und 
tunter Art. 268 — fünfjährige Zollfreiheit gewisser luxembur- 
gischer Einfuhren nach Deutschland — waren dagegen bedingter 
Natur, nämlich Vergünstigungen, die nur in Kraft treten sollten, 
falls die alliierten und assoziierten Hauptmächte Deutschland 
darum angingen, bezw. falls die Mächte Deutschland die betref- 
ienden Verpflichtungen auferlegten. 

Zwei Gedanken scheinen mir in diesen letzteren Bestim- 
mungen enthalten zu sein. 

An erster Stelle die Idee der Wiedergutmachung. Durch die 
infolge der Neutralitätsverletzung notwendig gewordene Lösung 
des Zollanschlusses Luxemburgs an Deutschland, sei das Groß- 
herzogtum, dessen Wirtschaft völlig auf diese Zollunion einge- 
stellt war, geschädigt worden, weshalb ihm, da es keine Schuld 
an der vorzeitigen Lösung des vertragsmäßig bis 1959 festge- 
legten Zollanschlusses trage, eine mehrjährige Anpassungs- 
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frist einzuräumen sei, während der das Großherzogtum den 
Vorteil der zollfreien Ausfuhr nach Deutschland genießen dürfe. 
Das ist auch der Gedanke, der aus der Antwort der Alliierten auf 
die deutschen Gegenvorschläge, in denen für die deutsch- 
luxemburgischen Wirtschaftsbeziehungen der Grundsatz der 
Gegenseitigkeit aufgestellt wurde, herausspricht 

Sodann bezweckten diese Abmachungen offenbar auch, 
einem Zollanschluß Luxemburgs an Belgien oder an Frankreich 
die Wege zu ebnen, indem für eine solche Eventualität die 
Luxemburger Deutschland gegenüber wirtschaftlich in dieselbe 
bevorzugte Lage versetzt würden, wie die Belgier bezw. die 
Franzosen. 

Durch eine unauffällige Abmachung im Iii. Teil (Politische 
Klauseln für Europa über Elsaß-Lothringen (Abschnitt V 
Art. 67) scheint Frankreich in die deutschen Rechte bezüglich 
des Betriebes der luxemburgischen Eisenbahnen eingesetzt 
worden zu sein: 

«Die französische Regierung wird in alle Rechte des Deut- 
schen Reiches über alle von der Reichseisenbahnverwaltung 
betriebenen, zur Zeit in Betrieb oder in Bau befindlichen Eisen- 
bahnlinien eingesetzt » *) Wenigstens müßte dies die Schluß- 
folgerung bei wörtlicher Auslegung dieses Artikels sein. Denn zu 
den von der Reichseisenbahnverwaltung betriebenen Linien ge- 
hören nicht nur die im Eigentum dieser Verwaltung stehenden 
elsaß-lothringischen Bahnen, sondern auch die Wilhelm-Luxem- 
burg-Bahnen. 

*) Französischer Text: Le Gouvernement francais est subroge* dans 
tous les droits de l'Empire allemand sur toutes les lignes de chemlns de 
fer gerles par Tadministration des chemins de fer d'Empire et actuelle- 
.ment en exploitation ou en construetion. 
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XXIX. Politischer Rückblick. 

Mehr als Dreiviertel-Jahrhundert hat der Zollanschluß 
Luxemburgs au die deutschen Staaten bezw. an das Deutsche 
Reich gewährt. Einen Nekrolog zu schreiben, nachdem kaum 
ein halbes Jahr seit der Lösung dieses Verhältnisses verflossen 
ist, mag ein gewagtes Beginnen sein — dennoch sei, da die vor- 
hergehenden Ausführungen zu einem zusammenfassenden Rück- 
blick geradezu drängen,, dieser Versuch unternommen. 

Zu beginnen wäre mit der politischen Würdigung. 

Au sich müßte ein Zollanschluß, der ebenso wie ein Handels- 
vertrag ein Geschäft ist, bei dem wirtschaftliche Interessen und 
nicht Gefühle den Ausschlag zu geben haben, an erster Stelle 
wirtschaftlich gewürdigt werden, aber bei dem luxemburgischen 
Zollanschluß sind schon bei seiner Entstehung politische Absich- 
ten ausschlaggebend gewesen, und die Ergänzung des Zoll - 
anschlusses von 1842 dreißig Jahre später durch einen ebenso 
bedeutsamen Eisenbahnbetriebsvertrag mit Deutschland war 
ebenfalls ein Stück europäischer Politik: ein Bestandteil des 
Frankfurter Friedens. 

Für den Deutschen Bund hatten sich die Luxemburger nicht 
zu erwärmen vermocht. Die Elukubrationen metternichschen 
Geistes der Hohen Deutschen Bundesversammlung, gerichtet 
gegen aufrührerische Kokarden, Volksversammlungen, Zeitun- 
gen und Zeitschriften, Lehrer und Schriftsteller, vor allem gegen 
allzu freie Verfassungen 1 ), kurz alles, was seit den Karlsbader 
Beschlüssen unter dem Schlagwort Demagogenverfolgung an 
Knebelung der Völker geleistet und getreulich im luxembur- 
gischen Amtsblatt registriert werden mußte, war wirklich wenig 
geeignet, in Luxemburg ein freundliches Echo zu erwecken. 

Im Deutschen Bunde spielte Luxemburg eine passive Rolle. 
Servals berichtet als Zeitgenosse: 

<Le Grand-Duche de Luxembourg n'eut pas d'autres rap- 
ports avec la Conföderation Germanique que ceux que faisait 
naitre l'occupation de la forteresse de Luxembourg par une gar- 
nison föderale fournie par la Prusse; il ne fut jamais tenu a 
rexecution des decisions de la diete de Francfort, et ne les con- 
nut que par la publication qui en etait faite par les journaux . . . 
Les Luxembourgeois obeissaient ä des tendances particularistes 
dans leurs rapports avec la Confederation Germanique; ces ten- 
dances etaient la consequence de leurs traditions historiques, de 
leurs moeurs formees par des institutions qui ne ressemblaient 
pas ä Celles de l'Allemagne. Elles ätaient fortifiees par I'üä- 

0 Siehe oben Seite 61. 



Digitized by Gt)Ogle 



— 213 — 



pression que faisait sur les esprits l'etat des provinces allemandes 
du voisinage, qui ue paraissaient pas heureuses, ainsi que lö& 
pratiques suivies dans la garnison de Luxembourg, qui cho- 
quaient une population habituee ä etre traitee avec douceur et 
a voir appliquer les priucipes d'egalite devant la loi et devant 
la justice. Les Luxembourgeois s'interessaient donc peu aux 
affaires publiques de rAllemagne, malgre les obligatious fede- 
rales qu'ils avaient ä remplir envers eile; ils resterent etranger 
au mouvement politique qui s'y produisit; ils ne s'associerent pas 
aux projets concernant la reforine des institutions federales. Oes 
projets leur montraicnt soit la creation d'un pouvoir central, 
dont les attributions plus etendues que Celles de la Diete auraient 
fait restreindre l'independance des Etats particuliers, soit memo 
celle d'un grand empire ä l'extreme frontiere duquel leur ter- 
ritoire aurait forme un faible district, dont les interets auraient 
souvent du etre sacrifies a ceux des autres provinces.» i ) 

An dieser Sachlage änderte die Auflösung des Deutscheu 
Bundes und die Aufrichtung der preußischen Hegemonie im 
Gewände des Norddeutschen Bundes und später des Deutschen 
Reiches nichts, da nach wie vor 18(36 Luxemburg in seinen poli- 
tischen und ökonomischen Beziehungen zu Deutschland es im 
Grunde stets und nur mit Preußen zu tun gehabt hatte. Preußen 
war in der Rheinprovinz sein einziger deutscher Nachbar, 
Preußen übte bis 1867 in der Stadt Luxemburg- militärische Be- 
satzungsrechte und in der luxemburgischen Zollverwaltung weit- 
gehende Aufsichtsrechte aus, preußische Beamten hatte Luxem- 
burg dauernd in seine Zollverwaltung übernehmen müssen und 
nur mit Preußen hatte Luxemburg in Zollvereinsangelegenhciten 
zu verhandeln. 

Entscheidend für die politische Stellungnahme der Luxem- 
burger zum preußischen Staat waren einmal die Empfindungen 
der mit ihnen durch verwandtschaftliche Beziehungen, durch 
Sprache, Konfession und Sitte stark liierten Rheinländer in den 
benachbarten Gebieten der Eifel und des rechten Moselufers, 
nachdem diese 1815 unter preußische Herrschaft gekommen 
waren. Preußen hatte das Rheinland als eineu mageren Trost 
für die ihm in Wien entgangene zweite Hälfte des Königreichs 
Sachsen, als ein Danaergeschenk Talloy rands und Metternichs 
in Empfang genommen. Die gefährliche Lage, in der sich diese 
völlig abgetrennten, in dem Geiste ihrer Bevölkerung so ganz 
anders gearteten Provinzen befanden, hatte die größten An- 
strengungen preußischerseits hervorgerufen, um eine Assimila- 
tion der neu erworbenen Gebiete mit den älteren Teilen der Mo- 
narchie herbeizuführen. Darunter verstand man allerdings in 
Berlin eine einseitige Übertragung der bureaukratisch-absolu- 
tistischen, auf den Adel gestützten Herrschaftsformen, wie sie 
jenseits der Elbe bestanden, auf das Rheinland, wo die franzö- 

*> Servals, Le G.-D. de Luxembourjc et le Tratte 1 de Londres, S. 7, 10. 
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sische Zeit deu Plunder des ancien regime weggefegt hatte. Ohue 
Rücksicht auf die Sitten und die Beschwerden der Rheinländer 
wurde dieser Angliederungs-Prozeß nach Methoden durchge- 
führt, die nach den Ergebnissen zu urteilen, die selbst nach den 
zwei siegreichen Kriegen von 1866 und 1871 vorlagen, wenig 
zweckmäßig gewesen sein müssen. Jedenfalls fanden die Klagen 
der Rheinländer in LvKemburg ein Echo — und auch Ver- 
ständnis. 

Denu den Luxemburgern war Gelegenheit geboten worden, 
die Seele des preußischen Staates, das Militär, unmittelbar ken- 
nen zu lernen. Bei dem durch die Jahrhunderte trotz aller 
widrigen Geschicke immer wieder durchgebrochenen Freiheits- 
und Unabhängigkeitssinn der Luxemburger, dessen Berech- 
tigung nach ihrer Meinung nicht von dem Besitz einer Mindest- 
zahl von Bajonetten abhängig war, und bei ihren demokratischen 
Anschauungen — auch in Zeiten, in denen das Wort Demokra- 
tie in deutschen Landen nicht ausgesprochen werden durfte — , 
war es unvermeidlich, daß sie in Opposition stehen würden zu 
dem Fremdkörper, den ihnen diplomatische Weisheit oktroyiert 
hatte. Mit dem Besatzungsrecht in Luxemburg hatte Preußen 
vielleicht einen materiellen, militärischen Trumpf erlangt, aber 
sicher war, daß es sich damit in eine politisch undankbare Lage 
versetzt hatte, sofern es ihm auf moralische Eroberungen und 
nicht auf die Politik der eisernen Faust ankam. Niemals in der 
Geschichte ist eine erzwungene fremde militärische Besatzung, 
trotz aller wirtschaftlichen Vorteile, die sie etwa im Gefolge 
haben konnte, zu einer Quelle politischer Sympathien geworden. 
In Mainz machte Preußen dieselben Erfahrungen wie in Luxem- 
burg, und wie, selbst nach der Gründung des Deutschen Reiches, 
eine preußische Besatzung in einer süddeutschen Residenz ge- 
wirkt haben würde, braucht nicht geschildert zu werden. 

Bei solcher Lage der Dinge war eine latente Spannung ge- 
geben, die sich auf die Beziehungen zwischen der luxembur- 
gischen und der preußischen Regierung übertrug. Die preus- 
sische Besatzung in Luxemburg wurde zu einem Herd der Kon- 
flikte, zu einer ständig fließenden Quelle der Entfremdung, trotz 
der durch den Zollanschluß immer enger werdenden wirtschaft- 
lichen Beziehungen und trotz der gesteigerten Solidarität der 
wirtschaftlichen Interessen. Um zeitweilig die schärfsten Kon- 
flikte hervorzurufen, wie diejenigen, die der Erneuerung des 
Zollanschlusses durch den Vertrag von 1853 vorausgingen, be- 
durfte es unter diesen Umständen keineswegs, wie die preus- 
sischen Militärstellen in Luxemburg nicht müde wurden, nach 
Berlin zu berichten, der besonderen Bemühungen und hervor- 
ragenden Schlauheit angeblicher luxemburgischer Revolutionäre 
und Französlinge. Es war kein Zufall, daß nach dem Abzug der 
preußischen Besatzung aus der Festung Luxemburg im Jahre 
18C>7 die Beziehungen zwischen der deutschen und der luxem- 
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burgischen Regierung in ein ruhigeres Fahrwasser gerieten, und 
daß, abgesehen von einem Zwischenfall während des deutsch- 
französischen Krieges, keine nennenswerte Schwierigkeit mehr 
zwischen beiden vorgekommen ist. 

In dem Rückblick am Schluß des ersten Bandes habe ich 
darauf hingewiesen, daß der Anschluß Luxemburgs an den Zoll- 
verein erzwungen worden und daß dadurch an Stelle des gegen- 
seitigen Vertrauens, auf dem ein so inniges Verhältnis eigentlich 
beruhen sollte, der politische Druck getreten war. Preußen, das 
den wirtschaftlichen Anschluß von 170 000 Luxemburgern nicht 
zu gering erachtet hatte, um dieserhalb den politischen Apparat 
der Heiligen Allianz in Bewegung zu setzen, verfolgte damit 
partikularistische politische Ziele, die auch ohne die unglaub- 
lichen Indiskretionen seines Gesandten im Haag *) klar erkenn- 
bar waren: Luxemburg sollte preußische Dependenz werden, die 
luxemburgische Regierung ein Vasall der preußischen, dem 
gegenüber bei politischer Willfährigkeit an wirtschaftlichen Ver- 
günsJjgungen und Gefälligkeiten nicht geknausert werden sollte. 

Solange das Großherzogtum dem Deutschen Bunde ange- 
hörte, war zwar ein Austritt aus dem Zollverein möglich, aber 
ein Zollanschluß an Belgien oder Frankreich nicht bloß aus 
allgemeinen politischen, sondern auch aus militärischen Grün- 
den undenkbar, da die Unterstellung des eines starken militä- 
risch'm Einschlages nicht entbehrenden Grenzzollschutzes unter 
eine andere Macht als diejenige, die die Landeshauptstadt besetzt 
hielt, IJnzuträglichkeiten geschaffen hätte. Nach Ablauf des 
ersten Zollanschlußvertrages blieb Luxemburg daher nur die 
Wahl zwischen der Erneuerung des Zollanschlusses und dem 
Austritt aus dem Zollverein unter Abschluß von Handelsver- 
trägen mit seinen Nachbarn, insbesondere in der Richtung eines 
Ausbaues des belgischen Zollvergünstigungsgesetzes von 1839. 

Es war klar, daß der Austritt Luxemburgs aus dem Zoll- 
verein und die Eingehung eines intimen Handelsvertragsverhält- 
nisses mit Belgien auf starke Schwierigkeiten stieß: internatio- 
nale Komplikationen schärfster Art und finanzielle Einbußen 
für die luxemburgische Staatskasse, ganz abgesehen von den 
bitteren und zur Wiederanknüpfung diesbezüglicher Verhand- 
lungen wenig ermunternden Erfahrungen, die das Großherzog- 
tum bei seiner 1841 versuchten handelspolitischen Annäherung 
an Belgien hatte machen müssen. Die Entscheidung hierüber 
aber mußte bei der ersten Erneuerung des Anschlusses an den 
Zollverein (1847), spätestens aber vor der zweiten (1853) fallen. 
Tch habe keine Unterlagen dafür gefunden, daß eine solche Even- 
tualität in Luxemburg erwogen worden wäre, vielmehr scheint 
1847 die Verlängerung des Zollanschlusses als eine Selbstver- 
ständlichkeit angesehen worden zu sein. Aber tauch in der Kon- 
fliktszeit, die dem zweiten Erneuerungsvertrag von 1853 vor- 

T ^ Siehe oben S. 81. 
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ausging, ist augenscheinlich eine andere wirtschaftliche Orien- 
tierung des Großherzogtums nicht in Betracht gekommen. Wenn 
aber die damalige luxemburgische Regierung die Absicht hatte, 
im Zollverein zu verbleiben, dann war ihre Politik der Konflikte 
und der Verschleppung Preußen gegenüber ebenso unklug wie 
sinnlos. 

Mit dem Austritt Luxemburgs aus dem Deutschen Bunde; 
dem Abzug der preußischen Besatzung und der Neutralisierung 
des Großherzogtums im Jahre 18(57 wechselten die bisherigen 
Voraussetzungen; aber weit davon entfernt, die neue politische 
Lage in der Richtung eines Wechsels der bisherigen ökono- 
mischen Orientierung ausnutzen zu wollen, war die luxembur- 
gische Regierung von der Sorge erfüllt, es könnten die neu über- 
nommenen Neutralitätspflichten eine Lösung des Anschlusses an 
den Zollverein erforderlich machen, und der luxemburgische 
Vertreter auf der Londoner Konferenz war es, der die beruhi- 
gende Erklärung seitens der Vertreter der Großmächte herbei- 
führte, daß die Neutralisierung keine Änderung in den bestehen- 
den Verhältnissen des Großherzogtums hinsichtlich des Handels 
und des Verkehrs bewirken sollte. 

Kurz, nachdem Luxemburg nolens volens nun «einmal in 
den Zollverein eingetreten war, hat es nie, auch nicht nach der 
Gründung des Deutschen Reiches, daran gedacht, auszutreten. 
Das bezeugt in eklatanter Weise die Tatsache, daß, statt den 
Ablauf des bis 1912 geltenden Zollanschluß- und Eiscnbahn- 
betriebsvertrages von 1872 abzuwarten, Luxemburg schon 1902 
diesen Vertrag freiwillig um nicht weniger als 57 Jahre ver- 
längerte. 

Die Gründe, die zu diesem Vorgehen veranlaß ten, sind bereits 
erörtert worden. Diese vorzeitige Erneuerung für eine so lange 
Periode darf nicht im Lichte der späteren Ereignisse im August 
1914 beurteilt werden. Denn als dieser Vertrag abgeschlossen 
wurde, konnte niemand billigerweise annehmen, daß Deutsch- 
land, trotz der gerade in diesem letzteren Vertrag übernomme- 
nen, im einzelnen genau ausgeführten Verpflichtungen hinsicht- 
lich der Wahrung der luxemburgischen Neutralität, diese 12 
Jahre später verletzen würde. Mit Rücksicht auf die Interessen 
der Industrie wie auch der Landwirtschaft waren die Zeitgenos- 
sen einstimmig für die vorzeitige und langfristige Erneuerung 
des Zollanschlußvertrages, wenigstens ist ein Widerspruch von 
keiner Seite laut geworden. Die Verflechtung der beiderseitigen 
wirtschaftlichen Interessen war eben so weit vorgeschritten, daß 
eine Lösung der Verbindung ohne eine wirtschaftliche und 
finanzielle Krisis, deren Tragweite nicht abzusehen war, un- 
denkbar erschien. 

Nach seinem Sieg über Frankreich hatte Deutschland sich 
im Frankfurter Friedensvertrag den Betrieb der wichtigsten 
luxemburgischen Bahnen gesichert. Ohne daß das Großherzog- 
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tum irgendwie um seine Ansicht befragt worden wäre, war 
zwischen Deutschland und Frankreich eine Substitution des bis- 
herigen Pächters der luxemburgischen Bahnen zu Gunsten des- 
Deutschen Reiche« vereinbart worden — eine Abmachung, die 
mit den gesetzlich festgelegten Rechten des luxemburgischen 
Staates bei der Verpachtung luxemburgischer Bahnen unverein- 
bar war. 

Ahnlich wie der Zollanschlußvertrag von 1842 kam also der 
.Eisenbahnbetriebsvertrag von 1872 durch einen politischen 
Druck zustande, dem Luxemburg sich nicht hatte entziehen 
können, und wenn auch sowohl der Zollanschluß wie auch der 
Betrieb der luxemburgischen Bahnen durch die Reichseisen« 
bahnen in Elsaß-Lothringen finanzielle Ergebnisse zeitigte, mit 
denen das Großherzogtum allen Anlaß hatte, zufrieden zu sein r 
so blies doch der Stachel der Vergewaltigung zurück. 

Durch alle ZoHanschlußverhandlungen N Luxemburgs mit 
Preußen bezw. mit dem Deutschen Reiche ziehen sich zwei 
Hauptfragen wie ein roter Faden trotz des Wechsels der Männer 
und der Zeiten. Nach dem oben Gesagten versteht es sich, daß 
es Fragen mit starkem politischen Einschlag waren. 

Die erste betraf die Teilnahme des Großherzogtums an den 
Beratungen der die Angelegenheiten dos Zollvereins entschei- 
denden Körperschaft. 

Solange der alte Zollverein bestand, war Luxemburg be- 
rechtigt, Anspruch auf eine Vertretung in den Gencralkun- 
ferenzen zum mindesten in der Art zu erheben, wie sie Frank- 
furt in Verbindung mit Nassau zugebilligt worden war. Diesem 
Begehr standen allerdings die erheblichen Bedenken entgegen, die 
sich aus der Personalunion des Großherzogtums mit Holland 
ergaben, wenngleich die Einwirkung der Niederlande auf die 
luxemburgischen Angelegenheiten seit der Errichtung der 
Statthalterschaft des Prinzen Heinrich (1850) fast ganz aufge- 
hört hatte. 

* 

In dieser Frage bedeutet das Jahr 1871 einen Wendepunkt 
Mit der Errichtung des Deutschen Reiches und dem Aufgehen 
des Zollvereins in das Reich waren die Voraussetzungen nicht 
mehr dieselben. Der Bundesrat war keine bloße General- 
koriferenz, sondern ein politisches Organ, und der Reichstag 
war ebenfalls etwas anderes als das Zollparlament. Die Teil- 
nahme Luxemburgs an den Beratungen dieser Körperschaften, 
gleichwie in welcher Form und unter welchen Einschränkungen, 
wäre ein Schritt von politischer Tragweite gewesen, der mit 
der Wahrung der politischen Selbständigkeit des Großherzog- 
tums und mit der gewissenhaften Erfüllung der übernommenen 
Neutralitätspflichten schlechterhin unvereinbar war. Die rast- 
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lose Übertragung der Handelspolitik in die Hände Deutschlands 
war nun einmal für Luxemburg der Preis für die Teilnahme 
an dera Geschick eines großen Wirtschaftskörpers. Der oben 
geschilderte Plan Biocbausens auf Erlangung einer luxembur- 
gischen Vertretung im deutschen Bundesrat vom Frühjahr 
1879, der nicht zur Ausführung kam, war der letzte Versuch 
Luxemburgs, sich eine wirtschaftliche Mitbestimmung zu 
sichern.*) Seitdem ist die Frage nicht mehr aufgeworfen worden. 

Ein zweiter Hauptpunkt war die Aufnahme preußischer 
Beamten in die luxemburgische Zollverwaltung. Diese Frage war 
zu der Zeit, als in Luxemburg preußische Truppen garniso- 
nierten und Preußen somit die gesamten Militär- und durch 
seine Beamten in der luxemburgischen Zollverwaltung auch 
einen wichtigen Zweig der Zivilangelegenheiten des Großherzog- 
tums kontrollieren konnte, von erheblicherer Bedeutung als 
später. In dieser Hinsicht gelang es Luxemburg allmählich, 
seine Stellung zu verbessern und die preußischen Zollbeamten, 
dio es nach dein Zollanschluß-Vertrag von 1842 hatte über- 
nehmen müssen, fast restlos durch luxemburgische zu ersetzen. 
Den Hauptposten aber, den des Präsidenten der großherzog- 
lichen Zollverwaltung, behielt Preußen, trotz der immer wieder- 
holten dringendsten Forderungen Luxemburgs auf Besetzung 
durch einen Luxemburger, bis zum letzten Tage des Zollan- 
schlusses fest in der Hand und wies alle luxemburgische 
Abänderungs- Vorschläge — Ernennung eines preußischen 
Zollrats zur Beaufsichtigung der Geschäftsführung des luxem- 
burgischen Zolldirektors, Präsentation eines Luxemburgers als 
Zolldirektor durch den preußischen Finanzminister — a 
limine ab. 

Zweifellos hatten 1842 bei der Schaffung des Zollanschlusses 
gewichtige Gründe bestanden, die die Leitung der luxembur- 
gischen Zol Verwaltung durch einen Vertreter eines anderen 
Zollvereinsstaates im Interesse des gesamten Zollvereins erfor- 
derten. Diese Gründe existierten nicht bloß für die erste Zeit 
der Organisation der Zollverwaltung des Großherzogtums nach 
den Grundsätzen des Vereins, sondern vielleicht auch noch für 
die Zeit der organischen Anpassung der luxemburgischen Ver- 
waltung und Gesetzgebung an die Verhältnisse der Vereins- 
staaten. Diese Übergangszeit war aber bei der dritten Erneuerung 
des Zollanschlusses im Jahre 1865, als die letzten Änderungen 
am Zollanschlußvertrag von 1842 vereinbart wurden, zweifellos 
gänzlich vorbei, und von diesem Zeitpunkt an kann den luxem- 
burgischen Wünschen auf Leitung der Zollverwaltung durch 
einen luxemburgischen Beamten die volle Berechtigung nicht 
abgesprochen werden. Von da an hätte Preußen, m. E. ohne 
den geringsten Schaden für die Verein Sinter essen, die Leitung 
•der Zollverwaltung in Luxemburg Einheimischen übertragen 

* — — ■ — ■ ■ ■ — ■ • * 

*) Siehe oben S. 137. 
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können, dies um so mehr, als das preußische Finanzministerium 
auch dann noch als Aufsichtsbehörde, der luxemburgischen 
Zolldirektion fungiert hätte und durch die ihm vertraglich zu- 
stehenden weitgehenden Kontroll- und Entscheidungsrechte ge- 
nügend Mittel in der Hand behielt, um auch auf einen Luxem- 
burger als Zolldirektor entscheidend einwirken zu können. 

Mit einem Worte: wenn die Anwesenheit eines hohen 
preußischen Beamten au der Spitze der luxemburgischen Zoll- 
verwaltung bis dahin mit sachlichen Gründen hatte verfochten 
werden können, so konnte nunmehr das Festhalten Preußens an 
dieser Prärogative nur durch politische Absichten erklärt 
werden. 

Der dringende Wunsch der luxemburgischen Regierung auf 
Ernennung von Einheimischen auf diesen Posten war nicht 
bloß eine Frage des Prestiges, sie hatte eine tiefere Bedeutung. 
Denn die Lage des Zolldirektors, wie sie der Vertrag von 1842 
gestaltet hatte, war eine außerordentlich schwierige und jeden- 
falls keine einfache. Der vom preußischen Finanzministerium 
präsentierte Zolldirektor war ein Preuße, der aber durch die 
Anstellung luxemburgischer Beamte wurde und als solcher dem 
Ornßherzog den Treueid zu leisten hatte. Er war der Chef einer 
luxemburgischen Behörde, aber von der Disziplinargewalt der 
luxemburgischen Regierung eximiert. Er unterstand der Auf- 
sicht der luxemburgischen Regierung, hatte aber die Befehle 
des preußischen Finanzministeriums auszuführen. Kurz: der 
Zolldirektor hatte theoretisch zweien Herren zu dienen. 

Eine solche zwiespältige Stellung setzte an die Person des 
Zolldirektors die höchsten Anforderungen und war, auch dann, 
wenn dieser tüchtig, klug, taktvoll und geschmeidig war, nur 
solange haltbar, als die beiden ihm vorgesetzten Behörden in 
Frieden und Eintracht mit einander lebten. War dies nicht 
mehr der Fall, so war es unausbleiblich, daß der luxemburgische 
Zolldirektor, der im Grunde Preuße und preußischer Beamter 
geblieben war, sich auf die Seite des preußischen Finanzminis- 
teriums schlug und durch die hierdurch noch verschärfte Zu- 
spitzung der Verhältnisse in die Opposition zur luxemburgischen 
Regierung gedrängt wurde. Praktisch, diente und konnte der 
Zolldirektor nur einem Herrn dienen. 

Servais, der als Generalverwalter der luxemburgischen 
Finanzen einen solchen Konflikt mit dem preußischen Finanz- 
ministerium und damit auch mit dem Zolldirektor in Luxemburg 
aus Anlaß der Einführung einer luxemburgischen Übergangs- 
abgabe auf Branntwein, über die im Kapitel XVIII berichtet 
wurde, auszufechten hätte, äußert sich über dieses Verhältnis 
in seinen Memoiren (S. 40) wie folgt: 

«Le membre du Gouvernement (luxembourgeois) qui a les 
finances dans ses attributions, a une täche qui n'est pas toujours 
facile par suite de la Position qu'il a a l'egard de l'administra- 
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liou des douanes. Celle-ci depend sous coriains rapports de i\ii t 
sous d'autres, du ministre des finanees ä Berlin. Elle est dirigee 
ensuitc par im fonctionnaire qui, bien qu'il prete sernient au 
Roi Grand-Duc, est un sujet prussien, sorti d'une adininistration 
prussienne, nomine sur la proposition du gouvernemönt prus- 
sien. Comme tel il ne se croit pas toujours oblige de prendre 
en grande consideration les droits et les interets du Grand-Duche 
et veille de preference ä ceux de 1' Union douaniere. Ges circons- 
taiices peuvent bien des fois devenir une cause de difficultcs 
qu'il faut ehercher ä aplan ir sans froisser, mais sans se sou- 
mettro a toutes les cxigenccs.» 

Aber auch abgesehen von dem außergewöhnlichen Fall 
gespannten' Beziehungen zwischen Luxemburg und Preußen lag 
e*s für den Chef der luxemburgischen Zollverwaltung sehr nahe, 
sich aLs den von einer Großmacht eingesetzten Kontrolleur über 
das politische Tun und Treiben eines Kleinstaates zu betrachten, 
was auf der Gegenseite eine instinktives Mißtrauen dem Zoll- 
direktor gegenüber auslöste. Besonders in den ersten Dezennien 
dos Zollanschlusses haben einzelne preußische Zolldirektoren in 
Luxemburg — wahrscheinlich nicht ohne Beeinflussung durch 
die in der preußischen Garnison grassierende Hypnose: Revo- 
lutionäre und Französlinge — es an dem nötigen Takt und dem 
Gefühl für die delikate Lage, in der sie sich befanden, fehlen 
lassen und der Versuchung nicht widerstehen können, sich in die 
innere Politik der Luxemburger zu mischen. Später haben 
diese Mißhelligkeiten, wie bereits erwähnt, völlig aufgehört. 

XXX. Wirtschaftlicher Rückblick. 

Zu einem Rückblick auf den Verlauf des Zollanschlusses 
des Großherzogtums Luxemburg an Deutschland gehört auch , 
ein Urteil über die wirtschaftlichen Folgen dieser Zollunion. 

Ein solches Urteil kann nur bei richtiger Fragestellung ab- 
gegeben werden. Es kann gefragt werden, ob Luxemburg 
während seiner Zugehörigkeit zum deutschen Zollverein wirt- 
schaftlich prosperierte oder ob es wirtschaftlich zurückging. 
Dagegen würde es müßig sein, der Frage nachzugehen, ob der 
eine Partner mehr Vorteile von der Zollunion gehabt hat als der 
andere. Das ist eine Frage, die schon bei der Beurteilung eines 
bloßen Handelsvertragsverhältnisses mit eng umgrenztem 
Wirkungsfelde schwer zu beantworten ist, wie viel schwieriger 
«iber bei einem Zollanschluß, der mehr als Dreivierteljahr- 
hundert währte und allmählich eine solche Verquickung und 
Verschmelzung der beiderseitigen Interessen schuf, die jedem 
Versuch, diese einzeln abzuwägen, spottet. Nur ein Dilettant 
kann es wagen, hierüber eine Meinung auszusprechen. 1 ) 

') Siehe oben Treitsches Urteil, 1. Band Seite 263. 
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Nicht minder müßig wäre die Frage, ub Luxemburg 
größere oder geringere Vorteile von einem Zollanschluß an Bel- 
gien oder an Frankreich gehabt hätte, denn erstens wäre der 
Anschluß an Frankreich 1842 aus Gründen der europaischen 
politischen Lage nicht zu erlangen gewesen und derjenige an 
Belgien wurde damals von diesem abgelehnt, und zweitens kann 
man nicht deduktiv ableiten, was wirtschaftlich aus einem mit 
Frankreich oder mit Belgien seit 1842 zollgeeinten Großherzog- 
tum im Laufe der Jahrzehnte geworden wäre. Übrigens wäre 
ein Zollanschluß Luxemburgs an Frankreich, falls er früher zu 
Stande gekommen wäre, höchst wahrscheinlich im Frankfurter 
Frieden ebenso gelöst worden, wie dazumal das bestehende Ver- 
hältnis zwischen der Wilhelm-Luxemburg Bahn und der 
französischen Ostbahn gesellschaft. und, selbst abgesehen von 
politischen Gründen, hätte ein französisch-luxemburgischer Zoll- 
anschluß nach 1871 gelöst werden müssen, da nach der Ver- 
schiebung der deutsch-französischen Grenze nach Westen zu 
Luxemburg und Frankreich nur noch durch einen vSchlauch 
von 8 km Breite, durch den nicht einmal eine Bahn führte, mit 
einander hätten verkehren können. 

Die oben aufgeworfene Frage läßt sich also bloß dahin 
beantworten, daß beide Parteien, Luxemburg wie Deutschland, 
im Zollanschluß wirtschaftlich außerordentlich gut mit einander 
ausgekommen sind. Dafür spricht schon der Umstand, daß, 
nachdem der Zollanschluß einmal vollzogen war, vonl keiner 
Seite an eine Lösung des Zollverhältnisses auch nur gedacht 
worden ist, daß die vorletzte Anschlußperiode, die erst 1912 
ablaufen sollte, schon 10 Jahre vorher erneuert wurde, und daß 
bei diesem Anlaß, statt der bisherigen 12jährigen Erncucnmgs- 
periode. mit einem Male eine Verlängerung um nicht weniger 
als fast ein halbes Jahrhundert vereinbart wurde. Auch ist 
die Vermutung berechtigt, daß die Sorge um die Erhaltung der 
lebenswichtigen ökonomischen Beziehungen zu Deutschland es 
war, die die luxemburgische Regierung nach der Neutralitats- 
verletzung am 2. August 1914 veranlaßte, die Beziehungen zu 
Deutschland nicht abzubrechen. 

Für Deutschland hatte der Zollanschluß Luxemburgs 
zweifelsohne vor allem politischen Wert, aber auch wirtschaftlich 
war diese Ausdehnung der Zollgrenze über die politischen 
Grenzen hinaus von nicht zu unterschätzender Bedeutung. Es 
braucht bloß auf die luxemburgischen Eisenerze und Hütten- 
werke hingewiesen zu werden, die für die deutsche Wirtschaft 
unentbehrlich geworden waren und eine der Ursachen des er- 
staunlichen wirtschaftlichen Aufschwungs Deutschlands bil- 
deten. Aus den oben S. 167 mitgeteilten Zahlen geht hervor, daß 
um das Jahr 1900 die luxemburgische Eisenerzförderung den 
dritten Teil der Förderung im deutschen Zollgebiet und die 
luxemburgische Roheisen Produktion den achten Teil der Pro- 
duktion im deutschen Zollgebiet ausmachte. 
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Was Luxemburg betrifft, für das der Zollanschluß politisch 
nicht ohne Nachteil war, so hat es dem Zollanschluß die hohe 
Blüte zu verdanken, die es in den letzten Jahrzehnten erlangt 
hat. War Luxemburg, dessen trostlose ökonomische Zustände 
vor dem Zollanschluß ich im ersten Band geschildert habe, um 
das Jahr 1840 ein armes Land, so war es 1914 eines der reichsten 
Gebiete Europas geworden. Das erhellt aus folgenden auf die 
Vorkriegszeit bezüglichen Zahlen. 1 ) 





National- 
vermögen 
in Milliarden 
Francs 


National- 
vermögen auf 
den Kopf der 
Bevölkerung. 


Staatsschuld 
in Millionen 
Francs. 


'* Staatsschuld 
auf den Kopf 
der Bevölkerung. 


Luxemburg 


3 


11 568 


22 


83 


Deutschland .... 


305 


4 700 


21 094 


306 


Frankreich 


230 


5 851 


26 371 


663 




57 


7 247 


3 700 


5C0 



Die geringe Staatsschuld, die fast ausschließlich Eisenbahn- 
bauschuld war, also eine Schuldaufnahme zu produktiven 
Zwecken darstellt, war die Begleiterscheinung eines Budgets, 
das seit dem Jahr 1867 die drückenden Militärlasten nicht mehr 
kannte, unter denen alle Staaten Europas in immer steigendem 
Maße seufzten. 

Ohne 141 km Kleinbahnen mitzurechnen, wies das Groß- 
herzogtum 1913 389 km Vollbahnen und damit eine Dichte des 
Eisenbahnnetzes auf, die diejenige all seiner selbst hervorragend 
mit Bahnen ausgestatteten Nachbarn nicht unbedeutend über- 
traf, wie folgende Zahlen für das Jahr 1913 zeigen: 





Länge der vollspurigen Eisenbahnen in km. 




Insgesamt. 


Auf 1000 Ein- 
wohner. 


Auf 100 qkm 

des Territoriums 



Frankreich 

Deutschland 


389 
40 786 
61 404 
4 369 


1,473 
1,029 
0,946 
0,578 


15 

113 

14,8 



Nicht minder günstig ist das Bild des Straßennetzes des 
Großherzogtums. Die Staatsstraßen, die im Jahre 1839 eine 
Länge von 226 km aufwiesen, erreichten im Jahr 1900 über 2000 
km. Luxemburg besaß eines der dichtesten und bestunterhaltenen 
Wegenetze Europas. 

') Nach einer Statistik aus L'Information 1919, Nr. 117. 
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Die Hebung des Wohlstandes, besonders der untern» 
Klassen, lassen folgende Zahlen aus der Statistik der Staats 
Sparkasse seit ihrer Gründung erkennen: 



Jahr. 


Zahl der jeweils 
am 31 Dezember 
bestehenden 
Sparkassen- 
bücher. 


Summe 
der Einlagen 
in Franken. 


I 

Jährliche 
Zunahme der 
EinIngen. 


Durchschnitt- 
liche Einlage 
auf einem Spar- 
kassenbuch in 
Frs. x ) 


1860 


508 


160 326 




31j 


1865 


O CT) 

2 533 


(WO OA"7 

903 367 


148 60b 2 ) 


o r /* 

356 


1870 


O 1 OO 

3 173 


1 1 Af a r\o 

1 146 498 


48 626*) 


361 


1875 


6 156 


2 064 697 


• /lO A /*\ \ 

183 640*) 


OO r 

335 


1880 


5 461 


2 174 623 


21 985 2 ) 


OOA 

393 


1 occ 

1885 


7 093 


3 309 673 


227 010») 


466 


1 890 


10 39J 


C 1 O^L AOA 

5 136 932 


o ü r ic Ali 

365 452*) 


JA » 

491 


1 OOS. 


1*7 Oi1 

I7 34 1 


f\ 4 CO OOO 

9 150 /00 


OOO Off j| 9\ 

802 754') 


e? oo 

527 


1 89b 


19 9">0 


« /\ O/* 1 AA 

10 636 130 


1 48d 430 


coo 

533 


1 89 I 


22 745 


« O J rt. 4 i~t 1 J 

12 404 914 


« o/~ o *7 0 j 

1 768 784 


545 




25 384 


13 878 669 


1 473 755 


C A C 

546 


1899 


r\f\ i o c 

29 135 


15 896 927 


rt ^\ 4 rt O C O 

2 018 258 


f A ** 

54 d 


moo 


OO OOO 

33 232 


17 541 439 


4 A A r* \ O 

1 644 512 


r* o o 

527 


1901 


A f\ O 1 O 1 

40 917 


22 571 773 


5 030 334 


<*oo 

603 


1902 


44 864 


29 165 635 


r - rto rt/~ O 

6 593 862 


O t r%. 

712 


1903 


44 864 


34 950 491 


r* ort j r\c iL 

5 784 856 


779 


1904 


in f ,«A 

48 9/2 


39 554 552 


4 604 061 


ooo 

808 


1 nrit 

1905 


CO r* /"i ' ) 

53 503 


44 413 667 


j rt p* rt t 1 c 

4 859 115 


ooo 

830 


1906 


f O j| /"\0 

57 492 


49 375 169 


4 961 502 


858 


1907 


61 049 


54 109 950 


A OO jI OO 1 

4 734 781 


886 


1908 


64 806 


57 691 212 


3 581 262 


904 


1909 


66 352 


59 189 174 


1 497 962 


892 


1910 


69 202 


61 469 339 


2 280 165 


873 


1911 


71 230 


62 834 961 


1 365 622 


812 


1912 


73 638 


64 628 393 


1 793 432 


877 


1913 


76 358 


66 273 476 


1 615 083 


868 


1914 


77 462 


67 191 424 


917 948 


867 


1915 


81 625 


80 462 722 


13 271 298 


986 


1916 


89 691 


91 219 277 


10 756 555 


1017 


1917 


100 950 


100 995 917 


9 776 640 


1000 



An der Eisenindustrie, dem Rückgrat der Industrio des- 
Großherzogtums und nebst der Landwirtschaft dem wirtschaft- 
lichen Fundament des Landes, ist der günstige Einfluß des Zoll- 
anschlusses auf das luxemburgische Wirtschaftsleben deutlich 
wahrnehmbar. 



0 Bis 1900 betrug das Maximum der zinstragenden Einlage auf eiuem. 
Sparkassenbuch, d. h. praktisch das Einlagenmaximum 1000 Fr. einschließ- 
lich der Zinsen; dann wurde dieses Maximum auf 3000 erhöht und 1917 
wieder auf 1000 herabgesetzt. 

*) Im Jahresdurchschnitt. 
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Die Bedeutung, die diese Industrie in Luxemburg im Jahre 
1013 erlangt hatte, veranschaulicht folgende Statistik. 1 ) 



In Tonnen. 



O ~ c 
O «- «"! 

ä 2 sc 



Darunter 



Luxem - : Lothrin- 



bürg. 



Saar. 



Belgien, 



Frank- 
reich. 



Produktion : 

Roheisen 

Flusseisen 

Halbzeug 

'walzerzeugnisse . . . 
Tbomasschlacken . . 



A usfuhr- Überseht! ss : 

Roheisen 

Halbzeug 

Walzer/eiiynisse 



19311670 
18099260 
34 4 50 I 
12881318 

.2010882 



9 KS 154 
089787 

358-son 



2547801 3803524 1371289 248: 
14)1990 22S02SS 20S06S5 

507 =>92 : 082140 1 15010 

051195 1939852 



2474000 
80000 
1 4(> 100212197000 



31000" -182374 



1100035 
•182037 
010500 



1201127 

500)70,8 

1 



MIHI 



393372 



-905382 
129179 
1350000 



52(^000 



-540131 



5122091 
4419245 
900000 
2641362 

700000 



58095 



77228 301247 



442657 



1603157 



Diese Blüte, die an sich in den einheimischen Produktions- 
und Konsumtionsbedingungen nicht begründet lag, verdankt die 
luxemburgische Eisenindustrie, wie Paul Würth kürzlich in 
einem Bericht über die wirtschaftliche Orientierung des Groß- 
herzogtums ausgeführt hat, dem Anschluß an den deutschen 
Zollverein. 

Denn der Inlandsbedarf an Eisenerzeugnissen hätte bei der 
gering entwickelten luxemburgischen eisen weiterverarbeitenden 
Industrie eine Schwerindustrie von solch gewaltigen Dimensionen 
nicht tragen können. Der Inlandsverbrauch betrug 1913 18 000 
t Roheisen und 45 000 t Flußeisen, d. h. nur 0,7% bezw. 3,3% 
der luxemburgischen Produktion. 

Das Eisenerzvorkommen hat allerdings dieser Industrie in 
Luxemburg die eine ihrer beiden unentbehrlichen Produktions- 
grundlagen gegeben, und die durch das Thomasverfahren ge- 
steigerte technische Wertung der Minette bot den Anlaß zur 
Erweiterung und Vermehrung der Eisenhütten, aber doch nur 
bis zu dem Grade, der durch die gegebene Erzbasis bestimmt 
wurde. Dieses Maximum hat aber die Entwicklung überschritten: 
die luxemburgische Eisenindustrie ist bedeutend über ihre 
natürliche Basis hinausgewachsen. 

Das zeigen folgende Zahlen. Im Jahre 1913 wurden in 
Luxemburg 7 333 372 t Erz gefördert, wovon 2 947 475 t expor- 
tiert wurden, 2 ) wogegen aber 3 821 697 t importiert werden 
mußten, und zwar 2 896 226 aus Elsaß-Lothringen und 812 500 



') La Sidlrurgle luxembourgeoise (L'Information 1919, Nr. 117.) 

•) Und zwar 1 060 230 t nach Deutschland und 1 57R 000 t nach Belgien. 
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.aus Frankreich. Also ergab der einheimische Bergbau mit einer 
Förderung von 7 333 372 gegenüber dem Bedarf von 8 207 594 
t ein Defizit von 874 222 t, oder 12°/o der Konsumtion. 

Ferner werden die noch im Großherzogtum befindlichen 
abbauwürdigen Erze auf etwa 230 000 000 t geschätzt. Bei einem 
Jahresverbrauch der in Luxemburg befindlichen Hochöfen, deren 
Zahl seit 1913 noch zugenommen hat, von rund 9 000 000 t 
würde der Erzvorrat nur mehr für ein Vierteljahrhundert aus- 
reichen. 

Auch in den Arbeiter Verhältnissen im Großherzogtum lag 
nicht die Begründung für die Expansion der Eisenindustrie, da. 
das Land nicht über besonders qualifizierte Arbeitskräfte ver- 
fügte;, die Arbeitslöhne wie auch die sozialen Lasten annähernd 
dieselben waren wie in Deutschland. 

Die Ursache ergab sich vielmehr aus dem Verhältnis zu 
Deutschland. Dieses, das einen steigenden Bedarf nach Eisen 
für seine zunehmende Bevölkerung und seine hoch entwickelte 
Exportindustrie aufwies, und dessen Kohlenbergwerke einen 
lohnenden und stark aufnahmefähigen Absatz in der luxem- 
burgischen Eisenindustrie erblickten, hatte das größte Interesse 
daran, die luxemburgischen Eisenerze zu verhütten und die 
luxemburgischen Eisenwerke zur Verhüttung der erreichbaren 
französischen Eisenerze zu benutzen, und da nun in der Frage, 
ob diese Verhüttungen an der Ruhr oder an der Mosel statt- 
finden sollten, die Entscheidung zu Gunsten der letzteren fiel, 
so setzte Deutschland seine Ingenieure und sein Kapital an die 
Aufgabe, die luxemburgische Eisenindustrie auf die höchste 
Stufe der Leistungsfähigkeit zu bringen. Diesem Umstände, d. 
h. dem Zollanschluß verdankte Luxemburg das Aufblühen seiner 
Eisenindustrie. «Partout donc, sagt "Wurth, nous voyons l'in- 
fluence predominante des Allemands, et cette influence est la 
consequence naturelle des relations intimes, creees par l'Union 
douaniere. Sans celle-ci, jamais l'outillage enorme, dont dispose 
aujourd'hui le Grand-Duche, et qui n'est nullement en rapport 
avec les elements d'alimentation et encore moins avec les moyens 
d'absorption offerts par le pays meine, n'aurait ete cree. 1 ) 

Die deutsche Schutzzollpolitik seit der Abkehr vom Frei- 
handel zu Beginn der 80er Jahre war vor allem der luxembur- 
gischen Landwirtschaft zu Gute gekommen, die so schwere Zeiten 
hinter sich hatte. Allerdings blieben Luxemburg die uner- 
wünschten Nebenwirkungen des Schutzzolles nicht erspart. Wie 
in Deutschland entstand im Großherzogtum das schwierige 
Problem der Verteuerung der Lebenshaltung, die seit 1907 be- 
sonders für das Fleisch stark fühlbar wurde. Die Leidtragenden 
waren die Arbeiter, der untere Mittelstand, besonders die Fest- 
besoldeten. Die Verteuerung war in Luxemburg um so empfind- 

') Travaux de la Commission sur Torientation economique du G.-D. 
«de Luxembourg. Rapports späciaux p. 4. 
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licher als das benachbarte freihändlerische Belgien sich der- 
billigsten Lebenshaltung erfreute. Aber auch in dem schutz- 
zöllnerischen Frankreich war die Lebenshaltung bedeutend 
billiger als in Luxemburg. 

Einen Maßstab für die Vorteile, die Luxemburg aus der 
Zollverbindung mit Deutschland erwachsen sind, gibt es nicht- 
Wenn ich nun in diesem Zusammenhang einige Daten über 
den finanziellen Anteil Luxemburgs an den gemeinsamen Ein- 
künften des Zollvereins bringe, so geschieht dies lediglich zur 
Illustration der steigenden Bedeutung dieser Einnahmen für den 
Staatshaushalt des Großherzogtums, nicht aber, um daraus 
Schlüsse aus dem Nutzen des Anschlusses in finanzieller Hinsicht 
zu ziehen, wozu diese Zahlen nicht ausreichen. Diese Zahlen 
sind nicht einmal völlig mit einander vergleichbar, da die- 
finanziellen Erträgnisse aus dem Zollanschluß wesentlich von 
den Änderungen des Zolltarifs und der Verbrauchssteuern ab- 
hängen. 

Die Tabellen auf Seite 227 u. f. geben eine Übersicht der 
finanziellen Ergebnisse des Zollanschlusses für die luxembur- 
gische Staatskasse seit Beginn dieses Anschlusses. 

In diesen Tabellen sind zunächst die Anteile an allen ge- 
meinschaftlichen Einnahmen des Zollvereins enthalten, an 
denen Luxemburg nach Maßgabe seiner Bevölkerung teilnahm. 
Es sind dies: 

1. Der Anteil an den Zöllen, d. h. an den Bruttoeinnahmen 
des Vereins nach Abzug der Kosten der Zollerhebung und des 
Zollschutzcs mit Einschluß der Aus- und Durchgangsabgaben. 1 ) 
(Spalte 1). 

2. Der Anteil an der gemeinschaftlichen Zuckersteuer.. 
(Spalte 3). 

3. Der Anteil an der seit 1868 gemeinschaftlichen Salzsteuer. 
(Spalte 4). 

4. Der Anteil an der seit 1809 gemeinschaftlichen Tabak- 
steuer (Spalte 5). 

o. Der Anteil an den gemeinschaftlichen Übergangsabgaben., 
die sich bis 1865 auf Wein, Tabak, Branntwein und Bier, dann 
bis 1870 auf Tabak, Branntwein und Bier, sodann bis 1889 auf 
Branntwein und Bier und von diesem Zeitpunkte an nur noch- 
auf Bier bezogen. Nach dem Austritt Luxemburgs aus der 
Norddeutschen Brausteuergemeinschaft (1910) hörte die Teil- 
nahme an der gemeinschaftlichen Übergangsabgabe auf Bier 
auf, und an deren Stelle erhob Luxemburg nunmehr eine eigene 
Übergangsabgabe auf das importierte deutsche Bier, deren Er- 
trägnisse ich ebenfalls in Spalte 2 vermerkt habe (Vgl. oben 
Seite 189). Die Zahlen für 1907—1909 enthalten den luxembur- 

*) Die DurchKanKSzölle wurden 1861 abgeschafft und die letzten Aus- 
fuhrzölle auf Lumpen und Papier 1873 aufgehoben. 



Digitized by Google 



Einkünfte des Großherzogtums Luxemburg aus seinem Zollanschluff 
an den Deutschen Zollverein bezw. an das Deutsche Reich. 



Jahr. 


Auteil an den 
gemeinschaftlichen 
Zolleinnahmen 


(2) 

Anteil an den 
gemeinschaftlichen 
Übergangsabgaben 


<3» 

Anteil an der 
gemeinschaftlichen 
Zuckersteuer 




in Taler. 


in Mark. 


in Taler. 


in Mark. 


in Taler. 


in Mark. 


1842 






ZU44 








1843 


i aa&oh 

I 44 DZU 




OOfi7 
ZZO/ 








1844 






Oü7Q 
ZD/y 




OQ1 
Zol 




1S45 


1 J 








1 UU / 




1846 


1 DU/ IJ 




1Q1«; 

iyjD 








1847 






0^70 
ZD/Z 




1 RIO 




1848 






077«^ 
Z / / D 




o/W) 

zuyz 




1849 


1111 1\1 
1 0 1 1 DJ 




ZU 03 




17Q7 
ZMl 




1850 


r 
• 




ZDD4 




10/10 
JZ4Z 




1851 


i zyooo 




OA7A 
ZO/O 




ö/oD 




1852 


1 JÖDDD 




ZÖDD 




yuu/ 




1853 


101 AAO 
1Z140Z 




z/oo 




lZoJ4 




1854 


1 lOMQ 




OKI A 

ZD14 




zI4oü 




1855 


p 




? 




p 




1856 


i )f.OA9 








1A71 Q 
ZO/ IJ 




1857 


1 OQAOM 
!Zy4ZU 








zyy4z 




1858 


1 AH0 10 

1 4uy 1 Z 


- 


r 




•ai i ao 

Ol 14Z 




1859 


1 1 1 7 14 
III/ **4 








AQt\1 7 

4yoi / 




1860 


1 12684 








45698 




1861 


1 1 RAQH 








OÖOU4 




1862 


iotxv» 

1ZJ/U3 




nou 
> i z» 




A107A 
41Z/D 




1863 






jOI I 




40.5/ 0 




1864 


1 lOZjO 




oenn 

jDuy 




«VII OQ 




1865 


1 1 1 f^'* 

III Djj 




Z43U 




DOZU* 




1866 


y / ozy 




1 7QQ 
1 /Ob 




DoO/D 




1867 


1 1 Aft*\1 
I I4ÖD 1 




1 QAA 




JjlVU 




1868 


IZDÜUJ 




1 QQ*J 

looi 




&AA7 1 
D40/ I 




1869 






1 >t(i7 

I4D/ 




AI AfiA 




1870 


1 11 700 
IJl /ZZ 




ZZ/U 




C070C 
OJ/JD 




1871 


148784 




1179 




62427 




1872 


184769 




1495 




65493 




1873 


198955 




2056 




75640 




1874 


167371 




1965 




83489 




1875 


i 


529232 




6081 




23177fr 


1876 


* « 


530612 




6202 




267520 


1877 




503128 




6283 




246186 


1878 




i 500972 


r 


6366 


1 
» 


233904 


1879 




631837 




6531 




243782: 


1880 




822208 




7247 




215047 


1881 


i 
i 


860164 




8065 


! 


338325. 

■ 



(Fortsetzung Seite 230) 



Digitized by Google 



<5ZÖ 



Jahr. 


1 .4) 1 

Anteil an der 
gemeinschaftlichen 
Salzsteuer. 


1 <>) 1 

Anteil an der 
gemeinschaftlichen 
Tabaksteuer. 


<<>) 

Einnahmen aus der Brannt- 
weinsteuer im Verkehr 
mit dem Zollverein. 




in Taler 


in Mark. 


in Taler. j in Mark. 


in Francs. 


in Taler. 


in Mark. 


1842 
















1843 
















1844 
















1845 
















1846 
















1847 
















1848 
















1849 
















1850 
















1851 
















1852 
















1853 
















1854 
















1855 










35368 






1856 










46381 


12368 




1857 










28310 


7549 




1858 










! 1635 




1859 










j 1564 




1860 












4458 




1861 












. 7470 




1862 












9602 




1863 












9153 




1864 












7155 




1865 












6314 




1866 












3616 




1867 












4434 




1»« 


53581 










4631 




1869 


51367 




1471 






4700 




1870 


53704 




1300 






4700 




1871 


55625 




1904 






4700 




1872 


54965 




2202 






4700 




1873 


54075 




1830 






4700 




1874 


55191 




1923 






4700 




1875 




161656 




3954 






14100 


1876 




162353 




4973 






42121 


1877 




171845 




4214 






51373 


1878 




172755 




3817 






41213 


1879 




176001 




4366 






47514 


1880 




179145 




31711 






53112 


1881 




174571 




50271 






48251 



(Fortsetzung Seite 231) 

Digitized by Google 



Jahr. 



Anteil an d. 
statistischen 
Oebühr 



in Mark. 



Anteil an d, 
Schaum- 
weinsteuer 



in Mark. 



Anteil an d 
Zigaretten- 
steuer 



TW) I öTT- , 

Anteil an d l Anteil an d.| 
ure- 1 Leuchtrnit- 
telsteuer 



in Mark. 



intcil an d. 
ftndwaren- 
steuer 



in Mark. I in Mark. in Mark. 



1842 
1843 
1844 
1845 
1846 
1847 
1848 
1849 
1850 
1851 
1852 
1853 
1854 
1855 
1856 
1857 
1858 
1859 
1860 
1861 
1862 
1863 
1864 
1865 
1866 
1867 
1868 
1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 
1881 



1106 



(Fortsetzung Seite 232) 



uiginzeo 



by Google 



— 230 — 



Jahr. 


" (13) 

Anten a. o. 
Kohlen- 
Steuer. 

in Mark 


OmmMDkünn« LuiMfeurgs 
■mi rtan Anüchlau in <kf ZoUtwcui 
bww. ui den Z^J&nidilan u ilu Itoiteh« Reich 


(15) 
dei 


(1« 

tieuniieroküiint ws 

H / Ti 1 ! Uli ■ l*K ['. k U Uli F 

<i. &ruwuirniLM> Mi 


in Taler. 


in Mark. 


in Francs. 


III I IdllCb. 


1842 




109829 




41 1859 


175223 


2,35 


1843 




146870 




550763 


ti 


3,14 


1844 




152218 




570817 


179904 


3,18 


1845 




160063 




600236 


»i 


3,33 


1846 




153831 




576866 


ff 


3,21 


1847 




163335 




612506 


186140 


3,29 


1848 




131313 




492424 


11 


2,65 


1849 


* 


135925 




509719 


11 


2,74 


1850 




• 




? 


189783 


? 


1851 




141348 




530055 


n 


2,79 


1852 




150217 




563314 


»1 


2,91 


1853 




137062 




513983 


192632 


2,67 


1854 




136533 




511999 


i> 


2,65 


1855 




• 






«1 




1856 




1690^3 




633837 


189480 


3,34 


1857 








637166 


M 


3,36 


1858 




176689 




662584 


»i 


3,50 


1859 




165825 




621844 


192196 


3,24 


1860 








621900 


11 


3,24 


1861 




167564 




628365 


11 


3,27 


1862 




177212 




064545 


197731 


3,36 


1863 








69001 1 


»» 


3,49 


1864 




1 77fni 

1 1 1 WOl 




663866 


>i 


3,36 


1865 




17AK01 




661954 


202937 


3,26 


1866 








587280 

■_/ w ff W 


»r 


2,90 


1867 




1 1 l) J 1 J 




661 181 

W A 4 ^/ A 


»» 


3,26 


1868 








901384 


199958 


4,51 


1869 




941447 




905426 


11 


4,53 


1870 








965366 


11 


4,83 


1871 




273619 




1026071 


11 


5,13 


1872 








1 176090 


11 


5,88 


1873 




337256 




1264710 


197528 


6,40 


1874 




314639 




1179996 


11 


5,97 


1875 






946799 


1183499 


it 


5,99 


1876 






1013781 


1267226 


205158 


6,18 


1877 






983029 


1228786 


11 


5,99 


1878 






959027 


1 198784 


11 


5,84 


1879 






1110031 


1387539 


11 


6.76 


1880 






1308470 


1635587 




7,97 


1881 






1480753 


1850941 


209570 


8,83 



(Fortsetzung Seite 233) 

* Digitized by Google 



Jahr. 


in 

Anteil an den 
gemeinschaftlichen 
Zolleinnahmen 


«2) 

Anteil an den 
gemeinschaftlichen 
Ueberga ngsabgaben . 


Anteil an der 
gemeinschaftlichen 
Zuckersteuer. 




in Taler. 


in Mark. 


in Taler. 


in Mark. 


in Taler. 


in iMark. 


1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
18S8 


• 


893558 
888195 
994836 
1011845' 
1081206: 
1157755 
1334007; 




8918 
0845 
11250 
12155 
13352 
14123 
15977 




349609 
210479 
214708 
70809 
178617 
15671 
80525 


1880 . 

1890 

1891 

1S92 

1893 

1694 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

.1900 ; 

1901 

1902 

100 3 : 

1904 

1905 
1906 


■ 


' 1621263 
1664342 
1633736 
1510096 
1452173 
1550197 
1666180. 
1823918 
1 855205 
1991810 
1939717 
1932248 
2075809 
2128046 
2130001 
2056063 
2564563 
2267496 


■ 


17506 
18640 
17604 
18621 
19080 
18814 
19502 
19188 

1Q790 

20171 
21055 

19390 
18480 
18302 
18305 
18441 
23781 




316430 
295692 
242644 
58405 
315893 
345512 
349415 
403830 

424067 

456821 

427626 
433832 
420075 
511380 
521353 
555224 


1907 
1908 
1900 




2628687 
2244091 
2687205 




283442 
269404 
80123 




581322 
599054 
616997 


1010 
1011 
1012 
1013 
1914 
1915 
1916 
1917 
J918 




2740652 
2949496 
2926181 
2720222 
1997305 
1589086 
1387241 
825874 
410870 




00693 
97970 
83413 
86253 
66493 
44854 
46703 
11825 
2196 


, 

i 


639419 
622907 
660921 
689604 
694305 
973631 
619693 
665824 
562197 



Digitized by Google 



Jahr. 


M) 

Anteil an der 
gemeinschaftlichen 
Salzsteiier 


Anteil an der 
gemeinschaftlichen 
Tabaksteuer 


Einnahmen aus der Brannt- 
steuer im Verkehr 
mit dem Zollverein 




in Tal er. 


in Mark. 


in Tal er. 


in Mark. 


in Francs. 


in Taler. 


in Mark- 


1882 




178363 




37111 






4*836 


1883 




179447 




33645 






57486 


1884 




182092 




40858 






48798 


1885 


• 


182522 




43422 






46379 


1886 




183217 




45640 






49405 


1887 




184686 




47749 






58507 


1888 




189400 




46604 






63362 


1889 




184097 




49094 






60614 


1890 




193015 




51193 






70100 


1891 




183649 




46075 






82949 


1892 




182915 




47879 






90020- 


1893 




186721 




47828 






74603 


1894 




191140 




47489 






72506. 


1895 




196065 




49674 






116043 


1896 




194503 




46825 






55357 


1897 




197037 




50316 






83663 


1898 




198470 




50032 




< Q2427 


1899 




205185 




49873 






55559 


1900 




203926 




509/3 






54163 


« /V/N * 

1901 




205422 




51844 






7910 


1902 




212924 




49330 






35066 


1903 




222405 




46081 


i 


64922 


1904 




213978 




45395 






117312 


1905 




225014 




49543 




44743 


1906 




229573 




42265 




24928- 


1907 




235958 




44761 




1 52366 


1908 




232840 




43964 




42416 


1909 




236904 




48237 




15972 


1910 




246444 




48764 




6543/ 

* 


1911 




233879 




44757 






60493 


1912 




244450 




4197*% 
4->£ / ;> 






55348 


1913 




253759 




43127 






31592 


1914 




277271 




48532 






258129 


1915 




281798 




67720 






56194 


1616 




341763 




72110 






12263 


1917 




434955 




66927 






401 


1918 




230324 




57820 






391 



Digitized by Google 



— 533 — 





(7} 


(8) 




(10) 




(12) 




Anteil an d. 


Anteil an d. 


Anteil an d. 


Anteil an d. 


Anteil an d. 


Anteil an d. 


Jahr. 


statistischen 


Schaum- 


Zigaretten- 


Lssitfsauic- 


V 1 * • A 

Leuchtrait- 


Zundwaren 


ueounr 


weinsieuer 


sicuer 


teisteuer 


Steuer 




in Mark. 


in Mark. 


in Mark. 


in Mark. 


in Mark. 


in Mark. 


1882 


1103 












18S3 


1247 












1884 


1171 












1885 


1144 












1S86 


1247 












1887 


1347 










■ 


1888 


1478 












1889 


1534 












1890 


1615 










• 


1891 


1665 










■ 


1892 


1665 












1893 


1399 












1894 


1514 












1895 


1418 












1896 


1464 












1897 


1679 












1898 


1841 












1899 


2045 












1900 


2206 












1901 


2138 












1902 


2290 


20789 










1903 


2711 


17593 










1904 


2919 


19476 










1905 


3403 


21197 










1906 


2324 


21401 


42967 








1907 


21363 


22538 


59129 








1908 


33188 


22410 


66445 








1909 


32246 


48091 


85795 


1438 


40110 


36566 


1910 


33389 


41701 


112618 


2818 


49195 


66037 


1911 


31655 


44492 


132280 


3317 


55687 


79058 


1912 


35394 


38000 


157527 


3360 


61662 


85564 


1913 


38958 


38274 


179311 


2951 


62182 


83012 


1914 


20606 


17462 


225920 


3091 


54194 


92320 


1915 


2995 


32050 


318463 


3567 


65755 


89359 


1916 


7578 


50999 


935835 


1414 


72194 


122456 


1917 


6733 


85522 


1919701 


1554 


76224 


100817 


1918 


3172 


42817 


2074221 


2149 


47179 


71185 



Digitized by Google 



— 234 — 





(13) 


< 1 4 j 




(15) 






Anteil a. d 


0.\amt rinkünfic Luitabir^g 


B<H>lk«fiBjr 


\J 1 ~l Ulk IN Ii L r litti 


lahr 
lanr. 


Kohlen- 


m im Aontlileu ;m in Zi-Hutmh 


i Zoll» sdilui uf 


steuer. 


btw. ;iui dem 






fa 


J« bpf 4 8<iölk. 




in Mark. 


in laier. 


in Mark. 


in Francs. 


(irwshfnogtuoa 


in Francs. 


1 OoZ 






1517498 


1896S72 


»» 


y,U5 


IRR'* 




1 


1380349 


1725436 


it 


Q OO 


1 OCH 






1493722 


1867152 




8,91 


IftfiS 
1 ÖOJ 


• 


■ 


1227158 


1533947 




"7 lO 

/,32 


1 oou 






1552684 


1940855 


01Q.OQ1. 


n in 
VJ,1U 


1 oo / 

IRflft 

l Ocö 






1448496 


1810620 


ii 


8,49 


i 




1570303 


1962879 


ii 


9,20 


1 ÄÄQ 

1 OO L7 






2250628 


2813285 


il 


13,19 


IROH 
1 ovu 


• 




2294597 


2868246 


il 


1 O fkO 

13,92 


1 O l* 1 




• 


2208412 


2760515 


Ol IftQQ 
21 lüöö 


13,08 








1909601 


2387001 


II 


1 1 O 1 

1 1,31 


ISO"} 


• 




2097697 


2622121 


Ii 


12,42 


1RQ4 


■ 




2227172 


2783966 


il 


1 o in 

13,19 


IOJ) 


■ 




2398297 


2997871 


Ii 


i a ort 
14,20 








2545085 


3181356 


21 IDOJ 


1 A £0 

14,62 


1 807 


- 






3229987 


ii 


1 A O 4 

14,84 


lRÜR 




! 2778818 


3473523 


n 


1d,9d 


J Ojzl 






2730255 


3412819 


i 


1d,o9 


1000 






2759396 


3449245 


ii 


1 z. oc 


1001 






2774319 


3467899 


230j43 


1 A f^C 

14,06 




i 
* 




2831625 


3539531 




i a n~7 
14,9/ 


1903 




2792336 


3490420 


ti 


1 A 

14, /D 


1004 






2750204 


3437655 


n 


14,33 


1905 






3358771 


4198464 


ii 


l 1 ,13 








3209959 


4012449 




t £Z. oo 

16,28 


}«K)7 






3929566 


4911958 


ii 


i n fti 
19,93 


iuris 






3553812 


4442265 


ii 


ifl fV) 

18,02 


10O0 






3929684 


4912105 


n 


19,93 


1010 
1 Jl v> 






4006299 


5007874 




20,32 


1911 






4235005 


5293756 


259889 


20,37 


1912 


• 




4324399 


5405499 




20,80 


1913 






4166061 


5207576 


n 


20,04 


1914 




| 3755628 


4694535 


it 


18,07 


i VI J 




3413084 


4266355 


i' 


16,42 


1916 




| 3645725 


4557 155 


t> 


17,54 


1917 


1652768 


5848323 


7310404 


il 


28,13 


1918 


2308968 


5S13489 

• 

{ 
1 

i 

i 


7266S61 


i' 


27,96 



Digitized by Google 



— 235 — 

gischen Anteil an der Brausteuer. Für das Jahr 1909 nur bis 
zum Austritt aus der Gemeinschaft am 1. August. 

Diese Zahlen habe ich, da solche Zusammenstellungen bis- 
her meines Wissens auch für kürzere Perioden nicht gemacht 
worden sind, unmittelbar aus den Akten schöpfen müssen 
und zwar sind sie für 1842 bis 1879 teils den Abrechnungen 
des preußischen Finanzministeriums, teils den Abrechnungen des 
Zentralbureaus de.s Zollvereins, bezw. seit 1872 des Reichs- 
kanzleramtes und teils den Abrechnungen der luxemburgischen 
Zolldirektion entnommen. Trotz meiner Bemühungen ist es mir 
für einige ältere Jahre nicht gelungen, die entsprechenden 
Zahlen aus dem Material ausfindig zu machen. Die dadurch ent- 
standene Lücke in der vorliegenden Statistik konnte aber auf 
die zwei Jahre 1850 und 1855 beschränkt werden, indem ich bei 
der Berechnung der Gesamteinkünfte (Spalte 7), die mir nicht 
bekannt gewordenen Anteile an den Übergangsabgaben (Spalte 
2) für die Jahre 185(3 bis 1861 jeweils mit 3000 Taler einsetzte. 
Da diese Einnahme im Laufe der Jahre keine großen Schwan- 
kungen aufweist, dürfte der Fehler für die Summen in Spalte 
7 unerheblich sein. Für die Berechnung der Einnahmen auf den 
Kopf der Bevölkerung ist der Fehler praktisch ausgeschaltet, da 
selbst eine hier wohl ausgeschlossene Abweichung der geschätz- 
ten von den wirklichen Übergangsabgaben um 1000 Taler nur 
2 Centimes auf den Kopf der Bevölkerung ausmachen würde. 

Die der Zuteilung der gemeinschaftlichen Einkünfte zu 
gründe gelegten Bevölkerungsziffern sind in Spalte 15 angegeben. 

Eine Sonderstellung nehmen die in Spalte 6 ausgewiesenen, 
dem Großherzogtum aus seinem Branntweinverkehr mit dem 
Zollverein erwachsenen Einnahmen. Es handelt sich hier nicht 
um den Anteil Luxemburgs an einer gemeinschaftlichen Steuer 
nach Maßgabe seiner Bevölkerung, sondern um Abgaben, die 
öfters ihren Charakter gewechselt haben und hier zu berück- 
sichtigen wareu, weil sie gleichsam einen Ersatz für die Ein- 
nahmen bildeten, die Luxemburg zugeflossen wären, falls es 
auch bezüglich des Branntweins in eine Steuorgcmeinschaft mit 
den Vereinsstaaten bezw. mit dem Deutschen Reich eingetreten 
wäre. 

Der wechselnde Charakter dieser Einnahmen ist bereits 
ausführlich geschildert worden; es genügt deshalb hier, die 
Hauptänderungen kurz aufzuzählen. Die für 1855 — 1857 in Frs. 
ausgedrückten Einnahmen sind der Ertrag der luxembur- 
gischerseiis eingeführten Übergangsabgaben (vgl. Kap. XVIII). 
Die in Taler ausgedrückten Einnahmen von 1858 bis 1868 sind 
der Ertrag der von Preußen an Luxemburg gezahlten Steuer- 
vergütung, die von 1869 bis 1875 durch eine jährliche Pauschale 
von 4700 Taler oder 14 100 Fr. ersetzt wurde. Von 1876 bis 1888 
wurde wieder die frühere Steuervergütung geleistet wie in der 
Zeit von 1858 und 1868. Tn den Jahren, in denen von Luxem- 
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bürg nach Deutschland mehr Branntwein auf Übergangsscheiu 
ausgeführt wurde als von Deutschland nach Luxemburg, hatte 
letzteres die Steuervergütung an Deutschland zu zahlen. Diese 
Herauszahlungen Luxemburgs sind in der Tabelle durch Kursiv- 
zahlen kenntlich gemacht. Die Zahl für 1918 erstreckt sich 
nur auf die Zeit bis 1. Oktober 1918. (Siehe Seite 194). 

Diesen ursprünglichen Einnahmequellen sind im Laufe der 
Jahre noch hinzugetreten: 

1. Seit 1881 die statistische Gebühr. Nach einem in Über- 
einstimmung mit dem deutschen Reichsgesetz vom 20. Juli 1879 
erlassenen luxemburgischen Gesetz vom 17. Dezember 1879 
wurde die Erhebung einer statistischen Abgabe für gemeinsame 
Rechnung von der Ein-, Aus- und Durchfuhr angeordnet. Diese 
Gebühr bezweckte, eine größere Genauigkeit der Handelsstatistik 
zu erzielen durch die Erfassung der zollfreien Importe und 
Exporte mittels einer geringen statistischen Anschreibungs- 
gebühr. Die Gebühr sollte im Prinzip die Kosten der Handels- 
statistik decken. Ihre Überschüsse waren daher ziemlich gering. 

Der Anteil des Großherzogtums an dem Ertrag dieser Ge- 
bühr wurde nach dem Verhältnis der Bevölkerung bestimmt, 
jedoch erst nach Vornahme erheblicher Abzüge am Bruttoertrag,, 
so daß der Nettoertrag sehr gering war und für Luxemburg in. 
keinem Verhältnis mehr stand zu seinen effektiven Bruttoein- 
nahmen aus dieser Steuer. 

Im Etatsjahr 1905 betrug zum Beispiel die Einnahme aus 
den verkauften Stempelzeichen zur Entrichtung der statistischen 
Gebühr 

in Deutschland Mk. 1376 842 

in Luxemburg « 59 934 



Mk. 1 436 776 

Außer den Anfertigungs- und Vertriebskosten (Vergütung 
an die Postverwaltung) wurden bei der Verteilung 500 000 Mk. 
vorweg zur Deckung der Kosten des Statistischen Amtes für die 
Bearbeitung der Statistik des Warenverkehrs mit dem Ausland 
abgezogen, so daß der nach der Bevölkerung verteilbare Rein- 
ertrag 1905 nur 814 232 Mk. betrug, wovon 
Deutschland Mk. 810 809 

Österreich (für Jungholz und Mittelberg) « 20 
Luxemburg « 3 403 

erhielten. 

Der effektiven Bruttoeinnahme Luxemburgs für 1905 von 
59 934 Mk. stand also die geringe Nettoeinnahme von 3403 Mk. 
gegenüber. 

An die Stelle dieser Verteilung trat ab 1. April 1907 nach 
einem Abkommen ein neuer Modus, wonach Luxemburg an 
Deutschland eine Pauschale von Va der in Luxemburg aufge- 
kommenen Roheinnahmen aus der statistischen Gebühr heraus- 
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.zahlte und den Rest behielt. Dadurch wurde der Ertrag dieser 
Gebühr für Luxemburg ungefähr verzehnfacht (Spalte 7). 

2. Seit 1902 die Schaumweinsteuer (Spalte 8). 

3. Seit 1906 die Zigarettensteuer, deren Erträgnisse infolge 
der Kriegsaufschläge seit 1916 eine solche Steigerung erfuhr, 
daß diese einzige Steuer mehr als die sämtlichen Zölle einbrachte 
(Spalte 9). 

4. Seit 1910 die Leuchtmittcl- und Zündwarensteuer (Spalten 
11 und 12). 

5. Seit 1917 die Kohlensteuer (Spalte 17). 

Zur Klarlegung der Schwankungen der Einnahmen Luxem- 
burgs aus dem Zollanschluß habe ich für die einzelnen Jahre 
die Quote berechnet, die auf den Kopf der Bevölkerung entfällt 
und diese Zahlen in einem Diagramm veranschaulicht. Diese 
Zahlen sind ihrem Ursprünge nach kein Gradmesser für die Ent- 
wicklung des Wirtschaftslebens in Luxemburg im besonderen, 
sondern lediglich ein solcher für den großen Wirtschaftskomplex, 
dem das Großherzogtum handelspolitisch angehörte. In ihnen 
spiegelt sich deutlich die Zollpolitik und die allgemeine Wirt- 
schaftslage ab mit ihrem regelmäßigen Wechsel von Niedergang 
und Hochkonjunktur, von Krisis- und Bliiteperioden. 

Schon auf den ersten Blick läßt der Verlauf dieser Kurve 
deutlich zwei Abschnitte in der Entwicklung erkennen, die durch 
den Tiefpunkt des Jahres 1866 scharf von einander getrennt 
erscheinen. 

Das Kennzeichen der ersten Periode ist Stagnation, wenn 
von dem ersten Zollanschlußjahr, das nicht als normales ange- 
sehen werden kann, abgesehen wird. Die Schwankungen be- 
wegen sich in außerordentlich engen Grenzen. Ausgehend von 
Fr. 3,14 im Jahre 1843 wird der Höhepunkt schon bei Fr. 3,50 
im Jahre 1858 erreicht. Man gewinnt den Eindruck, als wäre die 
Lage im Jahre 1865 nach einem mehr als 20jährigen Zollan- 
schluß kaum verschieden von derjenigen von 1843. Die einzige 
kräftige Bewegung ist der Absturz im Revolutionsjahr 1848 auf 
2,65 Fr. mit den darauf folgenden Krisen jähren. Endpunkt dieser 
Periode ist das Kriegsjahr 1866, dessen finanzielle Erträgnisse 
auch durch den am 1. Juli 1865 als Folge des französischen 
Handelsvertrags von 1862 in Kraft getretenen neuen Zollvereins- 
tarif mit seinen erheblich' verminderten Zollsätzen ungünstig 
beeinflußt wurden. 

Das Jahr 1868 bedeutet den Wendepunkt. Von nun an ver- 
läuft die Kurve unter großen Schwankungen kräftig nach auf- 
wärts. Die meist sehr steilen Abstürze sind im allgemeinen auf 
Krisenjahre zurückzuführen, deren Wirkungen auf den Gesamt- 
verlauf der Kurve aber in auffällig kurzer Zeit wieder wettge- 
macht werden. 

Obgleich am 1. Oktober 1870 ein neuer Zolltarif eingeführt 
worden war, der weitere Zollermäßigungen bedeutete, nahmen 
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die Einnahmen in den folgenden Jahren weiter kräftig zu. Von 
1867 waren sie bis zur wirtschaftlichen Krisis von 1873 von Fr. 
3,26 auf 6,40, d. h. in 7 Jahren fast auf das Doppelte gestiegen. 

Der Rückgang der Einnahmen in den folgenden Jahren ist, 
außer auf diese Krisis, auch auf die durch die neuen Zolltarife 
vom 1. Oktober 1873 und 1. Januar 1877 gebrachten weiteren 
Zollermäßigungen zurückzuführen. 

Der neue deutsche Zolltarif vom 15. Juli 1879 bedeutete die 
Abkehr vom Freihandel. Die Schntzzollperiode, die bis in die- 
Gegenwart hineinragt, hatte begonnen. 

Von Fr. 5,84 im Jahre 1878 steigen die Einnahmen in 5 
Jahren auf 9.05, stagnierten etwas während der Krisenjahre 
1884 bis 1888, um sich dann wie ein Pfeil von Fr. 9.20 im 
Jahre 1888 auf Fr. 13,92 im Jahre 1890 aufzuschwingen. Auf 
diese Zeit der Hochkonjunktur folgen zwei Depressionsjahre und 
schon 1894 geht es wieder mächtig aufwärts von 13,19 auf Fr. 
15,86 im Jahre 1900. Eine scharfe Krisis bricht aus. Am 14- 
Dezember 1902 wird im Reichstag das hochschutzzöllnerische 
Zollgesetz angenommen. 1904 ist die Krisis überwunden und in 
8 Jahren steigen die Einnahmen pro Kopf in einem rasenden 
Tempo von 14,53 auf 20,80, der nur durch den vorübergehenden 
Rückschlag der finanziellen Krisis von 1908 unterbrochen wird. 
Damit ist der Kulminationspunkt erreicht, dem nach Ausbruch 
dos Weltkrieges ein jäher Absturz folgt, der erst 1916 durch die 
höheren Erträge der Zigarettenstouer paralysiert wird. Mit der 
1917 eingeführten Kohlensteuer springt die Kurve fast senkrecht 
in die Höhe. Die Zahlen für 1918 erstrecken sich mir auf V* 
Jahre, nämlich nur bis zur Lösung des Zollanschlusses am 31. 
Dezember 1918, statt bis Ende des Etatsjahres 31. März 1919. 

Von Fr. 3.14 am ersten normalen Anschlußjahr (1843) war 
die Einnahme pro Kopf der Bevölkerung 1912 auf Fr. 20,80, 
d. h. fast auf dns Siebenfache gestiegen. Mit dieser ungeahnten 
Entwicklung der Einkünfte aus dem Zollanschluß hatte die 
luxemburgische Finanzverwaltung allen Anlaß, zufrieden zu 
sein, vor allem in der zweiten Periode, als Luxemburg in stei- 
gendem Maße Partizipient an dem erstaunlichen wirtschaftlichen 
Aufschwung des Deutschen Reiches geworden war. 

Was die Einkünfte aus dem Zollanschluß für den luxem- 
burgischen Staatsschatz bedeuteten, erhellt aus den Zahlen 
der Tabelle Seite 239. In der zweiten Spalte sind die ge- 
samten ordentlichen Staatseinnahmen nach den Staatsrech- 
nungen unter Weglassung eines etwaigen Überschusses des Vor- 
jahres, also die tatsächlichen regulären Einnahmen enthalten. 

Zurii Beispiel betrugen für das Jahr 1861 die gesamten 
ordentlichen Einnahmen Fr. 4 568 505 

davon ab der Überschuß der Einnahmen für 1860 » 1 166922 

bleiben also Fr. 3 401 583 
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Das Verhältnis der Einnahmen Luxemburgs aus dem ZollanscliluB 
zu seinen ordentlichen Staatseinnahmen. 



Jahr. 



Betrag der gesamten 
ord. Staatseinnahmen 
in Franken. 



Betrag der Einnahmen 
aus dem Zollverein 
in Franken. 



Die Einnahmen a. d. 
Zollverein in Prozen- 
ten der gesamten ord. 
Staatseinnahmen. 
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Jahr. 


Betrag der gesamten 
Staatseinnahmen 


Betrag der Einnahmen 
aus dem Zollverein 
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J)«i die Ausgaben für 1861 sich auf 
beliefen, verblieb für 18C1 ein Einnahmen-Über- 
schuß von 

der auf das Jahr 1802 übertragen, neben den or- 
dentlichen Einnahmen dieses Jahres von 



Fr. 4 235 041 
» 333 464 

3 717 948 

4 051 412 



4 130 279 

78 867 



zusammen j 
ergab. 

Die Ausgaben für 1862 beliefen sich auf 

also Überschuß der Ausgaben für 1862 

Die Zahlen sind ab 1846 den im Memorial veröffentlichten 
Staatsrechnungen entnommen. Für 1843 bis 1845 hat diese Ver- 
öffentlichung nicht stattgefunden, und da ich die betreffenden 
Staatsrechnungen im luxemburgischen Staats-Archiv nicht aus- 
findig machen konnte, habe ich für diese Jahre die ordentlichen 
Einnahmen nach dem Budget eingesetzt. 

Nach den Staatsrechnungen betrugen die ordentlichen Ein- 
nahmen für 1915 und 1916 Fr. 30 264 644 bezw. 26 410446, 
welche Zahlen ich jedoch um die Rückzahlungen der Gemeinden 
an die Staatskasse für die erhaltenen Vorschüsse für An- 
schaffung von Lebensmitteln und Bedarfsartikeln gekürzt habe. 
Diese Rückzahlungen betrugen 7 017 343 bezw. 7 375 974. 

Die dritte Spalte enthält die Zahlen der Spalte 14 der 
Tabelle Seite 234, d. h. die Summe der Einkünfte des Großher- 
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2ögtuinS aus dem Zollanschluß. Für 1850 und 1855 waren, wie 
bereits erwähnt, die Zahlen nicht zu ermitteln. 

Aus der vierten Spalte wird das Verhältnis der Einnahmen 
aus dem Zollanschluß zu den gesamten ordentlichen Staats- 
einnahmen ersichtlich. Das Verhältnis hat im Laufe der Jahre 
erheblich geschwankt: Tiefpunkt 1865 mit 9,9%, Höhepunkt 
35,9% im Jahre 1889. Im Durchschnitt von 72 Jahren betrugen 
die Einnahmen aus dem Zollanschluß ein Viertel der Staats- 
einnahmen. 

Diese Ergebnisse sind an sich weder auffällig, noch über- 
raschend, aber sie illustrieren besser als Worte die bodenlose 
Leichtfertigkeit der Treitschkeschen Behauptungen, die ich 
bereits am Schluß des ersten Bandes (Seite 263) gekennzeichnet 
habe. 
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Register zum ersten und zweiten Band. 



(I bedeutet erster, II zweiter Band). 

A 

Ackerbau, s. Landwirtschaft. 

Ardennen I 32, 35, 43, 47, 74, 156. 

Armut I 3J, 39 II IL 129, s. auch Hungersnot. 

Ausgleichsabgabe, sTUbergangsabgaben. 
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